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Vorwort 
Seit der Entwicklung der Theorie optimaler Besteuerungsformen 
und ihrer Verbreitung in der Bundesrepublik widmet die Steuer-
theorie den Effizienzwirkungen der Steuerpolitik eine immer 
stärkere Aufmerksamkeit. Verteilungswirkungen werden in diesem 
Rahmen nur insoweit behandelt als sie sich in den Gesamtzusammen-
hang wohlfahrtsmaximierender Steuersysteme einordnen lassen. In 
der vorliegenden Arbeit steht dagegen die Steuerwirkungslehre 
im Zentrum. Auf der Basis eines allgemeinen Gleichgewichtsmo-
dells werden die Auswirkungen unterschiedlicher Formen der Be-
steuerung 
- einerseits auf die relativen Preise einschließlich der 
steuerbedingten allokativen Verzerrungen auf den Faktor-
und Gütermärkten, 
- andererseits auf die Produktions- und Verbrauchsstrukturen 
mit ihren Folgen für die Veränderung der Einkommensver-
teilung 
untersucht. Dabei werden zugleich die effizienztheoretischen 
Grundlagen und Implikationen der Wirkungsanalyse sowie die enge 
Verbindung zwischen Effizienz und Inzidenz des Steuersystems 
aufgezeigt. Ziel der Untersuchung ist es außerdem, neben einer 
Reihe methodischer Probleme auch die zusammenhänge zwischen ver-
schiedenen in der Literatur vorherrschenden theoretischen An-
sätzen herauszuarbeiten. 
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Die Steuerwirkungslehre im allgemeinen und die Probleme der 
Steuerinzidenz, d.h. der Verteilungswirkungen unterschiedli-
cher Formen der Besteuerung, im besonderen sind Themen, mit 
denen sich die Nationalökonomie schon seit langem beschäf-
tigt. Obwohl es seit Adam Smith und David Ricardo immer wie-
der Versuche gegeben hat, die Steuerwirkungen im gesamtwirt-
schaftlichen Rahmen zu betrachten 1), lag der Schwerpunkt 
der Analyse der Steuerwirkungen lange Zeit auf der Anwendung 
der partiellen Gleichgewichtsanalyse und somit auf der Unter-
suchung der Wirkungen der Besteuerung auf das Angebot und 
die Nachfrage nach einzelnen Gütern bzw. auf das Entschei-
dungsverhalten einzelner Wirtschaftssubjekte. Erst mit der 
Entwicklung der Kreislauftheorie und dem Ausbau der allge-
meinen Gleichgewichtsanalyse konnten die Probleme der makro-
ökonomischen Steuerüberwälzung näher erforscht werden, wobei 
bis heute immer noch drei Problemkreise im Vordergrund 
stehen: 
1) Welchen Einfluß hat die Besteuerung auf die Produktions-
verhältnisse und auf die Verbrauchsstruktur? 
2) Welche Auswirkungen hat die Besteuerung auf die funktio-
nale und personelle Einkommensverteilung (Steuerinzidenz 
und Steuerlastverteilung)? 
3) Welche Auswirkungen hat die Steuerüberwälzung auf das ge-
samtwirtschaftliche Preisniveau, und welche Rolle spielt 
die Geldpolitik in diesem Zusammenhang? 
Die Klärung solcher Fragen gehört nicht nur zu den Voraus-
setzungen einer jeglichen fundierten Steuer- und Finanzpo-
litik, sondern berührt zugleich eine Reihe von Grundfragen 
1) Vgl. dazu die dogmenhistorische Darstellung bei Reckten-
wald (1966), S. 26 - 29 und 3. Kap.,sowie Musgrave 
( 1 9 5 9) , S • 3 8 5 - 401 • 
2 
der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Stabilität, die 
- insbesondere vor dem aktuellen Hintergrund verringerter 
Wachstumsspielräume - eine immer größere Bedeutung gewinnen. 
Probleme der makroökonomischen Steuerinzidenz sind in der 
Bundesrepublik bisher überwiegend im Rahmen kreislaufanaly-
tischer Verteilungstheorien behandelt worden. 1 ) In der an-
gelsächsischen Literatur haben dagegen die Untersuchungen 
von Musgrave 2 ), insbesondere aber die bahnbrechenden Ar-
beiten von Harberger über die theoretische und empirische 
Fundierung der Hypothese von der Uberwälzbarkeit der Kör-
perschaftsteuer 31 , sowie von Jones und Johnson über die 
Auswirkungen von Verzerrungen auf den Faktormärkten 4), 
eine Weiterentwicklung der allgemeinen Gleichgewichtsana-
lyse im Hinblick auf die Untersuchung effizienz- und ver-
teilungspolitischer Probleme der Besteuerung in Gang ge-
setzt 5 ). Sie beruht insbesondere darauf, daß die allgemei-
ne Gleichgewichtstheorie gegenüber den kreislaufanalytisch 
orientierten Verteilungsansätzen stärker allokationstheore-
tisch fundiert ist. Daher kann insbesondere der erste der 
oben genannten drei Problemkreise, nämlich die Frage, wel-
che Substitutionsprozesse im Angebots- und Nachfragebereich 
1) Vgl. dazu die Arbeiten von Föhl (1956/57), Bombach 
(1962), Stobbe (1962), 6. Kapitel, Scheele (1965), §§ 8 
und 11, Blümle (1967), Haller (1955/56) und (1971), 
Pohmer (1977), Rose (1977T;schneider/Nachtkamp (1977), 
Krause-Junk (1981). In der Arbeit von Scheele ist inso-
fern die neoklassische Distributionstheorie berücksich-
tigt, als dort disaggregierte Produktionsfunktionen an-
genommen werden, die eine Einbeziehung der Faktorsubsti-
tution ermöglichen. Die Arbeit von Krause-Junk enthält 
neben der Kreislaufdarstellung eine ausführliche Analy-
se der Steuerwirkungen im neoklassischen Modell. 
2) Vgl. Musgrave (1953a), ( 1953b) und (1959). 
3) Vgl. Harberger ( 1962) . 
4) Vgl. Jones ( 1965) und Johnson ( 1966) . 
5) Vgl. zur folgenden Darstellung auch Kitterer (1982b). 
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die Besteuerung durch ihren Einfluß auf die relativen Fak-
tor- und Güterpreise auslöst und welche verteilungspoliti-
schen Konsequenzen sich daraus für das Realeinkommen unter-
schiedlicher Einkommensgruppen ergeben, mit diesem Instru-
mentarium genauer erforscht werden. Außerdem erlaubt die 
allgemeine Gleichgewichtsanalyse eine differenziertere Un-
tersuchung von verteilungspolitischen Konsequenzen der Be-
steuerung im Zusammenhang mit steuerlich bedingten Verzer-
rungen der Faktor- und Güterpreisrelationen und den damit 
verbundenen Verletzungen der Bedingungen einer optimalen 
(effizienten) Allokation der Ressourcen. 
Gerade für dieses Problem der Effizienz bietet die tradi-
tionelle Art der Untersuchung von Steuer(verteilungs)wir-
kungen mit Hilfe von kreislaufanalytischen Verteilungsmo-
dellen keine Anhaltspunkte, denn die Wahl des methodischen 
Ansatzes hat auf die Ergebnisse keinen Einfluß. Es ist al-
so gleichgültig, ob man die Steuerinzidenz in einem Modell 
untersucht, das die staatliche Aktivität von vornherein 
voll erfaßt oder ob man von einem Basismodell ohne Staat 
ausgeht, die staatlichen Aktivitäten nachträglich einführt 
und Teilmodelle mit jeweils ausgewählten finanzwirtschaft-
lichen Aktivitäten miteinander vergleicht. 1 ) Für das all-
gemeine Gleichgewichtsmodell, das von Harberger (1962) 
speziell zur Untersuchung der Steuerinzidenz entwickelt 
und insbesondere von Mieszkowski, McLure und anderen aus-
gebaut wurde 2 ), trifft diese methodische Indifferenz nicht 
zu, weil man bei dem Übergang zu einem Modell mit staatli-
chen Aktivitäten die "distortion-free world" verläßt und 
1) Vgl. Pohmer (1977), S. 275 f. 
2) Vgl. Mieszkowski (1967) und (1969) sowie McLure (1975) 
mit umfangreichen Literaturangaben. Vgl. insbesondere 
auch die umfassende Arbeit von Keller (1980). 
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den Bereich der "second-best Theorie" betritt 1), durch 
deren Ergebnisse, wie insbesondere die Theorie optima+er 
Besteuerungsformen ("optimal taxation theory") zeigt, ei-
nige bisher weitgehend akzeptierte steuerpolitische Grund-
sätze, wie z.B. die Forderung nach einem einheitlichen pro-
portionalen Steuersatz im Rahmen der indirekten Besteuerung 
oder die verteilungspolitische Uberlegenheit der direkten 
Einkommensbesteuerung, in Frage gestellt werden. 2 ) 
Da das Einführen von steuerlich bedingten Verzerrungen der 
Güter- und Faktorpreisrelationen in die Inzidenzanalyse den 
Komplexitätsgrad der Modelle beträchtlich erhöht, da außer-
dem zunächst Unklarheit darüber herrschte,ob nicht die ein-
geschränkte Aussagefähigkeit der Ergebnisse alleine auf die 
Marginalanalyse und damit auf die allgemeine Unvollkommen-
heit eines jeden "first-order approaches" dieser Art zu-
rückzuführen sei 3 ), wurden dennoch lange Zeit die Ergeb-
nisse der Steuerinzidenz aus Basismodellen ohne staatliche 
Aktivität abgeleitet, so daß sich verschiedene Teilberei-
che, wie die Theorie der "factor-market distortions", 4 ) 
1) Vgl. dazu den grundlegenden Aufsatz von Lipsey/Lancaster 
(1956/57). 
2) Vgl. z.B. Wiegard (1980) sowie Rose/Wiegard (1983) 
und Seidl (1983). 
3) Vgl. Johnson/Mieszkowski (1970), S. 547 und die entspre-
chenden Anmerkungen dazu bei Ballentine/Eris (1975), 
s. 636, Fußnote 8. 
4) Vgl. dazu den Ubersichtsaufsatz von Magee (1973). 
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die inzwischen schier unübersehbare Diskussion um die 
"excess burden" und die Messung der Konsumentenrente 1 > 
und die Inzidenztheorie 2> nebeneinander her entwickelten. 
In neuerer Zeit hat es einige Versuche gegeben, das Harber-
gersche Inzidenzmodell in verschiedene Richtungen hin zu er-
weitern, insbesondere aber die Konsequenzen von "pre-exi-
sting distortions" sowie den Zusammenhang zwischen Inzi-
denz und "excess burden" herauszuarbeiten. 3 ) Die meisten 
dieser Arbeiten verlassen jedoch nicht das Konzept der 
Ein-Personen-Gesellschaft, indem sie entweder, wie Ballen-
tine/Eris (1975), die Mehrbelastung gar nicht erst unter 
Effizienzgesichtspunkten abhandeln oder, wie Vandendorpe/ 
Friedlaender (1976), von einer aggregierten sozialen Wohl-
fahrtsfunktion ausgehen bzw., wie Homma (1977), homothe-
tische Nutzenfunktionen und identische Präferenzen der am 
Wirtschaftsprozeß beteiligten Gruppen annehmen. Sofern an-
dererseits Mehrpersonengesellschaften betrachtet werden, 
wird selbst in diesem Falle häufig von einheitlichen Nut-
zenfunktionen ausgegangen und konzentrieren sich die Ar-
beiten in der Regel auf die Besteuerung der Gütermärkte, 
1) Einige Autoren haben sich besonders darum bemüht, den 
jeweiligen Stand der Diskussion zusammenzufassen: vgl. 
z.B. Walker (1955), Currie/Murphy/Schmitz (1971), Hause 
(1975). Vgl. a. die neueren Arbeiten von Diamond/McFadden 
(1974), Kay (1980) und Pazner/Sadka (1980). 
2) Harberqer, der mit seiner Arbeit aus dem Jahre' 1962 
den Anstoß zu einer Diskussion über die Körperschaft-
steuerinzidenz gab, hat selbst grundlegende Beiträge 
zu dem Problem der Messung von "welfare costs" bzw. 
der "excess burden" beigesteuert, ohne eine Verbindung 
zwischen den beiden Gebieten anzustreben. Vgl. Harberger 
(1964a), (1964b) und (1971). 
3) Den umfassendsten Ansatz dazu hat wohl Keller (1980) 
unternommen. 
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so daß die Wirkungen steuerlich bedingter Verzerrungen der 
Faktorpreisrelationen auf die gesamtwirtschaftlichen Produk-
tionsmöglichkeiten sowie die Substitutionsvorgänge im An-
gebotsbereich überhaupt vernachlässigt werden. Ihr Inter-
esse ist ohnedies fast ausnahmslos auf die Analyseoptima-
ler Steuersysteme gerichtet, die sich unter der Zielsetzung 
einer möglichst geringen Mehrbelastung, d.h. einer Minimie-
rung der in diesem Sinne definierten "efficiency costs" 
("welfare costs") ableiten lassen. 11 
Daneben gab es Anfang der siebziger Jahre eine kurze Ausein-
andersetzung zwischen Friedlaender/Due und Krauss über die 
Frage, ob es sinnvoll sei, das Mehrbelastungsargument, das 
der normativen Wohlfahrtstheorie entstamme, mit der Inzidenz 
zu verbinden, die in den Bereich der Verteilungstheorie ge-
höre.21 Denn obwohl sich beide des gleichen analytischen 
Instrumentariums bedienen, ist ihre Problemorientierung 
doch grundverschieden: Die Inzidenztheorie ist Bestandteil 
der Steuerwirkungslehre, deren primäres Anliegen darin be-
steht, zu klären, ob und in welchem Ausmaß durch bestimmte 
Besteuerungsformen die Einkommensverteilung zwischen unter-
schiedlichen Gruppen von Einkommensbeziehern tangiert wird. 
Sicherlich enthält sie auch normative Elemente, zumindest 
dann, wenn die Angebots- und Nachfragereaktionen aus be-
stimmten Zielfunktionen abgeleitet. werden. Die Mehrbela-
stungsdiskussion geht aber einen entscheidenden Schritt wei-
ter. Sie ist Bestandteil der Wohlfahrtstheorie, und ihr 
1) Beispiele dafür sind die Arbeiten von Diamond/Mirrless 
(1971b), Deaton (1977), Diamond (1978), Dixit (1979). 
Diese Aufzählung ist absolut willkürlich~enn es ist 
an dieser Stelle nicht annähernd möglich und auch nicht 
beabsich~gt, den T"i teraturboom zur "optimal taxation 
theory" darzustellen. Vgl. dazu beispielsweise die 
Bibliographie bei Atkinson/Stiglitz (1980). 
2) Vgl. Friedlaender/Due (1972) und (1974), Krauss (1974). 
7 
Hauptanliegen ist die Klärung der Frage, wie unterschied-
liche Steuersysteme aus gesamtwirtschaftlicher, genauer: 
aus gesellschaftlicher Sicht zu beurteilen sind, eine Pro-
blemstellung, die sich nur analysieren läßt, wenn eine so-
ziale Wohlfahrtsfunktion oder zumindest irgendein Maßstab 
eingeführt wird, der es erlaubt, die potentielle Verände-
rung der Einkommenssituation unterschiedlicher Gruppen von 
Einkommensbeziehern von irgendeinem übergeordneten (gesell-
schaftlichen) Gesichtspunkt her zu bewerten. Mit anderen 
Worten: Die gesamtwirtschaftliche Betrachtung von "excess 
burden" setzt interpersonelle Nutzenvergleiche in welcher 
Form auch immer voraus. Krauss empfand daher zurecht ein 
Unbehagen darüber, daß Friedlaender/Due einerseits die 
Auswirkungen des Steuersystems auf die Einkommenssitua-
tion verschiedener Gruppen, d.h. die Steuerinzidenz, un-
tersuchten, andererseits aber bei der Beurteilung der Mehr-
belastung im gleichen Zusammenhang von einer einzigen Nut-
zenfunktion ausgingen und somit eine Ein-Personen-Gesell-
schaft unterstellten. Er plädierte daher für eine stärkere 
Trennung der beiden Gesichtspunkte, während Friedlaender 
und Due in ihrer Replik zu der Auffassung kamen, "that the 
problem is not that it is inappropriate to relate the ana-
lysis of excess burden to that of differential incidence, 
but that the synthesis of these two analytical frameworks 
has not been carried sufficiently far." 1 ) 
An dieser Stelle soll die vorliegende Arbeit ansetzen, in-
dem sie im Rahmen eines integrierten Modells den Zusammen-
hang zwischen Effizienz und Inzidenz, zwischen Allokation 
und Distribution sowie zwischen disaggregierter und gesamt-
1) Vgl. Friedlaender/Due (1974), S. 415. 
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wirtschaftlicher Betrachtung sichtbar macht. Denn die 
Kontroverse über den methodischen und inhaltlichen Zusa~-
menhang zwischen Steuerinzidenz und Mehrbelastung zeigt 
ebenso wie die partiellen Ansätze zur Erweiterung des Har-
bergerschen Basismodells, daß zwischen der Steuerinzidenz 
und der Effizienzproblematik eine ganze Reihe von Berüh-
rungspunkten bestehen, die allerdings trotz der gleichen 
Bezeichnung und obwohl sie die gleiche Ursache haben, auf 
verschiedenen Ebenen liegen. Der Eingriff des Staates in 
die privatwirtschaftlichen Aktivitäten durch unterschied-
liche Formen der Besteuerung zwingt das gesamte System zu 
Anpassungen, die die Struktur des Angebots und der Nach-
frage, die Zusammensetzung des Sozialprodukts und die Ein-
kommensverteilung beeinflussen. Auf der ersten Ebene wird 
daher zu untersuchen sein, wie die staatlichen Interven-
tionen sich im Produktions- und im Nachfragebereich aus-
wirken, d.h. ob und in welchem Ausmaß die Güter- und Fak-
torpreisrelationen durch den staatlichen Eingriff verzerrt 
bzw. die Bedingungen für eine optimale Allokation der Res-
sourcen beeinträchtigt werden. In diesem Rahmen lassen sich 
auch (effizienz-)neutrale Steuersysteme definieren, und es 
kann gezeigt werden, unter welchen Bedingungen und in wel-
cher Form die Nachfrage- und Angebotsreaktionen durch das 
Steuersystem beeinflußt werden. Auf dieser Grundlage ist 
es dann möglich, die Bedeutung unterschiedlicher Formen 
der Besteuerung für die Effizienz im Sinne der gesamtwirt-
schaftlichen Mehrbelastung darzulegen, wobei gleichzeitig 
die Aggregationsprobleme bzw. die einschränkenden Annahmen, 
unter denen eine solche Analyse in der Regel stattfindet, 
sichtbar gemacht werden sollen. 
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Die disaggregierte und gesamtwirtschaftliche Effizienzana-
lyse erleichtert und erweitert die sich anschließende Un-
tersuchung der Verteilungswirkungen der Besteuerung. Denn 
im Gegensatz zu dem Harbergerschen Basismodell ohne Staat 
soll die Steuerinzidenz unter der Voraussetzung von steuer-
lich bedingten Verzerrungen auf den Güter- und Faktormärk-
ten untersucht werden und - aufbauend auf den bereits vor-
handenen Ansätzen von Jones (1971), Ballentine/Eris (1975), 
Vandendorpe/Friedlaender (1976) und teilweise auch Keller 
(1980) - die Bedeutung der Effizienz für die Verteilungs-
wirkungen unterschiedlicher Steuersysteme deutlich heraus-
gearbeitet werden. Dies geschieht zunächst unter den Vor-
aussetzungen einer verhältnismäßig hohen Aggregation, wäh-
rend daran anschließend die Effizienz- und Verteilungspro-
bleme im Mehrpersonenmodell behandelt werden, in dem eini-
ge der einschränkenden Voraussetzungen des ersten Modells 
fallen gelassen werden. Hier ergibt sich dann die Gelegen-
heit, das Verhältnis der Steuerinzidenz und der Effizienz 
(Mehrbelastung) unter wohlfahrtstheoretischen Aspekten neu 
zu definieren und die These zu belegen, daß Allokation und 
Distribution bei einer einigermaßen realistischen Betrach-
tungsweise untrennbar miteinander verbunden sind. 
Abschließend soll noch darauf hingewiesen werden, daß in 
dieser Arbeit keine Auseinandersetzung mit der "optimal 
taxation theory" stattfindet. Ebenso ist nicht beabsich-
tigt, die Probleme einer gerechten Steuerlastverteilung 
aufzugreifen und die Kontroverse "equity versus efficiency" 
abzuhandeln. Sicherlich werden sich gerade bei der Mehr-
belastungsdiskussion und im Zusammenhang mit der Erörterung 
von gesellschaftspolitischen Verteilungsmaßstäben einige 
Anknü~fungspunkte zu den beiden Themenbereichen ergeben. 
Im Zentrum der Arbeit steht aber die Untersuchung von 
Steuerwirkungen und nicht die Analyse von Zielkonflikten 
im Rahmen wohlfahrtstheoretischer Zielfunktionen. 
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2. Das Modell und seine Grundlagen 
2.1. Allgemeines 
Die Allokationstheorie ist Bestandteil der normativen Wohl-
fahrtsökonomik. Ihr Untersuchungsgegenstand ist die Frage, 
wie die einer Volkswirtschaft zur Verfügung stehenden Res-
sourcen in bezug auf bestimmte vorgegebene Zielsetzungen 
optimal (effizient) eingesetzt werden können. Eine solche 
Theorie setzt einerseits die Definition bestimmter Zielfunk-
tionen der an der Einkommensentstehung und -verwendung betei-
ligten Wirtschaftseinheiten voraus und bildet andererseits 
die methodische Basis zur Erstellung eines Referenzsystems, 
an Hand dessen festgelegt werden kann, ob und in welchem 
Sinne ein (wie auch immer definierter) Eingriff in das Sy-
stem als eine "Verbesserung" oder "Verschlechterung" oder 
als "neutral" angesehen werden kann. 
Aus der Allokationstheorie ist bekannt, daß die Bestimmung 
einer effizienten Allokation der Ressourcen im Produktions-
und Nachfragebereich keine Aussagen über die Einkommensver-
teilung beinhaltet. Jedoch darf man daraus nicht schließen, 
daß ein Optimum ohne die Festlegung einer Einkommensvertei-
lung realisierbar sei. Dies ist schon deswegen nicht möglich, 
weil Entscheidungen über die Frage, wieviele und welche Gü-
ter produziert werden sollen bzw. wieviele und welche Pro-
duktionsfaktoren dazu benötigt werden, in einem marktwirt-
schaftlichen System das Funktionieren eines über die Preise 
gesteuerten Prozesses gegenseitiger Abstimmung von Angebot und 
Nachfrage voraussetzen, in dem die Einkommensentstehung, die 
Einkommensverteilung und die Einkommensverwendung simultan 
bestimmt werden. Die Trennung von Allokation und Distribu-
tion beruht vielmehr ausschließlich auf der Tatsache, daß 
unter bestimmten einschränkenden Annahmen eine Vielzahl von 
unterschiedlichen Einkommensverteilungen vorstellbar sind, 
die die Kriterien der effizienten Allokation der Ressourcen 
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nicht verletzen. Inwieweit sich diese Dichotomisierung halten 
läßt, wenn neben den privaten Haushalten und den Unternehmen 
auch der Staat mit seinen speziellen Finanzierungsmethoden 
auftritt, soll im Verlauf der Untersuchung noch eingehender 
erörtert werden. 
Freilich kann man sich die Trennung von Allokation und Distri-
bution auch auf eine andere Art und Weise vorstellen: Sobald 
die Verhaltensweisen der Wirtschaftssubjekte aus ihren Ziel-
funktionen abgeleitet sind, kann man das Zusammenwirken ihrer 
Reaktionen in Form von Angebots- und Nachfragegleichungen in 
einem Modell untersuchen, das insofern eigenständig ist, als 
der Bezug zu den allokationstheoretischen Voraussetzungen, 
insbesondere zu den Zielfunktionen der beteiligten Wirtschafts-
einheiten, fallengelassen wird. 
Dies ist eine in der Inzidenztheorie, insbesondere bei 
Harberger, Mieszkowski und McLure, verbreitete methodische 
Vorgehensweise, die, ähnlich wie in der traditionellen neo-
klassischen Verteilungstheorie, den Eindruck vermitteln muß, 
als handle es sich bei der Einkommensverteilung nur um ein 
Problem, "das vom Mechanismus der Lohn- und Preisbildung mit 
gelöst wird." l) Harberger selbst und seine Nachfolger haben 
aber in ihren Analysen bereits begriffliche Abgrenzungen, ins-
besondere hinsichtlich der "Steueriast" bzw. der steuerbeding-
ten Realeinkommensveränderungen unterschiedlicher Gruppen, 
verwendet, deren Interpretation eigentlich nur im Zusammen-
hang mit allokationstheoretischen Uberlegungen verständlich 
werden. Einer der Gründe dafür, warum das Harbergersche Modell 
so lange Zeit mit Mißverständnissen und Unklarheiten über die 
Bedeutung der Einkommenseffekte bzw. der Mehrbelastung für 
die Steuerinzidenz ausgesetzt war, liegt sicherlich darin, 
daß die wohlfahrtstheoretischen Grundlagen nie näher erläutert 
1) Scheele (1980), S. 259 f. 
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wurden. 1 ) In dieser Arbeit sollen daher die Bedingungen einer 
effizienten Allokation der Ressourcen sowie die Reaktionen 
der Wirtschaftseinheiten stets explizit aus den Zielfunktionen 
abgeleitet werden. Dann kann man auch die interessante Frage 
beantworten, wie weit man sich von dem wohlfahrtstheoretischen 
Hintergrund entfernt bzw. welche (rigoros) vereinfachenden 
Annahmen man treffen muß, wenn man die Einkommensverteilung 
lediglich als ein Problem der Bestimmung der relativen Faktor-
preise (Löhne und Kapitaleinkommen) ansehen will. Es soll aber 
zugleich deutlich werden, in welchem Ausmaß die Bestimmung der 
Einkommensverteilung nicht nur Gegenstand einer Wirkungsanalyse, 
sondern auch der normativen Wohlfahrtsökonomik ist. 
Es ist bereits mehrfach angedeutet worden, daß die Analyse 
der Steuerwirkungen im Rahmen eines neoklassischen allgemeinen 
Gleichgewichtsmodells behandelt wird, weil sich dieses Modell 
für eine Verbindung normativer und wirkungsanalytischer zu-
sammenhänge besonders eignet. Die am Wirtschaftsprozeß be-
teiligten Gruppen sind 
- die Unternehmen, die beim vorgegebenen Stand des tech-
nischen Wissens ihre Gewinne maximieren und das Güter-
angebot herstellen; 
die privaten Haushalte, die ihren Nutzen maximieren, Faktor-
leistungen zur Verfügung stellen und die angebotenen Güter 
konsumieren, sowie 
- der Staat, der Steuern erhebt und damit Transferzahlungen 
an die privaten Haushalte finanziert. 
Das der Wirkungsanalyse zugrundeliegende neoklassische Gleich-
1) Der Leser kann sich an Hand der im Literaturverzeichnis 
angegebenen Arbeiten von Harberger, Mieszkowski und Mc-
Lure zur Steuer- (und Ausgaben-)Inzidenz davon überzeu-
gen, daß die Allokationsprobleme dort immer nur am Rande 
behandelt werden. 
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gewichtsmodell wird in dieser Arbeit in seiner komparativ-
statischen Form verwendet. Wir betrachten demnach eine statio-
näre Wirtschaft, in der die gesamtwirtschaftliche Faktoraus-
stattung - im Zwei-Sektoren-Modell sind dies die Produktions-
faktoren Arbeit und Kapital - exogen vorgegeben ist. Damit ent-
fällt die Betrachtung konjunktureller Auswirkungen des Steuer-
systems auf Produktion und Beschäftigung sowie die Analyse des 
Einflusses unterschiedlicher Steuern auf das Arbeits- und das 
Kapitalangebot. Gerade der Verzicht auf eine Untersuchung der 
gesamtwirtschaftlichen "incentives" der Steuerpolitik auf das 
Arbeitsangebot und die Kapitalbildung mag als eine beträchtliche 
Einschränkung des Aussagewertes unserer Analyse erscheinen. 
Denn in der finanzpolitischen Diskussion der letzten Jahre nimmt 
die Frage,in welcher Form man das Steuersystem umstrukturieren 
müßte, um ein höheres Wachstum des Sozialproduktes zu erreichen, 
einen verhältnismäßig breiten Raum ein. 1 ) Es besteht die Be-
fürchtung, daß durch die Progression der Lohnsteuer oder durch 
den zu hohen Anteil ertragsunabhängiger Steuern am gesamten 
Steueraufkommen Wachstumsverluste hingenommen werden müssen, 
die (unter anderem auch) durch eine Umstrukturierung des Steuer-
systems, beispielsweise durch eine Verlagerung von den direkten 
zu den indirekten Steuern, vermieden werden könnten. In diesem 
Sinne handelt es sich um die Diskussion von "excess burden". 
Für die modellmäßige Darstellung solcher "incentives" erscheint 
die Anwendung einer dynamischen (Wachstums- oder Konjunktur-) 
Theorie zwingend notwendig, wenn der Einfluß der Steuerpolitik 
auf die Kapitalakkumulation bzw. auf den langfristigen Zusammen-
hang zwischen Investitionen und Arbeitsplätzen untersucht werden 
soll. Ansätze zu solchen Theorien gibt es 2 ), und sie haben 
ihren eigenen Erkenntniswert. Sie klammern aber in der Regel den 
1) Vgl. dazu beispielsweise Jahresgutachten 1978/79, 
Ziffern 320-334, Schmidt (1979), Neumark (1981). 
2) Vgl. Phelps (1965), Scheele(1965), Krause-Junk (1981), 
S. 334-341, sowie die dort, S. 310 f., angegebene Literatur. 
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Zusammenhang zwischen Allokation und Distribution, d.h. die 
Interdependenzen zwischen der Effizienz im Produktions- und 
im Nachfragebereich einerseits und den Verteilungswirkungen 
der Steuerpolitik andererseits aus oder behandeln ihn, wenn 
überhaupt, nur am Rande. Krzyzaniak, dessen Untersuchungen 
zur langfristigen Inzidenz von Gewinnsteuern der Inzidenz-
analyse von Harberger methodisch am nächsten stehen, unter-
stellt in der aggregierten Produktionsfunktion einen Skalen-
faktor, der solche Ineffizienzen ("excess burden") im Produk-
tionsbereich erfassen soll, die sich durch die Einführung ei-
ner speziellen Steuer auf die Gewinne eines Wirtschaftszweiges 
ergeben. Im übrigen nimmt er eine exogene Wachstumsrate des 
Arbeitsangebots an. Die "incentives to work", d.h. die Substi-
tution von Arbeit durch Freizeit, werden also vollständig ver-
nachlässigt. l) schließlich bieten auch die langfristigen Ana-
lysen der Steuerwirkungen nicht immer das, was man sich unter 
den steuerlichen "incentives to invest" vorstellen mag, näm-
lich eine Analyse der Reaktion der Investoren auf die Steuer-
politik. 21 In manchen Fällen wird lediglich der Einfluß be-
stimmter Steuern auf die gesamtwirtschaftliche Sparquote und 
damit (über die Gleichgewichtsbedingung) auf die Investitionen 
1) Vgl. Krzyzaniak (1968), S. 456-460. Krzyzaniaks Unter-
suchung enthält keine Differentialanalyse. (Insofern ist 
der Titel seiner Arbeit mißverständlich. Der Begriff "dif-
ferential tax on profits" bezieht sich auf die Gewinn-
steuer in einem speziellen Wirtschaftszweig.) Vielmehr 
geht er davon aus, daß das Steueraufkommen auch wieder 
ausgegeben wird, daß aber das gesamte Ausgabevolumen des 
Staates "is a complete waste" (ebenda, S. 456). Hätte er 
dagegen angenommen, daß die Einnahmen des Staates den be-
nachteiligten Arbeitnehmern als Transferzahlungen zu-
fließen oder hätte er z.B. in die gesamtwirtschaftliche 
Produktionsf~nktion (für eventuell investive Staatsaus-
gaben) einen Skalenfaktor eingeführt, der eine Erhöhung 
der privatwirtschaftlichen Produktivität anzeigt, so wären 
die von ihm berechneten Verteilungswirkungen anders, die 
darin implizierten "excess burden" aber auf jeden Fall 
niedriger ausgefallen. Vgl. a. Mieszkowski (1969), S. 1114. 
2) Vgl. Musgrave (1959), Kap. 14. 
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und das gesamtwirtschaftliche Wachstum mit den entsprechenden 
Folgen für die unterschiedlichen Arten von Faktoreinkommen 
(Löhne und Gewinne) beschrieben. l) Man kann also bestenfalls 
von einer partiellen Berücksichtigung, nicht aber von einer 
Analyse des Zusammenhangs zwischen (In-)Effizienz und (Steuer-
last-)Verteilung sprechen. 
Mit diesen nur sehr unvollkommenen Hinweisen soll weder die 
Sinnhaftigkeit dieser Theorien bestritten oder bestätigt wer-
den,noch haben wir die Absicht, die angedeuteten Mängel durch 
eine adäquate Erweiterung dieser Modelle zu beheben. Es ging 
nur um den Gedanken, daß die Beschränkung unseres Modells auf 
eine stationäre Wirtschaft die (im technisch-formalen Sinne 
ja durchaus mögliche) Einbeziehung zumindest der gesamtwirt-
schaftlichen "incentives to invest" nicht sinnvoll erscheinen 
läßt, daß aber andererseits in den langfristigen Analysen die 
"incentives to work" häufig eine untergeordnete Rolle spielen. 
Dies spräche allerdings noch nicht dagegen, wenigstens die 
Leistungsanreize der Besteuerung auf das gesamtwirtschaftliche 
Arbeitsangebot in einer komparativ-statischen Betrachtung zu 
berücksichtigen. Ein solches vorgehen ist in der Theorie opti-
maler Besteuerungsformen ("optimal taxation theory") häufiger 
anzutreffen: Wird der Faktor Arbeit als einziger Produktions-
faktor angenommen, so repräsentiert die (kompensierte) Lohn-
elastizität des Arbeitsangebots die allokationsbedingten Wohl-
fahrtsverluste der Besteuerung ("excess burden"). 2 > Der ana-
lytische Gewinn ist aber bescheiden. Ob das gesamtwirtschaft-
liche Arbeitsangebot nämlich mit steigendem LotU1 zu- oder ab-
nimmt, läßt sich nicht theoretisch entscheiden, sondern bedarf 
einer empirischen Klärung. In diesem Punkt stehen jedoch ein-
deutige empirische Ergebnisse aus. Man bewegt sich auf äußerst 
ungesichertem Terrain. Weder ökonometrische Regressionen noch 
1) Vgl. z.B. Sato/Hoffmann (1974). 
2) Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980), Kap. 11-14. 
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mikrosoziologische Feldstudien liefern eine schlüssige Ant-
wort auf die Frage nach den Auswirkungen der Besteuerung auf 
das Arbeitsangebot. l) Der Ansatz der "optimal taxation theory" 
ist außerdem in gewissem Sinne einseitig (zumindest was die 
"optimal commodity taxation" anbetrifft). Man kann ihn trotz 
der Einbeziehung des Arbeitsangebots als (überwiegend) nach-
frageorientiert bezeichnen. Denn die Allokations- und Vertei-
lungswirkungen, die die Besteuerung im Produktionsbereich bzw. 
auf den Faktormärkten auslöst, und die sich in veränderten 
relativen Faktorpreisen niederschlagen, werden in diesen Mo-
dellen, wie bereits angedeutet, kaum berücksichtigt. Sie stel-
len somit ein Gegen·stück zur einseitig angebotsorientierten 
Harbergerschen Inzidenzanalyse dar. "In any complete assess-
ment of the desirability of particular policies, the two parts 
of the analysis need tobe brought together: 2 > Die vorlie-
gende Arbeit soll zu dieser Zusammenführung insofern einen 
Beitrag leisten,als sie die Analyse der Allokations- und Ver-
teilungsprobleme sowohl im Angebots- als auch im Nachfrage-
bereich vertieft und ihre gegenseitigen Beziehungen offenlegt, 
wobei jedoch, wie bereits erwähnt, eine gegebene gesamtwirt-
schaftliche Faktorausstattung unterstellt wird. 
Die Annahme eines konstanten bzw. exogen vorgegebenen gesamt-
wirtschaftlichen Faktorangebots bedeutet weder, daß die "excess-
burden"-Problematik entfällt, noch daß es sich um eine kurz-
fristige Betrachtung handelt. Die dem neoklassischen Gleichge-
wichtsmodell zugrundeliegende Annahme einer kontinuierlichen 
Substituierbarkeit der Produktionsfaktoren betrifft hier nicht 
die gesamtwirtschaftlichen Ebene, sondern die "Meso-Ebene", 
d.h. einzelne Wirtschaftszweige - man kann sie auch als In-
dustrien oder (Produktions-)Sektoren bezeichnen-, in denen 
1) Vgl. Häuser (1979), Atkinson/Stiglitz (1980), s. 48-59. 
Transfer-Enquete-Kommission (1981), S. 284-286. 
2) Atkinson/Stiglitz (1980), S. 364. 
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bestimmte Konsumgüter bzw. mehr oder weniger homogene Grup-· 
pen von Konsumgütern hergestellt werden und mit denen die da-
zu notwendigen Faktormärkte verbunden sind. Es werden also im 
mehrfachen Sinne Strukturprobleme behandelt, und zwar die Aus-
wirkungen der Steuerpolitik auf 
die Produktionsstruktur, d.h. die Preise und Mengen auf 
bestimmten Konsumgüter- und Faktormärkten bzw. die Ein-
kommensentstehung in unterschiedlichen Wirtschaftszweigen; 
die Nachfragestruktur, worunter einerseits die Zusammen-
setzung nach Konsumgütergruppen (Nachfragestruktur im Sinne 
der Einkommensverwendung), andererseits die Zusammenset-
zung nach einzelnen Haushaltsgruppen (Nachfragestruktur im 
Sinne der personellen Einkommensverteilung) zu verstehen 
ist. 
Der Eingriff des Staates in diese Strukturen löst, wie noch 
zu zeigen sein wird, Substitutionsprozesse auf den Konsumgü-
ter- und Faktormärkten aus, die nicht unter kurzfristigen 
Aspekten zu sehen sind. Der Zeithorizont ist eher langfristig, 
und zwar so, daß den durch das Preissystem gelenkten Faktor-
strömen ein ausreichender Anpassungszeitraum zur Verfügung 
steht, um sich jenen Verwendungsarten (Industrien) zuzuwenden, 
in denen sie die vergleichsweise höchsten Erträge erzielen. 1 > 
Hier werden dann auch sowohl "incentives to work" als auch 
"incentives to invest" wirksam, denn der staatliche Einfluß 
auf Löhne und Gewinne, spezifischer: auf die relativen Preise 
für die Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital, führt zur 
Umsetzung von Arbeitskräften und Kapital zwischen den einzel-
nen Industrien, wobei natürlich die Frage auftaucht, ob diese 
1) Man kann eine solche Betrachtungsweise, bei der der Zeit-
horizont so weit gesteckt ist, daß hinreichende einzel-
wirtschaftliche Anpassungsmöglichkeiten gegeben sind, je-
doch ohne daß die Auswirkungen auf die Kapitalakkumulation 
berücksichtigt werden, als mittelfristig bezeichnen. Vgl. 
Krzyzaniak (1968), S. 265. 
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Umsetzungen lediglich eine Umstrukturierung des Angebots und 
der Nachfrage und damit unmittelbar verbunden, die umvertei-
lung eines gegebenen Realeinkommens beinhalten oder ob die In-
tervention des Staates nicht gleichzeitig das (noch zu defi-
nierende) Niveau des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens 
tangiert. Ursachen dafür könnten steuerliche "Verzerrungen" 
der Preisrelationen auf den Konsumgüter- und Faktormärkten 
sein, die entweder verhindern, daß die gesamtwirtschaftlichen 
Produktionsmöglichkeiten optimal genutzt werden oder daß sich 
die Produktionsstruktur optimal an dte Nachfragestruktur an-
paßt. In diesen Fällen hätten die angedeuteten "incentives" 
negative strukturelle Allokationswirkungen, die letztlich 
aber die gleichen Folgen zeitigen, wie eine steuerbedingte Ein-
schränkung des gesamtwirtschaftlichen Faktorangebots, nämlich 
eine "Mehrbelastung", die man zur besseren Abgrenzung gegen-
über den gesamtwirtschaftlichen "incentives" auch als "struk-
turelle Mehrbelastung" bezeichnen kann. 
Die Funktionsweise des neoklassischen allgemeinen Gleichge-
wichtsmodells beruht auf der Annahme der vollständigen Kon-
kurrenz, bei der bekanntlich langfristig für die Unternehmer 
kein Residuum zwischen Faktorkosten und Erlösen verbleibt. Es 
fehlt also das, was man den "eigentlichen Unternehmergewinn" 
nennt. l) Eine Marktwirtschaft, in der zwischen den einzelnen 
Industrien "incentives to invest" wirksam werden sollen, wenn 
keine Gewinne gemacht werden, wäre ein seltsames ökonomisches 
Gebilde. Eine solche Kennzeichnung ginge jedoch an der Sache 
vorbei. Auch im statischen Modell existieren Gewinne, die der 
Unternehmer-Kapitalist in Form von "Zins für etwa ihm selbst 
gehörendes Kapital, Grundrente für ihm gehörende Grundstücke 
und Unternehmerlohn für von ihm geleistete Arbeit, sowie eine(r) 
Risikoprämie erhält." 2 ) Preiser hat diese statischen Profite 
1) Vgl. Bombach (1959), S. 97. 
2) Schumpeter (1916/17), S. 363. Zur (kurzen) dogmenhisto-
rischen Einordnung des Gewinnbegriffs vgl. Johnson (1973), 
Kap. 4. 
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- "Unternehmerlohn und Kapitalzins im Sinne von Böhm-Bawerks 
ursprünglichem Kapitelgewinn" - als "Normalgewinne" 11 be-
zeichnet und dargelegt, daß sie den Gewinnen entsprechen, die 
auch in der gewöhnlichen kreislaufanalytischen Darstellung 
der Einkommensverteilung auftreten. 21 
Im neoklassischen Zwei-Sektoren-Modell, wie wir es 
hier behandeln wollen, erscheinen sie dann in der (zusammen-
gefaßten) Form der Kapitaleinkommen,deren Höhe unter der Vor-
aussetzung einer gegebenen gesamtwirtschaftlichen Faktoraus-
stattung im wesentlichen durch die Kapitalrentabilität, d.h. 
durch den Preis des Produktionsfaktors Kapital bestimmt wird. 3 ) 
Dieser Preis wiederum entspricht, wie der Preis aller übrigen 
Produktionsfaktoren, im langfristigen Gleichgewicht dem Wert 
des Grenzproduktes des jeweiligen Produktionsfaktors. 
Freilich wird der neoklassichen Theorie vorgehalten, sie ver-
nachlässige institutionelle Gegebenheiten, die dazu führten, 
daß eine Entlohnung der Faktoren nach ihren Wertgrenzprodukten 
nicht möglich sei. 4 > Gerade dies ist aber der Gegenstand un-
serer Untersuchung, wenngleich wir uns hier auf solche Rahmen-
bedingungen für die private Wirtschaft beschränken, die der 
Staat durch seine Steuerpolitik vorgibt. Institutionelle Aspekte 
werden aber nicht nur durch die vom Staat gesetzten Rahmenbe-
dingungen eingeführt. Wenn man die Allokations- und Distribu-
tionswirkungen des Steuersystems auf die Entscheidung von Ein-
zelwirtschaften oder Gruppen von Wirtschaftseinheiten zurück-
führt und diese nicht nur durch funktionale Einkommenskatego-
rien, wie beispielsweise Löhne und Kapitaleinkommen, kennzeich-
net, sondern als Entscheidungseinheiten mit gewissen Zielfunk-
tionen ansieht, wird sehr schnell deutlich, auf welch unsi-
1) Vgl. Preiser (1955), S. 131 und S. 159. 
2) Vgl. Preiser (1955). 
3) Sowohl die theoretischen als auch die empirisch-stati-
stischen Probleme einer Trennung einzelner Komponenten 
des Unternehmergewinnes sind beträchtlich. Vgl. Bombach 
(1959), S. 97 und passim; Görzig (1981). 
4) Vgl. Scheele (1980), S. 265. 
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cherem Fundament so scheinbar eindeutige Begriffe, wie bei-
spielsweise die "gesamtwirtschaftliche Steuerlast" oder die 
"Verteilungswirkungen des Steuersystems" stehen, und wie sehr 
sie von Institutionen bestimmt werden, mit denen eine Gesell-
schaft ihre Allokations- und Verteilungsprobleme zu lösen ver-
sucht. Es gehört, wie bereits erwähnt, zu den Anliegen dieser 
Arbeit, auch zu zeigen; wie eng der Ökonom den Kreis seiner 
Annahmen ziehen muß, wenn er nur von Preisen und Einkommen 
oder von Angebot und Nachfrage sprechen will, wie differen-
ziert andererseits aber auch die normativen Fragestellungen 
von ökonomischen Determinanten abhängen. 1 l 
1) Wir kommen damit (zumindest teilweise) auch Preisers 
Kritik an der Grenzproduktivitätstheorie entgegen. Er 
bemängelt die Einseitigkeit ihrer "natural-ökonomischen 
Basis" und vermißt im übrigen eine Behandlung der Ange-
botsseite - damit meint er die privaten Haushalte-, 
der gesellschaftlichen Ordnung und der Machtprobleme 
in diesem Rahmen. Vgl. Preiser (1953). Wir begnügen 
uns hier mit diesem Hinweis, weil es in dieser Arbeit 
weder möglich noch beabsichtigt ist, den Gedankengang 
Preisers vollständig zu würdigen bzw. die Grundfrage 
"Macht versus ökonomisches GPsetz" eingehend zu behan-
deln. 
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2.2. Zur Trennung von Steuer- und Ausgabeninzidenz 
R.A. Musgrave hat mit seiner multiplen Theorie des Budgets dem 
Staat drei grundlegende Funktionen zugewiesen: 
- die Allokationsfunktion, d.h. die Festlegung des Niveaus 
und der Struktur der öffentlichen Güter; 
- die Distributionsfunktion, d.h. die Herbeiführung der von 
der Gesellschaft gewünschten Einkommensverteilung; 
- die Stabilisierungsfunktion, d.h. die Herstellung von Voll-
beschäftigung und Preisniveaustabilität mit Hilfe der 
kompensatorischen Finanzpolitik. 1 ) 
Selbstverständlich ist diese Einteilung nur aus analytischen 
Gründen sinnvoll, denn in der Realität sind die Dimensionen des 
direkten und indirekten Staatseinflusses so umfassend und viel-
fältig, daß es schon aus der Sicht einer beschreibenden Betrach-
tung schwerfällt, sie darzustellen und gegeneinander abzugren-
zen. 2 ) Auch wird der Finanzpolitiker bei seinen prak{ischen 
Entscheidungen stets gezwungen sein, alle Aspekte zugleich, 
wenn auch mit unterschiedlichen Gewichtungen, zu beachten. Für 
die theoretische Analyse ist es allerdings notwendig und von 
Vorteil, sich nicht in einer vollständigen Abbildung der Rea-
lität zu versuchen, sondern bestimmte Schwerpunkte zu bilden. 
Der Vorteil dieses Vorgehens liegt in der Vertiefung der Ana-
lyse, der Nachteil liegt darin, daß mit einer einseitigen Mo-
dellbetrachtung auch ein gewisser Realitätsverlust hingenommen 
werden muß. Diese allgemeine Vorbemerkung ist notwendig, weil 
im folgenden ausschließlich die Allokations- und Verteilungs-
wirkungen des Steuersystems im Mittelpunkt stehen sollen. Jene, 
in der Realität sicherlich nicht unbedeutenden Verteilungswir-
kungen, die von der realwirtschaftlichen Tätigkeit der öffent-
lichen Hand, d.h. vom Staatsverbrauch bzw. von den öffentlichen 
1) Vgl. Musgrave (1959), Kap. 1. 
2) Vgl. Pohmer (1982). 
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Investitionen, ausgehen, sollen dagegen ebenso ausgeklammert 
werden, wie die interpersonellen und intertemporalen Vertei-
lungswirkungen der Staatsverschuldung. Auf der Ausgabenseite 
des Staatshaushalts werden nur Transferzahlungen an die priva-
ten Haushalte unterstellt. 
Die Konzentration der Analyse auf die Steuer-(Transfer-)Inzi-
denz und ihre vollständige Trennung von der Ausgabeninzidenz 
soll eine eindeutige analytische Zurechnung von Veränderungen 
im Steuersystem und Veränderungen der dadurch tangierten öko-
nomischen Variablen ermöglichen. Dazu sind allerdings bestimmte 
Annahmen erforderlich, deren Spezifizierung nicht nur von dem 
jeweils zugrundegelegten (noch näher zu beschreibenden) Modell-
typ abhängt, sondern insbesondere auch davon beeinflußt wird, 
welche Art von Inzidenz man betrachten will: 
- die Differentialinzidenz, die die Auswirkungen unterschied-
licher Steuerstrukturen bei gegebenem Ausgabevolumen des 
Staates erfaßt, oder 
die Budgetniveauinzidenz, bei der die Auswirkungen einer Ver-
änderung des Steuervolumens bei entsprechender Anpassung des 
Ausgabevolumens untersucht werden. 1 ) 
Auf die Trennung der Steuer- und der Ausgabeninzidenz soll im 
folgenden näher eingegangen werden, wobei es insbesondere darum 
geht, die Probleme des häufig verwendeten Harbergerschen Inzidenz-
begriffs zu beleuchten. 
Um den Einfluß der Allokations- und Verteilungswirkungen zu iso-
lieren, der von der Ausgabenseite des Staates ausgeht, genügt es 
1) In der angelsächsischen Literatur wird in Anlehnung an die 
Musgravesche Terminologie die Budgetniveauinzidenz häufig 
als "balanced-budget incidence" bezeichnet. Krauss/Johnson 
haben zu Recht darauf hingewiesen, daß dieser Begriff inso-
fern mißverständlich ist, als sowohl die Differential- als 
auch die Budgetniveauinzidenz einen ausgeglichenen Staatshaus-
halt voraussetzen. Vgl. Krauss/Johnson (1976), S. 340. Da in 
der vorliegenden Untersuchung durchweg von einem ausgegli-
chenen Staatshaushalt ausgegangen wird, vernachlässigen wir 
hier die "spezifische Steuerinzidenz", d.h. eine Veränderung 
des Steueraufkommens bei konstanten Staatsausgaben. 
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im Falle der Differentialinzidenz nicht, ein konstantes 
Niveau nominaler Staatsausgaben zu unterstellen. Denn einer-
seits kann auch eine Veränderung der Ausgabenstruktur die 
relativen Preise und die Einkommensverteilung beeinflussen, 
andererseits ist es möglich, daß eine Veränderung der Ein-
nahmenstruktur z.B. zu einer Erhöhung der relativen Preise 
für die über den Staatshaushalt finanzierten (öffentlichen) 
Güter und Dienstleistungen führt, so daß die realen Staatsaus-
gaben sinken und dadurch trotz des konstanten nominalen Haus-
haltsvolumens die Einkommensverteilung auch von der Ausgaben-
seite her beeinflußt wird. Musgrave hat daher vorgeschlagen, 
das Budgetniveau in realen Größen zu definieren, d.h. unab-
hängig von den jeweils herrschenden relativen Preisen von kon-
stanten realen Staatsausgaben auszugehen. 1> Bei ausgeglichenem 
Budget bedeutet dies zugleich die Vorgabe eines realen gesamt-
wirtschaftlichen Steuervolumens. Die Untersuchung der Steuerin-
zidenz beschränkt sich in diesem Falle auf die sog. Differential-
inzidenz (in realen Größen), d.h. auf die Analyse der Auswirkun-
gen einer in realen Größen gemessenen aufkommensneutralen Ver-
änderung der Steuerstruktur. Das Verteilungsproblem scheint sich 
damit auf die Frage zu reduzieren, in welcher Weise die Vertei-
lung des privaten verfügbaren Einkommens durch das Steuersystem 
tangiert wird. 2) 
Wie Abbildung 2-1 zeigen soll, ist die Annahme konstanter realer 
Staatsausgaben jedoch nicht eindeutig. Häufig wird davon aus-
gegangen, daß sich das konstante Niveau realer Staatsausgaben 
durch ein einziges Gut, das in manchen Fällen auch die 
Funktion eines Numeraire-Gutes übernimmt, darstellen läßt. 3 ) 
1) Vgl. Musgrave (1959), s. 212 und S. 216. Vgl. zur folgenden 
Darstellung auch die Diskussion zwischen Friedlaender/Due 
(1972) und Krauss (1974). 
2) Vgl. Musgrave (1959), S. 214 
3) Vgl. z.B. Dixit (1975), S. 105; Keller (1980), S. 24-26; 
Wiegard (1980), S. 4; Rose/Wiegard (1983), s. 25. 
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Betrachtet man z.B. das Gut X als Numeraire-Gut, und ist das 
Niveau maximaler gesamtwirtschaftlicher Produktionsmöglichkei-
ten der beiden Güter X und Y durch die Transformationskurve TT' 
in Abbildung 2-1 gekennzeichnet, so würde eine von den relativen 
Güterpreisen unabhängige konstante Nachfrage des Staates nach 
dem Gut X die von den privaten Haushalten maximal konsumier-
bare (Rest-)Menge der beiden Güter X und Y in jedem Punkt der 
Transformationskurve TT' um den Betrag Xst = T'A' vermindern. 
Das den privaten Haushalten zur Verfügung stehende Realeinkom-
men wäre also durch die Transformationskurve AA' gegeben. Die-
ses Ergebnis ist jedoch von der Wahl des jeweiligen Gutes ab-
hängig. Nimmt man an, daß das Gut Y in einer konstanten Menge 
(TB auf der Ordinate in Abbildung 2-1) vom Staat nachgefragt 
wird, so ergibt sich als die private verfügbare (Netto-)Trans-
formationskurve die Linie BB'. Wenn der Staat jedoch beide Gü-
ter nachfragt, 1 ) z.B. die Menge T'B' von X und die Menge TB 
von Y, so wird der Bereich der den privaten Haushalten zur Ver-
fügung stehenden Produktionsmöglichkeiten durch OCC' angegeben. 
Krauss und Johnson haben schließlich einen weiteren Maßstab für 
die Definition eines "constant budgetary scale" vorgeschlagen, 
und zwar die Vorgabe eines konstanten Nutzenniveaus des Staates 
(Üst in Abbildung 2-1)~) Dazu muß man sich den Staat als eine 
von den Privaten unabhängig agierende Wirtschaftseinheit vor-
stellen, die die Menge der Konsum- und Produktionsmöglichkei-
ten in einem konsistenten Präferenzfeld ordnet. In Abbildung 2-1 
ist das Koordinatensystem für den Staat (Xst' YSt) mit dem Ur-
sprung Ost parallel zu dem gesamtwirtschaftlichen Koordinaten-
system (X,Y) eingezeichnet. Wenn vorausgesetzt wird, daß ein 
bestimmtes Präferenzniveau ÜSt der Regierung unter Berücksich-
tigung der gesamtwirtschaftlichen Transformationskurve TT' auf-
1) Dies ist die Annahme, die der Analyse von Vandendorpe/Fried-
laender (1976), S. 208, zugrundeliegt. 





Abb. 2-1: Konstantes "Budget" des Staates 
TT' Transformationskurve ohne Staat 
AA' Transformationskurve der Privaten bei konstanter 
Nachfrage des Staates nach X (T'A') 
BB' Transformationskurve der Privaten bei konstanter 
Nachfrage des Staates nach Y (TB) 
CC' Transformationskurve der Privaten bei konstanter 
Nachfrage des Staates nach X (T'A') und Y (TB) 
CD Transformationskurve der Privaten bei konstantem 
Nutzenniveau des Staates (U5T) 
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rechterhalten werden soll, unabhängig davon, welche relativen 
Preise für die beiden Güter X und Y gelten, so entsteht durch 
eine Verschiebung von Üst entlang der Transformationskurve TT' 
die Netto-Transformationskurve CD. 
Aus den Beispielen wird ersichtlich, daß die Annahme konstanter 
realer Staatsausgaben sehr verschieden interpretiert werden 
kann, und daß jede dieser Interpretationen zu einem unterschied-
lichen Niveau des realen verfügbaren Einkommens der privaten 
Haushalte, gemessen an der jeweils verbleibenden Netto-Trans-
formationskurve,führt. Die (Differential-)Inzidenzanalyse ist 
jedoch nicht an dem Ubergang von der gesamtwirtschaftlichen 
zur privatwirtschaftlichen Transformationskurve interessiert. 
Sie geht also nicht der Frage nach, mit welchen Auswirkungen 
auf die Allokation der Ressourcen und auf die Einkorrurtensver-
teilung beispielsweise der Ubergang von P nach Q (in Abbildung 
2-1) verbunden ist. Ihre zentrale Fragestellung richtet sich viel-
mehr darauf, wie die Verteilung des z.B. in Q gegebenen priva-
ten Realeinkommens durch unterschiedliche Formen der Besteue-
rung bzw. durch eine Veränderung der Steuerstruktur beeinflußt 
wird. 
Auch das in diesem Rahmen zu betrachtende Allokationsproblem 
ist spezieller Natur. Es geht nicht darum, zu klären, unter 
welchen Voraussetzungen und mit welchen Auswirkungen sich jene 
von Musgrave angesprochene Allokationsfunktion des Staatshaus-
halts vollzieht, die darin besteht, das Niveau und die Struk-
tur der öffentlichen Ausgaben festzulegen und damit die Auf-
teilung der Ressourcen zwischen Markt und Staat zu bestimmen. 
Vielmehr soll untersucht werden, ob und in welchem Ausmaß un-
terschiedliche Formen der Besteuerung die privatwirtschaftliche 
Allokation der Ressourcen tangieren, ob also beispielsweise, 
nachdem Punkt Q auf der privatwirtschaftlichen Transformations-
kurve CC' erreicht ist,eine Umstrukturierung des Steuersystems 
neben der Umverteilung eines gegebenen Einkommens evtl. die Reali-
sierung eines anderen Punktes auf der genannten Transformations-
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kurve zur Folge hat oder gar zu einer Veränderung der bisher 
gegebenen gesamtwirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten führt. 
Wie bereits angedeutet, wird im Rahmen der Budgetniveauinzidenz 
eine Variation des Steueraufkommens von einer entsprechenden 
Veränderung des Ausgabeniveaus begleitet. In diesem Falle be-
reitet die Trennung der Steuer- und der Ausgabeninzidenz noch 
größere Schwierigkeiten. Obwohl Musgrave die Auffassung ver-
tritt, daß die Budgetniveauinzidenz mit dem Nachteil einer Ver-
mischung beider Aspekte verbunden ist, und daß es nicht möglich 
ist zu entscheiden, welche Elemente der Umverteilung der Steu-
erpolitik bzw. der Ausgabenpolitik zuzuschreiben sind, 1) hat 
sich mit dem Harbergerschen Modell eine Betrachtungsweise der 
Budgetniveauinzidenz durchgesetzt, die dennoch die Steuerinzi-
denz von dem Einfluß der Ausgabeninzidenz analytisch freizu-
halten versucht. Die Grundannahme besteht darin, daß die Ver-
änderung des Steueraufkommens mit einer "verteilungsneutralen" 
Veränderung der Staatsausgaben kombiniert wird, die folgender-
maßen zu verstehen ist: 
Assume for the sake of simplicity that the way 
in which the government would snend the tax oro-
ceeds, if the initial prices continued to pre-
vail, would just counterbalance the reductions 
in private expenditures on the two goods. This 
assumption, plus the additional assumption that 
redistributions of income among consumers do not 
change the pattern of demand, enable us to treat 
changes in demand as a function of changes in 
relative prices alone. 2) 
Die durch die Einführung oder Erhöhung von Steuern zurückge-
drängte private Nachfrage wird also durch die staatliche Nach-
1) Vgl. Musgrave (1959), s. 215. 
2) Harberger (1962), S. 224. 
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frage in der Weise ersetzt, daß die gesamtwirtschaftlichen Ein-
kommenseffekte kompensiert werden. Jene Veränderungen der pri-
vaten Nachfrage, die sich als Folge veränderter relativer Pro-
duktpreise ergeben, bleiben jedoch bestehen. 1 > Sie sind das 
Ergebnis der Steuerinzidenz. Die "Verteilungsneutralität" zu-
nehmender Staatsausgaben soll dadurch gewährleistet sein, daß 
die gesamtwirtschaftliche reale Nachfrage konstant bleibt und 
ihre veränderte Zusammensetzung (aus staatlicher und privater 
Nachfrage) keinen Einfluß auf die relativen Preise und die 
Einkommensverteilung hat. 
Die Bedeutung dieser Annahme und die Schwierigkeiten, die bei 
dem Versuch einer Trennung von Steuer- und Ausgabeninzidenz 
entstehen, sollen an Hand von Abbildung 2-2 erläutert werden. Um 
den Einfluß unterschiedlicher Nachfragestrukturen bei den pri-
vaten Haushalten auszuschalten, sei angenommen, daß sich das 
Verhalten der privaten Wirtschaftssubjekte durch das in Abbil-
dung 2-2 eingezeichnete Pr1ferenzfeld eines re9räsentativen Haus-
halts darstellen läßt. Wir unterstellen zunächst einen Ausgangs-
zustand ohne Staat. Das (Nominal-)Einkommen der privaten Haus-
halte sei durch die Einkommensgerade AA' gegeben; sie bildet 
zugleich die Tangente an die gesamtwirtschaftliche Transforma-
tionskurve TT' und die Indifferenzkurve U0 • Im gemeinsamen Be-
rührungspunkt Q liegt das ursprüngliche Gleichgewicht. Durch 
eine allgemeine proportionale Einkommensteuer werde nun die 
Budgetgerade AA' nach BB' verschoben. Die privaten Haushalte 
schränken ihre Nachfrage nach den beiden Konsumgütern um öX 
und öY ein. Der Staat erhält ein reales Steueraufkommen in 
Höhe von B'A' (ausgedrückt in Einheiten des Gutes X). Wenn er 
seine Einnahmen in der gleichen Weise wie die privaten Haus-
halte verwendet, wenn also die marginale Ausgabeneigung der 
beiden Gruppen für die Güter X und Y gleich groß ist, so wird 
der Einkommenseffekt der privaten Nachfrage, der geometrisch 










0 D T' B' 
Abb. 2-2: Budgetniveauinzidenz 
A' X 
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durch die Strecke QP angegeben wird, vollständig kompensiert, 
und das ursprüngliche gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht Q 
wird wieder hergestellt. 
Die Aufteilung der Gesamtnachfrage x0 und YQ ist nun aber an-
ders als vorher. Die privaten Haushalte konsumieren im Punkt P. 
Ihr Realeinkommen hat im Umfang des Ressourcentransfers an den 
Staat (B'A') abgenommen. Die relativen Güter- und Faktorpreise 
ändern sich dadurch nicht. In diesem Sinne ist die Ausgabenin-
zidenz neutral. Allerdings gilt dies auch für die Steuerinzi-
denz. Denn annahmegemäß wird das Einkommen aller privaten Wirt-
schaftssubjekte um den gleichen Prozentsatz gekürzt. 1 ) Da 
weder auf der Einkommensentstehungsseite noch bei der Einkom-
mensverwendung weitere (sekundäre) Wirkungen eintreten, blei-
ben die relativen Güter- und Faktorpreise konstant, so daß sich 
die Umverteilungswirkungen einer Ausdehnung (hier: einer Ein-
führung) des Staatshaushalts auf die beschriebenen Primäreffekte 
beschränken. 
Die Annahme gleicher marginaler Ausgabeneigungen der privaten 
Haushalte und des Staates wird immer wieder als die zentrale 
Voraussetzung dafür angeführt, daß die gesamtwirtschaftlichen 
Einkommenseffekte verschwinden, und daß die Budgetinzidenz we-
gen der neutralen Ausgabewirkungen als eine reine Steuerinzi-
denz angesehen werden kann. 2 ) Letztlich gilt dies aber nur 
für den sehr restriktiven (soeben erläuterten) Fall, daß das 
reale Sozialprodukt konstant bleibt. Sobald Steuern eingeführt 
werden, die die relativen Güter- und Faktorpreise verändern, 
entstehen Sekundäreffekte, so daß sich Steuer- und Ausgaben-
inzidenz nicht mehr voneinander trennen lassen. Dieser Zusam-
menhang ist in Abbildung 2-2 am Beispiel einer s~eziellen Ver-
1) Es sei daran erinnert, daß das Aggregationsproblem hier ver-
nachlässigt wird. Außerdem muß vorausgesetzt werden, daß die 
unterschiedlichen Grenznutzen des Einkommens bei den ein-
zelnen Wirtschaftssubjekte keine Rolle spielen. 
2) Vgl. Mieszkowski (1967), S. 253 und S. 260 ff.: McLure 
(1971/72a), S. 33 f.; und (1971/72b), s. 436; Bridges(1975); 
McLure (1975), S. 141 f.; McLure/Thirsk (1975a), S. 5 und 
(1975b): McLure/Thirsk/Klein (1975), S. 195. 
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brauchsteuer dargestellt. Angenommen der Staat erhebe das 
gleiche Steueraufkommen wie zuvor (B'A' in Einheiten des Gutes 
X) durch eine spezielle Verbrauchsteuer auf das Gut X. Dadurch 
dreht sich die Einkommensgerade der privaten Haushalte von AA' 
nach AD und ihr Konsumgleichgewicht verlagert sich von Q nach R. 
Der Einkommenseffekt der Steuererhebung sei QS. Die spezielle 
Belastung des Gutes X führt aber zusätzlich zu einem Substitu-
tionseffekt zugunsten des Gutes Y, und zwar von S nach R. Se-
kundäreffekte, d.h. Veränderungen der relativen Preise aufgrund 
einer Veränderung in der Zusammensetzung der gesamtwirtschaft-
lichen Nachfrage, können nur vermieden werden, wenn der Staat 
den beim Ubergang von Q nach R entstandenen Nachfrageausfall 
vollständig kompensiert, indem er die Gütermengen x0 - XR und 
YQ - YR nachfragt. In diesem Fall würden aber die marginalen 
Ausgabeneigungen der privaten Haushalte und des Staates vonein-
ander abweichen. Dies wäre jedoch methodisch weniger bedenklich 
als die Tatsache, daß zur Aufrechterhaltung der Verteilungsneu-
tralität auf der Ausgabenseite dem Staat auch bei einem gleichen 
realen Steueraufkommen (B'A') jedesmal ein anderes Ausgabever-
halten unterstellt werden müßte, je nachdem welche Besteuerungs-
form gewählt wird. Geht man andererseits davon aus, daß der 
Staat - gemäß der oben zitierten Harbergerschen Annahme - nur 
den Einkommenseffekt der Verbrauchsteuer (QS) kompensiert, so 
muß er die Gütermengen x0 - XS und YQ - YS nachfragen. AUf 
diese Weise ergibt sich eine gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
nach den beiden Gütern X und Y, die einer Realisierung des 
Punktes R' entspricht. Dieser Punkt liegt aber außerhalb der 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten. Die Tendenz 
zu einer Verschiebung der Nachfrage zugunsten des Gutes Y be-
einflußt sowohl den relativen Preis dieses Gutes als auch die 
~elativen Faktorpreise, so daß sekundäre Einkommenseffekte ent-
stehen, deren Wirkungen sich nicht mehr eindeutig der Einnahmen-
oder Ausgabenseite des Staates zurechnen lassen. Diese Sekun-
därwirkungen können nur vernachlässigt werden, wenn man davon 
ausgeht, daß das Steuersystem im Ausgangsgleichgewicht keinen 
Einfluß auf die relativen Güter- und Faktorpreise hat, und daß 
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eine Veränderung des Steuer- und Ausgabeniveaus sehr klein ist, 
so daß das reale Sozialprodukt (nahezu) konstant bleibt. 1 l 
Wie man sieht, ist die Eliminierung der Ausgabenseite des staat-
lichen Budgets sowohl bei der Differentialinzidenz als auch 
bei der Budgetinzidenz unbefriedigend. Außerdem beruht die 
Trennung der Einnahmen- und Ausgabenwirkungen - unabhängig 
davon, welches Inzidenzkonzept ins Auge gefaßt wird - darauf, 
daß die "echten" Verteilungswirkungen, nämlich jene, die mit 
dem Angebot öffentlicher Leistungen direkt verbunden sind, 
einfach ignoriert werden. Dies ist eine Schwäche beider Ansätze, 
wenngleich sie bei der Budgetinzidenz deutlicher hervortritt. 
Wenn man auf das in Abbildung 2-2 dargestellte Modell zurück-
greift und Steuerinzidenz als die Reduzierung des privaten 
verfügbaren (Real-)Einkommens definiert, so mißt man die Steuer-
lastverteilung beispielsweise in den Punkten P und Rund ver-
gleicht sie mit der Referenzsituation in Q. Da man anderer-
seits die Annahme trifft, daß zur Neutralisierung der Ausgaben-
inzidenz der private Nachfrageausfall durch den Staat kompen-
siert wird, übergeht man dabei die Tatsache, daß die Ausgaben 
der öffentlichen Hand einzelnen (Haushalts-)Gruppen in unter-
schiedlichem Ausmaß zugute.kommen können. 2) Für den Fall 
reiner Kollektivgüter wie z.B. bei den Leistungen der öffent-
1) Die Problematik der Einkommenseffekte und Sekundäreffekte 
berührt den Zusammenhang zwischen Effizienz und Inzidenz, 
der im Verlauf der Arbeit von verschiedenen Seiten beleuchtet 
wird. Eine nähere Erläuterung würde hier zu weit führen. 
2) Dies gilt auch für den Fall einer Einbeziehung der oben er-
wähnten Einkommenseffekte. Gemessen wird nur die Umverteilung 
der privaten verfügbaren Einkommen. McLure hat das Harber-
gersche Modell auch für die Untersuchung der Ausgabeninzidenz 
verwendet. Aber selbst dort wird nicht darauf eingegangen, 
welchen Gruppen die öffentlichen Leistungen zufließen. "Just 
how the distribution of real income available for private use 
depends upon the pattern of public spending and the taxes 
chosen to finance it is the subject of incidence analysis." 
McLure (1971/72b), S. 435. (Hervorhebung nicht im Original). 
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liehen Hand auf dem Gebiet der allgemeinen Verwaltung, der 
Verteidigung, der inneren Sicherheit usw., mag dies weniger 
gravierend erscheinen, weil Güter dieser Art von allen Haus-
halten im gleichen Umfang konsumiert werden (müssen). Bei 
den stärker gruppenbezogenen Gütern, wie beispielsweise bei 
den Ausgaben für das Bildungswesen, für die Gesundheitsfür-
sorge oder für den Wohnungsbau, sind die Umverteilungswir-
kungen von größerem Gewicht. Wollte man andererseits die Allo-
kations- und Verteilungswirkungen der Staatstätigkeit insge-
samt in einem einigermaßen realistisch formulierten Modell be-
trachten, so hätte man nicht nur die zahlreichen Probleme der 
Bewertung und der Zurechnung öffentlicher Leistungen zu be-
stimmten Empfängergruppen zu berücksichtigen, 1 ) sondern müßte 
eine Vielzahl denkbarer Einnahme- und Ausgabeprogramme analy-
_sieren, wobei noch zwischen einer Veränderung der Struktur 
und des Niveaus des Staatshaushalts zu unterscheiden wäre. 
Dies würde aber zu weit über das Ziel dieser Arbeit, nämlich 
die Untersuchung der Steuerinzidenz, hinausführen. 
Aber seJ.bst wenn man sich auf die Betrachtung der Differential-
inzidenz beschränkt, so muß man zugestehen, daß auch dieser 
Ansatz, wie bereits angedeutet wurde, von der soeben diskutier-
ten Problematik nicht ganz frei ist. Zwar wird unterstellt, 
daß das Niveau und die Struktur der (wie auch immer gemessenen) 
realen Staatsleistungen konstant bleiben, so daß sich zumin-
dest die direkten Verteilungswirkungen, d.h. bestimmte öffent-
liche Leistungen, die sich einzelnen Gruppen zurechnen lassen, 
nicht verändern. Aber es wäre durchaus denkbar und plausibel, 
daß eine gegebene Menge öffentlicher Güter in Kombination mit 
unterschiedlichen Zusammensetzungen der privaten verfügbaren 
Realeinkommen (d.h. entlang einer der Netto-Transformations-
kurven in Abbildung 2-1) auch anders bewertet wird. Dieser Tat-
bestand wird auch bei der Differentialinzidenz nicht berück-
sichtigt. Selbst bei wohlfahrtstheoretisch fundierten Analysen 
1) Zu der Problematik von Zurechnungen und Bewertungen bei 
öffentlichen Leistungen (Realtransfers) vgl. Transfer-
Enquete-Kommission (1981), Kapitel 2. 
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wird daher häufig davon ausgegangen, daß das konstant vorge-
gebene öffentliche Gut (als Repräsentant der konstanten realen 
Staatsausgaben) nicht in die Nutzenfun~tion der privaten Haus-
halte eingeht 1 ) oder daß die Betrachtung der Ausgabenseite 
des Staates völlig überflüssig wird, weil das vom Staat nach-
gefragte Gut als Numeraire-Gut definiert wird. 2 > Bei einer 
derart reduzierten Bedeutung der Güternachfrage des Staates 
erleidet unsere Modellbetrachtung keinen wesentlichen Infor-. 
mationsverlust, wenn wir einen Schritt weitergehen und von der 
realwirtschaftlichen Betätigung des Staates vollständig ab-
sehen. Die Untersuchung der Verteilungswirkungen des Steuer-
systems kann sich dann auf die Frage konzentrieren, wie eine 
Veränderung der Steuerstruktur die Verteilung des privaten ver-
fügbaren Realeinkommens beeinflußt (Differentialinzidenz). 
Dennoch braucht man nicht ganz auf die Einbeziehung der Aus-
gabenseite des Staatshaushalts zu verzichten. Wir wollen viel-
mehr die Möglichkeit in Betracht ziehen, daß der Staat seine 
Steuereinnahmen in Form von Transferzahlungen wieder an die 
privaten Haushalte zurückfließen läßt. Dies ist der Fall der 
Budgetniveauinzidenz, bei der nicht nur die Steuerstruktur, 
sondern auch das (reale) Niveau des Steueraufkommens verändert 
wird, jedoch (annahmegemäß) ohne daß dadurch ein Ressourcen-
transfer zwischen Staat und Privaten zustandekommt. Welchen 
der beiden methodischen Ansätze man auch immer wählt, man muß 
sich darüber im klaren sein, daß die Wirkung einer einzelnen 
Steuer nicht isoliert werden kann. Steuerinzidenz befaßt sich 
immer mit der Wirkung von Maßnahmenbündeln mit mindestens zwei 
Komponenten: Die Erhöhung einer Steuer ist entweder mit der 
Senkung einer anderen Steuer oder mit erhöhten Transferausgaben 
verbunden. 
1) Vgl. Dixit (1975), s. 107 und (1979), S. 145; Vandendorpe/ 
Friedlaender (1976), s. 207; Wiegard (1976), s. 199, Fuß-
note 19 und (1980), S. 4, Fußnote 8. 
2) Vgl. Keller (1980), S. 26. Dies ist auf die Anwendung des 
Walrasschen Gesetzes zurückzuführen. 
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2.3. Die Transaktionen der einzelnen Sektoren 
Nach den Vorbemerkungen im letzten Abschnitt soll nun die 
formale Struktur des Modells, mit dessen Hilfe wir die Inzi-
denzanalyse vornehmen, im einzelnen erläutert werden. Wie be-
reits erwähnt, beteiligen sich am Wirtschaftsprozeß drei Grup-
pen: die privaten Haushalte, die Unternehmen und der Staat. 
Der Sektor der privaten Haushalte wird zunächst auf der höch-
sten Aggregationsstufe dargestellt. Man kann ihn sich entwe-
der vorstellen als einen für die Gesamtwirtschaft repräsenta-
tiven Durchschnitts-Haushalt oder als eine Ein-Personen-Ge-
sellschaft, zumindest aber als eine Gesellschaft, in der auf 
irgendeine, nicht näher spezifizierte Weise eine einheitliche 
Willensbildung stattfindet, die als solche die Probleme des 
effizienten Faktoreinsatzes und der effizienten Güteralloka-
tion nicht berührt, und in der auch das Verteilungsproblem, 
genauer gesagt: die Bewertung der Einkommensverteilung zwi-
schen verschiedenen Individuen oder Gruppen der Gesellschaft, 
als gelöst (oder vielmehr beiseite geschoben) betrachtet wird. 
Man erreicht dies, indem man von einer aggregierten sozialen 
Wohlfahrtsfunktion des Typs 
2-1 u 
ausgeht, die letztlich mit einer individuellen Nutzenfunktion 
identisch ist, und in die die Konsumgüter x 1 , ... ,Xn als Argu-
mente eingehen. Die Frage, wie man unter diesen einschränken-
den Prämissen überhaupt "Verteilungs-" oder "Umverteilungs-
probleme" behandeln kann, wird in Abschnitt 2.7 noch eingehend 
erörtert. Hier sei nur soviel gesagt: Die Einkommens(um)ver-
teilung kann man unter dem Aspekt einer gesamtwirtschaftlichen 
(gesellschaftspolitischen) Zielfunktion betrachten. Sie läßt 
sich aber auch, wie im letzten Abschnitt angedeutet wurde, da-
von loslösen und ausschließlich als Ergebnis der Lohn- Und 
Preisbildung bzw. der Auswirkungen staatlicher Interventionen 
auf Preise, Mengen und Einkommen darstellen. Je höher das 
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Aggregationsniveau, desto einfacher ist eine solche Trennung, 
sofern man unter einem hohen Aggregationsniveau die schlichte 
Vernachlässigung gewisser Aggregationsprobleme versteht. Im 
Verlauf der Untersuchung werden wir die restriktiven Prämis-
sen einer "Ein-Personen-Gesellschaft" aufgeben. vorerst möge 
aber die Vereinfachung erlaubt sein. Aus der Nutzenmaximie-
rung bei gegebenen Haushaltsnettoeinkommen eN lassen sich die 
Nachfragefunktionen für dien Güter: 
2-2 
i 1, ... ,n 
ableiten, wobei P1(i = 1, ••. ,n) die Brutto-Güterpreise (Ver-
braucherpreise) 1 > für dien Konsumgüter darstellen. 2 > Das 






P*Z + G mm 
setzt sich zusammen aus den Transferzahlungen des Staates an 
die privaten Haushalte (G) und aus den Nettofaktoreinkommen 
mr1 P;zm. P; (m = 1, ... ,M) sind die Nettopreise (Verbraucher-
preise) für die Produktionsfaktoren Zm (m = 1, ... ,M). Diese 
gesamtwirtschaftliche Faktorausstattung sei exogen vorgegeben. 
Die privaten Haushalte verwenden ihr Einkommen vollständig zu 
Konsumzwecken, so daß auch eN = i: i~ 1 P1xi gilt. Die Budget-












1) Die Definition der Verbraucher- und Erzeugerpreise bzw. 
der Brutto- und Nettopreise wird bei der Darstellung des 
Steuersystems noch näher erläutert. Vgl. S. 39 f. 
2) Die einzelnen Schritte der Ableitung sind in Anhang A (Ab-
schnitt A.1.) erläutert. 
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Im Unternehmenssektor werden die Faktorleistungen in die Pro-
duktion von Waren und Dienstleistungen transformiert. Wir ge-
hen davon aus, daß für jedes Gut eine Produktionsfunktion 
2-5 Y. 
i 
i 1 , ••• , n 
mit stetigen ersten und zweiten Ableitungen existiert, wobei 
nur positive Werte für die Outputs (Angebotsmengen) Yi und 
die Faktoreinsätze zugelassen sind. 1 ) zmi (i = 1, ..• ,n; 
m = 1, ... ,M) bezeichnet den Teil der gesamtwirtschaftlichen 
Faktormenge Zm, der in der Produktion des Gutes Yi verwendet 
wird. Daher gilt ~i~ 1 zmi = Zm. Das Gut Yi wird nicht von 
einer einzelnen Unternehmung hergestellt, sondern ist das Er-
gebnis eines Produktionsprozesses innerhalb einer Industrie, 
in der eine Vielzahl von Unternehmen vorhanden ist. Die Pro-
duktionsfunktion jedes Wirtschaftszweiges ist linear-homogen, 
d.h. jedes Gut Yi (i = 1, ... ,n) wird mit konstanten Skalen-
erträgen produziert. 2 ) 
1) Es wird weiterhin angenommen, daß die Produktionsfunktionen 
konkav sind. Die Annahme der strengen Separabilität der 
Produktionsfunktionen für die einzelnen Güter Yi beinhal-
tet insbesondere, daß Inputs nicht zugleich Outputs sein 
können (und umgekehrt) und daß die Betrachtung von Vor-
leistungen und Zwischenprodukten entfällt. 
2) Die Annahme linear-homogener Produktionsfunktionen für ein-
zelne Unternehmen ist problematisch, weil in diesem Falle 
die Betriebsgröße und die Gewinne unbestimmt sind. Für 
einen Wirtschaftszweig insgesamt, der ein bestimmtes Gut 
Yi produziert, ist der Produktionsprozeß aber auch dann 
linear-ho~ogen, wenn man vollständige Konkurrenz unter-
stellt und davon ausgeht, daß alle Unternehmen in einer 
Industrie die gleichen (nicht-homogenen) U-förmig verlau-
fenden Durchschnittskostenfunktionen haben. In diesem Falle 
vollziehen sich die Veränderungen im Ausbringungsniveau 
einer Industrie über Veränderungen in der Anzahl der Un-
ternehmen. Vgl. dazu Dorfman/Samuelson/Solow (1958), S. 
375-381, Samuelson (1961), S. 75-87, Henderson/Quandt 
(1977), S. 71-77, und S. 106 f. 
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Die Unternehmen maximieren bei dem vergebenen Stand des tech-
nischen Wissen, der durch die Produktionsfunktionen 2-5 ange-
geben wird, ihre Gewinne. Daraus resultieren für jeden Wirt-
schaftszweig die Faktornachfragefunktionen 1 ) 
2-6 z ' mi 
i 1, ••. ,n m 1, ••• ,M 
Pmi(m = 1, ..• ,M; i = 1, ... ,n) ist der Bruttopreis (Erzeuger-
preis) für den speziellen Einsatz des Produktionsfaktors Zm 
in der Industrie Yi. nmi = Zmi/Yi sind die (optimalen) Input-
koeffizienten. Sie geben an, welcher mengenmäßige Einsatzei-
nes Faktors in der Industrie i notwendig ist, um eine Einheit 
des Gutes Yi zu produzieren. Die spezielle Form der Faktor-
nachfragefunktionen ergibt sich aus der Annahme linear-homo-
gener Produktionsfunktionen (vgl. AnhangA.2.). 
Anbieter und Nachfrager auf den Konsumgüter- und Faktormärkten 
agieren unter der Annahme der vollständigen Konkurrenz, so 
daß in jeder Industrie die Erlöse P.Y . nicht über die Brutto-
M l. l. 2) 






i 1, .•. ,n 
wobei Pi (i = 1, ... ,n) die Nettopreise (Erzeugerpreise) für 
die Konsumgüter Yi (i = 1, ... ,n) darstellen. 
1) Das Verfahren zur Ableitung der Faktornachfragefunktionen 
ist in Anhang A, Abschnitt A.2. ausfiihrlich erläutert. 
2) Das Problem verschwindender Residualgewinne haben wir be-
reits erörtert. Die Brutto-Faktorkosten enthalten "Normal-
gewinne" im Sinne von Unternehmerlohn, Grundrente und Eigen-
kapitalrendite, vgl. Abschnitt 2.1. 
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Die Rolle des Staates ist in diesem Modell, wie bereits ange-
deutet, eingeschränkt. Er erhebt nur Steuern und zahlt direkte 
Transfers an die privaten Haushalte. Das Steuersystem besteht 
einerseits aus speziellen Verbrauchsteuern (TV),die als ad-
valorem-Steuern mit dem Steuersatz t 1 auf den Nettowert P/'i 
jedes Gutes erhoben werden. Das Aufkommen aus diesen Steuern 
beträqt demnach 
2-8 
Andererseits erhebt der Staat auf den Einsatz der Produktions-
faktoren in den einzelnen Industrien (Zmi) und damit zugleich 
auf die Erträge, die den Haushalten aus dem Faktoreinsatz in 
den verschiedenen Branchen zufließen, spezielle Faktorsteuern (TF) 
mit den Steuersätzen tmi' die wir als sektoral differenzierte 
oder sektorspezifische Faktorsteuern bezeichnen wollen. 1 ) 
Anders als bei den speziellen Verbrauchsteuern dient bei den 
Faktor- (bzw. Einkommen- und Ertrag-)Steuern der Bruttopreis 
Pmi bzw. das Bruttoeinkommen Pmizmi als Bemessungsgrundlage. 
Das Steueraufkommen beträgt daher: 
2-9 
n M 
r r tmipmizmi 
i=1 m=1 
Aus der Definition des Steuersystems ergeben sich entspre-
chende Konsequenzen für das Preissystem. Es wird grundsätz-
lich von der in der allgemeinen Gleichgewichtstheorie unter 
den Bedingungen der vollständigen Konkurrenz üblichen Annahme 
ausgegangen, daß alle Wirtschaftssubjekte den gleichen Netto-
preisen gegenüberstehen, während die Bruttopreise, d.h. die 
Preise einschließlich Steuern, für unterschiedliche Wirt-
1) Man könnte die speziellen Faktorsteuern allgemein unter 
die Steuern auf die Einkommensentstehung und Einkommens-
verteilung subsumieren. Vgl. dazu Hedtkamp (1980), S. 76. 
Im Rahmen der vorliegenden Modellbetrachtung sind Klassi-
fikationen dieser Art Jedoch von untergeordneter Bedeutung, 
ja sogar irreführend, sofern sich mit Ihnen definitive Vor-
stellungen von der Uberwälzbarkeit oder der Inzidenz be-
stimmter Steuerarten verbinden. 
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schaftssubjekte und Wirtschaftszweige (Indu~trien) verschie-
den sein können. In dem Modell wird allerdings häufiger die 
Einteilung in Verbraucherpreise, die stets mit einem Stern (*) 
gekennzeichnet sind (P*, P~), und Erzeugerpreise (P . , P.) ver-
m 1 - - mi 1 
wendet. Zwischen beiden bestehen definitionsgemäß die folgen-
den Beziehungen: 
p* ( 1-tmi)Pmi i 1 , ... , n m 
2-10 m 1 , ... ,M 
p~ (1+ti)Pi i 1, ... ,n 
1 
Die Unterscheidung zwischen Verbraucher- und Erzeugerpreisen 
ist von der Einteilung in Brutto- und Nettopreise scharf zu 
trennen. Als Verbraucherpreise sollen die Preise gelten, an 
denen sich das Verhalten der privaten Haushalte ausrichtet. 
Die Nachfrage der privaten Haushalte nach Waren und Dienst-
leistungen ist von den entsprechenden Bruttopreisen, d.h. 
von den Preisen einschließlich Steuern (P: = Pi+tiPi), ab-
hängig. Die Verbraucherpreise für die Produktionsfaktoren 
sind dagegen Nettopreise, d.h. Preise nach Abzug der Steuern 
(P* = P . -t .P .) 1 ). Als Erzeugerpreise gelten andererseits m mi mi mi 
die Preise, an denen sich das Verhalten der Produzenten aus-
richtet. Im Bereich der Güterproduktion handelt es sich da-
her um Nettopreise (Pi) nach Abzug der speziellen Verbrauch-
steuern. Die Faktorpreise (Pmi), die die Unternehmen zu zah-
len haben, sind jedoch Bruttopreise einschließlich der darin 
enthaltenen Faktorsteuern. 
Die bisherigen Uberlegungen könnten den Eindruck erwecken, 
als sei das Steuersystem völlig realitätsfremd angelegt, weil 
es - sowohl auf der Einkommensverwendungs- als auch auf der 
Einkommensentstehungsseite - nur spezielle Steuern berücksich-
1) P . sind die Brutto-Faktorpreise. Wie bereits erwähnt, wird 
d~½on ausgegangen, daß die Nettopreise für die Produktions-
faktoren in allen Verwendungsarten (Industrien) gleich sind. 
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tigt. Denn der überwiegende Teil des Steueraufkommens fließt 
aus allgemeinen Einkommen~ und Verbrauchssteuern. 1) Außerdem 
mag die Annahme überspitzt erscheinen, daß der Einsatz eines 
Produktionsfaktors zm in jeder Verwendungsart (Industrie) mit 
einem anderen Steuersatz (tmi) belegt wird. Diesen Bedenken 
kann jedoch das Modell ohne weiteres Rechnung tragen. Geht 
man z.B. davon aus, daß zwar jeder Produktionsfaktor einer 
eigenen Steuer unterliegt, in den unterschiedlichen Verwen-
dungsarten (Industrien) aber ein einheitlicher Steuersatz tm 
angewandt wird, während auf der Einkommensverwendungsseite 
ausschließlich eine allgemeine Verbrauchsteuer mit dem Steu-
ersatz tv erhoben wird, so hat das Preis- und Steuersystem 
die Form 
p* = (1-tm)Pm m 1 , .•• ,M m 
2-11 
p~ (1+t ) p. i 1 , ••. ,n 
J. V J. 
Das System ließe sich im Hinblick auf eine allgemeine Ein-
kommensteuer noch weiter vereinfachen, indem alle Produk-
tionsfaktoren mit einem einheitlichen Steuersatz te belegt 
werden. In diesem Falle wäre P: = (1-te)Pm. Ein Einkommen-
steuersystem dieser Art könnte sogar (indirekt) progressiv 
gestaltet werden, indem man die Transferzahlungen an die pri-
vaten Haushalte (G) von der Besteuerung ausnimmt und so eine 
Wirkung erzielt, wie sie z.B. der Grundfreibetrag bei der Ein-
kommensteuer hat. 
Obwohl es angebracht ist, die Auswirkungen gewisser "reiner" 
Formen der Besteuerung isoliert zu betrachten, kommt man der 
1) In der Bundesrepublik Deutschland erbringen alleine die 
Einkommensteuer (einschließlich Lohnsteuer) und die Um-
satzsteuer rund zwei Drittel des gesamten Steueraufkommens 
der Gebietskörperschaften (1980: 241,9 Mrd. DM). Vgl. 
Finanzbericht 1982, hrsg. vorn Bundesministerium der Finan-
zen, Bonn 1981, S. 196, Tabelle 12. 
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Realität wohl am nächsten, wenn man die in 2-10 angegebenen 
Steuersätze ti und tmi (i = 1, •.. ,n; m = 1, ... ,M) nicht al-
leine als spezielle Verbrauch- und Faktorsteuern, sondern 
als eine Mischung aus allgemeiner und spezieller Besteuerung 
interpretiert. Dies läßt sich umso eher rechtfertigen als es 
tatsächlich nicht nur eine ganze Reihe spezieller Verbrauch-
steuern (z.B. Mineralölsteuer, Kraftfahrzeugsteuer, Tabak-
steuer, Branntweinsteuer usw.) und spezieller Faktorsteuern 
(z.B. Grundsteuern, Körperschaftsteuern, Gewerbesteuern) 
gibt. Vielmehr beinhalten auch die sogenannten allgemeinen 
Steuern eine Fülle von Ausnahmeregelungen, die es unter Um-
ständen fraglich erscheinen lassen, ob man es nicht eher 
mit einem Bündel von speziellen Abgaben zu tun hat, die nur 
noch steuertechnisch zu einer Einheit zusammengefaßt sind. 1 ) 
Bezeichnet man die Abgabensätze einer allgemeinen Einkommen-
steuer mit be' die einer allgemeinen Verbrauchsteuer mit bv, 
die Steuersätze auf unterschiedliche Produktionsfaktoren, die 
nicht weiter nach Verwendungsformen (Wirtschaftszweigen) dif-
ferenziert sind, mit bm und die Tarifdifferenzierungen für 
den Faktoreinsatz in unterschiedlichen Industrien mit bmi' so 
kann man das Ergebnis der (formalen) Steuerbelastung einzel-
ner Güter und Produktionsfaktoren in der folgenden Form als 
eine Zusammensetzung aus unterschiedlichen allgemeinen und 
speziellen Belastungskomponenten des Steuersystems auffassen: 
2-12 p* 
m 
i 1, ... ,n; m 1, ••• ,M 
1) Vgl. Pohmer (1980), S. 664. Im Bereich der Netto-Umsatz-
steuer, die in der Regel als allgemeine Verbrauchsteuer 
aufgefaßt wird, sei z.B. auf die zahlreichen Tarifdiffe-
renzierungen (Ermäßigungen und Steuerbefreiungen) für Nah-
rungsmittel, Wohnungsmieten, Post, Banken, Versicher~ngen, 
waren und Dienstleistungen im Bildungs- und Gesundheitswe-
sen usw. hingewiesen. Vgl. dazu ~issenschaftlicher Beirat 
(1961), s. 32-53, Kitterer (1982a). Zu den Steuer~ergünsti-
gungen im Bereich der Einkommensteuer vgl. z.B. wissen-
schaftlicher Beirat (1967), Abschnitt B. 
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Aber auch damit wird, trotz der Differenzierung, die Realität 
noch nicht hinlänglich erfaßt, und zwar nicht nur, weil es bei-
spielsweise bei den speziellen Verbrauchsteuern auch Mengen-
oder Stücksteuern gibt, wie die Mineralölsteuer, oder solche, 
wie die Biersteuer, bei denen die Elemente von Wert- und Men-
gensteuern miteinander vermischt sind. 1 l Der Mangel liegt 
insbesondere darin, daß immer nur ein konstanter Grenzsteuer-
satz und damit eine (direkt) proportionale Besteuerung der je-
weiligen Bemessungsgrundlage angenommen wird. Für die Unter-
suchung struktureller Wirkungen im Unternehmensbereich mag dies 
auch zunächst ausreichend erscheinen, weil in diesem Zusammen-
hang eine über- oder unterproportionale Variation des Steuer-
aufkommens durch eine Veränderung der Bemessungsgrundlage bei 
den einzelnen Wirtschaftszweigen zwar zu Belastungsunterschieden 
führen kann. Diese bilden aber nur ein zusätzliches Element, 
sofern ohnehin von unterschiedlichen Steuersätzen für die Pro-
duktionsfaktoren oder Konsumgüter in den einzelnen Branchen 
ausgegangen wird. Bei einer stärkeren Disaggregation der Nach-
frageseite erweist sich der Unterschied zwischen einer propor-
tionalen und einer progressiven Einkommensteuer aber als sehr 
wesentlich, weil dadurch zusätzliche Umverteilungselemente mit 
entsprechenden Auswirkungen auf die Nachfragestruktur eingeführt 
werden. 
Eine indirekte Progression liegt bereits vor, wenn die allge-
meine proportionale Einkommensteuer (mit dem Steuersatz tel 
nur auf die (Brutto-)Faktoreinkommen angewandt wird, während 
die Transferzahlungen des Staates an die privaten Haushalte 
- im Sinne eines Freibetrages, wie der Grundfreibetrag bei der 
Einkommensteuer - unbesteuert bleiben. Eine (quasi-)direkte 
Progression soll später dadurch eingeführt werden, daß den Haus-
1) Vgl. Pollak (1980), S. 190 f. Zwischen Mengen- und Wert-
steuern besteht ein gewisser Zusammenhang. Wenn man den 
bei einer Mengensteuer für das Gut Yi geltenden Steuer-
satz mit T· bezeichnet, so kann man aus der Beziehung 
Ti= tiPi aen für eine Wertsteuer äquivalenten Steuer-
satz ableiten. Der (äquivalente) Mengensteuersatz wird 
damit aber zu einer endogenen Größe, d.h. seine Höhe 
hängt von den jeweiligen Angebots- und Nachfrageverhält-
nissen ab. Vgl. a. Pollak (1980), s. 194. 
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halten mit höherem Faktoreinkommen bei unveränderter Anwendung 
eines proportionalen Einkommensteuersatzes ein geringerer Be-
trag (in Form von Transferzahlungen durch den Staat) wieder 
erstattet wird, als den Haushalten mit niedrigerem Einkommen. 
Damit ist immer noch kein direkter einkommensabhän9iger 
Grenzsteuersatz gegeben. Die Wirkungen sind aber vergleichbar. 
Man kann die beschriebene Konstruktion als eine quasi-progres-
sive Einkommensteuer bezeichnen. Da wir aber vorerst bei den 
privaten Haushalten von der höchsten Aggregationsstufe ausgehen, 
betrachten wir die Größe G - die Summe der Transferzahlungen 
des Staates an die privaten Haushalte - als ein Aggregat, das 
nicht weiter nach Empfängergruppen differenziert wird. Allerdings 
soll G als Netto-Transfer verstanden werden, d.h. als ein Nomi-
nalbetrag, G = G*- T~ der sowohl Pauschaltransfers G* ('1 ump-sum 
transfers") als auch Pauschalsteuern T* ("lump-sum taxes") bein-
haltet. Unter der Voraussetzung eines ausgeglichenen Staatshaus-
halts und unter Berücksichtigung der Verbrauchsteuern in 2-8 
sowie der Faktorsteuern in 2-9 läßt sich daher die Budgetglei-
chung des Staates folgendermaßen zusammenfassen: 
n n M 
2-13 G L t.P.X. + L L t .P .z . 
i=1 i i i i=1 rn= 1 mi mi mi 
Im Verlauf der Untersuchung wird die Budgetrestriktion des 
Staates auch in anderer Form (z.B. mit 2-11) benutzt. Ihre kon-
krete Gestalt hängt von der jeweiligen Definition des Steuer-
Transfer-Systems ab. 
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2.4. Das Gesamtmodell und die Bedeutung des 
Walras'schen Gesetzes 
Mit der Ableitung der Verhaltensfunktionen im Produktions-
und Nachfragebereich sind die Voraussetzungen geschaffen, um 
auf den gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang einzugehen. Bis-
her mußte davon ausgegangen werden, daß sich die am Wirtschafts-
prozeß beteiligten Gruppen an die Preise für die Produktions-
faktoren und die Konsumgüter anpassen. Tatsächlich werden aber 
Preise, Mengen und Einkommen sowie das Steueraufkommen durch 
das Zusammenwirken von Angebot und Nachfrage bestimmt. Die An-
gebots- und Nachfragefunktionen 2-2 und 2-5 (einschließlich 
der Budgetrestriktionen der privaten Haushalte in 2-3 und der 
Unternehmen in 2-7) müssen daher um die Gleichgewichtsbedin-
gungen auf den Konsumgüter- und Faktormärkten ergänzt werden. 
Da wir eine realwirtschaftliche Betätigung der öffentlichen 
Hand ausgeschlossen hatten, ist das Gleichgewicht auf den Kon-
sumgütermärkten erreicht, wenn die von den Unternehmen in den 
einzelnen Wirtschaftszweigen angebotenen Gütermengen mit den 
von den privaten Haushalten nachgefragten Mengen übereinstim-
men, wenn also Xi= Yi für i = 1, ... ,n gilt. Negen der Annahme 
einer exogen vorgegebenen gesamtwirtschaftlichen Faktorausstat-
tung ist das Gleichgewicht auf den Faktormärkten erreicht, 
wenn die Summe der in den einzelnen Wirtschaftszweigen einge-
setzten Faktonnengen der gesamtwirtschaftlich vorgegebenen 
Menge des jeweiligen Produktionsfaktors entspricht, d.h. wenn 
Zm Ei~1 Zmi für m = 1, ... ,M gilt. Berücksichtigt man schließ-
lich die durch das Steuersystem bedingten Unterschiede zwischen 
den Verbraucher- und den Erzeugerpreisen (vgl. 2-10i, so er-
hält man das auf der folgenden Seite dargestellte Gesamtmodell. 1 > 
1) Im Anschluß an die Darstellung des Modells 2-14 gilt für die 
Laufindizes i bzw. m (bzw. auch für die später eingeführten 
Indizes j und 1) generell der aereich i, j = 1, ... ,n bzw. m, 
1 = 1, ... ,M. Die Summationsgrenzen werden im folgenden nur 


















P* P* eN 1 n-1 X. <r,····~ rl l. n n n 
M 
E P*Z + G 
m=1 mm 
Y."IT . 
p 1i PM-1 ,i 
(p-, ... ,-p--) 
l. ffil. Mi Mi 
M 
piyi m: 1Pmizmi 
n n M 
G E t.P.X. + E E tmip 
i=1 l. l. l. i=1 m=1 
pl_f ( 1 +ti) P. 
l. l. 
P* ( 1-tmi) p mi m 
Gleichgewichtsbedingungen 
2-14.8 X. Y. 
l. l. 
n 
2-14.9 z E z mi m i=1 
.z mi ffil. 




1 , ••• ,n 
1 , ••• ,M 
1 , ••• ,n 
i 1, ... ,n 
i 1, ..• ,n 
m 1 , ••• ,M 
i 1, ... ,n 
m 1, ••• ,M 
47 
Das Modell hat 4n + 2(n x M) + M+2 Gleichungen und 4n + 
2 (n x M) + M+1 Unbekannte, nämlich die 2n Nachfragemengen Xi 
und Angebotsmengen Yi, die dazugehörigen 2n Erzeugerpreise Pi 
und Verbraucherpreise P1, die (n x M) Bruttofaktorpreise Pmi' 
die M Nettofaktorpreise P;, die (n x M) vom unternehmenssek·· 
tor nachgefragten Faktorleistungen zmi sowie das Haushalts-
nettoeinkommen eN. Allerdings sind nicht alle Gleichungen linear 
voneinander unabhängig. Dies läßt sich mit Hilfe des Gesetzes 
von Walras zeigen, und zwar indem man die Budgetrestriktionen 
beachtet. Setzt man z.B. die staatliche Budgetrestriktion (2-13) 
unter Berücksichtigung der Beziehungen zwischen Erzeuger- und 
Verbraucherpreisen in die Budgetgleichung für die privaten 
Haushalte (2-4) ein und bildet dann die wertmäßige Differenz 
zwischen Nachfrage und Angebot, so erhält man: 
Berücksichtigt man nun die Gleichgewichtsbedingungen Xi= Yi 
für i = 1, ... ,n und zm = rizmi für m = 1, •.. ,M-1, so erhält 
man daraus die Beziehung P~ (ZM - rizMi) = 0, die bei einem 
positiven Faktorpreis nur erfüllt sein kann, wenn ZM = LiZMi 
ist. Mit anderen Worten: Aus dem Gesetz von Walras folgt, daß 
bei einem Gleichgewicht auf denn Güter- und M-1 Faktormärkten 
auch ein Gleichgewicht auf dem M-ten Faktormarkt vorliegt. Die 
M-te Gleichgew~chtsbedingung in 2-14.8 ist daher redundant, 
und das gesamte Gleichgewichtssystem 2-14 hat nur 4n + 2(n x M)+ 
M+1 linear voneinander unabhängige Gleichungen, d.h. genauso 
viele, wie als endogene Variablen angegeben worden waren. 1 ) 
Das Modell enthielte also genügend Gleichungen, um die absoluten 
1) Die Ubereinstimmung zwischen der Anzahl der endogenen Variab-
len und der Anzahl der Gleichungen ist nur eine Voraussetzung 
dafür, daß das Modell weder unter- noch überbestimmt ist. Im 
übrigen sind die Existenz, Stabilität und Eindeutigkeit der 
Lösung solcher Gleichungssysteme wie 2-14 an eine Reihe mathe-
matischer Voraussetzungen gebunden, die hier als erfüllt ange-
nommen, aber nicht im einzelnen erörtert werden. Sie werden in 
den entsprechenden wirtschaftstheoretischen Lehrbüchern darge-
stellt. Vgl. z.B. Henderson/Quandt (1977), s. 162 - 185. 
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Preise zu bestimmen, ohne daß eine Geldgleichung eingeführt 
wurde. Da sich auf diese Weise kein sinnvolles geldpolitisches 
Konzept begründen läßt, soll eine zusätzliche endogene Variab-
le eingeführt werden, und zwar die staatlichen Transferaus-
gaben G. 1 ) Finanzpolitisch bedeutet dies, daß der Staat bei 
einer Variation des Steuerniveaus oder der Steuerstruktur 
nicht mehr gleichzeitig die Höhe seiner Transferzahlungen be-
stimmen kann - er würde sonst unter Umständen einen Haushalts-
überschuß oder ein Haushaltsdefizit hinnehmen müssen-, sondern 
daß das Niveau der den privaten Haushalt zufließenden Transfers 
durch die Höhe des Steueraufkommens bestimmt wird, so daß der 
Staatshaushalt ausgeglichen bleibt. 2 ) zugleich entfällt die Be-
1) Wäre G exogen, so könnte der Staat bei konstanten Steuer-
sätzen die Transferzahlungen an die privaten Haushalte er-
höhen. Damit hätte die staatliche Budgetrestriktion die 
Funktion einer (wenn auch seltsamen) Quantitätsgleichung. 
Die exogene Größe G entspräche quasi der Geldmenge, deren 
Höhe mit dem Steueraufkommen übereinstimmen würde. Erhöhten 
Transfers müßte sich das gesamte System durch ein erhöhtes 
gesamtwirtschaftliches Preisniveau anpassen. Der dadurch 
ausgelöste Inflationsprozeß wäre außerdem nicht verteilungs-
neutral, weil die Nachfragefunktionen in 2-14.1 nicht homo-
gen in den Preisen wären. (Zu den Homogenitätseigenschaften 
der Nachfragefunktionen vgl. Anhang A, insbes. die Erläute-
rungen zu Gleichung A-5.) Eine Erhöhung aller Preise um den 
gleichen Prozentsatz würde nämlich zu einer Senkung der 
Realtransfers G/P - ausgedrückt in Einheiten des Numeraire-
Gutes X~ - und daßit zugleich zu einer Umstrukturierung der 
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage führen, die auch äie Faktor-
preise bzw. das Nettoeinkommen unterschiedlicher Gruppen 
von Einkommensempfängern tangieren würde. 
2) Bei der späteren Unterscheidung von Budget- und Differential-
inzidenz steht auch die Endogenisierung anderer Aktionspara-
meter des Staates zur Diskussion. Vgl. dazu Abschnitt 2.7. 
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stimmung des absoluten Preisniveaus. Das Modell 2-14 liefert 
neben den angebotenen und nachgefragten Gütermengen Yi und Xi 
sowie den sektorspezifischen Faktoreinsätzen Zmi nur noch Lö-
sungen für die relativen Preise sowie für die realen verfüg-
baren Einkommen eN/P: und die Realtransfers G/P:, ausgedrückt 
in Einheiten des (hier beliebig ausgewählten) Faktors ZM. 
Um das absolute Preisniveau zu bestimmen, könnte man nun, wie 
es beispielsweise McLure (1970) getan hat, dem Modell 2-14 
noch eine Geldgleichung hinzufügen. Häufig wird aber auch ein 
beliebiges Gut als Numeraire-Gut ausgewählt und dessen Preis 
gleich 1 gesetzt. So würde man z.B. mit dem Faktor ZM als Nu-
meraire-Gut die fehlende (vom übrigen System linear unabhängige) 
Gleichung P~ = 1 hinzugewinnen. Harberger (1962) hat daher in 
seinem Inzidenzmodell den Preis des Faktors Arbeit entsprech-
end fixiert. Ebenso kann man sich aber auch, wie z.B. Jones 
(1971) und Vandendorpe/Friedlaender (1976) damit begnügen, daß 
mit dem Modell in der oben gewählten Form nur die relativen 
Preise bestimmt werden können. 
Die Frage nach der Wahl eines eventuellen Numeraire-Gutes, auf 
die wir im nächsten Abschnitt noch einmal unter einem anderen 
Aspekt zurückkommen, ist nicht identisch mit der Frage, welche 
Gleichung oder Gleichgewichtsbedingung nach dem Gesetz von 
Walras als redundant betrachtet werden kann. Denn ebenso wie 
dieses Gesetz besagt, daß bei gegebenen Budgetrestriktionen 
sowie einem Gleichgewicht auf n Gütermärkten und M-1 Faktor-
märkten auch der M-te (oder ein beliebiger anderer) Faktor-
markt im Gleichgewicht sein muß, so besagt es auch, daß bei 
einem Gleichgewicht auf allen Güter- und Faktormärkten und 
unter der Voraussetzung, daß die Budgetrestriktionen der pri-
vaten Haushalte und des Unternehmensektors erfüllt sind, not-
wendigerweise die Budgetrestriktion der einzigen noch verblei-
benden Wirtschaftseinheit, nämlich die des Staates, auch er-
füllt sein muß. 1 ) Denn das Netto-Faktoreinkommen der priva-
1) Vgl. a. Diamond/Mirrless (1971a), S. 14. 
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ten Haushalte beträgt unter Berücksichtigung des Gleichge-




Aus den Gleichgewichtsbedingungen auf denn Gütermärkten kann 
andererseits unter Berücksichtigung von Gleichung 2-14.4 die 
Budgetrestriktion des Unternehmenssektors in der Form 
l: P.X. 
i l. l. 
I: L P . Z . 
im m1. m1. 
abgeleitet werden. Setzt man die beiden letzten Gleichungen 
in die Budgetrestriktion der privaten Haushalte ein, so er-
hält man daraus unmittelbar die Budgetgleichung des Staates. 
Infolgedessen besteht zu der oben dargestellten Möglichkeit, 
die Gleichgewichtsbedingung für das Numeraire-Gut ZM beige-
gebenen Budgetrestriktionen aller Wirtschaftseinheiten als 
redundant anzusehen, unter anderem die folgende Alternative: 
Man kann die Gleichgewichtsbedingung für das Numeraire-Gut 
beibehalten und die Budgetrestriktion einer beliebigen Wirt-
schaftseinheit, z.B. die des Staates, vernachlässigen. Dieser 
Zusammenhang rechtfertigt es, daß in den Inzidenzmodellen vom 
Harbergerschen Typ die staatliche Budgetgleichung häufig 
überhaupt nicht erwähnt wird, während die Gleichgewichtsbe-
dingungen für die Güter- und Faktormärkte in diesen Fällen 
immer vollständig (wenn auch teilweise implizit) berücksich-
tigt werden. 
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2.5. Äquivalenz und Normierung 
Die Darstellung des Modells ist nun so weit fortges_chritten, 
daß bereits einige einfache Schlußfolgerungen hinsichtlich 
der Äquivalenz unterschiedlicher Steuern bzw. Steuersysteme 
möglich sind. Unter äquivalenten Steuern werden hier jene 
Formen der Besteuerung verstanden, die in dem vorliegenden 
Modell die gleichen Nachfrage- und Angebotswirkungen entfal-
ten. 1 > Führt man demnach ein Steuersystem in ein äquivalentes 
über, so ändern sich dadurch nicht die im Modell endogen be-
stimmten Variablen, so daß auch die ökonomische Situation der 
beteiligten Wirtschaftseinheiten unverändert bleibt. Die Ana-
lyse solcher Äquivalenzbeziehungen bietet sich auch im Zusam-
menhang mit den im letzten Abschnitt erörterten Fragen an, weil 
sie es erlaubt, auf einige Probleme einzugehen, die mit der 
Bestimmung des Numeraire-Gutes und seiner steuerlichen Behand-
lung verbunden sind. 
Im Anhang Aist im einzelnen dargelegt, daß die Nachfragefunk-
tionen der privaten Haushalte nach Konsumgütern homogen vom 
Grade Null in den Verbraucherpreisen und im (Transfer-)Ein-
kommen sind. Andererseits sind im Unternehmensektor die Fak-
tornachfragefunktionen homogen vom Grade Null in den Erzeuger-
preisen. Eine gleiche proportionale Veränderung aller Erzeu-
ger- und Verbraucherpreise sowie des Transfereinkommens der 
privaten Haushalte hat daher keinen Einfluß auf das System-
gleichgewicht. Unter diesen Voraussetzungen kann man, wie nun 
in Verbindung mit dem Normierungsproblem gezeigt werden soll, 
die Steuer auf ein beliebiges Gut eliminieren, ohne daß sich 
dadurch das Steueraufkommen und das Systemgleichgewicht ändern. 
1) Zu dem Problem äquivalenter Systemwirkungen unterschied-
licher Besteuerungsformen vgl. a. Mus'grave (1959), S. 348-
355, McLure (1975), S. 137 f., Rose/Wiegard (1983), s. 
25-27. 
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In dem allgemeinen Gleichgewichtsmodell des hier verwendeten 
Typs (vgl. 2-14) lassen sich nur die relativen Preise bestim-
men. Infolgedessen wird häufig ein Numeraire-Gut eingeführt, 
dessen Preis gleich Eins gesetzt wird und in dessen Mengenein-
heiten die Preise der anderen Produkte bzw. Faktoren gemessen 
werden. Es war bereits darauf hingewiesen worden, daß es ge-
nügen würde, den Preis irgendeines Konsumgutes oder Faktors, 
z.B. den Netto-Preis des Produktionsfaktors ZM, gleich Eins 
zu setzen, um eine zusätzliche Gleichung zu gewinnen (P: = 1) 
und damit gleichzeitig das absolute Preisniveau zu bestimmen. 
Dieses vorgehen hat auf die Gleichgewichtslösung selbst, d.h. 
auf die im Gleichungssystem endogen bestimmten Gleichgewichts-
werte, keinen Einfluß. 
Bei der Behandlung von Steuerwirkungen im Rahmen von Ansätzen 
der Wohlfahrtstheorie und der allgemeinen Gleichgewichtstheo-
rie ist es allerdings üblich, eine doppelte Normierung durch-
zuführen. 1 ) Denn die Modelle weisen in der Regel eine dop-
pelte Preisstruktur auf: einerseits die Bruttopreise (ein-
schließlich Steuern) und andererseits die Nettopreise (ohne 
Steuern). 2 ) 
Setzt man also den Nettopreis des Numeraire-Gutes ZM gleich 
Eins (PM= 1), so ist der Bruttopreis bei einer nicht nach 
Industriezweigen differenzierten Faktorsteuer PM= 1/(1-tM). 
An dieser Stelle kann man nun die Homogenitätseigenschaften 
der Konsumgüter- und Faktornachfragefunktionen nutzen, um auch 
den Bruttopreis des Numeraire-Gutes auf PM= 1 zu normieren. 
Denn es läßt sich zeigen, daß zur Besteuerung des Faktors ZM 
mit dem Steuersatz tM ein äquivalentes Steuersystem besteht, 
in dem das Numeraire-Gut ZM steuerfrei bleibt, so daß der 
1) Vgl. z.B. Diamond/Mirrless (1971a), S. 14, Atkinson/ 
Stiglitz (1972), S. 102, Keller (1980), S. 26, Wiegard 
(1980), s. 4. ---
2) Diese Unterscheidung deckt sich nicht mit der Trennung 
zwischen Erzeuger- und Verbraucherpreisen. Vgl. S. 39 f. 
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Brutto- und der Nettopreis gleich sind und damit auch 
PM= PM= 1 gilt. Wir nehmen wiederum als Ausgangspunkt die 
Budgetrestriktion der privaten Haushalte (vgl. 2-4), wobei an-
genommen werden soll, daß das Steuersystem aus speziellen Ver-
brauchsteuern und aus speziellen Faktorsteuern, die nicht sek-
toral differenziert sind, besteht. Es gilt daher, wenn man von 
vornherein die Beziehungen zwischen Brutto- und Nettopreisen, 
d.h. Pi= (1+ti)Pi und P; = (1-tm)Pm berücksichtigt: 
E ( 1 +ti) Pi Xi 
i 
Die Multiplikation aller Verbraucherpreise und des Transferein-
kommens G mit k = 1/(1-t~) verändert wec'ler das Verhalten der Ver-
braucher noch das Systemgleichgewicht. Die Budgetrestriktion 
des Haushaltssektors erhält aber eine andere Form, und zwar 
M-1 1-t G 
E 1 tm PmZm + PMZM + 1-tM 
m=1 - M 
1+t. 
E 1 P.X. 
i 1-tM l. l. 
Definiert man nun neue Steuersätze mit Hilfe der Beziehungen 
( 1-t~) 
unmittelbar 
Ein Steuersystem 1 mit M Steuersätzen tm auf die Produktions-
faktoren z1 , .•. ,ZM und n Steuersätzen ti auf die Güter x 1 , ... ,xn 
kann also ohne Veränderung des Systemgleichgewichts in ein 
(äquivalentes) Steuersystem 2 übergeführt werden, in dem 
1) ein beliebiges Konsumgut oder ein beliebiger Produktions-
faktor - in unserem Fall ist es der Faktor ZM als Numeraire-
Gut - unbesteuert bleibt; 
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2) auf die übrigen Produkte bzw. Faktoren die Steuersätze 
ti+tM t -t 
t'. bzw. t' m M i 1 , .•• ,n 
1 1-tM m 1-tM 
m 1, ... ,M-1 
angewandt werden; 
3) die Transferzahlungen an die privaten Haushalte auf G' 
G/(1-tM) erhöht werden. 
Wie bereits erwähnt, ist es unter diesen Umständen möglich, 
im Steuersystem 2 eine doppelte Normierung P: ~PM= 1 vor-
zunehmen. Der Sinn eines solchen Vorgehens liegt ausschließ-
lich darin, eine gewisse Vereinfachung zu erreichen, weil bei 
dem Numeraire-Gut der Verbraucher- und der Erzeugerpreis gleich 
sind und eine Analyse der Besteuerung dieses Gut überflüssig 
wird. Denn es ist ja ein äquivalentes Steuersystem vorhanden, 
das zu dem selben Gleichgewicht führt, ohne daß das Numeraire-
Gut besteuert wird. 
So einfach und logisch die Normierung (die einfache ebenso 
wie die doppelte), d.h. die Auswahl von Numeraire-Gütern und 
Numeraire-Gleichungen,auch sein mag, so kann sie doch bei ober-
flächlicher Behandlung zu Fehlschlüssen führen. Denn die Be-
stimmung des (genauer gesagt: eines beliebigen) Preisniveaus 
wird bereits durch die Festlegung des Nettopreises PM= 1 er-
reicht. Die zusätzliche Annahme, daß das Numeraire-Gut steuer-
frei sein soll, führt nur dazu, daß ein anderes absolutes 
Preisniveau bestimmt wird. Das Preisniveau und seine Verände-
rung tangieren aber die Gleichgewichtslösung in keiner Weise. 
Selbst die einfache Normierung ist diesbezüglich nicht etwa 
notwendig. Sie ist willkürlich. 1 ) Jedenfalls ist die Inter-
pretation einer willkürlichen Festlegung eines Numeraire-Gu-
1) "lt merely indicates the use of an arbitrary, usually 'out-
side' unit of account." McManus (1958/59), S. 212. Daher 
kommen auch Jones (1971) und Vandendorpe/Friedlaender 
(1976), die sich von vornherein auf die Betrachtung rela-
tiver Preise beschränken, völlig ohne Normierung aus. 
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tes in der Weise, daß die wirtschaftspolitischen Instanzen da-
ran interessiert sein könnten, den Preis dieses Gutes (noch 
mehr: gerade den Preis des unbesteuerten Gutes) mit dem Ein-
satz der Geldpolitik auf einem gegebenen Niveau zu stabilisie-
ren, 1 ) schon alleine deswegen künstlich, weil eine Ver.ände-
rung des Preisniveaus in dem Modell ja keinerlei Bedeutung hat 
und auch nicht haben darf, da ansonsten die Auswahl des 
Numeraire-Gutes ökonomisch begründet und analysiert werden 
müßte. Weder eine Inflation noch eine Geldpolitik, die eine 
solche fördert oder verhindert, haben unter den gegebenen Prä-
missen des Modells (insbesondere wegen der Homogenität der 
Nachfragefunktionen vom Grade Null in den Preisen) eine Be-
deutung für die Effizienz- und Verteilungswirkungen des Steu-
ersystems. 2 > 
Auch die Behauptung, die doppelte Normierung bzw. die Nicht-
Besteuerung eines bestimmten Gutes folge aus der Wahl dieses 
Gutes als Numeraire 3 >, ist mißverständlich, zumindest wenn 
der Eindruck entsteht, daß hinter der willkürlichen Auswahl 
• 
eines Numeraire-Gutes die zwingende Logik einer Nicht-Besteue-
rung dieses Gutes stünde. Die Einführung eines äquivalenten 
Steuersystems, in dem das Numeraire-Gut (oder irgend ein an-
deres Gut) nicht besteuert wird, ist grundsätzlich möglich. 
Nur in diesem Sinne ist sie logisch; zwingend ist sie nicht. 
Man sollte sie sogar mit Vorbehalten betrachten. Denn die dop-
pelte Normierung trifft zuweilen mit Modellannahmen zusammen, 
die insgesamt ein falsches Bild von den möglichen Nutzanwen-
dungen von Äquivalenzbeziehungen entstehen lassen können. So 
wird z.B. bei der Diskussion von Problemen der Steuerreformen 
im Rahmen der "optimal taxation theory" sehr häufig eine Mo-
1) Vgl. McLure (1971/72a), S. 33. 
2) Vgl. dazu auch McLure (1970). 
3) Vgl. Wiegard (1980), s. 4, Fußnote 9. 
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dellökonomie mit einem einzigen Produktionsfaktor (Arbeit) 
unterstellt 1 ), so daß also auch nur eine Art von Faktorein-
kommen gezahlt und besteuert wird. Unter diesen vereinfachen-
den Annahmen hat die Budgetrestriktion der privaten Haushalte 
die Form: (1-tM) PMZM + G = Ei (1+ti) PiXi. Da die Multipli-
kation aller Verbraucherpreise und des Transfereinkommens mit 
dem Faktor k = 1/(1-tM) das Systemgleichgewicht nicht verän-
dert, erhält man aus dieser Budgetrestriktion: 
In dem äquivalenten Steuersystem mit dem steuerfreien Numer-
aire-Gut ZM wird demnach die direkte Einkommensbesteuerung 
vollständig auf die Besteuerung der Einkommensverwendung (Ver-
brauchsteuer) mit den Steuersätzen t 1 = (ti+tM)/(1-tM) ver-
schoben. Man kann deshalb jedoch nicht auf die Betrachtung der 
Einkommensteuer verzichten. Denn die Möglichkeit, die propor-
tionale Einkommensteuer fallen zu lassen, ist nicht "ausschließ-
lich auf die oben angegebene Norminierung zurückzuführen", 2 > 
sie ergibt sich vielmehr aus den restriktiven Annahmen über 
die Einkommensentstehung bzw. daraus, daß eine in der Realität 
vielfältigere direkte Besteuerung von Einkommen und Erträgen 
auf eine (außerdem noch proportionale, bestenfalls aber indi-
rekt progressive) Lohnsteuer reduziert wird. Der Versuch, die 
gesamte Einkommensbesteuerung durch Äquivalenzbeziehungen zu 
eliminieren, muß fehlschlagen, sobald, wie in dem vorliegenden 
Modell, mehrere Arten von Faktoreinkommen unterschiedlich be-
steuert werden. 
1) Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980); Rose/Wiegard (1983). 
2) Rose/Wiegard (1981), s. 23. 
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2.6. Grundlagen der Wirkungsanalyse 
Der Eingriff des Staates in den Wirtschaftsablauf beeinflußt 
die sich am Markt bildenden Preis- und Einkommensstrukturen 
und führt auch zu entsprechenden Anpassungen in der Alloka-
tion der Ressourcen, und zwar sowohl auf der Produktions- als 
auch auf der Nachfrageseite. In diesem Abschnitt soll nun un-
tersucht werden, auf welchen Reaktionen der unterschiedlichen 
Wirtschaftseinheiten - der privaten Haushalte sowie der Unter-
nehmen (bzw. Industrien) - die Wirkungen unterschiedlicher Be-
steuerungsformen beruhen und wie sich die endogenen Größen 
(Preise, Mengen und Einkommen) im gesamtwirtschaftlichen Zu-
sammenhang an Veränderungen in der Steuerstruktur und im Steu-
eraufkommen anpassen. Als Wirkung gilt demnach die Veränderung 
der endogenen Variablen, d.h. der Preise, Mengen und Einkommen, 
in Abhängigkeit von den exogenen Variablen, worunter in diesem 
Modell die staatlichen Aktionsparameter, und zwar die Verbrauch-
bzw. Faktorsteuersätze ti und tmi (i = 1, .•. ,n; m = 1, ... ,M) 
zu verstehen sind. 
Die Wirkungsanalyse kann an dem Modell 2-14 ansetzen. Dort 
sind allerdings die Angebots- und Nachfragefunktionen in Ab-
hängigkeit von den endogenen Größen dargestellt. Das Modell 
muß also nach den exogenen Variablen gelöst werden. Wir gehen 
zu diesem Zweck in zwei Schritten vor. Zunächst wird das Mo-
dell 2-14 in komparativ-statischer Form dargestellt, so daß 
alle endogenen und exogenen Größen in Veränderungsraten er-
scheinen. Es wird also nicht angegeben, welche neuen Gleich-
gewichtswerte die endogenen Variablen durch einen exogenen 
Anstoß annehmen, sondern wie groß die (relativen) Verände-
rungen der endogenen Variablen sind. Anschließend sollen die 
komparativ-statischen Lösungen für die endogenen Variablen 
(insbesondere für die relativen Faktorpreise) in Abhängigkeit 
von den staatlichen Aktionsparametern abgeleitet werden. 
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Da die formalen zusammenhänge verhältnismäßig komplex sind, be-
schränken wir uns in diesem Abschnitt auf die Erläuterung ei-
niger Grundzüge des auf der folgenden Seite dargestellten kom-
parativ-statischen Modells 2-15. Auch die sich daran anschlies-
sende Lösung des Modells wird hier nur soweit skizziert, wie 
es für das Verständnis des ökonomischen Gehaltes notwendig er-
scheint. Alle Ableitungen sind in Anhang B ausführlich darge-
stellt und werden dort unter formalen und ökonomischen Gesichts-
punkten erörtert. 
Im Abschnitt 2.4.war gezeigt worden, daß die staatliche Budget-
restriktion (2-14.5), d.h. die Bedingung für einen ausgegli-
chenen Staatshaushalt, entfallen kann, wenn man die Gleichge-
wichtsbedingungen auf allen Konsumgüter- und Faktormärkten an-
wendet. Sie ist auf jeden Fall erfüllt und wird sich, wie wir 
sehen werden, bei der Lösung des Modells noch einmal einstel-
len. Von der staatlichen Budgetrestriktion abgesehen, enthält 
das Modell 2-15 ebensoviele Gleichungen und Unbekannte wie das 
Gleichungssystem 2-14. Die endogenen und exogenen Variablen 
sind in (marginalen) Veränderungsraten angege~en und daher mit 
einem "A" gekennzeichnet. Beispielsweise ist X. = dX./X. und 
A 1 ) ], l. ], 
eN = deN/eN. Die in Gleichung 2-15.1 dargestellte Reaktion der 
privaten Nachfrage auf eine Veränderung der Güterpreise läßt 
sich (in Anlehnung an Slutsky) in einen Substitions- und einen 
Einkommenseffekt zerlegen. E .. ist die kompensierte Preisela-
l.J 
stizität der ~achfrage nach dem Gut Xi in Abhängigkeit von 
dem Preis des Gutes Xj. pie erste Komponente in Gleichung 2-15 
gibt daher die Substitution zwischen den Konsumgütern bei ver-
änderten relativen Preisen an, wobei vorausgesetzt wird, daß 
den privaten Haushalten (hypothetische) Kompensationszahlungen 
zufließen, die ihnen die Realisierung eines unveränderten 
Nutzenniveaus ermöglichen. Der Einkommenseffekt einer Verände-
1) Es ist zu beachten, daß die Veränderung der Steuersätze 
von einer A~f-Hundert- bzw. Im-Hundert-Basis aus gemessen 
wird, d.h. ~- = dt./(1+t.), ~ . = dt ./(1-t .) . Für die 
l. l. l. m1. ml. ml. 





























i=1, ••• ,n 
i= 1 , ••• , n 
m=1, .•• ,M 
i=1, ••• ,n 
i=1, .•• ,n 
i=1, ••• ,n 
rn=1, •.• ,M 
i=1, ••• ,n 
i=1, ••• ,n 
rn= 1 , ••• ,M 
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rung der Konsumgüterpreise bildet die zweite Komponente in 
Gieichung 2-15.1. Er gibt an, wie sich die Nachfrage nach dem 
Gut Xi verändert, wenn bei konstanten relativen Preisen das 
(Real-)Einkommen ~er privat:n Haushalte steigt oder fällt. Der 
Klammerausdruck (eN - E. n.P~) entspricht dem nominalen Ein-
J J J 
kommensäquivalent einer Veränderung des Nutzenniveaus und wird 
daher als Realeinkommensveränderung bezeichnet. l) 
Sie kann sich aus einer Veränderung 
a) des Haushaltsnettoeinkommens, dieAentweder auf eine Ver-
änderung de~ Netto-Faktorpreise (P;) oder der Transfer-
zahlungen (G) zurückzuführen ist; 
b) der Konsumgüterpreise (P~) 
ergeben, wobei alle diese Veränderungen mit ihren Einkommens-
anteilen gewichtet werden. Denn n , n. und G/eN sind die An-
m J 
teile des Netto-Faktoreinkommens, der Ausgaben für die Konsum-
güter und der Transferzahlungen am verfügbaren Einkommen der 








Für den Einkommenseffekt ist aber nicht nur die Höhe der (Real-) 
Einkommensveränderungen maßgeblich, sondern auch der Reaktions-
koeffizient Eie' der die Einkommenselastizität der Nachfrage 
nach dem Gut X. darstellt. 
1. 
1) Auf den Zusammenhang zwischen der Veränderung des Real-
einkommens und des Nutzenniveaus wird im nächsten Abschnitt 
noch näher eingegangen. 
2) Die Indizes m = 1, ••. ,M und 1 = 1, •.. ,M werden beide zur 
Kennzeichnung der Produktionsfaktoren verwendet. Die Indi-
zes i = 1, ... ,n und j = 1, ... ,n gelten für die Konsumgüter. 
Eine solche "doppelte" Indizierung ergibt sich aus den for-
malen und ökonomischen zusammenhängen, beispielsweise bei 
den Kreuzpreiselastizitäten der Nachfrage oder bei der De-
finition der Faktorsubstitutionselastizitäten. 
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Auch die Faktornachfrage läßt sich in einen Niveau- und einen 
Substitutionseffekt zerlegen (vgl. 2-15.3). Bei konstanten 
relativen (Brutto-)Faktorpreisen wird die V:ränderung der 
Faktornachfrage in einem Wirtschaftszweig (Zmi) ausschließ-
lich durc~ die Veränderung des Produktionsniveaus in dieser 
Branche (Yi) bestimmt. Die Reaktion der Faktornachfrage auf 
eine Veränderung der relativen (Brutto-)Faktorpreise 
wird durch die Faktorsubstitutionselastizität 
bestimmt. Sie gibt an, um wieviel Prozent sich die Nachfrage 
nach dem Faktor zm in der Industrie i bei konstantem Output Yi 
verändert, wenn der Bruttopreis des Faktors z 1 in der gleichen 
Industrie um 1% steigt oder sinkt. 1 > 
Für jeden Wirtschaftszweig gilt eine direkte Beziehung zwischen 
den Faktor- und Konsumgüterpreisen (2-15.4). Jede Erhöhung des 
Bruttopreises eines Produktionsfaktors zm in der Industrie Yi 
führt zu einer Erhöhung der Stückkosten in der Produktion des 
betreffenden Gutes. Der dadurch ausgelöste Anstieg des Erzeu-
gerpreises in dem jeweiligen Wirtschaftszweig wird b~stimmt 
durch den Anteil der Brutto-Kosten des Produktionsfaktors zmi 
an den Gesamtkosten: 
2-17 
Die übrigen Gleichungen im Modell 2-15 enthalten die defini-
torischen Beziehungen zwischen den Veränderungen der Verbrau-
cher- und der Erzeugerpreise (2-15.5 und 2-15.6) sowie die 
1) Sim(i = 1, .•. ,n; m,l = 1, ••• ,M) sind daher implizit defi-
nierte partielle (Hicks-Allen-)Substitutionselastizitäten, 
die nur im Zwei-Sektoren-Modell mit den "direkten" Sub-
sti tutionselastizi täten übereinstinunen. Vgl. dazu A-42 im 
Anhang. fli ist der Faktorkostenanteil des Produktions-
faktors z 1i in der Industrie i. Vgl. dazu die nachfolgende 
Definition von f .. mi 
62 
Gleichgewichtsbedingungen auf den Konsumgüter- und den Faktor-
märkten. Es sei noch einmal daran erinnert, daß die gesamtwirt-
schaftliche Faktorausstattung exogen vorgegeben ist, so daß 
die (gewichtete) Summe der Veränderungen der Faktoreinsätze 
eines bestimmten Produktionsfaktors in unterschiedlichen In-
dustrien gleich Null sein muß (vgl. 2-15.8). Die Koeffizienten 
zmi in den Gleichgewichtsbedingungen für die Faktormärkte ge-
ben den Anteil des Produktionsfaktors zm an, der in der Pro-
duktion des Gutes Yi eingesetzt wird; d.h. 
2-18 




1 , ••• ,M 
1 , ••• , n 
Nach dieser kurzen Beschreibung des Gleichgewichtssystems 
2-15 interessiert nun die Lösung des Modells für bestimmte 
endogene Variablen. Da die Frage nach dem Einfluß unter-
schiedlicher Steuern auf das reale verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte im Mittelpunkt steht, gehen wir von Glei-
chung 2-15.2 aus. Es ist zu beachten, daß die Summe der Ein-
kommensanteile E1 n 1 + G/eN = 1 ist. Daher ergibt sich aus 
der Veränderung des realen verfügbaren Einkommens der priva-
ten Haushalte in Gleichung 2-15.2 die Beziehung 
M-1 
2-19 E n (P*-P*) + (G-Pt1> G/eN. 
l=l 1 1 M ,. 
Maßgeblich für den Einfluß der Besteuerung auf das reale Haus-
haltsnettoeinkommen sind also die Veränderungen der relativen 
(Netto-)Faktorpreise und der Realtransfers. Um die Lösungen 
für diese endogenen Variablen abzuleiten, sollen zunächst die 
Angebots- und Nachfrageveränderungen (2-15.1 und 2-15.3),unter 
Berücksichtigung der übrigen Gleichungen des Modells,in Abhän-
gigkeit ~On
4
der Veränderungen der relativen (Netto-)Faktor-
preise (Pi-P:), der Realtransfers (G-P:) und der Steuersätze 
dargestellt werden. Für die Nachfrageseite ergibt sich für 
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i 1, ... ,n (vgl. A-52): 1 ) 
n-1 M-1 _ ~ A* A* 
E E EiJ.flJ' (P 1 -PM) 
j=1 1=1 
M-1 A A 
+ 1:1 Eie (n1-r/lj) (P~-P:) 
A A A 
+ E. [ (G-PM*) G/eN-t* ] ie .1. n 
Mit w:nigen Ausnahmen sind die Symbole bereits erläutert wor-
den. t~(j = 1, ... ,n) stellt die Veränderung der gesamten auf 
J 
dem Gut X. liegenden Steuerbelastung dar, also nicht nur die 
J A 
Veränderung der speziellen Verbrauchsteuer ti, sondern auch 
die mit den Faktorkostenanteilen gewichteten Veränderungen der 
sektorspezifischen Faktorsteuern. Es gelten nämlich die Defi-
nitionen 
t~ t. + tfj J J 
2-21 j 1 , ... ,n 
tfj E f mj t mj m 
flj (1 = 1, ..• ,M; j = 1, ... ,n) in 2-20 ist die Differenz 
zwischen den (Brutto-)Paktorkostenanteilen des Produktions-
faktors z1 in den Wirtscha~tszweigen j und n: 
2-22 j 1 , ••• , n 
1 1, ... ,M 
1) Gleichungen mit einem vorangestellten Buchstaben sind 
in den jeweiligen Anhängen (hier: Anhang A) zu finden. 
Es sei noch einmal daran erinnert, daß die Indizes 1 und m 
bzw. i und j gleichwertig sind. Vgl. Fußnote 2, S. 60. 
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Bei der in komparativ-statischer Form dargestellten Nachfrage-
funktion 2-20 lassen sich die Primär- und Sekundäreffekte der 
Besteuerung auf die Güternachfrage deutlich unterscheiden. Die 
beiden letzten Zeilen in 2-20 enthalten die direkten Auswir-
kungen (Primäreffekte) einer Veränderung der Steuersätze auf 
die gesamtwirtschaftliche Nachfrage. Sie ergeben sich aus dem 
direkten Einfluß von Steuererhöhungen oder -senkungen auf die 
relativen Bruttopreise und sind daher sowohl mit Substitutions-
effekten als auch mit Einkommenseffekten verbunden. Dabei wir-
ken sich die Verbrauchsteuern mit ihrem vollen Steuersatz (tj) 
auf die Nachfrage aus, während die Faktorsteuern mit.dem ent-
sprechenden Faktorkostenanteil gewichtet werden (fmjtmj), der 
ihren Einfluß auf die Güterpreisbildung widerspiegelt. Die 
indirekten Steuerwirkungen (Sekundäreffekte) bestehen in den 
Auswirkungen von Veränderungen des Steuersystems auf die Netto-
Faktorpreise und die dadurch ausgelösten Nachfrageeffekte. 
Eine Zunahme der relativen Faktorpreise Pi/P~ f~hr: zu einer 
kostenanteiligen Erhöhung der Güterpreise [f1 j(Pi-P~)J. Diese 
veranlaßt die Verbraucher zu einer Umstrukturierung ihres 
Warenkorbes, die auf unterschiedlichen Substitutionseffekten 
n-1 M-1 •• 
[ E E E .. f 1 . (Pi-P~)J und Einkommenseffekten 
j=1 1=1 l.J J 
M-1 • • 
[ E Eie(n1-~njflj) (Pi-P~)] beruht. 
1=1 J 
Die Einkommenseffekte zeigen den doppelten Aspekt von Faktor-
preiserhöhungen, die sowohl bei der Einkommensentstehung 
("sources-of-income side") als auch bei der Einkommensverwen-
dung ("uses-of-income side") zum Tragen kommen. l) Jede Er-
höhung der relativen (Netto-)Faktorpreise Pi/P~ bedeutet ei-
nerseits eine Zunahme des Haushaltsnettoeinkommens, deren Aus-
maß von dem Anteil des jeweiligen Faktoreinkommens am gesamten 
1) Die Bedeutung dieses doppelten Aspektes hat insbesondere 
Musgrave hervorgehoben. Vgl. Musgrave (1959), S. 217 - 223. 
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Haushaltsnettoeinkommen (n1 ) bestimmt wird. Da aber anderer-
seits die Fakorpreiserhöhung kostenanteilig in Güterpreiser-
höhungen umgesetzt werden, entsteht ein negativer "Einkommens-
effekt" in Form von preisbedingten Ausgabenerhöhungen, deren 
Gewicht von den Faktorkostenanteilen flj und der durchschnitt-
lichen Ausgabeneigung für das jeweilige Gut (n~) abhängt. Die 
J 
Richtung der durch die beschriebenen Einkommensveränderungen 
hervorgerufenen Nachfragereaktionen wird freilich wesentlich 
durch die Einkommenselastizität der Nachfrage nach dem betref-
fenden Gut (Eie) bestimmt. 1 l 
Auch die Veränderungen des gesamtwirtschaftlichen Angebots an 
Konsumgütern lassen sich in Abhängigkeit von den Veränderungen 
der relativen (Netto-)Faktorpreise und der Faktorsteuersätze 
darstellen. Es gilt für i = 1, ..• ,n (vgl. A-61): 
2-23 
i 
Dabei ist SZj die Elastizität des Güterangebots in Bezug auf 
die relativen Brutto-Faktorpreise in der Industrie j. Sil ist 
dagegen die Angebotselastizität für das Gut Y. in Abhängigkeit 
]. i 
von den relativen Netto-Faktorpreisen. Die Elastizitäten SZj 
und Sil sind folgendermaßen definiert (vgl. a. A-62): 
i 1 M-1 j 
Szj T¾T E E zmizmjflj 8 lm m 1=1 i,j 1, ••. ,n 
2-24 
sil 
1 E E zmizmjflj 8 im T¾T j m i 1, ... ,n 
1 1, •.• ,M 
1) In der Inzidenzanalyse wird häufig die Grenzrate axi/aeN, 
die Bestandteil der Einkommenselastizität Eie ist, als 
marginale und der Ausgabenteil n. als durchschnittliche 
J 
Ausgabeneigung bezeichnet. Beide beeinflussen die Nach-
fragereaktion in unterschiedlicher Weise. Vgl. a. D-33 
im Anhang. 
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Wie man unmittelbar sehen kann, besteht zwischen beiden Ela-
stizitätsformen die Beziehung 





i Obwohl sich die Angebotselastizitäten SZj und Sil auf den Pro-
duktionsbereich beschränken, berücksichtigen sie bereits einen 
Teil der gesamtwirtschaftlichen zusammenhänge. Denn sie wurden 
unter Verwendung der Gleichgewichtsbedingungen, wenn auch bei 
gegebenen Faktor- und Konsumgüterpreisen, abgeleitet. 1 ) Nur 
so ist es zu verstehen, daß eine Veränderung der relativen 
Faktorpreise - trotz der vorgegebenen gesamtwirtschaftlichen 
Faktorausstattung - nicht ausschließlich zu Faktorsubstitu-
tionseffekten bei konstantem Produktionsniveau, sondern auch 
zu Niveaueffekten in der Produktion einzelner Güter führt, wo-
bei aber die Produktion anderer Güter - wegen der Annahme einer 
vorgegebenen gesamtwirtschaftlichen Faktorausstattung - einge-
schränkt werden muß. Es besteht also eine gesamtwirtschaftliche 
Transformationsfunktion Y(Y 1 , ... ,Yn) = O, die eine angebotsbe-
dingte Substitution (Transformation) zwischen verschiedenen 
Gütern zuläßt. 2 ) Diese geht wiederum mit einer Faktorsubsti-
tution (Umsetzung von Produktionsfaktoren) in und zwischen den 
einzelnen Wirtschaftszweigen einher, deren Art und Umfang von 
den technologischen Beziehungen und den relativen Faktorprei-
sen bestimmt wird. Wichtig ist dabei, daß die relativen Fak-
torpreise sich nicht verändern, weil das gesamtwirtschaftliche 
Angebot an Produktionsfaktoren variiert wird - dieses soll ja 
annahmegemäß konstant sein-, sondern weil beispielsweise durch 
eine (wie auch immer initiierte) Verschiebung der Konsumgüter-
1) In der Theorie des internationalen Handels wird häufiger 
angenommen, daß die Güterpreise (durch den internationalen 
Wettbewerb) vorgegeben sind. Auf diese Weise kann man den 
Produktionsbereich getrennt von der Nachfrageseite behan-
deln. Vgl. dazu auch die Erläuterungen zu A-30 im Anhang. 
2) Von solchen Transformationskurven wurde bereits in Ab-
bildung 2-2 Gebrauch gemacht. Zu ihrer Ableitung 
aus den Produktionsfunktionen einzelner Wirtschaftszweige 
vgl. Hesse/Linde (1976), S. 63 ff. 
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nachfrage Anreize zu einer Veränderung der relativen Faktorin-
tensitäten in den einzelnen Wirtschaftszweigen gesetzt werden, 
die die gesamtwirtschaftliche Produktivität der Produktions-
faktoren beeinflußt. Im Zwei-Sektoren-Modell, auf das wir 
gleich noch zurückkommen, hat z.B. die Erhöhung der Nachfrage 
nach dem relativ kapitalintensiven Gut einen Anstieg der Kapi-
talintensitäten in beiden Produktionssektoren zur Folge, so 
daß wegen der abnehmenden gesamtwirtschaftlichen Produktivität 
des Kapitals auch der relative Kapitalpreis sinkt. 1 ) 
Der Einfluß einer Veränderung des Steuersystems auf die rela-
tiven Faktorpreise und auf die Realtransfers (die wegen der 
Annahme eines ausgeglichenen Budgets dem realen - in Einhei-
ten des Numeraire-Gutes gemessenen - Steueraufkommen entspre-
chen) läßt sich ermitteln, wenn man die in komparativ-stati-
scher Form dargestellten Nachfragefunktionen 2-20 und die An: 
gehotsfunktionen 2-23 in die Gleichgewichtsbedingungen Xi= Yi 
(i = 1, ... ,n) einsetzt. Anhang A, Gleichung A-69,enth~lt die 
Lösung für das allgemeine Modell. Sie ist jedoch sehr kompakt 
und einer Interpretation nicht leicht zugänglich. Wir wollen 
daher die Lösung für das etwas anschaulichere Zwei-Sektoren-
Modell angeben. Darunter ist eine Wirtschaft zu verstehen, in 
der die beiden Produktionsfaktoren Arbeit (L) und Kapital (K) 
in der Produktion der beiden Güter (bzw. Wirtschaftszweige) 
X und Y eingesetzt werden. Es gilt dann (vgl. a. B-1) 
[~=;i ~;, XJ [~KX - ~LX] - [r·1P] - 1 SZY 
G-P~ 5 zx s~,,, tKY - tLY 
2-26 
- ~1p] -1 [~xx - nxExe I Exe] [t~ --t;] 
(EYX nXEYe)EYe - t; 
1) Vgl. Johnson (1973), S. 59; Hesse/Linde (1976), S.91 f. 
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A A 
Pi-P~ ist die Veränderung des relativen Kapitalpreises Pi/P~, 
während G-P~ die Veränderung der - in Einheiten des Nurneraire-
Gutes Arbeit gemessenen - Realtransfers darstellt. Die steuer-
politischen Aktionsparamter sind exogen, und zwar sowohl die 
sektoralspezifischen Verände:unge~ der Steuersätze ~uf d~e 
Produktionsfaktoren Arbeit (tLX' tLY) und Kapital (tKX' tKY) 
als auch die Veränderungen der soeziellen Verbrauchsteuersätze .... .... - ... .... 
tX und ty. Letztere sind in den Exogenen t~ und t; enthalten. 
Diese geben die Veränderung der gesamten steuerlichen Belastung 
eines Produktes an, d.h. sowohl die in den Faktorkosten ent-
haltenen Steuern, als auch die direkt preiswirksa~en sDeziel-






wobei fLX' fKX und fLY' fKY die Faktorkostenanteile (Lohn-
kosten und Gewinnanteile) in den beiden Wirtschaftszweigen 
darstellen (vgl. a. 2-17 bzw. B-3). 
Die erste Matrix der Lösung 2-26 stellt die Steuerwirkungen 
im Produktionsbereich dar. S~j und s!j (j X,Y) sind die An-
gebotselastizitäten für die Güter X und Y in bezug auf die 
Brutto-Faktorpreise in den beiden Industrien. Die Nachfragere-
aktion sowohl auf die Einkommens- als auch auf die Verbrauchs-
besteuerung ist in der zweiten Matrix angegeben. EXe und EYe 
sind die Einkommenselastizitäten der Nachfrage,und EXX' EYX 
sind die kompensierten Elastizitäten der Nachfrage nach X und 
Y in bezug auf eine Preisänderung des Gutes X. 
Die (invertierte) Matrix M enthält eine Mischung von Substi-p 
tutions- und Einkommenseffekten im Angebots- und Nachfragebe-




l:l~xx - nfEXe + SXK 'Exe 
IFIEYX - nfEYe + SYK EYe 
IFI = fKX-fKY ist die Differenz zwischen den Faktorkostenan-
teilen des Faktors Kapital (d.h. den Gewinnquoten) in den 
Wirtschaftszweigen X und Y. 1 ) Die (kompensierten) Preiselastizi-
täten der Nachfrage nach den Gütern X und Y in Abhängigkeit 
von dem Preis des Gutes X (EXX und Eyx> sowie die Einkommens-
elastizitäten Exe und EYe geben die Nachfragereaktionen der 
privaten Haushalte an. SXK und SYK sind die oben in allgemei-
ner Form (Sil) dargestellten Angebotselastizitäten für die bei-
den Konsumgüter X und Y in Abhängigkeit vom relativen (Netto-) 
Kapitalpreis P;/P~. Der Ausdruck nf enthält verschiedene Be-
lastungskomponenten, denn es ist (vgl. B-18) 
2-29 
wobei TK bzw. TX und TY das nominale Steueraufkommen aus den 
Steuern auf die Kapitaleinkommen bzw. aus den speziellen Ver-
brauchsteuern auf die Konsumgüter X und Y darstellen. 
Es war bereits erwähnt worden, daß das Gleichungssystem 2-26 
die (komparativ-statische) Lösung des Modells 2-15 nach den 
relativen Faktorpreisen und den Realtransfers in Abhängigkeit 
von den staatlichen Aktionsparametern, d.h. von den Faktor-
und Verbrauchsteuersätzen, angibt. Setzt man dieses Ergebnis 
in die Gleichung 2-20 und 2-23 ein, so erhält man die Verände-
rungen der Gleichgewichtsmengen, mit deren Hilfe man wiederum 
die Veränderungen der Faktornachfrage in den einzelnen Wirt-
schaftszweigen bestimmen kann (vgl. 2-15.3). Es erscheint für 
1) Daß IFI hier in der Form der Determinante einer Matrix 
dargestellt wird, hängt mit der Formulierung des allge-
meinen Modells zusammen. Vgl. a. B-5 im Anhang. 
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die Steuerinzidenz im Endergebnis interessanter, mit Hilfe 
von Gleichung 2-26 die Veränderung des realen verfügbaren Ein-
kommens der privaten Haushalte analog zu der Beziehung 2-19: 
2-30 
zu berechnen. Wenn man die Einkommensverteilung funktional be-
trachtet, und zwar als das Einkommen, das die unterschied-
lichen Produktionsfaktoren - im Zwei-Sektoren-Modell sind dies 
die Faktoren Arbeit und Kapital - beziehen, so gibt 2-26 zu-
gleich die Auswirkungen des Steuersystems auf die Einkommens-
verteilung an. Denn bei konstanter gesamtwirtschaftlicher Fak-
torausstattung entspricht die Veränderung des realen - wieder-
um in Einheiten des Nurneraire-Gutes ZM gemessenen - Faktorein-
kommens e~/P; = Piz 1 /P; der Veränderu~g des jeweiligen relati-
ven Faktorpreises, denn, wie u~mi!telb~r :rsichtlich ist, gilt 
für 1 = 1, ••• ,M die Beziehung e~-P: Pr-P: bzw. für das Zwei-
sektoren-Modell 
2-31 0 • 
Auch wenn man eine funktionale Betrachtung anstrebt, wäre es 
aber verfehlt, wenn man die Untersuchung der Steuerinzidenz 
von vornherein auf das (reale) verfügbare Einkommen der pri-
vaten Haushalte bzw. auf die relativen Faktorpreise beschrän-
ken würde. Letztlich sind immer private Haushalte Träger der 
Steuerlast, und wenn man die Nachfrageentscheidungen als Aus-
druck ihrer Präferenzen für bestimmte Güter interpretiert, muß 
man auch die Frage stellen, inwieweit unterschiedliche Formen 
der Besteuerung ihre Präferenzen tangieren. Dieser Zusammenhang 
soll im nächsten Abschni~t näher Dntersucht werden. 
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2.7. Inzidenz und Effizienz 
2.7.1. Verteilungswirkungen (Inzidenz) 
Unter Steuerinzidenz versteht man die (Um-)Verteilungswirkungen 
der Besteuerung, d.h. den Einfluß unterschiedlicher Formen der 
Besteuerung auf die Verteilung des den privaten Haushalten zur 
Verfügung stehenden Realeinkommens. Um die einzelwirtschaft-
lichen Verteilungswirkungen des Steuersystems und ihr Verhält-
nis zu den gesamtwirtschaftlichen Steuerwirkungen zu untersu-
chen, wollen wir in diesem Abschnitt zunächst einmal das hohe 
Aggregationsniveau im Haushaltssektor verlassen und davon aus-
gehen, daß es H private Haushalte mit den Nutzenfunktionen 
2-32 Uh = h( h h) u x1' ... ,xh h 1, ••• , H 
gibt und daß dies2 Haushalte jeweils ein Nettoeinkommen e~ 
beziehen, das sie vollständig zu Konzumzwecken ausgeben, d.h. 
2-33 ,: P~X~ 
i 1. l. 
h 1, ••• ,H 
Aus der Nutzenmaximierung bei vorgegebenem Nettoeinkommen läßt 
sich, ebenso wie im aggregierten Modell, eine zu Gleichung 
2-15.1 (bzw. A-16) völlig analoge Form (der Veränderung) der 
Nachfrage ableiten, 1 ) d.h. 
2-34 
n-1 h 4 4 h 4h h4 
,: E .. (P~-P*) + Ei·e(eN - ,: nJ.PJ~) 
j=1 l.J J n j 
h 1, •.• ,H 
;~ ist die (relative) Veränderung der Nachfrage des Haushalts 
h nach dem Gut Xi in Abhängigkeit von der Veränderung seines 
Nettoeinkommens eNh und der Konsumgüteroreise. n~ (j = 1, ..• ,n) 
~ J 
1) Der Lagrangesche Ansatz für die Nutzenmaximierung des h-ten 
Haushalts ist formal der gleiche wie in A-2, wobei die ent-
sprechenden Größen - Nutzenniveau, Gütermengen, Einkommen, 
Lagrangescher Multiplikator A usw. - mit h zu indizieren sind. 
72 
sind die Einkommensanteile, die der Haushalt h für die ver-
schiedenen Konsumgüter ausgibt. Es gilt also (analog zu 2-16): 
h P*X~ 
2-35 n. __J_]_ h 1, ... ,H 
J h 
eN j 1 , ..• ,n 
Man kann diese Ausgabenanteile auch als durchschnittliche Aus-




kennzeichnen die für die individuellen Substitutions-
und Einkommenseffekte -h maßgeblichen Parameter. Eij ist die kom-
pensierte Elastizität der Nachfrage dea Haushalts h nach dem 
Gut Xi in Abhängigkeit von dem Preis des Gutes Xj, während 
die individuelle Einkommenselastizität der Nachfrage nach 





Könnte man die gesamte Produktion einer Wirtschaft in einem 
einzigen Gut zusammenfassen, so ließe sich das Realeinkommen 
bzw. seine Verteilung auf die privaten Haushalte in Einheiten 
dieses Gutes definieren. Da in dem vorliegenden Modell aber 
eine Wirtschaft mit mehreren Branchen betrachtet wird, in der 
eine bestimmte Anzahl verschiedener Konsumgüter hergestellt 
wird, braucht man einen Index oder eine Maßeinheit, mit deren 
Hilfe sich die gesamtwirtschaftliche Produktion oder der Gü-
terkorb, der von einer (beliebigen) Wirtschaftseinheit - einem 
privaten Haushalt oder eine Gruppe von ~rivaten Haushalten -
konsumiert wird, angeben läßt. Da wir die Nachfrage nach den 
Konsumgütern aus den Präferenzen der privaten Haushalte abge-
leitet haben, empfiehlt es sich, einen Index zu verwenden, der 
sich auf diese Präferenzen bezieht und das Realeinkommen mit 
der Bewertung eines bestimmten Güterkorbes durch die jeweilige 
Wirtschaftseinheit, d.h. mit ihrem Nutzenniveau, gleichzuset-
zen. Die Steuerinzidenz als eine durch die Veränderung des 
Steuersystems bedingte (marginale) Veränderung des Realein-
kommens kann dann gemessen werden als das (Nominal-)Einkom-
mensäquivalent einer (marginalen) Veränderung des Nutzenni-
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veaus der jeweiligen Wirtschaftseinheit, d.h. 11 
2-36 h 1 , ••• , H 
dUh ist die absolute Veränderung des Wohlfahrtsniveaus des 
Haushalts h. Sie wird in Nutzen(index)einheiten gemessen. Der 
Lagrangesche Mulitplikator Ah entspricht dem Grenznutzen des 
Einkommens und wird in Nutzen(index)einheiten je DM gemessen. 
dUh/Ah ist also ein monetärer Ausdruck für die nutzenmäßige 
Bewertung einer veränderten Zusammensetzung des Güterkorbes 
durch den Haushalt h. Unter Berücksichtigung des totalen Diffe-
rentials der Nutzenfunktion 2-32 [ dUh = Ei(3Uh/3X~)dx~] und 
der notwendigen Bedingungen für einen optimalen Verbraucher-
plan (3Uh/3X~ = AhPi; vgl. A-3) erhält man schließlich für die 
absolute Veränderung des 
heit h die Beziehung dRh 
Realeinkommens der Wirtschaftsein-
= eNhE.n~~~- Bezieht man die Änderung 
]. ]. ]. 
des Realeinkommens auf das ursprüngliche Nettoeinkommen, so 
ergibt sich als relative Änderung des Realeinkommens: 
2-37 h 1 , ••• , H 
Die relative (marginale) Veränderung des Realeinkommens eines 
Haushalts, definiert als nominales Einkommensäquivalent für die 
Veränderung seines Nutzenniveaus, kann demnach gemessen werden 
als eine mit den Ausgabenanteilen gewichtete Veränderung in 
der Zusammensetzung des Güterkorbes, den dieser Haushalt kon-
sumiert. Da sich ih auf die individuellen Präferenzen bezieht, 
kann man die Veränderung des Realeinkommens auch als indivi-
duelle Wohlfahrtskosten ("welfare costs") bezeichnen. Sofern 
sie durch steuerliche Maßnahmen verursacht werden, ist es an-
gebracht, ih als die mit dem jeweiligen Eingriff in das Steu-
1) Vgl. Burns (1973). Die Division durch Ah ist bei einer dis-
kreten Analyse nicht ohne weiteres möglich. Zu den Problemen 
der Nutzenmessung beim Verlassen der Marginalanalyse vgl. 
die Ausführungen in Abschnitt 2.7.4. 
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ersystem verbundene individuelle Steuerlast und die Verteilung 
der ;h über die privaten Haushalte als (marginale) Steuerlast-
verteilung, d.h. als Ergebnis der Steuerinzidenz, zu bezeichnen. 
Häufig benutzt man als Maß für die Verteilungswirkungen der Be-
steuerung auch die Veränderung des Nettoeinkommens bestimmter 
Gruppen 1 ) bzw. die Veränderung der relativen Netto-Faktorprei-
se 2 ). Das Verhältnis dieser Surrogate zum Realeinkommensbe-
Ah 
griff R sowie die damit verbundenen Implikationen sollen im 
folgenden mit Hilfe der Einkommensgleichung der privaten Haus-
halte gezeigt werden. Jede Einkommensveränderung der Wirtschafts-
Ah h A Ah 
einheit h muß wegen 2-33 der Bedingung eN = rini(P1+xi) genügen. 
Infolgedessen ergibt sich aus 2-37: 
2-38 
Wie man sieht, entspricht die Veränderung des Realeinkommens 
nicht der Veränderung des Nettoeinkommens, auch nicht einer 
Veränderung des realen, d.h. in Einheiten eines beliebigen Nu-
meraire-Gutes Xn ausgedr~ckten Nettoeinkommens. Vielmehr wird 
durch die Zerlegung von Rh jene Unterscheidung von "sources-of-
income side" und "uses-of-income side" hervorgehoben, die von 
Musgrave (1953b) eingeführt wurde und die sich für die Inzidenz-
analyse immer wieder als fruchtbar erwiesen hat. Wenn nämlich 
eine Umstrukturierung des Steuersystems z.B. zu einer Erhöhung 
einiger Netto-Faktorpreise und damit auch zu einem Anstieg des 
Nettoeinkommens einer bestimmten Gruppe von Einkommensbeziehern 
führt, so bedeutet dies nur dann einen Anstieg ihres Realein-
kommens wenn die Nettoeinkommenserhöhung auf der Entstehungs-
seite nicht durch Ausgabenerhöhung kompensiert wird, die wegen 
erhöhter Güterpreise auf der Verwendungsseite notwendig werden. 
1) Vgl. z.B. Harberger (1962), Mieszkowski (1967), S. 253 ff. 
2) Vgl. z.B. Jones (1971), Ballentine/Eris (1975), Vanden-· 
dorpe/Friedlaender (1976), Homma (1977). 
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Das Gewicht solcher gegenläufiger, unter Umständen den Netto-
Ah 
einkommenseffekt eN aber auch verstärkender Effekte, hängt 
nicht nur von den Preissteigerungen selbst, sondern auch von 
der durchschnittlichen Ausgabenneigung der jeweiligen Ein-
kommensbezieher für bestimmte Güterarten ab. 1 ) 
Nur wenn man davon ausgeht, daß alle Individuen oder Gruppen 
die gleiche Ausgabeneigung für die Güter x 1 , ••• ,xn haben 
h (ni = ni), kann man sich auf die Analyse der Nettoeinkommens-
veränderungen auf der Entstehungsseite beschränken, weil in 
diesem Falle der Realeinkommenseffekt auf der Verwendungsseite 
o:iniP1) für alle Gruppen gleich groß ist. 
Auf der Entstehungsseite setzt sich das Einkommen eines ein-
zelnen Haushaltshaus den Faktoreinkommen eh= E M1 P*Z und h F m= mm 





h 1 , ••• , H 
z~ ist die Menge des Produktionsfaktors zm, über die der Haus-
halt h verfügt. Definiert man den Anteil des Faktoreinkommens 
am gesamten Nettoeinkommen des Haushalts mit n~ = P:l'l~/e~ und 
nimmt man an, daß die Faktorausstattung aller Wirtschaftsein-
heiten konstant ist, so kann man für die Veränderung des Haus-
haltsnettoeinkommens die folgende Beziehung ableiten: 
2-40 h 1 , ••• , H 
1) Bedenkt man diese bei entsprechendem Steuervolumen sicher-
lich nicht unbedeutenden Nachfrageeffekte, so ist selbst 
mit einer allgemeinen proportionalen Einkommensteuer kei-
ne Steuerlastverteilung verbunden, die das Realeinkommen 
aller Einkommensgruppen gleichmäßig reduziert. Ihre so 
häufige Verwendung als Umverteilungsnorm, d.h. als Maß-
stab, an dem die Umverteilungswirkungen anderer Steuern 
oder Transfers gemessen werden, wird damit fragwi.irdig. 
Vgl. Mieszkowski (1969), S. 1105, Albers (1974), S. 71, 
Pechman/0kner (1974), S. 29, Musgravelcase/Leonard (1974), 
s. 275, Watts/Peck (1975), S. 78, Metze (1977), s. 129, 
Rose (1977), S. 53-58. ---
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Nur wenn ma·n zusätzlich von einer Gleichverteilung der staat-
lichen Transferausgaben ausgeht - dies bedeutet, daß der Anteil 
der Transfers am Nettoeinkommen für alle Haushalte gleich groß 
ist und daß auch die relative Veränderung der individuellen 
Transfers gleich groß ist 1 l - und '\;,enn man annimmt, daß keine 
Querverteilung besteht, d.h. daß die personelle Einkommensver-
teilung an Gruppen untersucht wird, die nur eine Art von Fak-
toreinkommen beziehen (h=rn), kann man die Betrachtung der 
Steuerinzidenz, d.h. des Einflusses unterschiedlicher Steuer-
systeme auf das Realeinkommen verschiedenen Gruppen von Ein-
kommensbeziehern, auf die Untersuchung der jeweiligen relati-
ven Netto-Faktorpreise (;;, beschränken, weil der Transferein-
kommenseffekt für alle gleich ist. Unter Vernachlässigung der 
Transferzahlungen ist nämlich 
2-41 (P* m 
m 1, ••• ,M 
so, daß sich die Verteilungswirkungen der Besteuerung direkt 
aus der Lösung des Modells in Gleichung A-69 ableiten lassen. 
Bei der traditionellen Art der Inzidenzanalyse im Zwei-Sek-
toren-Modell mit den Produktionsfaktoren Arbeit L und Kapital 
K vereinfacht sich das Ergebnis noch weiter. Ist z.B. L das 
Numeraire-Gut, so bleibt das Einkommen aus dem Einsatz des Fak-
tors Arbeit konstant, d.h. unter Vernachlässigung der für alle 
Einkommensbezieher gleichen Transfers gilt (;L - ;*L) = o, wäh-
FAK A A A 
rend sich das reale Nettokapitaleinkommen um (eF-P~)=(Pi-P~) 
verändert. Die Veränderung des relativen Kapitalpreises be-
1) Zur formalen Präzisierung im Zwei-Sektoren-Modell vgl. 
D-26 im Anhang. 
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stimmt also die (absolute) Inzidenz. 1 > Dies ist der Grund da~ 
f~r,
4
warum in der Inzidenztheorie häufig die "rental-wage-ratio" 
(P;-P~) als Indikator für die Verteilungswirkungen der Besteu-
erung benutzt wird. 
Wenn man die Untersuchung der Steuerinzidenz auf die Betrach-
tung der relativen Faktorpreise beschränkt, muß man demnach 
eine Reihe zusätzlicher restriktiver Prämissen - funktionale 
Einkommensverteilung, gleiches Ausgabenverhalten der Einkom-
mensempfänger, gleiche Verteilung oer staatlichen Transfers -
einführen. Sie sollen aber zunächst in Kauf genommen werden, 
weil sich auf dieser Grundlage der Zusammenhang zwischen In-
zidenz und Effizienz, d.h. zwischen der gesamtwirtschaftlichen 
Steuerlast (Mehrbelastung) und der einzelwirtschaftlichen Steu-
erlastverteilung, gemessen an dem Einfluß der Steuer auf die 
relativen Faktorpreise, bereits in seinen wesentlichen Grund-
zügen darstellen läßt. In einem ersten Schritt - dieser be-
trifft die Abschnitte 3 und 4 - soll daher das in Abschnitt 
2.6. abgeleitete Modell zugrundegelegt werden, in dem die Aggre-
gationsprobleme auf der Nachfrageseite vernachlässigt werden. 
In einem späteren Stadium werden wir die vereinfachenden An-
nahmen fallen lassen und den Einfluß einer stärkeren Disaggre-
gation des Haushaltssektors auf die Allokations- und.Distribu-
tionswirkungen unterschiedlicher Steuersysteme analysieren. 
1) Unter absoluter Inzidenz wird hier die absolute oder rela-
tive (Netto-)Einkommensveränderung einer bestimmten Gruppe 
von Einkommensbeziehern verstanden, unter relativer Inzi-
denz die Veränderung der Einkommensanteile. Vgl. Albers 
(1977a), S. 159 f. Musgrave hat ursprünglich die absolute 
Inzidenz als Gegensatz zur Differentialinzidenz definiert, 
dies aber später zurückgenommen. Vgl. Musgrave (1953b), 
S. 306; Musgrave (1959), S. 211. 
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2.7.2. Differential- und Budgetinzidenz 
Wie man an Hand des Gleichungssystems A-69 (bzw. 2-26) sehen 
A A 
kann, sind nicht nur die relativen Preise Pi-P;(1:1~···•M-1) 
endogene Variable, sondern auch die Realtransfers G--P~. Für 
die Untersuchung der Steuerinzidenz hat dies eine besondere 
Bedeutung. Denn die letzte Gleichung im System A-69 (bzw. 2-26) 
zeigt die Veränderung der Transferzahlungen des Staates an die 
privaten Haushalte (in "real terms") in Abhängigkeit von den 
exogenen Variablen. Sie gibt an, wie sich die Realtransfers 
ändern müssen, wenn irgendwelche Steuersätze verändert werden 
und ~a~urch das Steueraufkommen steigt oder sinkt. Die Lösung 
für G-P; in Abhängigkeit von den steuerpolitischen Variablen 
ist daher nichts anderes als die staatliche Budgetgleichung in 
komparativ-statischer Form (vgl. a. B-21). 1 l 
Damit zeigt sich der oben bereits bei der Diskussion des 
Walras'schen Gesetzes dargelegte Zusammenhang, daß nämlich 
bei Anwendung aller n+M Gleichgewichtsbedingungen auf den Gü-
ter- und Faktormärkten (vgl. 2-15 bzw. 2-14) die staatliche 
Budgetrestriktion automatisch erfüllt sein muß und daß dies 
selbstverständlich auch bei Eingriffen in das Steuer-Transfer-
system, die zu einem neuen Gleichgewicht führen, gelten muß. 2 ) 
Die Budgetgleichung in 2-26 (vgl. a. B-21) enthält in ihrer 
allgemeinen Form (vgl. dazu A-69) n+(n~M)+1 finanzpolitische 
Variablen, und zwar dien Steuersätze ti für die speziellen 
Verbrauchsteuern, die sektoral differenzierten Faktorsteuern 
mit den (nxM) Steuersätzen t 1 j und die Realtransfers G-P:. 
Davon sind aber nur n+(nxM) als finanzpolitische Instrument-
variablen (d.h. als staatliche Aktionsparameter) wählbar. 3 ) 
1) In der angelsächsischen Literatur wird sie als "equal yield 
condition" bezeichnet. Vgl. z.B. Mieszkowski (1967), S. 255 
und s. 261. Vandendorpe/Friedlaender (1976), S. 220, sprechen 
von "generalized budget constraint". 
2) zur Ableitung von Gleichung A-69 waren allen Gleichgewichts-
bedingungen auf den GütermärkteD verwendet worden (vgl. da-
zu A-66). Die Angebotsfunktion Y (vgl. A-64 und 2-23) wurde 
unter Berücksichtigung der M Gleichgewichtsbedingungen auf 
den Faktormärkten abgeleitet 
3) Vgl. a. Boadway (1975), S. 364 und Vandendorpe/Friedlaender 
(1976), s. 213 
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Wenn nämlich das Gleichungssystem A-66 mit denn Gleichungen 
A A 
und den M-1 relativen Preisen Pi-P; eine eindeutige Lösung ha-
ben soll, bedarf es einer M-ten endogenen Variablen. Geht man 
davon aus, daß die staatlichen Transferzahlungen G-P~ endogen 
sind, so hat man es mit dem Fall der Budgetinzidenz zu tun, in 
dem der Staat die aus einer Steuererhöhung resultierenden Mehr-
einnahmen für zusätzliche Staatsausgaben, d.h. in dem vorge-
gebenen Modell für zusätzliche Transfers an die privaten Haus-
halte, verwendet. Geht man andererseits davon aus, daß es kei-
ne "lump-sum transfers" gibt oder daß sie nichtAal~ finanzpo-
litisches Instrument eingesetzt werden können (G*-P:=O), so 
bleibt die Ausgabenseite des staatlichen Budgets konstant und 
die Zahl der von der Regierung zur Realisierung ihrer finanz-
politischen Zielsetzungen einsetzbaren Instrumentvariablen be-
schränkt sich auf n+(nxM)-1 Steuersätze, weil einer der Steuer-
sätze endogen variabel sein muß. Wählt man z.B. die :pezielle 
Verbrauchsteuer auf das Gut Xn, d.h. den Steuersatz tn, als 
endogene Variable, so gibt die staatliche Budgetrestriktion 
(in ihrer komparativ-statischen Form) an, wie die Regierung 
den Steuersatz tn ändern muß, wenn sie eine aufkommensneutrale 
Umstrukturierung des Steuersystems anstrebt und zu diesem Zweck 
andere Steuern erhöht oder senkt. Dies ist der Fall der Differen-
tialinzidenz, bei der die Erhöhung einer oder mehrerer Steu-
ern durch die Senkung anderer Steuern so ausgeglichen wird, 
daß das Gesamtaufkommen konstant bleibt. Grundsätzlich kann 
man also aus dem Modell 2-15 sowohl die Budgetinzidenz als 
auch die Differentialinzidenz unterschiedlicher Steuern ab-
leiten. 1 ) 
1) Zwischen beiden Formen der Steuerinzidenz besteht ein ge-
wisser Zusammenhang. Denn die Differentialinzidenz, d.h. 
die aufkommensneutrale Veränderung zweier Steuerarten, 
kann man auch als zweistufige Budgetinzidenz interpre-
tieren, wobei die Erhöhung des einen Steuersatzes die 
Transferzahlungen in dem gleichen Umfang ansteigen läßt, 
wie die Senkung des anderen Steuersatzes sie vermindert. 
Die zueinander passenden (aufkommensneutralen) Verände-
rungen der Steuersätze ergeben sich wiederum aus der 
"equal yield condi tion". Vgl. dazu auch die eingehenden 
Erläuterungen bei Vandendorpe/Friedlaender (1976), S. 223. 
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2.7.3. Mehrbelastung ("excess burden") 
Während sich die Inzidenzanalyse mit d~n Auswirkungen unter-
schiedlicher Steuern auf die Einkommensverteilung beschäftigt, 
geht es bei der Effizienz (im Sinne der Mehrbelastung) um die 
gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen des Steuersystems, genauer 
gesagt, um die Frage, in welcher Weise unterschiedliche Formen 
der Besteuerung die Allokation der Ressourcen und damit das 
Niveau (nicht die Struktur) des gesamtwirtschaftlichen Real-
einkommens beeinflussen. Bei der Definition dessen, was "ge-
samtwirtschaftliches Realeinkommen" sein soll, stößt man auf 
Aggregations- und Meßprobleme. Bevor wir uns damit näher be-
fassen, wollen wir zunächst den einfachsten Weg gehen, d.h. die 
Verteilungs- und Aggregationsprobleme durch die Annahme ver-
drängen, die Gesellschaft bestehe nur aus einem einzigen Indi-
viduum mit der Nutzenfunktion U U(X , ... ,X). 1 l Die gesamt-
wirtschaftliche Veränderung des Realeinkommensniveaus soll nun 
- analog zur einzelwirtschaftlichen Ebene (vgl. s. 72 f.) -
als das monetäre Einkommensäquivalent einer Veränderung des ge-
sellschaftlichen Wohlfahrtsniveaus gemessen werden. Aus dem 
totalen Differential der Nutzenfunktion 2-1 erhält man unter Be-







Da wir hier nur steuerlich bedingte Realeinkommensveränderungen 
behandeln und da außerdem angenommen wird, daß das Steuerauf-
kommen in Form von Transferzahlungen wieder an die privaten 
Haushalte zurückfließt (Budgetinzidenz) oder daß die Steuer-
struktur aufkommensneutral verändert wird (Differentialinzidenz), 
entspricht die Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Realeinkom-
mens der Mehrbelastung ("excess burden"). Denn der durch die Ein-
1) Vgl. dazu auch die einleitenden Bemerkungen in Abschnitt 2.3. 
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führung oder Erhöhung-einer Steuer entstehende gesamtwirtschaft-
liche Nutzen- bzw. Realeinkommensverlust wird mit dem Nutzen-
bzw. Realeinkommensgewinn der den Budgetausgleich herstellenden 
(kompensatorischen) Maßnahme - entweder eine aufkommensneutrale 
Senkung einer anderen Steuer oder die Rückzahlung des Steuer-
aufkommens in Form von Transfers an die privaten Haushalte -
saldiert. 
Gleichung 2-42 erfaßt also nur die über die direkte Steuerlast 
hinausgehende Zusatzlast in Form von gesamtwirtschaftlichen 
Wohlfahrtseinbußen. Um dies zu zeigen, sollen die Auswirkungen 
einer Veränderung des Steuersystems auf das gesamtwirtschaftliche 
Realeinkommen an einem einfachen grafischen Beispiel erläutert 
werden. Dies geschieht hier ohne eine nähere Erklärung der 
Wirkungszusammenhänge, weil nur der Grundgedanke festgehalten 
werden soll. 
In Abb. 2-3 ist eine Zwei-Sektoren-Wirtschaft mit den Konsum-
gütern X und Y eingezeichnet. Der Einfachheit halber sei da-
von ausgegangen, daß die Produzentenpreise konstant sind, so 
daß die maximal möglichen Produktionsmengen durch eine lineare 
Transformationskurve AA' angegeben werden. Sie ist identisch 
mit der gesamtwirtschaftlichen Budgetbeschränkung für die pri-
vaten Haushalte. Abb. 2-3 enthält außerdem ein Präferenzfeld mit 
den gesellschaftlichen Indifferenzkurven U0 , u1 und u2 . Die Ge-
sellschaft befinde sich zunächst auf der Transformationskurve AA' 
in einem Punkt P, in dem sowohl die gesamtwirtschaftliche Pro-
duktion maximiert als auch das höchstmögliche gesellschaftliche 
Wohlfahrtsniveau u0 erreicht wird. 
Der Staat führe nun eine spezielle Verbrauchsteuer auf das Gut X 
ein, um mit dem Steueraufkommen Transferzahlungen an die privaten 
Haushalte zu finanzieren (Budgetinzidenz). Die Steuererhebung 
hat zur Folge, daß der relative Verbraucherpreis für das Gut X 






















Abb. 2-3: Auswirkungen des Steuersystems auf 
das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen 
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von AA' nach AC dreht. Das unter diesen Umständen höchste er-
reichbare Wohlfahrtsniveau ist u2 mit dem Optimum in Punkt N. 
Die direkte Steuerlast, d.h. das reale, in Einheiten des unbe-
steuerten Gutes Y ausgedrückte Steueraufkommen, beträgt MN= AB. 
Der in gleichen Einheiten (und mit dem neuen Preisverhältnis) 
gemessene Nutzen- bzw. Realeinkommensverlust beträgt dagegen 
LN= EA. Es entsteht daher eine über die eigentliche Steuerlast 
hinausgehende Mehrbelastung LM = LN-MN. 
Im Prinzip - d.h. von bestimmten noch zu erörternden Meßproble-
men abgesehen - mißt also die Gleichung 2-42 nur den durch die 
spezielle Verbrauchsteuer verursachten, beim Ubergang von P 
nach M entstehenden Netto-Wohlfahrtsverlust LM unter Berücksich-
tigung der Transferausgaben. Bei der Differentialinzidenz läßt 
sich analog argumentieren. Wird die spezielle Verbrauchsteuer 
z.B. durch eine aufkommensgleiche Einkommensteuer ersetzt, so 
entsteht ein entsprechender Zusatznutzen. Denn nach der Anpassung 
an die Einkommensteuer stimmen die Erzeuger- und Verbraucher-
preisrelationen wieder überein, und die Gesellschaft befindet 
sich im ursprünglichen Gleichgewicht P. Obwohl sich die direkte 
Steuerlast nicht geändert hat - nach wie vor beträgt das Steuer-
aufkommen MN (=AB) -, ~ntsteht beim Ubergang von M nach Peine 
Wohlfahrtssteigerung, d.h. ein Zusatznutzen (in Höhe von LM, 
gemessen in Einheiten des Gutes Y und mit dem alten Preisver-
hältnis AC), der lediqlich aus der veränderten Steuerstruktur 
bei unverändertem Steuerniveau entsteht. 
Diese einfachen Beispiele verdeutlichen, warum die Auswirkungen 
des Steuersystems auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen 
als "welfare costs", "efficiency costs" und "excess burden" 
(Mehrbelastung) bezeichnet werden: Steuerlich bedingte Ein-
schränkungen des Sozialprodukts vermindern den Wohlstand einer 
Gesellschaft ("welfare costs") bzw. verhindern eine vollstän-
dige Maximierung des Sozialprodukts. Sie sind in diesem Sinne 
ineffizient ("efficiency costs"). Man kann dieses Problem auch 
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unter dem Blickwinkel unterschiedlicher steuerpolitischer In-
strumente sehen, die zwar das gleiche Aufkommen erbringen bzw. 
deren Aufkommen an die privaten Haushalte wieder zurückgezahlt 
wird, die aber die privaten Haushalte mehr belasten als andere 
( "excess burden", Mehrbelastung). 
Von "Verteilung" ist in diesem Zusammenhang nicht die Rede, 
weil der Ursprung der Fragestellung anders gelagert ist. Die 
Maximierung des Sozialprodukts ist ein Problem der effizienten 
Allokation der Ressourcen im Angebots- und Nachfragebereich. 
Die Steuerinzidenz bezieht sich dagegen auf die Frage, wie 
sich unterschiedLiche Steuersysteme auf die Verteilung des 
- effizient oder nicht effizient produzierten - Sozialproduktes 
auswirken. Anders ausgedrückt: Es ist unwahrscheinlich, daß bei-
spielsweise in dem Punkt Pin Abb. 2-3 die gleiche (Real-)Ein-
kommensverteilung herrscht, wie in dem Punkt M, aber das ist 
nicht Gegenstand der Mehrbelastungsdiskussion. Diese bezieht 
sich vielmehr auf die Feststellung, daß bei dem Ubergang von 
P nach M - bedingt durch Veränderungen des Steuersystems, die 
gewisse (noch näher zu erläuternde) Effizienzbedingungen ver-
letzen - das Niveau des verteilbaren gesamtwirtschaftlichen 
Realeinkommens (U) sinkt. 
Wenn die Probleme der einzelwirtschaftlichen und der gesamtwirt-
schaftlichen Realeinkommensveränderung so sorgfältig voneinander 
getrennt sind, gibt es dann überhaupt noch einen Zusammenhang 
zwischen Inzidenz und Effizienz? Die Frage kann ohne Einschrän-
kung bejaht werden. Denn in der Regel wird jede nicht allzu ge-
ringfügige Veränderung des Realeinkommens auch die relativen Kon-
sumoüter und die Faktorpreise tangieren und auf diesem Wege auch 
die- funktionale ~inkommensverteilunq beeinflussen. 1 > In 
1) Es ist bereits mehrfach erwähnt worden, daß in dem allgemeinen 
Gleichgewichtsmodell der Einfluß der Besteuerung auf die funk-
tionale Einkommensverteilung durch die relativen Faktorpreise 
dargestellt wird. Im Zwei-Sektoren-Modell sind dies der Real-
lohn P~/Pt oder die Realrendite P*/P~. Da der Faktor Arbeit 
als Numeraire-Gut gewählt wurde, ~leibt der Reallohn konstant, 
und die Veränderung der funktionalen Einkommensverteilung 
wird durch die Veränderung der Realrendite angegeben. Vgl. 
dazu 2-31 bzw. 2-26. 
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diesem Sinne sind Verbindungen zwischen den Allokations- und 
den Distributionswirkungen der Besteuerung stets vorhanden. 
Die Beziehungen zwischen den Auswirkungen der Besteuerung auf 
die funktionale Einkommensverteilung (Inzidenz) und auf das 
gesamtwirtschaftliche Realeinkommen (Mehrbelastung) sollen im 
aggregierten Modell in Abschnitt 4 näher untersucht werden. 
Abschließend soll noch kurz darauf hingewiesen werden, daß der 
in Gleichung 2-42 angegebene, aus der Wohlfahrtsfunktion ab-
geleitete Ausdruck für die gesamtwirtschaftliche Realeinkom-
mensveränderung mit vertrauten Denkkategorien aus der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung übereinstimmt. Denn er läßt 
sich ohne weiteres als Mengenindex interpretieren. Der Laspey-
resche Mengenindex gewichtet die laufenden Mengen mit der Preis-
struktur des Basisjahres, d.h. 
~Pioxi1 
2-43.1 I 1 E Pioxi1 EP~ X. 0 i i 10 10 eN 
Seine Veränderung gibt genau die oben definierte gesamtwirt-
schaftliche Realeinkommensänderung wieder, denn es ist 
2-43.2 ~I 
Wenn man demnach das Modell 2-15 um die Gleichung 2-42 er-
weitert, 1 > verfügt man über ein vollständiges Modell zur for-
malen Behandlung beider Problemkreise, der Inzidenz und der 
Effizienz, in einem gesamtwirtschaftlichen Rahmen. 
1) Durch 2-42 erhält das Modell 2-15 nicht nur eine zusätz-
liche Gleichung, sondern auch eine zusätzliche endogene 
Variable R. 
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Freilich weiß man aus der Theorie der Indexziffernvergleiche, 
daß Mengenindizes keinen geeigneten Wohlfahrtsindikator für 
das reale Sozialprodukt darstellen und daß ihre mangelnde Aus-
sagefähigkeit gerade auf den Problemen der Einkommensvertei-
lung beruht. 1 l Wer das Modell einer Ein-Personen-Gesellschaft 
schon aus diesem Grunde für inadäquat hält, kann schließlich 
dazu Zuflucht nehmen, daß es der Theorie - genauer gesagt: 
Samuelson (1956) - gelungen ist nachzuweisen, daß sich eine 
soziale Wohlfahrtsfunktion von der Form U = U(X 1 , ••• ,Xnl mit 
den "angenehmen" Eigenschaften einer individuellen Nutzenfunk-
tion unter bestimmten Annahmen tatsächlich als konsistentes 
Ergebnis der Aggregation individueller Präferenzen ableiten 
läßt. Ob die Voraussetzungen, auf denen diese Theorie aufbaut, 
realistisch sind bzw. ob sie mit dem Gegenstand unserer Unter-
suchung verträglich erscheinen, soll später (bei der Disaggre-
gation der Nachfrageseite) noch erörtert werden. Demjenigen, 
der das Aggregationsproblem ohnehin für weniger bedeutsam hält, 
steht schließlich noch die Möglichkeit offen, die aggregierte 
gesellschaftliche Wohlfahrtsfunktion als eine Ziel- bzw. Prä-
ferenzfunktion einer Regierung anzusehen, die die Maximierung 
des Sozialproduktes als erstrebenswert ansieht und die zugleich 
vor der Frage steht, welche verteilungspolitischen Konsequen-
zen - bezogen auf die funktionale Einkommensverteilung - sich 
aus dem Einsatz unterschiedlicher steuerpolitischer Instrumente 
ergeben. Vor einem solchen Hintergrund gibt es (defi.ni tionsge-
mäß) keine Aggregationsprobleme. 
1) Vgl. dazu die grundlegenden Arbeiten von Hicks (1940) und 
Samuelson (1950), sowie Little (1957), Ka~, und Sohmen 
(1976), Kao. 9. --- ---
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2.7.4. Grenzen der Marginalanalyse 
Die Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens ist 
in Gleichung 2-42 als mit den Ausgabenanteilen gewichtete Ver-
änderung der Mengenstruktur angegeben. Da aufgrund der Budget-
restriktion der privaten Haushalte (vgl. A-7) die Veränderung 
des Haushaltsnettoeinkommens immer mit den Veränderungen in der 
Einkommensverwendung übereinstimmen muß (vgl. A-11), kann man 
die Zunahme des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens auch in 
der Form 




i l. l. 
Wie man bei einem Vergleich mit 2-15.1 unmittelbar erkennt, ist 
die Veränderung des Realeinkommens ein Bestandteil des Einkom-
menseffektes in der marginalen Nachfragefunktion. Ver~chiedent-
lich wird die Ansicht vertreten, es handele sich bei Rum die 
Hickssche "compensating variation" 1 ), d.h. um jenen Geldbetrag, 
der zur Kompensation von Preisänderungen notwendig ist, damit 
der betreffende Haushalt sein ursprüngliches Nutzenniveau reali-
sieren kann. 2 ) Der Hinweis auf die "compensating variation" ist 
irreführend, wenn er nicht mit der Einschränkung verbunden wird, 
daß der Vergleich nur für die Marginalanalyse gilt. Denn die 
"compensating varia!ion" ist nur für ein konstantes Nutzenniveau 
definiert, während R ja gerade die Veränderung der Nutzenniveaus 
messen soll. 3 l 
1) Vgl. Anderson/Ballentine (1976), S. 171; Ballentine/McLure 
(1976), S. 945, Fußnote 5. 
2) Vgl. ~icks (1965), S. 330 f. 
3) Ballentine/Eris (1975), S. 636, Fußnote 7, merken dies nur 
an, ohne die Problematik näher zu erläutern. 
Silberberg (1972) setzt sich eingehend mit diesem Problem 
auseinander. 
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Sobald man die Marginalanalyse verläßt, entstehen gewisse Meß-
probleme, weil es kein wohldefiniertes Einkommensäquivalent 
für die Messung von Nutzenänderungen gibt. Als absolute Ände-
rung des Nutzenniveaus aufgrund von Preis- und Einkommensände-
rungen sei der Ab~tand zwischen zwei bestimmten Nutzenniveaus 
der Nutzenfunktion 2-1 definiert, d.h. ßU* = U1 -U 2 • Dieser Ab-
stand läßt sich als ein Integral des Grenznutzens über einen 
bestimmten Weg C darstellen, und zwar in der Form 
2-45.1 ßU* 
Wegen der Optimalbedingung au/axi AP1 (vgl. A-3) gilt 
2-45.2 ßU* 
Dieses Kurvenintegral läßt sich nicht eindeutig bestimmen, weil 
seine Lösung vom Integrationsweg abhängig ist 1 > , es sei denn, 
es handelt sich um den Spezialfall einer homothetischen Nutzen-
funktion oder man setzt einen konstanten Grenznutzen des Ein-
kommens voraus. Dennoch läßt sich das Integral 2-45 durch die 
beiden ersten Glieder einer Taylorschen Reihe approximieren. Be-
zeichnet man die Approximation an ßU* mit ßU, so gilt: 2 > 
1) Davon kann man sich leicht überzeugen, indem man an dem 
Beispiel der Nutzenfunktion U = lnX + Y das in 2-45 ge-
gebene Integral für verschiedene Preisänderungen berech-
net. Vgl. dazu Silberberg (1978), S. 354 f. 
2) Vgl. Harberger (1971), S. 8. 
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2-46 
Aufgrund der Budgetrestriktion A-4 ist 
Ei Pi6Xi ßeN - Ei XißPi - Ei 6Pi6Xi, so daß aus 2-46 un-
mittelbar 




6U/(A+6A/2) folgt. Da die Veränderung der Nachfrage 
2-48 
axi axi 
E aP*. 6P~ + -- (6eN - E XJ.6P*J.) 
j J J aeN j 
gegeben ist (vgl. A-16) l), erhält man schließlich 
1 ax. 
2-49 6~v (6eN E Xi6Pi) E E 
l. 6P~6P~ - - 2 aP'! i i j l. J J 
1 ax. E l. (6eN E Xj6Pj)6Pi - 2 -a- -
i eN j 
Dieser Ausdruck entspricht nicht der "compensating variation", 
sondern ist vielmehr mit der Hicksschen "equivalent variation" 
identisch. 2 > Dies war auch nicht anders zu erwarten, denn die 
Realeinkommensveränderung soll (das nominale Einkommensäqui-
valent für) die Veränderung des Nutzenniveaus angeben. Das 
letzte Glied in 2-49, der Einkommenseffekt der Realeinkommens-
1 ) 
2) 
X. ~ibt die kompensierte Nachfrage nach dem Gut i an. Es 
hAndelt sich also um einen reinen Substitutionseffekt bei 
konstantem Nutzenniveau. 
Vgl. Hicks (1965), s. 331 f. 
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veränderung /1,REV'repräsentiert daher die Veränderung des Grenz-
nutzens des Einkommens zwischen zwei unterschiedlichen Nutzen-
niveaus. Bei konstantem Nutzenniveau entfällt dieser Effekt 
und man erhält die "compensating variation" 1 l 
2-50 /1,P".' /1, P".' 
l. J 
Da die "compensating variation" nur für konstante Nutzen-
niveaus definiert ist, darf es nicht verwundern, daß ihre 
Aussagefähigkeit für die Messung von Realeinkommensverände-
rungen beschränkt ist. 2 l Sie kann zu Widersprüchen in der 
Rangordnung von Wohlfahrtsniveaus führen. In· der Literatur 
wird daher inzwischen der "equivalent variation" der Vorzug 
eingeräumt. 3 l Wir wollen an dieser Stelle jedoch nicht näher 
darauf eingehen. 
1) Vgl. Hicks (1965), S. 331-335. Um Mißverständnisse zu ver-
meiden, soll auf zwei geringfügige Besonderheiten hinge-
wiesen werden. Hicks hat die "equivalent variation" und 
die "compensating variation" mit unterschiedlichem Vor-
zeichen angegeben, weil mit beiden Maßen unterschiedliche 
Aussagen verbunden sind. Die "equivalent variation" gibt 
das Einkommensäquivalent einer Senkung des Nutzenniveaus 
an, die beispielsweise durch Preiserhöhungen erzeugt wird. 
Die "compensating variation" beinhaltet für den gleichen 
Fall eine positive (hypothetische) Einkommenszahlung, um 
die Senkung des Nutzenniveaus zu kompensieren. Wir ver-
zichten hier auf einen Vorzeichenwechsel, weil in beiden 
Fällen das gleiche, nämlich die Veränderung des Realein-
kommens, gemessen werden soll. Außerdem ist anzumerken, 
daß in den beiden Gleichungen 2-49 und 2-50 - im Gegensatz 
zur zitierten Hicksschen Darstellung - auch Veränderungen 
des nominalen Nettoeinkommens enthalten sind. 
2) Silberberg hält die Anwendung der "compensating variation" 
zur Messung von "welfare costs" für "using the inappropri-
ate to measure the undefinable". Silberberg (1978), S. 362. 
3) Die Diskussion um die adäquate Messung von Wohlfahrtsände-
rungen hat in jüngster Zeit einen erneuten Aufschwung er-
fahren. Vgl. Silberberg (1972), Burns (1973), Diamond/ 
McFadden (1974), Harberger (1974), Hause (1975), Mishan 
(1977) und (1978), Pauwels (1978), ~ (1980), Pazner/Sadka 
(1980), Hausman (1981). 
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Uns interessiert vielmehr die Frage, ob die Marginalanalyse 
überhaupt ausreichend erscheint, um die Auswirkungen der Be-
steuerung auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen zu er-
fassen. Wenn man Gründe hat, diese Frage zu bejahen, reduzieren 
sich die Meßvorschriften in 2-50 und 2-49 auf die Ausdrücke 
erster Ordnung, d.h. auf den Klammerausdruck in den beiden ge-
nannten Gleichungen, so daß die Unterschiede zwischen der "com-
pensating variation" und der "eqi.livalent variation" verschwin-
den. 
Wie später im einzelnen dargelegt wird, ka~n bei bestimmten 
Steuern oder bei bestimmten Veränderungen des Steuersystems 
der Fall eintreten, daß die "first-order income effects" 
6eN - Ei Xi6P1 = 0 sind, so daß bei den marginalen Nachfrage-
funktionen (vgl. 2-15.1) ebenso wie bei den Veränderungen des 
gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens (2-49, 2-50) nur Sub-
stitutionseffekte anfallen. Auch in diesem Fall gibt es keinen 
Unterschied zwischen den beiden Meßvorschriften. Wenn man dann 
noch davon ausgeht, daß die Erzeugerpreise konstant bleiben 
- dies impliziert eine lineare Transformationskurve für die 
Konsumgüter-, so ist (wenn nur Veränderungen erster Ordnung 
berücksichtigt werden) 6P1 = Pi6ti (i = 1, ... ,n), und man erhält 
das bekannte Harberqersche Maß für Wohlfahrtsänderungen: 1 ) 
2-51 
Die Marginalanalyse kann Effekte dieser Art (defin,i tionsgemäß) 
nicht erfassen, weil sie sich auf die Analyse von Auswirkungen 
erster Ordnung beschränkt. So bleibt nur die Frage, welche 
quantitative Bedeutung die Substitutionseffekte in 2-51 haben. 
Harberger selbst hat beispielsweise für das progressive nord-
1) Vgl. Harberger (1964a), S. 40, und (1964b), S. 73. Harberger 
ist allerdings von Mengensteuern ausgegangen, die neu einge-
führt werden. Sein Maß ist daher etwas einfacher (6Pi = ti). 
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amerikanische Einkommensteuersystem negative gesamtwirtschaft-
liche Wohlfahrtseffekte in einer Dimension von 1 Mrd. Dollar 
errechnet. 1 ) Dies ist zwar für sich genommen ein hoher Betrag, 
gemessen am Steueraufkommen sind es jedoch lediglich etwas über 
2 %, und im Verhältnis zum gesamten Bruttoeinkommen machen die 
Wohlfahrtseffekte schließlich nur noch 0,3 % aus, wobei dieser 
Prozentsatz allerdings in einzelnen Einkommensklassen merklich 
höher ist. 2 > Wenn "first-order"-Effekte auftreten, so bedeutet 
die Beschränkung auf die Marginalanalyse, daß im Gegensatz zu 
einer diskreten Messung der Realeinkommensveränderung mit Hilfe 
der "equivalent variation" (vgl. 2-49) nicht nur der Substitu-
tionsausdruck 2-51, sondern auch die Einkommenseffekte zweiter 
Ordnung (die dritte Komponente von 2-49) vernachlässigt werden. 
Obwohl in diesem Fall die Effekte zweiter Ordnung insgesamt ein 
stärkeres Gewicht haben können, werden sie die Auswirkungen 
erster Ordnung nur teilweise relativieren. 3 ) 
Unabhängig davon, wie man das quantitative Ausmaß der "second-
order"-Effekte einschätzt, gibt es einen analytischen Zusammen-
hang zwischen den verschiedenen Effekten, den Harberger bei der 
Inzidenzanalyse nicht beachet hat. Er geht davon aus, daß es im 
Ausgangsgleichgewicht keinen Staat gibt, daß also die zu analy-
sierenden Steuern erst eingeführt werden. Gerade diese Annahme 
hat aber zur Folge, daß die "first-order income effects" 
tiP1Axi = AeN - rixiAP1 = O sind und daß damit auch der Ausdruck 
1) Vgl. Harberger (1964a), S. 46, Tabelle 2.3, Spalten 3 und 5. 
2) Vgl. ebenda, s. 45-47. 
3) Grundsätzlich muß man jedoch, gerade im Hinblick auf die empi-
rische Bestimmung von Einkommens- und Substitutionseffekten, 
der Auffassung von Wagner und Wiegert zustimmen: "Die unkri-ti-
sche Anwendung des totalen Differentials als Näherung für dis-
krete Gesamtänderungen birgt nämlich das Risiko von Fehlern 
besonderer Art, die auch bei der empirischen Bestimmung von 
Einkommens- und Substitiutionseffekten zutage treten und zu 
der Frage nach der Angemessenheit eines solchen Vorgehens 
führen. Aus statistischer Sicht erfordern empirische Unter-
suchungen stets Quantifizierungsversuche zu den mit den Er-
gebnissen verknüpften Fehlern". Wagner/Wiegert (1982), S. 37. 
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für die (marginale) Mehrbelastung in 2-42 verschwindet. 1 ) Die 
Mehrbelastung, gleich welcher Art, wird zu einem Ausdruck zwei-
ter Ordnung und ist mit Hilfe der Marginalanalyse nicht mehr er-
faßbar. Dies liegt aber nicht an der fehlenden Aussagefähigkeit 
der Marginalanalyse. Vielmehr stellt die Annahme, daß im Aus-
gangsgleichgewicht keine (diskriminierenden) Steuern bzw. über-
haupt kein Staat vorhanden sind, eine methodische Unzulänglich-
keit dar, sofern man die Inzidenz und Effizienz vorhandener 
Steuern untersuchen will. Jene Steuern, die eine Mehrbelastung 
zweiter Ordnung hervorrufen, verursachen auch eine Mehrbelastung 
erster Ordnung, die bei der Marginalanalyse jedoch nur sichtbar 
wird, wenn man die Existenz diskriminierender Steuern bereits 
im Ausgangsgleichgewicht unterstellt. 21 
Aufgrund dieser methodischen zusammenhänge hat sich in der Lite-
ratur ein mißverständlicher Sprachgebrauch eingebürgert. Der 
Ubergang von einer "small tax" zu einer "large ("non-infinitesi-
mal", "finite") tax" gilt im allgemeinen als vollzogen, wenn die 
betreffende Steuer im Ausgangsgleichgewicht bereits eingeführt 
ist, obwohl es bei der Marginalanalyse bleibt. 3 ) Eine endliche 
(diskrete) Veränderung des Steuersystems liegt aber erst vor, 
wenn man die Marginalanalyse verläßt und tatsächlich endliche 
Veränderungen annimmt. Auch dann gibt es immer noch verschiedene 
1) Da das Differential einer Funktion die Änderung erster Ord-
nung beschreibt, kann man dieses Ergebnis aus A-35 im Anhang 
ableiten, wobei noch die Gleichgewichtsbedingungen zwischen 
Nachfrage und Angebot zu beachten sind. 
2) Die Marginalanalyse bzw. die diskrete Annäherung erster Ord-
nung erfaßt auch die Mehrbelastung bei Einführung neuer dis-
kriminierender Steuern, sofern im Ausgangsgleichgewicht andere 
diskriminierende Steuern vorhanden sind. Auf die Definition 
diskriminierender (verzerrender) und nicht diskriminierender 
(neutraler) Steuern und ihre Bedeutung für die Erfassung der 
Mehrbelastung wird im Abschnitt 3. näher eingegangen. 
3) Vgl. Shoven/Whalley (1972); Ballentine/Eris (1975); McLure 
(1975a), S. 154; Atkinson/Stiglitz (1980), S. 182 f. 
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Wege: Man kann den "first-order approach" beibehalten, die 
Differentiale (im Sinne einer linearen Approximation) einfach 
durch Differenzen ersetzen und annehmen, daß die Angebots-
und Nachfrageparameter konstant sind. Man kann aber auch die 
Approximation durch die Einbeziehung von "second-order effects" 
verbessern. Davon grundsätzlich zu trennen ist das Adäquations-
problem, d.h. die Suche nach dem theoretisch richtigen Appro-
ximationsverfahren. Diese Frage haben wir oben dahingehend be-
antwortet, daß die "equivalent variation" in Gleichung 2-49 
zur Messung der Veränderung des Nutzenniveaus geeignet er-
scheint. 1 ) 
1) Vgl. dazu auch die in Fußnote 3, S. 92, angegebene Literatur 
sowie Wagner/Wiegert (1982). 
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3. Die Effizienz der Steuerstruktur 
3.1. Effizienz und Mehrbelastung 
Der Begriff der Effizienz entstammt der Allokationstheorie 
und kennzeichnet einen Zustand, in dem die vorgegebenen Pro-
duktionsmittel einer Wirtschaft nach bestimmten Kriterien 
optimal eingesetzt werden. Das am häufigsten verwendete Kri-
terium ist die Pareto-Optimalität. Danach ist eine Situation 
effizient (pareto-optimal), wenn es nicht möglich ist, die 
Verwendung der Produktionsmittel so zu verändern, daß min-
destens ein Individuum besser gestellt ist, ohne irgendein 
anderes Individuum schlechter zu stellen. 1 ) Die notwendigen 
Bedingungen zur Erfüllung der Pareto-Effizienz lassen sich in 
den vier folgenden Regeln zusammenfassen: 2 ) 
1) Die Güterverwendung (der Konsum) ist effizient, wenn die 
Grenzrate der Substitution zwischen beliebigen Gütern für 
alle Haushalte gleich ist (Tauschoptimum); 
2) Die Produktion ist effizient, d.h. das maximale Produk-
tionsniveau ist erreicht, wenn die Grenzraten der Fak-
torsubstitution in allen Verwendungsarten (Wirtschafts-
zweigen) gleich sind (Produktionsoptimum); 
3) Die Produktionsstruktur ist effizient bzw. optimal an 
die Nachfragestruktur angepaßt, wenn die Grenzraten der 
Transformation zwischen beliebigen Gütern mit den Grenz-
raten der Substitution übereinstimmen (optimale Produk-
tionsstruktur); 
1) Vgl. z.B. Sen (1979a), S. 488; Sohmen (1976), S. 30. Eine 
eingehende7Gialyse der Bedingungen für die Existenz, die 
Eindeutigkeit und die institutionelle Durchführbarkeit 
der paretianischen Effizienz findet der Leser in Quirk/ 
Saposnik (1968). Dort wird auch kurz der Effizienzbegriff 
von Koopmans erörtert, der sich nur auf den Produktions-
bereich bezieht. Vgi. ebenda, S. 123 f. 
2) Vgl. Meade (1955), Kap. IV; Sohmen (1976), Kap. 3 und 4; 
~ (1979), Kap. 2. 
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4) Das Faktorangebot ist optimal, wenn die Grenzraten der 
Substitution zwischen Gütern und Faktoren in der Produk-
tion und im Konsum gleich sind (optimal.es Faktorangebot). 
Da in dem vorliegenden Modell ein konstantes gesamtwirtschaft-
liches Faktorangebot angenommen wird und außerdem keine indi-
viduellen Nutzenfunktionen, sondern nur die aggregierte soziale 
Wohlfahrtsfunktion U = U(X 1 , ••• ,Xn),berücksichtigt werden, re-
duzieren sich die Effizienzbedingungen auf die Regeln (2) und 
(3). Maximiert man nämlich die Nutzenfunktion U unter den Neben-
bedingungen der konstanten gesamtwirtschaftlichen Faktoraus-
stattung und unter Berücksichtigung der Produktionsfunktionen, 
d.h.: 
3-1 Max U 
+ l:µ.(X. - Y.[z 1 ., .•. ,ZM.]) i ]. ]. ]. ]. . ]. 
so erhält man die folgenden notwendigen Bedingungen für das 
Optimum: 
3-2. 1 -
dZli ayi;azmi clY/clZmj dZlj 
az- clY./az,. clY/clZlj az-mi ]. ~i mj 
3-2.2 
dX. au;ax. ay i ;azmi dY. ]. _..:______i ]. - dX. au;axi clY/azmj - dYj J 
Gleichung 3-2.1 besagt, daß das Produktionsoptimum nur er-
reicht wird, wenn die Grenzraten der Faktorsubstitution, d.h. 
das Verhältnis der Grenzproduktivitäten zweier beliebiger 
Faktoren (m, 1 = 1 , .•. ,M), in allen Verwendungsarten (Indu-
strien) gleich sind. Gleichung 3-2.2 enthält die Bedingung 
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für die optimale Anpassung der Produktionsstruktur an die Nach-
frage: Für jedes beliebige Güterpaar Xi' Xj (i, j = 1, ... ,n) 
muß die Grenzrate der Substitution, die durch das Verhältnis 
der Grenznutzen aus den beiden Gütern gegeben ist, mit der 
Grenzrate der Transformation, die durch das Verhältnis der 
Grenzproduktivitäten eines beliebigen Faktors (m = 1, ... ,M) 
in den beiden Industrien angegeben wird, übereinstimmen. In 
einer Wirtschaft ohne Staat und ohne jegliche "Störungen" oder 
"Verzerrungen" in Form von externen Effekten, Unteilbarkeiten, 
zunehmenden Skalenerträgen, Monopolen, Steuern usw. werden die 
Optimalbedingungen realisiert, wenn sich im Rahmen der voll-
ständigen Konku=enz die Unternehmen und die Haushalte als Mengen-
anpasser verhalten und bei gegebenen Faktor- und Güterpreisen 
ihre Gewinne bzw. Nutzen maximieren. In diesem Falle entspre-
chen die Grenzraten der Faktorsubstitution den Faktorpreisver-
hältnissen, und die Grenzraten der Gütersubstitution bzw. der 
Transformation den Güterpreisverhältnissen, d.h.: 
3-3.1 
dZli dZlj p* - m i, j 1, ••• ,n ~ ~ j51F mi mj 1 1 1, ... ,M m, 
3-3.2 
dX. dY. P. 
- l - l -1 i, j 1 , ... , n dX. dY. P. 
J J l 
In Abbildung 2-3 (S.82) ist eine solche Situation durch den 
Punkt P gekennzeichnet. l) Dort wird sowohl das Produktions-
maximum als auch das höchstmögliche Nutzenniveau U0 realisiert. 
Die Produktionstruktur ist optimal an die Nachfragestruktur 
angepaßt. Unter den gegebenen Bedingungen, insbesondere bei 
einer konstanten gesamtwirtschaftlichen Faktorausstattung, ist 
1) Daß die Grenzraten der Faktorsubstitution in allen Wirt-
schaftszweigen miteinander übereinstimmen, wird in Abb. 
2-3 nur dadurch sichtbar, daß das maximale Produktions-
niveau, d.h. ein Punkt auf der (durchgezogenen) Transfor-
mationskurve TT',erreicht wird. Im Abschnitt 3.5. wird 
der Produktionsbereich näher analysiert. 
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es weder durch eine Umstrukturierung der Produktion noch durch 
eine Veränderung der Nachfragestruktur möglich, die wirtschaft-
liche Lage zu verbessern. 
In einer solchen Wirtschaft stehen alle beteiligten Wirtschafts-
einheiten den gleichen Preisen gegenüber. In einer Wirtschaft 
mit Staat trifft dies jedoch nicht unbedingt zu. Jede Steuer, 
die in irgendeiner Weise an die Einkommensentstehung oder -ver-
wendung anknüpft, führt zu einer Diskrepanz zwischen Erzeuger-
und Verbraucherpreisen und beeinflußt das Angebot und/oder die 
Nachfrage nach Produktionsfaktoren bzw. Gütern. Es ist daher 
die Frage, durch welche Formen der Besteuerung der Preismecha-
nismus unberührt bleibt bzw. inwieweit bestimmte Steuersysteme 
den Preismechanismus so verzerren, daß es zu einer suboptimalen 
Allokation der Ressourcen kommt. Es ist leicht zu erkennen, daß 
in einem vollständig differenzierten Steuersystem, in dem so-
wohl spezielle Verbrauchsteuern als auch sektoral differenzierte 
Faktorsteuern erhoben werden, keine der Optimalbedingungen er-
füllt sein kann. Denn die privaten Haushalte passen sich an 
die Verbraucherpreise an, so daß die Grenzraten der Substitu-





P. (1+t. l 
J J 
pi ( 1+ti) 
i,j 1 , ••• , n 
gegeben sind. Die Unternehmen richten dagegen ihr Verhalten 
an den Erzeugerpreisverhältnissen aus, so daß die Grenzrate 
der Transformation zwischen beliebigen Gütern nicht mit der 
Grenzrate der Substitution übereinstimmt und die Produktions-
struktur verzerrt ist, weil sie sich nicht optimal an die Nach-
fragestruktur anpassen kann. Eine solche Situation wäre in Ab-
bildung 2-3 z.B. im Punkt M gegeben, vorausgesetzt, daß die 
maximalen Produktionsmöglichkeiten ausgeschöpft werden könnten. 
Dies trifft aber nicht zu. Denn die Produktion selbst ist sub-
optimal, weil der Faktoreinsatz in jeder Industrie unterschied-
lich besteuert wird, so daß auch die Grenzraten der Substitu-
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tion zwischen zwei beliebigen Faktoren in allen Verwendungs-
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1 , ••• , n 
1 , ••• , M 
na die steuerliche Diskriminierung des Faktoreinsatzes in 
einzelnen Wirtschaftszweigen die Realisierung des Produktions-
maximums verhindert - wie dies geschieht, ist in Abschnitt 3.5. 
noch im einzelnen darzulegen-, wird der Bereich der gesamt-
wirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten eingeschränkt. In 
Abbildung 2-3 würde dies dadurch angezeigt, daß die Transforma-
tionskurve, die bei einer Anpassung der Produktion an die sektor-
spezifischen Faktorsteuern realisiert werden könnte, unterhalb 
der maximalen Transformationskurve AA' liegt, deren Realisierung 
ohne Beeinflussung der relativen Faktorpreise durch den Staat 
möglich wäre. 
Die Erkenntnis, daß alle Spezialabgaben in irgendeiner Weise 
suboptimal sind, ist weder neu noch besonders interessant. Sie 
orientiert sich an dem Vergleich mit der "first-best-Lösung" 
(dem Punkt Pin Abb. 2-3) und führt immer nur zu der Anweisung, 
daß die Steuerpolitik alle diskriminierenden Abgaben abschaffen 
solle, es sei denn, sie könnten "Störungen" oder "Verzerrungen" 
anderer Art, wie z.B. Externalitäten, Monopole und dgl. kompen-
sieren. Solche globalen Empfehlungen überfordern in der Regel 
die Finanzpolitik. Denn die historisch gewachsenen Steuersysteme 
sind das Ergebnis vielfältiger, einander widersprechender Inter-
essen und häufig sogar von zeitlich und räumlich wechselnden 
konfligierenden Zielsetzungen geprägt, so daß sie meist durch 
zahlreiche spezielle Steuern, aber auch durch eine nicht unbe-
trächtliche Anzahl von Ausnahmeregelungen im Bereich sogenannter 
allgemeiner Steuern, z.B. der Einkommen- und der Umsatzsteuern, 
gekennzeichnet sind. Daher sind Reformen erfahrungsgemäß nur 
schrittweise möglich. Wenn aber die vollständige Beseitigung un-
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gerechtfertigter diskriminierender Bestandteile des Steuersystems 
aus politischen Gründen oder auch aus Gründen der Trägheit unter-
bleibt, weil das, was einmal eingeführt wurde, ein großes Be-
harrungsvermögen hat, wenn demgemäß nur Teilreformen vorgenommen 
werden, wie z.B. bei der Körperschaftsteuer, aber auch in den 
Fällen, i.n denen grundlegendere Veränderungen der Steuerstruktur 
durchgesetzt werden, wie beispielsweise bei der in jüngster Zeit 
wieder stärker vorherrschenden Tendenz zur Erhöhung des Anteils 
der indirekten Steuern, ist die Frage, ob man damit einem allo-
kationstheoretisch optimalen (effizienten) Steuersystem näher-
kommt, immer noch offen. Denn mit Sicherheit wird man sich in 
der Realität immer im Bereich des "second-best" bewegen, in dem 
nur die Realisierung suboptimaler Steuersysteme verglichen werden 
kann. 
Gerade darum geht es aber bei der Diskussion um die gesamtwirt-
schaftlichen "welfare costs" von partiellen Änderungen des Steuer-
systems: Ist die Abschaffung spezieller Verbrauchsteuern schäd-
lich, oder läßt sich. ein höheres gesamtwirtschaftliches Realein-
kommen gerade dadurch erreichen, daß der Anteil der speziellen 
Verbrauchsteuern noch erhöht wird? Hat es einen Sinn, die spezi-
elle Besteuerung der Kapitaleinkommen, beispielsweise durch die 
Körperschaftsteuer oder die Gewerbesteuern, zu beseitigen, oder 
wird dadurch unter den gegebenen Umständen das Steuersystem noch 
stärker verzerrt? Inwieweit kann man überhaupt noch eine Steuer-
politik empfehlen, die die Beseitigung partieller Diskriminierun-
gen bei der Besteuerung der Einkommensentstehung und Einkommens-
verwendung zum Ziel hat? 
Bei der Beantwortung solcher Fragen müssen der Zustand - das ge-
gebene Steuersystem - und seine Veränderung scharf voneinander 
getrennt werden. Die Bedingungen für die optimale und die sub-
optimale Allokation der Ressourcen in den Gleichungen 3-2 bis 
3-5 beschreiben einen Zustand, dem beispielsweise in Abbildung 
2-3 jeweils ein ganz bestimmter Punkt (z.B. M) entspricht. Die 
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Ineffizienz des Steuersystems bzw. steuerhedingte "Verzerrungen" 
werden mit Hilfe dieser Bedingung ausgedrückt und sind immer 
am Optimalzustand, d.h. an dem Vergleich mit den "verzerrungs-
freien" Optimalbedingungen in 3-2 bzw. 3-3 bzw. mit dem Punkt P 
in Abb. 2-3 ausgerichtet. Die Darstellung der Mehrbelastung be-
ruht dagegen auf Veränderungen des Steuersystems bzw. der Ver-
zerrungen. Die Vergleichsbasis für die Aussagen über die Mehr-
belastung ist nicht (unbedingt) das Optimum, sondern der jeweils 
vorher herrschende, in der Regel suboptimale, Zustand. Umfang 
und Richtung (Vorzeichen) der Mehrbelastung werden daher sowohl 
durch die im Ausgangszustand bestehenden Verzerrungen als auch 
durch ihre Veränderungen beeinflußt. Das Problem wird dadurch 
noch komplizierter, daß man sich bei der Untersuchung der Mehr-
belastung nicht immer entlang einer gegebenen Transformations-
kurve bewegt. Ihr Verlauf wird durch Veränderungen der Faktorbe-
steuerung beeinflußt, was gleichbedeutend ist mit der Tatsache, 
daß man nicht immer "normale" Angebotsreaktionen voraussetzen 
kann. Außerdem überlagern sich bei bestimmten Veränderungen 
des Steuersystems die Verzerrungen auf den Faktor- und auf den 
Konsumgütermärkten derart, daß zwar partielle Verzerrungskompo-
nenten abgeschwächt werden, aber man kan·n daraus nicht schließen, 
daß sich die gesamtwirtschaftliche Effizienz erhöht. 
Die hier nur angedeuteten zusammenhänge sollen im folgenden in 
einzelnen Schritten untersucht werden. Wir gehen zunächst kurz 
auf die Bedeutung des bestehenden Steuersystems für die gesamt-
wirtschaftlichen Steuerwirkungen ein. Anschließend werden die 
"Verzerrungen" auf den Konsumgüter- und Faktormärkten präziser 
definiert. Die Untersuchung der Verzerrungen auf den Faktormärk-
ten wird dabei einen breiten Raum einnehmen, weil der Einfluß 
der Besteuerung auf die Faktoreinsatzverhältnisse und die Sub-
stitionsvorgänge im Produktionsbereich wesentliche Anhaltspunkte 
für die Erklärung der Angebotsreaktionen in den verschiedenen 
Wirtschaftszweigen liefert. 
Die Mehrbelastung war in Gleichung 2-42 definiert worden als 
3-6 R E n.X. 
i i i 
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Wenn man diesen Ausdruck mit Hilfe der Budgetrestriktion der 
privaten Haushalte und unter Berücksichtigung der Beziehungen 
zwischen den Konsumgütern- und den Faktorpreisen weiterent-
wickelt, erhält man schließlich (vgl. Anhang C, Gleichung C-4): 
3-7 
wobei T m 





E. t .P .Z . die Steuern auf die Einnahmen des i mi mi mi 
und Ti= tiPiXi die speziellen Verbrauchsteuern 
auf das Gut Xi darstellen. Man kann in Gleichung 3-7 zwei un-
terschiedliche Arten von Steuerwirkungen auf das Realeinkommen 
feststellen, und zwar 
a) Brutto(einkommens)effekte, d.h. Veränderungen des gesamt-
wirtschaftlichen Realeinkommens, die sich ceteris paribus 
aus einer Veränderung der staatlichen Aktionsparameter 
(d.h. der Steuersätze und der Transferzahlungen) ergeben; 
b) Sekundäreffekte, d.h. Rückwirkungen der durch die Verände-
rungen des Steuersystems beeinflußten relativen (Netto-) 
Faktorpreise auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkol!IInen. 1 ) 
Wie man sieht, kommen die Sekundäreffekte nur zur Geltung, wenn 
es auch ein Steueraufkommen gibt. Wenn man jedoch davon ausgeht, 
daß es im Ausgangsgleichgewicht keinen Staat gibt, daß also die 
1) Streng genommen sind bei der Budgetinzidenz auch die Trans-
ferzahlungen des Staates und bei der Differentialinzidenz 
einer der Steuersätze als Sekundäreffekte zu werten, da sie 
jeweils endogen bestimmt werden. 
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Steuern erst eingeführt werden müssen - dies ist die Standard-
annahme des Harbergerschen Modells-, so entfallen nicht nur 
die Sekundäreffekte, sondern die gesamte Mehrbelastung ver-
schwindet. Dies läßt sich verhältnismäßig einfach zeigen, denn 
aus der Produktionsfunktion folgt unter Berücksichtigung der 
Gleichgewichtsbedingungen auf den Konsumgütermärkten die Be-
ziehung 
3-8 
p iz . 4 
E m mi z 
m Pi xi mi 
ZmiZmi 
(vgl. A-35). Wenn alle Steuersätze gleich Null sind oder wenn 
nur Steuern erhoben werden, die nicht nach Sektoren differen-
ziert sind (ti=tc und tmi=tm für i=1, •.• ,n und m=1, ... ,M), er-
hält man schließlich wegen der (marginalen) Gleichgewichtsbe-
dingungen auf den Faktormärkten (vgl. 2-15.8): 
3-9 R E n.X. 
i J. J. 
0 
Dieses Ergebnis hat in der Diskussion um die Verteilungswir-
kungen unterschiedlicher Steuern längere Zeit eine grundsätz-
liche Rolle gespielt. Da unter den genannten Voraussetzungen 
das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen konstant bleibt, kann 
die Steuerinzidenz tatsächlich als "reines" Verteilungsproblem, 
bzw. als Umverteilung eines gegebenen Sozialprodukts mit Hilfe 
unterschiedlicher steuerpolitischer Instrumente, angesehen wer-
den. Johnson/Mieszkowski (1970) stellten jedoch bei ihrer gra-
phischen Analyse fest, daß mit der Einführung bestimmter (dis-
kriminierender) Steuern Einkommenseffekte verbunden waren, die 
sich mit ihrem analogen algebraischen Modell nicht ermitteln 
ließen. Wir werden diese Einkommenseffekte in Abschnitt 4 noch 
im einzelnen untersuchen, denn sie geben an, wie sich die Ver-
änderung des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens auf die ein-
zelnen Einkommensgruppen verteilt. Sie sind das Verbindungsglied 
zwischen der einzelwirtschaftlichen Steuerlastverteilung (Inzi-
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denz) und der Veränderung der gesamtwirtschaftlichen Steuerlast 
(Mehrbelastung). Wichtig ist hier aber zunächst nur die aus 
der Unstimmigkeit zwischen graphischer und algebraischer Dar-
stellung abgeleitete Vermutung der Verfasser, daß der "first-
order approach" der Marginalanalyse nicht ausreicht, um die Ver-
teilungswirkungen des Steuersystems vollständig zu behandeln. 
Denn grundsätzlich trifft diese Vermutung auch auf die Mehrbe-
lastungswirkungen zu. Bei der Analyse der diskreten Änderung des 
gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens in Gleichung 2-49 war be-
reits gezeigt worden, daß selbst bei einem Verschwinden der 
"first-order income effects" immer noch Substitutionseffekte 
zweiter Ordnung auftreten können, die zu einer Senkung des ge-
samtwirtschaftlichen Realeinkommens führen. l) Auch neu einge-
führte diskriminierende Steuern wirken sich also in der Regel 
nachteilig auf die gesamtwirtschaftliche Allokation der Ressour-
cen aus, und es trifft zu, daß sich diese Effekte nicht mit 
Hilfe der Marginalanalyse bestimmen lassen. Wir haben jedoch be-
reits angedeutet, daß man dieses Ergebnis nicht dem Instrument 
der Marginalanalyse schlechthin anlasten darf. Vielmehr muß man 
die Frage stellen, ob die Annahmen des Modells der jeweiligen 
Problematik angemessen erscheinen. Die meisten steuerpolitischen 
Instrumente, deren Einfluß auf die gesamtwirtschaftliche Alloka-
tion der Ressourcen oder auf die Einkommensverteilung man unter-
suchen will, z.B. Körperschaftsteuern oder spezielle Verbrauch-
steuern, sind vorhanden, und sobald dies in zutreffender Weise 
im Modell berücksichtigt wird, kann der eben dargestellte Fall 
nicht eintreten, weil die gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens-
effekte dann bereits durch die "first-order income effects", d.h. 
durch die Marginalanalyse in den Gleichungen 3-6 bzw. 3-7 erfaßt 
werden. 2 ) Dieselbe Aussage gilt auch für den Fall, daß neue 
1) Vgl. dazu die Ausführungen S. 91 - 94. 
2) Um eventuelle Mißverständnisse auszuschließen, soll noch 
angemerkt werden, daß die "first-order income effects" 
selbstverständlich auch Sekundäreffekte beinhalten. Diese 
sind Effekte, die, wie Gleichung 3-7 zeigt, bereits in 
einer Approximation erster Ordnung erfaßt werden. Sie sind 
nicht zu verwechseln mit Effekten "zweiter Ordnung" 
("second-order effects"). 
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Diskriminierungen in das Steuersystem eingeführt werden, so-
fern andere steuerliche Verzerrungen, und sei es auch nur eine 
einzige, im Ausgangszustand bereits vorhanden sind. 
Dieser Zusammenhang hat neben der formalen auch eine ganz wesent-
liche inhaltliche Bedeutung, die weder in der steuerpolitischen 
Diskussion noch in der theoretischen Literatur hinreichend be-
achtet wird. Sobald Veränderungen des Steuersystems untersucht 
werden, bedarf es einer genauen Analyse des Ist-Zustandes, denn 
ohne ihn kann die Richtung der Auswirkungen von Steueränderungen 
auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen nicht bestimmt wer-
den, auch wenn feststeht, welche Steuersätze erhöht und/oder 
gesenkt werden. Es ist zuweilen üblich, diesem Tatbestand dadurch 
Rechnung zu tragen, daß man bei der Wirkungsanalyse einzelner 
Steuern, beispiels~eise der Körperschaftsteuer, das Vorhanden-
sein der jeweiligen Steuer im Ausgangsgleichgewicht annimmt und 
damit den Ubergang von der Betrachtung einer neu eingeführten 
marginalen "small tax" zur bereits vorhandenen marginalen 
"finite tax" vollzieht. l) Zumindest für die Betrachtung der 
Mehrbelastung, aber auch bei der Berücksichtigung ihrer Rück-
wirkungen auf die Einkommensverteilung, ist dieses methodische 
vorgehen unzureichend. Es ist (unter den Annahmen unseres Modells) 
ohne weiteres plausibel, daß die gesamtwirtschaftliche Alloka-
tion der Ressourcen beeinträchtigt wird, wenn eine einzige be-
reits bestehende Verzerrung, wie beispielsweise die Körperschaft-
steuer, durch eine Erhöhung des Steuertarifs noch verstärkt 
wird und daß eine Senkung dieser Steuer das Gegenteil bewirkt. 
Sobald man aber auch von der Existenz anderer Steuern, z.B. 
spezieller Verbrauchsteuern, ausgeht, wird diese Einschätzung 
fragwürdig, denn möglicherweise bedeutet die Senkung der Körper-
schaftsteuer unter Berücksichtigung der übrigen Elemente eines 
gegebenen Steuersystems eine.noch stärkere Verzerrung. Mit 
anderen Worten: Man kann wohl die Veränderung einer einzelnen 
1) Zur Bedeutung der Unterscheidung von "small" und "finite tax" 
vgl. S. 9 3 f. 
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Steuer analysieren, muß aber zugleich, um Fehlschlüsse zu ver-
meiden, das gesamte Steuersystem, insbesondere die bestehenden 
Verzerrungen, im Auge behalten. 
Um die Bedeutung dieser allgemeinen Aussage zu 9räzisieren, 
sollen nun die steuerlich bedingten "Verzerrungen" und ihre 
Verbindung zur Mehrbelastung an Hand des Zwei-Sektoren-Modells 
genau definiert werden. Wir gehen also von einer Wirtschaft 
aus, in der nur die beiden Konsumgüter X und Y hergestellt wer-
den. Die gesamtwirtschaftliche Ausstattung mit den Produktions-
faktoren Arbeit (L) und Kapital (K) wird wie bisher als kon-
stant angenommen und verteilt sich auf die beiden Wirtschafts-
zweige X und Y, so daß L = Lx+Ly und K = KX+Ky gilt. Auf den 
Konsumgütermärkten werden die speziellen Verbrauchsteuern tX 
und ty erhoben, während für die aus dem Einsatz der Produk-
tionsfaktoren fließenden Einnahmen die sektorspezifisch dif-
ferenzierten,proportionalen Steuersätze tLX' tLY' tKX und tKY 
gelten. 
Zu Beginn dieses Abschnitts war gezeigt worden, daß bei einer 
solchen Differenzierung des Steuersystems auf den Konsumgüter-
und den Faktormärkten unter den gegebenen Bedingungen zwei Ef-
fizienzbedingungen verletzt werden, und zwar 
a) das Produktionsoptimum, dessen Verzerrung auf der Differenz 
der Grenzraten der Faktorsubstitution in den einzelnen Wirt-
schaftszweigen beruht; 
b) die optimale Produktionsstruktur, deren Verzerrung durch 
die Abweichung der Grenzrate der Substitution von der Grenz-
rate der Transformation angegeben wird. 
Im Zwei-Sektoren-Modell gilt für die Grenzraten der Faktor-
substitution in den beiden Wirtschaftszweigen X und Y das Ver-
hältnis der Brutto-Faktorpreise, d.h. 
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3-10 
dKX p* 1-tKX L 
rfX - dLX y 1-tLX K 
3-11 
dKY p* 1-tKY - L rfY dLY ~ 1-tLY 
Als relative Abweichung zwischen den beiden Grenzraten der 
Faktorsubstitution erhält man daher d 8 = (rfX-rfyl/rfX bzw. 
3-12 
wobei die Größe Hf folgendermaßen definiert ist: 
3-13 
. 1 ) 
d 8 (bzw. Hf) ist ein Indikator für die Verzerrungen des 
Produktionsoptimums und zugleich ein Maßstab für den Differen-
zierungsgrad der Besteuerung auf den Faktormärkten in den ein-
zelnen Wirtschaftszweigen. Wenn die Faktorsteuern ni~ht nach 
Wirtschaftszweigen differenziert werden, verschwindet die Ver~ 
zerrung (d8=Hf=O) und die Grenzraten der Faktorsubstitution 
sind in beiden Wirtschaftszweigen gleich. 
Den Maßstab für die Anpassung der Produktionsstruktur an die 
Nachfragestruktur bilden die Grenzraten der Substitution (rN) 
und der Transformation (rA): 
3-14.1 dY 
Px 1+tx 
rN - dX py 1+ty ' 
3-14.2 dY 
Px 
dF rA dX py 
1) Wie man sieht, besteht zwischen d 8 und Hf eine eindeutige 
Beziehung: d8 t O~Hf ~ 0. 
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Während die Grenzrate der Substitution durch das Verbraucher-
preisverhältnis P~/P; angegeben wird, entspricht die Grenzrate 
der Transformation nicht dem Erzeugerpreisverhältnis PxfPy. 
Sie enthält vielmehr einen Faktor dF, in dem sich die Verzer-
rungen auf den Faktormärkten niederschlagen, denn es ist (vgl. 
Anhang C.3.): 
3-15 
dFS ist eine (positive) Komponente des Verzerrungsfaktors dF, 
die nicht durch Elemente der Steuerstruktur, sondern durch An-
gebots- und Substitutionsreaktionen im Produktionsbereich be-
stimmt wird. Sie ist folgendermaßen definiert (vgl. C-16): 
3-16 
Als relative Abweichung zwischen der Grenzrate der Substitution 
und der Grenzrate der •rransformation erhält man unter Berück-




dv ist ein Indikator für die Verzerrung der Produktionsstruk-
tur, der sowohl die Verzerrungen auf den Faktormärkten (und 
zwar durch den Faktor dF) als auch auf den Konsumgütermärkten 
umfaßt. Wenn die Besteuerung weder auf der Einkommensentste-
hungsseite noch bei der Einkommensverwendung nach Wirtschafts-
zweigen differenziert wird, sind die Faktormärkte unverzerrt, 
d.h. es ist ds=O und dF=1, so daß die Grenzrate der Transfor-
mation durch das Erzeugerpreisverhältnis PxfPy wiedergegeben 
wird. zugleich sind auch die Konsumgütermärkte verzerrungsfrei, 
so daß insgesamt dv=O ist. Die Grenzraten der Transformation und 
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der Substitution stimmen dann miteinander überein. Die Produk-
tionsstruktur ist optimal an die Nachfragestruktur angepaßt. 
Während die Verzerrung des Produktionsoptimums (ds) mit dem 
Differenzierungsgrad der Besteuerung auf den Faktormärkten 
identisch ist, wird die Verzerrung der optimalen Produktions-
struktur nicht ausschließlich durch den Differenzierungsgrad 
des Steuersystems auf den Faktor- und den Konsumgütermärkten, 
sondern auch durch die in 3-16 dargestellten Reaktionen auf 
der Angebotsseite bestimmt. Auf diese wichtige Eigenschaft des 
Verzerrungsfaktors dv (bzw. dF) kommen wir später noch einmal 
zurück. Es soll hier nur noch angemerkt werden, daß in einem 
Steuersystem ohne Faktorsteuern oder mit Faktorsteuern, die 
nicht sektorspezifisch differenziert sind (so daß dF=1 ist), 
die Verzerrung der Produktionsstruktur ausschließlich durch 
den Differenzierungsgrad der Verbrauchsbesteuerung (tX-tY) be-
stimmt wird. 
Nach diesen Definitionen können nun die formalen Verbindungen 
zwischen den Verzerrungen und der Mehrbelastung verdeutlicht 
werden. Im Zwei-Sektoren-Modell gilt für die Auswirkungen der 
Besteuerung auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkomr.ien die 
folgende Beziehung (vgl. C-8): 
3-18 R 
o* ist die gesamtwirtschaftliche Faktorsubstitutionselastizi-
tät. 1) Die Ausdrücke CK und CL sind positiv und einander ziem-
lich ähnlich. Sie enthalten die mit den Faktoranteilen z . und m1 
den Faktorkostenanteilen fmi (m=K,L; i=X,Y) gewichteten Faktor-
1) Vgl. dazu die Erläuterungen zu den Gleichungen B-53 und 
B-57 im Anhang. 
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substitutionselastizitäten s~L und s~L Ihre Summe ergibt 
CL+CK=ÖL+öK. 1 > nX ist der Anteil der (Brutto-)Ausgaben für 
das Gut X am Haushaltsnettoeinkommen, während DX die Elastizi-
tät der Nachfrage nach dem Gut X in Abhängigkeit von dem rela-
tiven Preis dieses Gutes (P~/P;) darstellt. Die Nachfrageela-
stizität ist negativ definiert (DX < O; vgl. B-35). 
Gleichung 3-18 kann nun dazu dienen, die oben angedeuteten Be-
ziehungen zwischen einzelnen steuerlichen Verzerrungen und der 
Mehrbelastung zu beleuchten. Entsprechend der Darstellung in 
Gleichung 3-9 kann man zunächst feststellen, daß es keine 
Mehrbelastung gibt, wenn im Ausgangszustand entweder keine 
Steuern vorhanden sind oder nur Steuern erhoben werden, die 
nicht sektoral differenziert sind. Denn in beiden Fällen liegt 
weder eine Abweichung zwischen den Grenzraten der Faktorsub-
stitution in den einzelnen Wirtschaftszweigen noch zwischen 
den Grenzraten der Substitution und der Transformation vor. 
Die Optimalbedingungen si~d damit alle erfüllt, so daß dv=O 
ist. Demzufolge ist auch R=O. Dies gilt auch dann, wenn Steuern 
eingeführt werden, die beispielsweise den Kapitaleinsatz in der 
Industrie Y gegenüber dem Ka?italeinsatz in der Industrie X 
diskriminieren. Wie sich das Steuersystem unter den genannten 
Voraussetzungen verändert, spielt also keine Rolle. Wir haben 
jedoch bereits deutlich gemacht, daß ein solches Ergebnis, das 
nicht plausibel erscheint, bei der diskreten Analyse relati-
viert werden muß. Die Mehrbelastung ist bei der Einführung von 
neuen Verzerrungen durchaus vorhanden. Sie wird nur nicht durch 
die Marginalanalyse erfaßt, sondern beschränkt sich auf die Ef-
fekte zweiter Ordnung. Andererseits wird unter der realitäts-
näheren Prämisse, daß irgendeine Verzerrung im Ausgangsgleich-
gewicht bereits existiert - von Spezialfällen abgesehen, auf 
die wir später noch eingehen-, dvfo, so daß die Auswirkungen 
auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen auch bei der Mar-
ginalanalyse zum Vorschein kommen. 
1) Vgl. dazu die Gleichungen B-48, B-50 und B-55 im Anhang. 
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Schließlich läßt sich auch zeigen, daß eine Wirkungsanalyse 
einzelner diskriminierender Steuern, wenn sie nicht einge-
bettet wird in eine Betrachtung des gesamten Steuersystems, 
nur zu dem Ergebnis führen kann, daß eine Erhöhung solcher 
Steuern die gesamtwirtschaftliche Steuerlast verstärkt, wäh-
rend eine Senkung sie vermindert. Als Beispiel kann man wie-
derum die eben erwähnte Besteuerung des Kapitaleinsatzes in 
der Industrie Y (mit dem Steuersatz tKY) verwenden. Existiert 
sonst keine Steuer, so ist dv~= - (tKY+dFS)/(1-tKY)< 0, und 
jede Erhöhung dieser Steue: (tKY >0) ist mit einem Realein-
kommensverlust verbunden (R <0), während sich aus einer Sen-
kung des Steuersatzes ein Realeinkommenszuwachs ergibt. Es 
läßt sich leicht nachprüfen, daß ein entsprechendes Ergebnis 
für jede der Steuern tX, ty, tKX' tKY' tLX' tLY gilt, sofern 
sie nur einzeln betrachtet werden. 
Eine solche Analyse entspricht aber nicht dem Ziel unserer 
Untersuchung. Denn in der Realität herrscht eine Vielzahl von 
Besteuerungsformen, und gerade die Überlagerung sektorspezi-
fischer und faktorspezifischer Kom~onenten der Steuerbelastung 
bzw. das Ineinandergreifen der Besteuerung auf bestimmten (Kon-
sumgüter- und Faktor-)Märkten sind selbst bei den "allgemeinen" 
(Einkommen- und Verbrauch-)Steuern verhältnismäßig stark aus-
geprägt. Es sollen daher die Auswirkungen von Steuerstrukturen 
bzw. Steuersystemen in ihrer Gesamtheit betrachtet werden, wo-
bei wir allerdings nach der Definition neutraler Steuern im 
nächsten Abschnitt bestimmte Einflußbereiche der Steuerpolitik, 
nämlich einerseits die Besteuerung der Einkommensverwendung 
bzw. die Verzerrungen auf den Konsumgütermärkten und anderer-
seits die Steuern auf die Einkommensentstehung bzw. die Ver-
zerrungen auf den Faktormärkten, zunächst voneinander trennen. 
In beiden Fällen wird es sich aber zeigen, daß dem bestehenden 
Steuersystem, dessen Verzerrungen sich in dem Faktor dv in Glei-
chung 3-18 niederschlagen, die gleiche Aufmerksamkeit gewidmet 
werden muß, wie seinen Veränderungen. 
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3.2. Neutrale und äquivalente Steuern 
Es gibt weder in der finanzwissenschaftlichen noch in der wohl-
fahrtstheoretischen Literatur eine einheitliche Definition 
"neutraler" Steuern. Dies liegt einmal daran, daß man den Be-
griff oder das Postulat der "Steuerneutralität" mehr oder we-
niger weit fassen kann. Die klassisch-liberale Finanzpolitik 
ging in dieser Hinsicht bekanntlich am weitesten, indem sie 
sich an der "leave-them-as-you-find-them-rule of taxation" 
orientierte. Nach dieser Edinburgher Regel galt ein staatlicher 
Eingriff in das Marktgeschehen im verteilungspolitischen Sinne 
als überflüssig und im allokationspolitischen Sinne als schäd-
lich. 1 ) Neutralität wird dagegen heute im engeren Sinne allo-
kationspolitisch interpretiert, d.h. lediglich auf die Wettbe-
werbsneutralität bezogen. 2 ) Dies entspricht den Vorstellungen 
über rationale Steuersysteme in modernen Sozialstaaten, denn 
kaum jemand wird sich heute noch die Forderung zu eigen machen, 
daß die Besteuerung verteilungsneutral sein soll. 3 ) Das Ver-
ständnis von Steuerneutralität als Vermeidung steuerbedingter 
Wettbewerbsverzerrungen steht im Einklang mit unseren Ausfüh-
rungen im letzten Abschnitt. Dort hatten wir die Verzerrungen 
des Produktionsoptimums und der optimalen Produktionsstruktur 
als Abweichungen gegenüber den Preisrelationen definiert, die 
sich bei einer ungestörten Entfaltung der vollständigen Kon-
kurrenz einstellen. Dennoch wird der Begriff der Neutralität 
von jenen Autoren noch enger gefaßt, die Verstöße gegen den 
Wettbewerbsmechanismus nur dann als solche gelten lassen, wenn 
sie "ungewollt" eintreten. "Recognition of the principle of 
1) Vgl. Mann (1937), s. 272-274 
2) Vgl. Neumark (1970), S. 261-282; Pohmer (1979), passim; 
Haller (1980), S. 185. 
3) Freili.ch muß man theoretisch zwischen der Realisierung 
der verteilungspolitischen Zielsetzung (d.h. der gerechten 
Steuerlastverteilung) und einer zusätzlichen redistributions-
politischen Zielsetzung unterscheiden. Vgl. Haller (1980), 
S. 185. Auf die Definition der Verteilungsneutralität gehen 
wir bei der Betrachtung der Steuerinzidenz noch näher ein. 
Vgl. dazu Abschnitt 4. 
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neutrality in no way excludes the use of tax policy to 
accomplish desired objectives of economic control. Neutrality 
is efficient only in the avoidance of effects that are not an 
iqtended part of an efficiently determined set of policy ob-
jectives." l) 
Sofern sich Verzerrungen der optimalen Allokation der Ressour-
cen bei der Verwirklichung bestimmter steuerpolitischer Ziel-
setzungen als unvermeidbar herausstellen bzw. wenn die Diskri-
minierung bestimmter ökonomischer Transaktionen beabsichtigt 
ist, sollen nach dieser Auffassung die dadurch ausgelösten Sub-
stitutionswirkungen, die letzlich auch ihren Niederschlag in 
einer Veränderung der relativen Preise haben (können) ,nicht als 
Verstoß gegen die Neutralität des Steuersystems gewertet wer-
den. 2 ) In der Theorie des internationalen Handels ist es da-
gegen teilweise üblich, die Preis(struktur)wirkungen losgelöst 
1) Musgrave (1959), s. 141. 
2) Ganz deutlich tritt dieser Aspekt auch bei Neumark zutage. 
Für ihn gilt das Neutralitätspostulat nicht, wenn steuer-
politische Eingriffe des Staates notwendig sind, "um aus 
übergeordneten Gründen -für notwendig gehaltene Korrektüren 
der Ergebnisse vollkommenen Wettbewerbs zu bewirken oder um 
Unvollkommenheiten der Konkurrenz zu beseiti en bzw. zu mil-
dern." Neumark (1970), s. 266 (Hervorhebung im 0rigina). 
Auch Pohmer bemißt die Forderung nach der Neutralität des 
Steuersystems an den jeweiligen Zielsetzungen einzelner 
Steuern bzw. nach deren Belastungskonzeption. Vgl. Pohmer 
(1979), S. 254ff.,S. 276 und passim. Timm sieht dagegen so-
wohl in der Besteuerung nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip 
als auch bei der Realisierung des Äquivalenzprinzips offen-
sichtlich Verstöße gegen das Neutralitätspostulat, obwohl 
er von einer rationalen Steuerpolitik nur verlangt, daß un-
beabsichtigte Substitutionseffekte vermieden werden. Vgl-:-
Timm (1981), S. 190. Haller expliziert insbesondere am Bei-
spiel der Einkommensteuer, daß er die Anwendung des Leistungs-
fähigkeitsprinzips nicht für einen Verstoß gegen die Neutra-
lität des Steuersystems hält. Vgl. Haller (1981), S. 222-2?.6. 
Andererseits behandelt er die Problematik der Leistungsfeind-
lichkeit einer hohen Progression der Einkommensteuer unter 
der Uberschrift "Vermeidung unbeabsichtigter Steuerwirkungen" 
(ebenda, S. 301 f.). 
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von der allokations- oder verteilungspolitischen Begründung 
in jedem Falle als Verzerrungen bzw. als Verstoß gegen die Neu-
tralität der Besteuerung anzusehen. 7 > 
Das Plädoyer, nicht "jede steuerlich bedingte Veränderung der 
Marktdaten einer 'Störung' des als vollkommen unterstellten, 
nur erwünschte Resultate zeitigenden Wettbewerbs gleich(zu-
setzen)" 2 > stützt sich auf die Vermutung, daß ansonsten das 
Kriterium der Neutralität nicht mehr präzise genug zu fassen 
sei, weil .im Grunde genommen jede Steuer irgendwelche Anpas-
sungsvorgänge im Angebots- und Nachfragebereich auslöst, so 
daß die Neutralität als Unterscheidungsmerkmal schließlich hin-
fällig wird. Im Rahmen der hier vorgegebenen Modellprämissen 
trifft dies jedoch nicht unbedingt zu. Um dies zu zeigen, grei-
fen wir auf die im letzten Abschnitt eingeführten Definitionen 
der Verzerrungen des Produktionsoptimums (Gleichung 3-13) und 
der optimalen Produktionsstruktur (Gleichung 3-17) zurück. Denn 
ihr natürliches Gegenstück sind die (allokations-)neutralen 
Steuern, d.h. solche Steuern, die die Realisierung der pareto-
optimalen Ressourcenallokation nicht beeinträchtigen und in 
diesem Sinne ein verzerrungsfreies Funktionieren des Preisme-
chanismus gewährleisten. 3 ) In dem hier vorgegebenen System 
zählen dazu alle Steuern, die weder bestimmte Formen der Ein-
kommensverwendung noch die Einkommensentstehung in unterschied-
lichen Wirtschaftszweigen diskriminieren. Beispiele dafür sind 
in erster Linie allgemeine Verbrauch- und Einkommensteuern mit 
proportionalem Tarif. 
1) Vgl. dazu Peffekoven (1972), sowie die Einwände von Pohmer 
(1979) passim und 1981b,S. 598, gegen diese Betrachtungs-
weise. Das unklare Verhältnis zwischen den Effizienzwir-
kungen und den Preiswirkungen der Besteuerung hat bereits 
früher in der umfangreichen Diskussion über das Ursprungs-
land-Prinzip versus Bestimmungsland-Prinzip zu Mißverständ-
nissen geführt. Vgl. dazu Sievert (1964), S. 27-31; Meyer 
(1967), S. 46 f. und S. 202 f. ---
2) Neumark (1970), S. 265 (Hervorhebung im Original). 
3) Steuern, deren Neutralität sich nur aus speziellen Annahmen 
über die Form der Nutzenfunktion ergibt, sollen hier nicht 
betrachtet werden. Vgl. dazu Lau (1978). 
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Selbstverständlich führen solche Steuern zu einer Divergenz 
zwischen Erzeuger- und Verbraucherpreisen. So weicht z.B. das 
Konsumgüterpreisniveau um den allgemeinen Verbauchsteuersatz 
von dem für die Erzeuger maßgeblichen Preisniveau ab. Darauf 
kommt es hier aber nicht an. Wichtig ist nur, daß in einem 
System mit allgemeinen Steuern die Preisstrukturen nicht ver-
zerrt werden. Da aber annahmegemäß auf alle Konsumgüter der 
gleiche Steuersatz erhoben wird, sind die Verbraucherpreisre-
lationen mit den Erzeugerpreisrelationen identisch, so daß die 
Produktionsstruktur sich optimal an die Nachfragestruktur 
anpassen kann. Außerdem sind die Faktorpreisrelationen (und 
damit die Grenzraten der Faktorsubstitution) selbst bei der 
Erhebung einer allgemeinen Einkommensteuer in allen Wirtschafts-
zweigen gleich, so daß auch das Produktionsmaximum realisiert 
werden kann. Wenn aber die Grenzraten der Substitution für alle 
Güter in allen Verwendungsarten übereinstimmen, ist es weder 
durch eine Umstrukturierung der Nachfrage noch durch eine Ver-
änderung der Produktionsstruktur möglich, ein höheres Wohl-
fahrtsniveau oder ein höheres Produktionsniveau zu erreichen. 
Das dargestellte Steuersystem ist pareto-optimal. 
Unter den Prämissen des vorliegenden Modells ist ein Steuer-
system auch dann neutral, wenn es die Einkommensentstehung 
nach bestimmten Faktorarten diskriminiert, wenn also beispiels-
weise die Arbeitseinkommen und die Kapitaleinkommen unterschied-
lich besteuert würden. Voraussetzung für die Neutralität wäre 
allerdings, daß die "Faktorerträge", d.h. die aus dem jeweili-
gen Faktore.insatz bezogenen Einnahmen (Einkommen) nicht bran-
chenweise besteuert werden. Wenn auf jeden Produktionsfaktor 
Zm ein Steuersatz tm (m = 1, ... ,M) erhoben wird, weichen zwar 
die Netto- von den Brutto-Faktorpreisrelationen ab, aber die 
Brutto-Faktorpreisrelationen Pmi/Pli = (1-t1 )P;/(1-tm)Pi sind 
in allen Wirtschaftszweigen gleich, 1) so daß auch bei einer 
1) Vgl. a. Gleichung 3-1.1 
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faktorspezifischen Diskriminierung der Einkol!llllensentstehung 
durch die Besteuerung das Produktionsoptimum realisiert wer-
den kann. 
Wie man leicht sehen kann, sind unter den genannten Bedingungen 
die Indikatoren für eine Verzerrung des Produktionsoptimums 
(vgl. 3-12 und 3-13) sowie für die Verzerrung der optimalen 
Produktionsstruktur gleich Null. Wie steht es aber mit den 
Effizienzwirkungen und mit ihrem Verhältnis zu den Preiswir-
kungen? 
Die Einführung, Erhöhung oder Senkung allgemeiner Steuern hat 
- unabhängig davon, ob sie auf der Einkommensentstehungseite 
erhoben werden (allgemeine Einkommensteuern) oder ob sie auf 
der Einkommensverwendungseite ansetzen (allgemeine Verbrauch-
steuern) - überhaupt keine Wirkungen und ist demnach auch nicht 
mit einer Mehrbelastung verbunden (vgl. 3-18). Denn aus der 
Veränderung des Steuerniveaus (Budgetinzidenz) ergeben sich 
keine Bedarfs- oder Produktionsumschichtungen, weil die pri-
vaten Haushalte das, was sie an zusätzlichen Steuern· zahlen, 
in Form von Transferzahlungen des Staates wieder zurückerhal-
en, so daß ihr Nettoeinkommen konstant bleibt und sie keinen 
Anlaß haben, ihre Konsumentscheidungen zu revidieren. Aus dem 
gleichen Grund sind auch allgemeine Einkommen- und allgemeine 
Verbrauchsteuern äquivalent. Da nämlich Einkommen und Verbrauch 
der privaten Haushalte annahmegemäß miteinander übereinstimmen, 
wird ihr Einkommen durch eine Erhöhung der allgemeinen propor-
tionalen Einkommensteuer in der gleichen Weise zusätzlich be-
lastet, wie es durch eine aufkommensneutrale Senkung der all-
gemeinen proportionalen Verbauchsteuer entlastet wird. Im Falle 
der Differentialinzidenz verändert sich also weder die gesamt-
wirtschaftliche Steuerlast noch sonst irgendeine endogene Größe 
des Modells. 
Etwas anders verhält es sich dagegen bei der Erhebung faktor-
spezifischer Einkommensteuern. Zwar hat auch deren Veränderung 
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keinen Einfluß auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen, l) 
aber dennoch entstehen Preiswirkungen. 2 > Angenommen, eine Er-
höhung der Einkommensteuern treffe die Kapitaleinkommen be-
sonders stark (tK > tL) . In diesem Falle sind die Bezieher von 
Vermögenseinkommen benachteiligt. Denn trotz der Rückzahlung 
des zunehmenden Steueraufkommens an die privaten Haushalte 
(Budgetinzidenz) sinkt ihr Nettoeinkommen, während das der 
Lohnbezieher steigt. Dies ist gleichbedeutend mit einer Sen-
kung des (relativen) Netto-Kapitalpreises Pi/PL. Dennoch ver-
ursacht die Umstrukturierung des Steuersystems zu Lasten der 
Kapitaleinkommen keine Substitutionswirkungen. Die Umlenkung 
des Einkommens von den Kapitalisten zu den Lohnbeziehern wirkt 
sich weder auf die Struktur noch auf das Niveau der gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage aus, weil beide Gruppen das gleiche Aus-
gabeverhalten haben, so daß sich die Nachfragewirkungen kompen-
sieren. Es bleibt aber dabei, daß der Netto-Kapitalpreis sinkt. 
Für die Unternehmer entstehen daraus keinerlei Konsequenzen. 
Die Faktornachfrage richtet sich nämlich nach den relativen 
Brutto-Faktorpreisen. Diese bleiben jedoch konstant, weil der 
relative Steuersatz tK/tL im gleichen Ausmaß steigt, wie der 
relative Netto-Kapitalpreis Pi/PL sinkt. 
Die Neutralitätsdefinition erstreckte sich bisher nur auf sol-
che Formen der Besteuerung, bei denen die Indikatoren für die 
Verzerrung des Produktionsoptimums und der optimalen Produk-
tionsstruktur ds und dv (vgl. 3-12 und 3-17) gleich Null waren, 
die also hinsichtlich der Zustands- als auch hinsichtlich der 
Veränderungs- (d.h. der Wirkungs-)analyse miteinander überein-
stimmten. Es läßt sich aber zeigen, daß Veränderungen des Steu-
ersystems auch dann neutral, d.h. ohne Auswirkungen auf die An-
1) Formal kann man dies an Hand von Gleichung 3-18 erkennen. 
A A A A A A A 
Bei tKx=tKY=tK und tLx=tLY=tL ist R=O. 
2) Wenn von Preiswirkungen die Rede ist, sollen immer die Aus-
wirkungen der Besteuerung auf die (relativen) Nettopreise 
gemeint sein. Denn die Bruttopreise steigen oder sinken bei 
einer Veränderung der Steuersätze definitionsgemäß. 
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gebots- und Nachfragestruktur, sein können, wenn im Ausgangs-
zustand bereits Verzerrungen irgendwelcher Art bestehen. Es 
handelt sich dabei um äquivalente Steuern, d.h. um bestimmte 
Formen der Besteuerung, die im Falle der Budgetinzidenz die 
gleichen Systemwirkungen auslösen. Sie sind einzeln betrach-
tet also nicht in jedem Falle neutral, aber wenn man sie (im 
Sinne der Differentialinzidenz) aufkommensneutral gegenein-
ander ersetzt, zeitigen sie keine Wirkungen auf das Angebot 
oder die Nachfrage. 
Auf die Äquivalenz von allgemeinen Einkommen- und Verbrauch-
steuern hatten wir schon hingewiesen. Es soll daher nur noch 
das Beispiel spezieller Steuern in einem bestimmten Wirtschafts-
zweig angeführt werden. Denn für jeden Wirtschaftszweiggel-
ten analoge Uberlegungen. Angenommen, die Verbrauchsteuer auf 
das Gut X werde gesenkt. Zugleich sollen aber die Steuersätze 
auf alle Faktoreinkommen, die in dieser Industrie entstehen, 
A A 
~m de~ gleichen Prozentsatz erhöht werden, so daß tKx=tLx= 
tfx=-tx ist. In diesem Falle folgt aus Gleichung 3-18 wegen 
1 ) 
0L +oK=CL +CK : 
A * 
3-19 Ra= d~XDX(oL+oK) (tx+tfxl 0 
Bei einer Erhöhung der Faktorsteuern in dem Wirtschaftszweig 
X und einer gleichzeitigen Senkung der Verbrauchsteuern auf 
dieses Gut entsteht daher keine Mehrbelastung. Es treten auch 
keine Substitutionswirkunqen auf, denn weder die Nachfrage noch 
das Angebot werden von der Umstrukturierung des Steuersvstems 
berührt. Fttr die Unternehmer hat sich letztlich nichts geän-
dert. Zwar steigen die Brutto-Faktornreise entsorechend der 
Steuererhöhung. Die Faktornachfrage vermindert sich aber nicht, 
weil die gleichzeitige Senkung der Verbrauchsteuer es den Unter-
nehmen erlaubt, die Erzeugerpreise für ihre Gilter entsnrechend 
1) Vgl. dazu die Erläuterung zu Gleichung B-55 im Anhang. 
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zu erhöhen. Die Verbraucherpreise bleiben daher konstant. Die 
Nettoeinkommen und die Konsumausgaben der privaten Haushalte 
ändern sich nicht. Allgemein kann man daher sagen, daß die Er-
hebung einer spezi~llen Verbrauchsteuer auf ein beliebiges Gut 
äquivalent ist mit einer Besteuerung aller Faktoren (genauer: 
mit einer Besteuerung gerade derjenigen Anteile der gesamtwirt-
schaftlich vorhandenen Faktorausstattung), die in die Produk-
tion dieses Gutes eingehen. 
Wie unsere Erörterungen gezeigt haben, ergeben sich bei äqui-
valenten Steuern wie bei neutralen Steuern Preiswirkungen ohne 
Substitutionswirkungen, denn in dem gerade erwähnten Beispiel 
bleiben zwar die relativen Netto-Faktorpreise konstant, aber 
der relative Netto-Preis des Gutes X steigt direkt proportional 
zu der Erhöhung des Steuersatzes auf die Faktoreinkommen in 
dem genannten Wirtschaftszweig. Es ist daher nicht angebracht, 
jede Veränderung der Preisrelationen bereits als eine "Störung" 
oder "Verzerrung" des Konkurrenzmechanismus zu diagnostizieren. 
Freilich ist geraäe die Tatsache, daß Substitutionseffekte bei 
den dargestellten neutralen und äquivalenten Steuern vermieden 
werden, eine Folge der verhältnismäßig restriktiven Prämissen 
des Modells, von denen uns zwei noch einmal besonders erwähnens-
wert erscheinen. Die eine Voraussetzung bezieht sich auf das 
hohe Aggregationsniveau im Haushaltssektor. Wenn diese Annahme 
später fallengelassen wird (vgl. Abschnitt 5), wird es sich 
zeigen, daß auch bei allgemeinen oder faktorspezifischen Ein-
kommensteuern Substitutionseffekte eintreten, weil eine Verände-
rung der Einkommensverteilung auch die Nachfragestruktur berührt 
und von dort aus Anstöße zu einer Umstrukturierung des Angebots 
ausgehen. 
Desweiteren muß die Annahme einer konstanten gesamtwirtschaft-
lichen Faktorausstattung erwähnt werden. Sie läßt es z.B. nicht 
zu, daß die privaten Haushalte Arbeit durch Freizeit substitu-
ieren. Bei der Annahme eines variablen gesamtwirtschaftlichen 
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Faktorangebotes wären zumindest faktorspezifische Einkommen-
steuern nicht mehr neutral. Eine Erhöhung der Lohnsteuer könnte 
z.B. die allgemeine Leistungsbereitschaft, d.h. das gesamtwirt-
schaftliche Faktorangebot, negativ beeinflussen und sich sowohl 
auf das Preisgefüge als auch das Produktionsniveau auswirken. 
Wir wollen diesen Weg hier nicht weiter verfolgen. l) Vielmehr 
sollen in den beiden nächsten Abschnitten andere Quellen für 
die Entstehung von "excess burden" beleuchtet werden, und zwar 
solche, die sich aus den Strukturwirkungen des Steuersystems 
bei Verzerrungen des Produktionsoptimums bzw. der optimalen 
Produktionsstruktur ergeben. 
1) Vgl. a. die Ausführungen s. 28 - 32. Wie aus der Theorie 
optimaler Besteuerungsformen bekannt ist, müßten in diesem 
Zusammenhang die Komplementaritäts- und Substitutionsbe-
ziehungen zwischen den Konsumgütern und den Produktions-
faktoren berücksichtigt werden. Vgl. z.B. Wiegard (1980), 
insbes. Theorem II, s. 8 ff. 
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3.3. Verzerrungen auf den Konsumgütermärkten 
Der Staat besteuert in vielfältiger Form die Einkommensver-
wendung der privaten Haushalte, insbesondere den privaten 
Verbrauch. Zwar spielen dabei die Umsatzsteuern (vom Konsum-
typ) in der Regel die bedeutendste Rolle l), aber man kann 
diese Form der Besteuerung des privaten Verbrauchs nicht ohne 
weiteres als "allgemein" bezeichnen, da es sich meistens um 
Umsatzsteuern mit differenzierten Tarifen handelt, die sich 
in ihren ökonomischen Wirkungen kaum von speziellen Verbrauch-
steuern unterscheiden. 2 ) Im deutschen Umsatzsteuerrecht gibt 
es zahlreiche Steuerermäßigungen und Steuerbefreiungen, z.B. 
für Nahrungsmittel, Wohnungsmieten, Post, Banken, Versicherun-
gen, Waren und Dienstleistungen im Bildungs- und Gesundheits-
wesen usw. 3 ) Bedenkt man, daß daneben noch eine Reihe speziel-
ler Verbrauchsteuern erhoben wird, wie beisoielsweise die 
Mineralölsteuer, die Kraftfahrzeugsteuer (soweit sie von den 
privaten Haushalten gezahlt wird) und die Verbrauchsteuern 
auf Genußmittel (Tabaksteuer, Branntweinabgaben, Kaffeesteu-
er, Biersteuer), so wird klar, daß die speziellen Formen der 
Verbrauchsbesteuerung auch in ihrer quantitativen Bedeutung 
nicht gering sind. 
1) Es entspricht der Belastungskonzeption der modernen Um-
satzsteuern, daß sie die gesamten Konsumausgaben einer 
Volkswirtschaft treffen sollen, obwohl selbstverständlich 
auch Formen der Umsatzbesteuerung denkbar sind, die das 
gesamte Nettosozialprodukt einer Volkswirtschaft belasten. 
Vgl. dazu Wissenschaftlicher Beirat (1961), S. 14; Pohmer 
(1980), S. 653. In dem vorliegenden stationären Modell läßt 
sich diese Unterscheidung aber nicht anwenden, weil es kei-
ne Ersparnisse bzw. Nettoinvestitionen enthält. 
2) Vgl. Hansmeyer (1980), s. 713 f.; Pohmer (1980), s. 665. 
3) Vgl. z.B. Wissenschaftlicher Beirat (1961), S. 32-53. Das 
quantitative Ausmaß dieser Ermäßigungen und Befreiungen 
wird vermutlich unterschätzt. Nach den Berechnungen des 
Verfassers entfallen mehr als 40% der gesamten Ausgaben 
für den privaten Verbrauch auf Ausgabearten, für die Steu-
erermäßigungen oder -befreiungen gelten. Vgl. dazu Kitterer/ 
Fronia (1981), S. 153, Tabelle 20. 
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Bei der Betrachtung der Allokationswirkungen spezieller Ver-
brauchsteuern soll im folgenden zunächst davon ausgegangen 
werden, daß auf der Einkommensverwendungsseite ausschließlich 
spezielle Verbrauchsteuern erhoben werden. Dagegen sollen die 
Faktoreinkommen mit neutralen Steuern - das heißt hier: mit 
Einkommensteuern, die nicht nach Wirtschaftszweigen differen-
ziert sind (tmi= tm für i = 1, ... ,n) - belastet werden. Unter 
diesen Voraussetzungen treten, wie im letzten Abschnitt ge-
zeigt wurde, keine Verzerrungen auf den Faktormärkten auf. 
Technisch gesprochen ist (im Zwei-Sektoren-Modell) der Indi-
kator ds=Hf=O (vgl. 3-12 und 3-13) bzw. dF=1 (vgl. 3-15). Das 
Produktionsoptimum kann realisiert werden, weil die Grenzra-
ten der Faktorsubstitution in allen Wirtschaftszweigen gleich 
sind. Bildlich gesprochen befindet man sich trotz der steuer-
lichen Diskriminierungen einiger Wirtschaftszweige durch die 
sektorale Verbrauchsbesteuerung auf der Transformationskurve. 
Die Bedingungen für die optimale Produktionsstruktur sind je-
doch verletzt, denn aufgrund der speziellen Verbrauchsteuern 
weichen die Verbraucherpreisrelationen von den Erzeugerpreis-
relationen für die Konsumgüter ab, so daß eine optimale An-
passung der Produktionsstruktur an die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage nicht möglich ist. Die Verzerrung der optimalen 
Produktionsstruktur wird auch durch den entsprechenden Indi-
kator angezeigt, denn es gilt (vgl. 3-17): 
3-20 
Ausgehend von diesem suboptimalen Zustand soll nun die Mehr-
belastung, d.h. die Auswirkungen von Veränderungen der Ver-
brauchsbesteuerung auf das gesamtwirtschaftiiche Realeinkom-
men, untersucht werden. Wir greifen zu diesem Zweck auf die 
Definition der Mehrbelastung in Gleichung 3-18 zurück und er-
halten unter der (bereits genannten) Voraussetzung neutraler 
Steuern auf den Faktormärkten: 
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3-21 Ro* 
Gleichung 3-21 zeigt in übersichtlicher Form die Determinanten 
der Mehrbelastung bei Verzerrungen auf den Gütermärkten. Die 
Größe o*ist, wie im Anhang im einzelnen dargelegt wird, posi-
tiv. 1 ) Im übrigen sind die folgenden Einflußgrößen zu be-
achten: 
die bestehende Verzerrung des Steuersystems (¾l; 
die Ausgabenstruktur (nxl; 
die Nachfrageelastizität 2 ) 
3-22 
die mit den bestehenden Faktor- und Kostenintensitäten 
gewichteten Substitutionselastizitäten im Produktionsbe-
reich, d.h. (vgl. B-48) 
3-23 X {zLXfKX+zKXfLX)SKL 
y 
+ {zLYfKY+zKYfLY)SKL 
die Veränderung der Steuerstruktur {tX, tyl. 
Wenn man davon ausgeht, daß die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage nach dem Gut X "normal" reagiert, daß also bei einer 
Zunahme des relativen Preises P~/P; die Nachfrage nach X ab-
1) Vgl. die Erläuterungen zu Gleichung B-59 im Anhang. 
2) DX läßt sich in der angegebenen Form aus B-35 unter Ver-
wendung der Definition von dv in 3-20 {bzw. 3-17) ableiten. 
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nimmt, so ist die Nachfrageelastizität DX negativ. l) Der Aus-
druck öL+öK ist dagegen positiv, denn die Faktorsubstitutions-
elastizitäten S~L+S~L sind positiv definiert (vgl. B-8). Eine 
Mehrbelastung (R < 0) tritt dann auf jeden Fall ein, wenn die 
speziellen Verbrauchsteuern auf das Gut, dessen Steuersatz im 
bestehenden Steuersystem größer ist, noch erhöht werden. In 
Abbildung 3-'1 entspricht dies entweder einer Bewegung von A 
in Richtung Boder von C in Richtung D. In Aist z.B. der re-
lative Verbraucherpreis des Gutes Y höher als der relative Er-
zeugerpreis für dieses Gut, d.h. die Tangente an die Indiffe-
renzkurve U0 verläuft in diesem Punkt steiler als die Tangente 
an die Transformationskurve TT', weil Y höher besteuert wird 
als X (ty > tx). steigt nun der relative Steuersatz weiterhin 
an (ty > tX), so findet eine Bewegung von A in Richtung B statt. 
Der relative Verbraucherpreis von Y steigt, während der Er-
zeugerpreis sinkt 2 ), so daß die Differenz zwischen den Grenz-
raten der Substitution und der Transformation noch größer wird. 
Für den Punkt C kann man analog argumentieren: Dort liegt näm-
lich der Verbraucherpreis für das Gut X über dem Erzeugerpreis 
(tx > tyl, und ein weiterer Anstieg des relativen Steuersatzes 
1) Eine "normale" Nachfragereaktion liegt auf jeden Fall vor, 
wenn keine Snob-Effekte eintreten und wenn keine inferioren 
Güter vorhanden sind, d.h. wenn die Einkommenselastizitäten 
für beide Güter positiv sind. In diesem Fall muß wegen 
nXEXe+nYEYe=1 auch nXEXe < 1 sein. Der Nenner von DX ist 
dann positiv, denn der Betrag von d (vgl. 3-20) ist stets · 
kleiner als Eins. Die gesamtwirtschXftliche Nachfrageelasti-
zität nach dem Gut X wird daher negativ, weil die kompen-
sierte Nachfrageelastizität EXX negativ definiert ist. 
2) Anhand der graphischen Darstellung in Abbildunq 3-1 läßt 
sich zeigen, daß ctie Grenzrate der Substitution (d.h. das 
Verbraucherpreisverhältnis P~/P~) in A niedriger sein muß 
als in B. Wäre nämlich der Einkommenseffekt für das Gut X 
gleich Null (E =0) , so würde sich die Steigung der, Indiffe-
renzkurven ent~äng einer Parallele zur Y-Achse nicht ver-
ändern. U und u1 hätten dann in Bund F die gleiche Stei-
gung. Bei 0 EXe ~ 0 muß daher we~en de~ Krümmung der In~if-
ferenzkurven die Tangente an die Indifferenzkurve U in 
Punkt A auf jeden Fall flacher verlaufen als in F ugd daher 
auch flacher als die Tangente an die Indifferenzkurve u1 im 
Punkt B. Der formale Beweis der obigen Behauptung läßt sich 





Abb. 3-1: Verzerrungen auf den Konsumgütermärkten 
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auf X (tX > ty) vergrößert die Abweichung zwischen der Grenz-
rate der Substitution und der Grenzrate der Transformation 
und führt zu einer ~ewegung in Richtung D, so daß die Mehr-
belastung zunimmt (R < 0) • 
Man kann allerdings nicht davon ausgehen, daß die Erhöhung 
spezieller Verbrauchsteuern grundsätzlich mit einer Mehrbe-
lastung verbunden ist. Ausschlaggebend ist nämlich nicht das 
Vorhandensein spezieller Steuern überhaupt, sondern die durch 
sie bewirkten Verzerrungen. Da in dem vorliegenden Fall nur 
die Bedingung für die optimale Produktionsstruktur verletzt 




wobei dv die relative Veränderung der Verzerrung auf den Kon-
sumgütermärkten angibt. Man kann daher sagen, daß sich die 
Mehrbelastung stets proportional zu der Verzerrung der opti-
malen Produktionsstruktur (dv) entwickelt: 
Nimmt die Verzerrung zu, so steigt die Mehrbelastung, wird 
die Verzerrung geringer, so geht auch die Mehrbelastung zu-
rück. 
Es besteht also unter den gegebenen Annahmen eine eindeutige 
Beziehung zwischen dem Differenzierungsgrad der Besteuerung, 
ausgedrückt durch den Verzerrungsfaktor dv, der Verletzung 
der pareto-optimalen Produktionsstruktur und der Mehrbela-
stung, wobei je nach Ausgangssituation auch der Fall ein-
treten kann, daß sich die Erhöhung einer spezifischen Ver-
brauchsteuer effizienzsteigernd auswirkt. Je geringer die 
Differenz zwischen den Erzeuger- und Verbraucherpreisrela-
tionen ist, desto geringer ist der Unterschied zwischen der 
Grenzrate der Transformation und der Grenzrate der Substi-
tution, desto weniger wird daher die Bedingung der optima-
len Produktionsstruktur verletzt und desto geringer ist 
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schließlich die Mehrbelastung. Besteht im Ausgangsgleichge-
wicht z.B. ein Ubergewicht der Besteuerung des Gutes X 
(tX > ty, z.B. in Punkt D der Abbildung 3-1), so vermindert 
eine Erhöhung der speziellen Verbrauchsteuer auf das Gut Y 
die Divergenz zwischen den Erzeuger- und Verbraucherpreis-
relationen und erhöht damit die Effizienz des Steuersystems. 
Unter den gegebenen Annahmen handelt es sich aber auch in 
diesem Fall um eine Rücknahme von vorher bestehenden Ver-
zerrungen. 
Die aus dem Zwei-Sektoren-Modell bisher abgeleiteten Ergeb-
nisse können als Spezialfall eines in der Wohlfahrtstheorie 
der Besteuerung ("optimal taxation theory") abgeleiteten 
Theorems für den allgemeinen Fall mit n Konsumgütern gelten. 
Danach führt eine einheitliche Reduktion aller Verzerrungen 
auf den Konsumgütermärkten zu einer höheren Wohlfahrt, wenn 
bei gegebener gesamtwirtschaftlicher Faktqrausstattung 
a) keine Snob-Effekte eintreten und keine inferioren Güter 
(bzw. negative Einkommenseffekte) vorliegen oder wenn 
zumindest der gesamtwirtschaftlich über alle Güter aggre-
gierte Einkommenseffekt positiv ist; 1 ) 
b) die Transformationskurve linear ist (was konstante rela-
tive Erzeugerpreise impliziert); 
c) die Faktormärkte nicht verzerrt sind. 2 ) 
Kann man auf der Grundlage einer solchen Analyse die steuer-
politische Empfehlung abgeben, daß es - zumindest aus alloka-
tionspolitischen Gründen - angebracht ist, die Differenzierung 
der Verbrauchsbesteuerung abzubauen und, wie es in der Litera-
1) Es können also durchaus inferiore Güter auftreten. Aus-
schlaggebend ist nur, daß ihr Gewicht nicht zu groß ist. 
2) Vgl. dazu Poster/Sonnenschein (1970), Bruno (1972), Hatta 
(1977). Bruno (1972) und Dixit (1979) betrachten auch den 
Fall konvexer Transformationsfunktionen. In den genannten 
Arbeiten wird aber die Angebotsseite nicht näher analysiert. 
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tur irrmer wieder gefordert wird l), einen einheitlichen Steu-
ersatz einzuführen? Die Frage ist besonders deshalb von großem 
Interesse, weil aus der in den letzten Jahren entwickelten 
Theorie optimaler Besteuerungsformen entgegengesetzte Postu-
late, nämlich eine stärkere Differenzierung der Verbrauchsbe-
steuerung, abgeleitet worden sind, 2 > und weil insbesondere 
Haller und Neumark wegen ihrer Forderung nach einem einheit-
lichen Verbrauchsteuersatz von Wiegard kritisiert wurden. 3 > 
Wir wollen hier auf Wiegards Kritik kurz eingehen, weil er 
sich hauptsächlich mit den Effizienzaspekten der Verbrauchs-
besteuerung beschäftigt und weil dadurch gleichzeitig die 
Reichweite und die Grenzen unserer Modellbetrachtung sowie 
der Argumentation der "optimal cornrnodity taxation" im allge-
meinen beleuchtet werden. 
Die Kritik an Neumark und Haller läßt sich in drei Thesen 
zusammenfassen: 
1) Die wettbewerbspolitische Begründung eines einheitlichen 
Verbrauchsteuersatzes ist bei variablem Arbeitsangebot 
nicht zutreffend, zumindest solange die Konsumgüterstruk-
tur durch Substitutions- und Komplementaritätsbeziehungen 
zur Freizeit beeinflußt wird, 
2) Bei konstantem (gesamtwirtschaftlichem) Faktorangebot ist 
dagegen ein einheitlicher Vebrauchsteuersatz optimal. Er 
entspricht dann allerdings der "viel geschmähten" bzw. 
als "praktisch bedeutungslos abgelehnten Lurnpsum-Steuer"; 4 l 
3) Das verteilungspolitische Argument, daß der Steuersatz 
für eine allgemeine Verbrauchsteuer für alle Waren und 
1) Vgl. Wissenschaftlicher Beirat (1961), S. 14; Neumark (1970), 
S. 390 f.; Haller (1981), s. 351-355. 
2) Zur Darstellung einiger Theoreme der Theorie optimaler Ver-
brauchsteuern vgl. Wiegard (1976) und Pollak (1980), S. 
202-204. 
3) Vgl. Wiegard (1980). 
4) Wiegard (1980), s. 17. 
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Dienstleistungen einheitlich sein müsse, "weil nur so 
eine klar erkennbare Belastungswirkung erreicht wird, 
nämlich eine proportionale Einkommensbelastung" l) ,ist 
ebenfalls bedenklich, denn "bei variablem Arbeitsange-
bot (aber konstantem Lohnsatz) und geeigneter Veraus-
gabung des Steueraufkommens kann z.B. nicht ausgeschlos-
sen werden, daß einige Haushalte ihre Verteilungsposi-
tion nach Steuererhebung sogar verbessert haben, andere 
dagegen schlechter stehen. Aus der Literatur über opti-
male indirekte Steuern ist im übrigen ersichtlich, daß 
bei Berücksichtigung von Verteilungsgesichtspunkten ein 
einheitlicher indirekter Steuersatz selbst unter den im 
vorigen Abschnitt angegebenen Bedingungen nicht mehr op-
timal ist." 2 ) 
Das lange Zitat am Ende läßt sich nur damit rechtfertigen, 
daß man ein Mißverständnis nicht besser ausdrü'cken kann. Zu-
nächst wird niemand bestreiten, daß "bei geeigneter Veraus-
gabung des Steueraufkommens" alle möglichen Verteilungswir-
kungen auftreten können. Es hieße außerdem, die steuerpoli-
tischen Grundsätze von Haller und Neumark auf den Kopf stel-
len, wollte man ihnen nachsagen, daß sie gerade wegen der 
"Berücksichtigung von Verteilungsgesichtspunkten" bei der 
allgemeinen Verbrauchsteuer einen proportionalen Tarif für 
geeignet hielten. Im Gegenteil: Stünde kein anderes steuer-
politisches Instrument zur Verfügung, müßte man also insbe-
sondere auf die direkte Einkommensbesteuerung verzichten, so 
würden Haller und Neumark nicht einen proportionalen, sondern 
einen progressiv gestalteten Tarif der allgemeinen Verbrauch-
steuer fordern. Sie lehnen dies (mit gewissen Einschränkungen) 
ab, jedoch n~cht, weil sie die Vorstellung hegen, ein propor-
tionaler Tarif entspräche den Verteilungsvorstellungen besser, 
sondern weil sich eine allgemeine Besteuerung des Verbrauchs 
1) Haller (1981), S. 354. 
2) Wiegard (1980), S. 16. 
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nicht oder zumindest weit weniger als eine direkte Einkom-
mensbesteuerung für die gewünschte progressive Ausgestaltung 
eignet. 
Die Einwände dagegen, nämli~h die Frage, ob sich der pro-
gressive Tarif mit Hilfe des Leistungsfähigkeitsprinzips wis-
senschaftlich begründen läßt, stehen auf einem anderen Blatt. 
Die angedeutete Rollenverteilung hat aber doch sicherlich 
einiges für sich. Denn im Grunde genommen können nur subjek-
tiv orientierte Steuern wie die (direkte) Einkommensteuer den 
individuellen Verhältnissen (z.B. Kinderzahl, Werbungskosten, 
Vorsorgeaufwendungen, Alter usw.) hinreichend, und zwar durch 
eine entsprechende Gestaltung der Bemessungsgrundlage, Rech-
nung tragen. l) Dagegen sind allgemeine indirekte Steuern Ob-
jektsteuern, bei denen die individuellen Verhältnisse bzw. 
die persönliche Leistungsfähigkeit des Einzelnen nicht oder 
nur in begrenzter Form berücksichtigt werden können, beispiels-
weise durch die Gewährung von Steuerermäßigungen oder Steuer-
befreiungen für lebensnotwendige Güter, die sowohl Haller als 
auch Neumark (aus verteilungspolitischen Gründen!) als eine 
zulässige Ausnahme von der Anwendung eines allgemeinen pro-
portionalen Tarifs bei der Verbrauchsbesteuerung ansehen. 2 ) 
Gerade hierüber ließe sich nun aus allokationstheoretischen 
Erwägungen heraus streiten, weil entsprechende Tarifdifferen-
zierungen, wie unsere Ableitungen zeigen, die bekannten (ver-
meidbaren) Substitutionswirkungen hervorrufen. Auf den Ge-
danken, daß dies unter Umständen auch zu Wohlfahrtssteige-
rungen führen kann, kommen wir gleich noch zurück. 
1) Damit soll weder einer totalen Individualisierung der Ein-
kommensteuer noch der Vorstellung Ausdruck gegeben werden, 
als sei das Einkommen einer Person, einer Familie oder 
eines Haushalts ein problemloser Indikator zur Verwirk-
lichung der horizontalen Gerechtigkeit. Wir können aber 
auf diese Probleme hier nicht näher eingehen. Vgl. dazu 
stellvertretend für viele andere Pollak (1982). 
2) Vgl. Neumark (1970), S. 391 f.; Haller (1981), s. 354. 
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Wenn man einmal davon ausgeht, daß sich eine allgemeine propor-
tionale Besteuerung des Verbrauchs aus den angegebenen Grün-
den rechtfertigen ließe, so folgt aus unserem Modell, eben-
so wie aus dem von Wiegard, daß - unter der Voraussetzung 
eines konstanten gesamtwirtschaftlichen Faktorangebots - das 
indirekte Steuersystem den Charakter einer "lump-sum"-Steuer 
annimmt, und Wiegard vermutet zu Recht, daß Haller und Neumark 
ein solches Steuersystem als bedeutungslos ablehnen 
würden. Dies ist aber nicht den kritisierten Verfassern anzu-
lasten, sondern den engen Prämissen des Modells. Eine allge-
meine Verbrauchsteuer als Alleinsteuer ist (unter den genann-
ten Bedingungen) effizienztheoretisch höchst wünschenswert, 
verteilungspolitisch aber nicht vertretbar, weil sie weder 
den Vorstellungen von einer gerechten Steuerlastverteilung 
noch den Umverteilungszielsetzungen einer Regierung genügen 
dürfte. l) Sie muß gerade aus diesen Gründen durch die direkte 
Einkommensteuer ergänzt werden. Nun haben wir aber bereits 
gezeigt, daß allgemeine proportionale Einkommen- und Verbrauch-
steuern äquivalent sind. Aber nur in diesem vereinfachten Fall 
gilt die Äquivalenz und kann man sich - wie auch in Abschnitt 
2.4. gezeigt wurde - ausschließlich auf die Verbrauchsbesteue-
rung konzentrieren. Für eine verteilungspolitisch relevante 
progressive Einkommensteuer trifft dies nicht mehr zu. Man 
braucht dazu nur das Beispiel neutraler, aber faktorspezifi-
scher Einkommensteuern zu betrachten. Wenn man davon ausgeht, 
daß die Kapitalisten ein wesentlich höheres Einkommen haben 
als die Lohnbezieher, so kann die Regierung durch eine Erhö-
hung der Steuern auf die Kapitaleinkommen (um)verteilungspoli-
tische Zielsetzungen verfolgen, ohne die Entstehung oder Ver-
1) Der Gedanke einer Alleinsteuer wird heute nur noch selten 
vertreten. Vgl. z.B. die Erwägungen Pahlkes, die Umsatz-
steuer zur beherrschenden Zentralsteuer auszubauen und sie 
zur Erfüllung redistributionspolitischer Zielsetzungen 
durch (höhere) Transferzahlungen des Staates und durch 
eine stark progressive Erbschaftsteuer auszubauen. Vgl. 
Pahlke (1967). 
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wendung des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens zu beein-
trächtigen. Ein dazu äquivalentes Verbrauchsteuersystem gibt 
es unter den Prämissen unseres Modells nicht. Der Versuch ei-
ner progressiven Ausgestaltung der Verbrauchsbesteuerung führt 
nämlich (wegen der Substitutionseffekte im Nachfragebereich) 
zu einer Mehrbelastung. Sofern also ein wirksames steuerpoli-
tisches Instrument zur Realisierung verteilungs- und umver-
teilungspolitischer Zielsetzungen vorhanden ist, gibt es kei-
nen Grund, von der Forderung nach einem einheitlichen Ver-
brauchsteuersatz abzugehen, auch wenn diese Steuer dadurch 
einen "lump-sum"-Charakter erhält. 1 ) 
Was geschieht, wenn die Prämissen gelockert werden? Diese 
Frage soll für den Fall beantwortet werden, daß neben den 
Verbrauchsteuern sektoral differenzierte Steuern auf die Fak-
toreinkommen erhoben werden. Im (suboptimalen) Ausgangszu-
stand ist dann nicht nur die Produktionsstruktur, sondern in 
der Regel auch das Produktionsoptimum verzerrt, so daß der 
Verzerrungsfaktor dV in seiner ursprünglichen Form 3-17, d.h. 
( 1 +txl - ( 1 +tyl dF 
1+tx 
(vgl. dagegen 3-20) berücksichtigt werden muß. Man kann nun 
nicht mehr die einfache Schlußfolgerung ziehen, daß eine 
stärkere Annäherung der Verbrauchsteuersätze wohlfahrtsstei-
gernd wir.kt, weil sie die Differenzierung des Steuersystems 
1) Nebenbei ist anzumerken, daß sich zumindest Neumark (1970), 
S. 390,im Gegensatz zu Haller (1981), S. 350 f.,für eine 
"allgemeine" Umsatzsteuer vom Konsumtyp ausspricht. Diese 
würde dann, wegen der mit zunehmendem Einkommen steigenden 
Sparquote regressiv wirken und könnte dazu dienen, eine 
"Überspannung" der progressiven Einkommensteuer zu verhin-
dern. Vgl. wissenschaftlicher Beirat (1961), S. 10 f. Bea 
(1978), S. 31. Diese Funktion der Umsatzsteuer kann in dem 
vorliegenden stationären Modell ohne Ersparnisse nicht be-
handelt werden. 
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auf der Einkommensverwendungseite verringern. Denn die Ver-
zerrung der Produktionsstruktur wird auch durch die Besteue-
rung der Faktoreinkommen beeinflußt. Da die Verzerrungen auf 
den Faktormärkten in Abschnitt 3.4. ausführlich behandelt 
werden, soll hier ein Beispiel genügen, in dem angenommen 
wird, daß die folgenden Steuersätze auf die Kapitaleinkommen, 
die Arbeitseinkommen sowie auf den Konsum der Güter X Ur)d Y 
erhoben werden: 
0,2 0,45; tLX 
3-24 
o, 1 0,40 
Das Beispiel ist der Einfachheit halber so gewählt, daß das 
Produktionsoptimum trotz der differenzierten Faktorbesteue-
rung realisiert werden kann. Es ist also Hf= 0 (vgl. 3-13), 
so daß sich dF leicht berechnen läßt (dF = 1,25; vgl. 3-15). 
Bei den vorgegeb~nen Verbrauchsteuersätzen ist daher ~v~-0,15. 
Ein Anstieg des Steuersatzes auf das bereits im Ausgangszu-
stand höher besteuerte Gut X, d.h. eine stärkere Differenzie-
rung der Verbrauchsbesteuer~ng, würde unter diesen Umständen 
wohlfahrtssteigend wirken (R >0; vgl. 3-21). 
Das Ergebnis ist insofern plausibel, als die durchgängig 
höhere Besteuerung der Faktoreinkommen in der Industrie Y 
trotz des niedrigeren Verbrauchsteuersatzes (tyl die Preis-
relationen offensichtlich zu Lasten des Gutes Y verzerrt und 
ein höherer Verbrauchsteuersatz auf das Gut X dieser Verzer-
rung entgegenwirkt. Selbst wenn die steuerliche Belastung der 
Faktoreinkommen einen Wirtschaftszweig nicht in so eindeutiger 
Weise benachteiligt wie in dem angegebenen Beispiel, können 
sich ähnliche Effekte einstellen, die die Auswirkungen der 
Verbrauchsbesteuerung verstärken oder kompensieren. 
Es hängt daher von der Ausgestaltung des gesamten Steuersy-
stems ab, ob eine stärkere Differenzierung oder eine stärkere 
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Annäherung der Steuersätze im Bereich der Verbrauchsbesteue-
rung tatsächlich mit einer Mehrbelastung oder einer Wohlfahrts-
steigerung verbunden ist, und zwar auch dann, wenn die Konsum-
güterstruktur nicht durch Substitutions- und Komplementaritäts-
beziehungen zur Freizeit beeinflußt wird. In den nächsten Ab-
schnitten soll geprüft werden, inwieweit eine Besteuerung der 
Faktoreinkommen die Produktionsstruktur und das Produktions-
optimum verzerren können und unter welchen Bedingungen sich 
aus einer Veränderung der Faktorsteuern negative oder posi-
tive Auswirkungen auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkom-
men ergeben. 
3.4. Faktorsteuern mit den Wirkungen von Konsu~gütersteuern 
Verzerrungen auf den Faktormärkten entstehen immer dann, wenn 
die Besteuerung der Faktoreinkommen nach Wirtschaftszweigen 
differenziert wird. Dadurch wird in der Regel sowohl das Pro-
duktionsoptimum als auch die optimale Anpassung der Produk-
tionsstruktur an die Nachfrage verletzt. In diesem Abschnitt 
sollen jedoch die Wirkunaen eines sneziellen Steuersvstems 
untersucht werden. Es besteht ausschließlich aus einer Be-
steuerung der Einkommensentstehung, wobei die Steuersätze 
nach einzelnen Sektoren, aber nicht nach Faktoren differen-
ziert werden. Innerhalb eines Wirtschaftszweiges wird demnach 
auf alle Faktoreinkommen der gleiche Steuersatz tfi(i=1, ... ,n) 
erhoben. Man könnte dieses System als eine sektorale Einkom-
mensteuer bezeichnen. 
Trotz der branchenspezifischen Differenzierung der Faktor-
steuern wird das Produktionsoptimum nicht verletzt, denn die 
Grenzraten der Faktorsubstitution sind in allen Verwendungs-
arten gleich. Anders ausgedrückt: Da die relativen Brutto-
Faktorpreise wegen der einheitlichen Besteuerung der Faktor-
einkommen innerhalb eines Wirtschaftszweiges mit den relati-
ven Netto-Faktorpreisen übereinstimmen, beinhaltet ein solches 
Steuersystem keine Verzerrungen des optimalen Faktoreinsatzes. 
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Eine optimale Anpassung der Produktionsstruktur an die Nach-
frage ist jedoch nicht möglich. Denn die privaten Haushalte 
richten ihr Verhalten an den Netto-Güterpreisen aus, während 
die Unternehmen von den erzielten Erzeugerpreisen noch die 
Faktorsteuern an den Fiskus abzuführen haben. Die Grenzrate 
der Konsumgüter-Substitution stimmt daher nicht mit der Grenz-
rate der Transformation überein. Die sektoralen Einkommen-
steuern haben vielmehr die gleichen Auswirkungen wie die Er-
hebung spezieller Verbrauchsteuern. Dies läßt sich dadurch 
erklären, daß es sich in beiden Fällen um äquivalente Steuer-
systeme handelt. Denn, wie in Abschnitt 3.2. gezeigt wurde, 
ist die Erhebung einer speziellen Verbrauchsteuer auf ein be-
liebiges Gut äquivalent mit einer einheitlichen Besteuerung 
aller Faktoren, die in die Produktion dieses Gutes eingehen. 
Verzerrungen auf den Faktormärkten, die durch einheitliche 
Steuern auf die Faktoreinkommen in einem bestimmten Wirtschafts-
zweig entstehen, sind daher identisch mit Verzerrungen auf 
den Gütermärkten, die sich durch entsprechende spezielle Ver-
brauchsteuern ergeben. Eine nähere Untersuchung der Effizienz-
wirkungen eines solchen Steuersystems erübrigt sich daher, 
weil sie mit den im letzten Abschnitt erörterten Wirkungen 
übereinstimmen. 
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3.5. Verzerrungen auf den Faktormärkten 
3.5.1 Einführung 
Spezielle Verbrauchsteuern und die in ihrer Wirkung analoge, 
branchendifferenzierte allgemeine Besteuerung des Faktorein-
kornrnens verhindern eine optimale Anpassung der Produktions-
struktur an die gesamtwirtschaftliche Nachfrage, indem sie die 
Konsumgüterpreisrelationen verzerren und dadurch eine Diskre-
panz zwischen den Grenzraten der Transformation und der (Pro-
dukt-)Substitution erzeugen. Die Faktorpreisrelationen werden 
jedoch nicht verzerrt, so daß die Faktorsubstitution zwischen 
unterschiedlichen Wirtschaftszweigen nicht beeinträchtigt 
wird und dadurch das bei gegebener gesamtwirtschaftlicher 
Faktorausstattung maximale Produktionsniveau erreicht wer-
den kann. Eine Mehrbelastung entsteht in den dargestellten 
Fällen "nur" dadurch, daß alternative Güterkombinationen bei 
vorgegebener Präferenzstruktur unterschiedlich bewertet wer-
den. 
In diesem Abschnitt soll nun ein vollstgndig differenziertes 
System von Steuern auf den Faktormärkten untersucht werden, 
d.h. ein Abgabensystem, in dem die Steuersätze sich sowohl 
faktorspezifisch als auch branchenspezifisch unterscheiden. 
Dadurch tritt ein zusätzliches Verzerrungselement auf: Da 
aufgrund der Besteuerung unterschiedliche (Brutto-)Faktorent-
gelte gezahlt werden, weichen die Grenzraten der Faktorsub-
stitution in den verschiedenen Branchen voneinander ab. Es 
ist daher nicht möglich, daß der Faktoreinsatz durch das 
Preissystem in seine produktivsten Verwendungen gelenkt wird. 
Das Produktionsoptimum, d.h. das bei neutralen Steuern maxi-
mal erreichbare Produktionsniveau, kann nicht realisiert wer-
den. Hinter dieser verhältnismäßig einfachen Aussage verber-
gen sich komplexere Wirkungszusammenhänge, die in vier teil-
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weise sich überschneidende Gruppen eingeteilt werden können: 1 ) 
1) Das Produktionsniveau wird eingeschränkt ("shrinkage 
effect") ; 
2) Die Produktionsstruktur ist suboptimal ("non-tangency"); 
3) Der Verlauf der Transformationskurve wird durch die Be-
steuerung verzerrt; 
4) Es kann zu Faktorintensitätsumschlägen kommen; gleich-
zeitig können sich die relativen Faktorintensitäten und 
Kostenintensitäten gegenläufig entwickeln. 
Um diese Wirkungen im einzelnen aufzuzeigen, soll im folgen-
den von dem Zwei-Sektoren-Modell ausgegangen werden, wobei 
auf die Faktoreinkommen (Arbeits- und Kapitaleinkommen) in 
dem Wirtschaftszweig X die Steuersätze tLX und tKX und in dem 
Wirtschaftszweig Y die Steuersätze tLY und tKY erhoben werden. 
Wir konzentrieren uns zunä,chst vollständig auf die Effizienz-
problematik im Angebotsbereich. Erst im letzten Unterabschnitt 
betrachten wir die Mehrbelastung, deren Richtung und Ausmaß 
sich ohne Einbeziehung der Nachfrageseite nicht ermitteln läßt. 
Vorerst soll aber - entgegen den sonst geltenden Prämissen des 
1) Zu den•Verzerrungen auf den Faktormärkten existiert in-
zwischen eine umfangreiche Literatur, deren wesentlichen 
Entwicklungslinien von Magee in einem Ubersichtsartikel 
zusammengefaßt wurden. Vgl. ~agee (1973). Zu nennen sind 
insbesondere die Arbeiten von Jones (1965) und (1971), 
Johnson (1966), Johnson/MieszköwsTI (1970), Bhagwati/ 
Srinavasan (1971), Herberg/Kemp (1971) und Magee (1971). 
Einen neueren Uberblick über die Auswirkungen von Verzer-
rungen auf den Faktormärkten mit unterschiedlichen Anwen-
dungsgebieten enthält Hazari (1978). Die Literatur über 
"factor-market distortions" befaßt sich überwiegend mit 
dem Fall, in dem die Verzerrungen durch Lohndifferentiale 
entstehen, die sich aus dem unterschiedlichen gewerkschaft-
lichen Organisationsgrad in verschiedenen Wirtschaftszwei-
gen ergeben. Analytisch sind solche "wage differentials"' 
jedoch genauso zu behandeln wie steuerlich bedingte Ver-
zerrungen. 
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Modells, ähnlich wie in den Modellen des internationalen 
Handels - davon ausgegangen werden, daß die relativen Konsum-
güterpreise und ihre Veränderungen exogen vorgegeben sind. l) 
Die Funktionsweise eines solchen (Teil-)Modells ohne staat-
lichen Einfluß ist aus der allgemeinen Gleichgewichtstheorie 
bzw. aus der gesamtwirtschaftlichen Produktionstheorie be-
kannt. 2 ) Sie soll hier dennoch an Hand einer einfachen gra-
phischen Darstellung kurz erläutert werden, weil dies dem Ver-
ständnis der nachfolgenden Analyse des Einflusses der Steuer-
politik auf die gesamtwirtschaftliche Produktion dient. 
In Abbildung 3-2a sind die Produktionsfunktionen (Isoquanten) 
für die Güter X und Y in e·iner Edgeworth-Box dargestellt, 
deren Seiten durch die gesamtwirtschaftlich vorgegebene Aus-
stattung mit den Produktionsfaktoren Arbeit (L) und Kapital 
(K) bestimmt sind. Wir nehmen an, daß die Produktion des Gutes 
Y relativ kapitalintensiv ist, d.h. das Faktoreinsatzverhält-
nis K/L ist in dem Wirtschaftszweig Y höher als in X. Die Ko-
ordinatensysteme für die Güter X und Y liegen einander gegen-
über (OX und OY). Die optimalen Faktorkombinationen sind durch 
die Tangentialpunkte zweier Isoquanten gekennzeichnet. Ist ein 
solcher Punkt, z.B. Q0 in Abbildung 3-2a, erreicht, so stim-
men die Grenzraten der Faktorsubstitution - graphisch ent-
sprechen sie den Tangenten an die jeweilige Isoquante bzw. 
dem Netto-Faktorpreisverhältnis P~/P; - in beiden Wirtschafts-
zweigen miteinander überein. Eine Erhöhung des Produktions-
niveaus für eines der beiden Güter ist dann nur möglich, wenn 
von dem anderen Gut weniger hergestellt wird. In diesem Sinne 
ist die Produktion in Q0 pareto-optimal. Selbstverständlich 
gibt es noch unendlich viele andere pareto-optimale Produk-
1) Der Nachweis, daß sich unter der Voraussetzung exogen vor-
gegebener Konsumgüterpreise ein Teilmodell für den Produk-
tionsbereich ableiten läßt, findet sich in Anhang A, Ab-
schnitt A.2. Das resultierende allgemeine (Teil-)Modell ist 
in den Gleichungen A-30 zusammengefaßt. 
2) Vgl. z.B. Hesse/Linde (1976 II), insbes. Abschnitt 6; 
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Abb. 3-2: Produktionsmodell ohne staatlichen Einfluß 
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tionsmöglichkeiten, je nachdem an welchen Konsumgüter- und 
Faktorpreisrelationen sich die Unternehmen orientieren müssen. 
Auch in dem Punkt Q 1 stimmen z.B. die Grenzraten der Faktor-
substitution in beiden Wirtschaftszweigen miteinander überein. 
Der Reallohn (P~/P;) 1 liegt jedoch höher als in Q0 • 
Die Kontraktkurve OXQ0 Q 1oy ist der geometrische Ort für alle 
pareto-optimalen Faktorkombinationen, die keine Ausdehnung 
der Produktion eines der Güter ohne eine Produktionseinschrän-
kung für das andere Gut erlauben. Unter der Bedingung einer 
konstanten gesamtwirtschaftlichen Faktorausstattung gibt die 
Kontraktkurve ,die maximalen Produktionsmöglichkeiten der Volks-
wirtschaft an. Ihre Ubertragung in den Güterraum (X,Y) in Ab-
bildung 3~2b entspricht daher der gesamtwirtschaftlichen Trans-
formationskurve TT'. l) 
Auch der Zusammenhang zwischen dem Preismechanismus, der Ver-
änderung der Faktornachfrage und des Konsumgüterangebots soll 
an Hand des Ubergangs von Q0 nach Q1 in Abbildung 3-2 kurz 
erklärt werden. In Q0 ist das Konsumgüterpreisverhältnis 
(PX/PY)o gegeben (vgl. Abbildung 3-2b). Angenommen, der rela-
tive Preis des Gutes X steige auf (PX/PY)l an. Dies führt zu 
einer Umstrukturierung der gesamtwirtschaftlichen Produktion 
zugunsten des Gutes X. Da dieses Gut relativ arbeitsintensiv 
hergestellt wird, erfordert jede zusätzliche Produktionsein-
heit ein relativ höheres Arbeitsvolumen, als durch die Produk-
tionseinschränkung bei dem Gut Y freigesetzt wird. Infolge-
dessen steigt bei dem Ubergang von Q0 nach Q1 die gesamtwirt-
schaftliche Nachfrage nach Arbeit und dadurch der Reallohn, 
und zwar von (P~/P;) 0 auf (P~/P;) 1 . Da für alle Wirtschafts-
zweige einheitliche Faktorpreisrelationen gelten, wird in der 
Produktion beider Güter eine Substitution von Arbeit durch 
Kapital stattfinden, so daß die relative Kapitalintensität 
der Produktion, wie Abbildung 3-2a zeigt, in beiden Wirt-
schaftszweigen zunimmt. 
1) Zur graphischen Ableitung der Transformationskurve aus den 
optimalen Faktorkombinationen vgl. Hesse/Linde (1976 II), 
s. 63-67. 
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3.5.2 Der "shrinkage effect": Die Einschränkung der 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten 
durch Verzerrungen auf den Faktormärkten 
In diesem Abschnitt soll nun gezeigt werden, in welcher Weise 
die Verzerrung des Produktionsoptimums, die durch eine sekto-
rale Differenzierung der Besteuerung auf den Faktormärkten 
entsteht, zu einer Senkung des gesamtwirtschaftlichen Produk-
tionsniveaus führt. Der Ausdruck "gesamtwirtschaftliches Pro-
duktionsniveau" ist ohne eine nähere Umschreibung unscharf 
und darf insbesondere nicht mit dem bisher immer wieder ver-
wendeten Begriff des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens 
verwechselt werden. Unter einer durch steuerliche Verzerrun-
gen bedingten Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Produk-
tionsniveaus soll hier lediglich jene Einschränkung der ge-
samtwirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten verstanden wer-
den, die (bildlich) in einer Verlagerung der gesamten Trans-
formationskurve zum Ausdruck kommt. Eine solche Auswirkung 
der Faktorbesteuerung auf die gesamtwirtschaftlichen Produk-
tionsmöglichkeiten wird in der angelsächsischen Literatur oft 
als "shrinkage effect" bezeichnet. 11 Er entsteht nicht durch 
eine Variation des gesamtwirtschaftlichen Faktorangebots (denn 
wir gehen nach wie vor von einer konstanten gesamtwirtschaft-
lichen Faktorausstattung aus), sondern ist vielmehr die Folge 
einer suboptimalen Allokation der Ressourcen, die sich letzt-
lich in einer Reduktion der (maximal möglichen) gesamtwirt-
schaftlichen Produktivität und damit auch in einem geringeren 
Produktionsniveau niederschlägt, als es ohne die jeweiligen 
Verzerrungen möglich wäre. 
Es wurde bereits angedeutet, daß es darum geht, die Verlage-
rung der gesamten Transformationskurve zu beschreiben. Es han-
delt sich also nicht (wie bei der Mehrbelastung) um einen Ver-
1) Vgl. dazu die in Fußnote 1, S. 137, angegebene Literatur. 
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gleich zweier Punkte auf der gleichen Transformationskurve 
oder zweier Punkte auf zwei verschiedenen Transformations-
kurven. Die Fragestellung lautet vielmehr: Wie verläuft eine 
Kontraktkurve (vgl. Abbildung 3-2a) bzw. die dazugehörige 
Transformationskurve (vgl. Abbildung 3-2b), wenn das Steuer-
system Verzerrungen auf den Faktormärkten aufweist, und wie 
hängt dieser Verlauf mit den Verzerrungen der Produktions-
struktur und des Produktionsoptimums zusammen? Das jeweilige 
Steuersystem wird dabei als gegeben, die damit eingeführten 
Steuersätze als konstant angenommen, und die "verzerrte" 
Transformationskurve wird immer wieder mit der unverzerrten 
verglichen. 
Die Indikatoren für die Verzerrungen hatten wir bereits in 
Abschnitt 3.1. definiert. 11 Die Größe (vgl. 3-12 und 3-13) 
3-2 6. 1 
mit 
3-26.2 
1 -t,,., ...... '\. 
1-tKY 
mißt die Abweichung der Grenzraten der Faktorsubstitution 
(bzw. der Brutto-Faktorpreisrelationen) in den beiden Wirt-
schaftszweigen X und Y und ist daher ein Indikator für die 
Verzerrung des Produktionsoptimums. Unter der Voraussetzung, 
daß keine Verbrauchsteuern erhoben werden, ist andererseits 
(vgl. a. C-17 im Anhang) 
1) Vgl. zum folgenden die Gleichungen 3-11 bis 3-17. 
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3-27 
der Indikator für die Verzerrungen der Produktionsstruktur, 
d.h. für die Abweichungen zwischen der Grenzrate der •rrans-
formation und der Grenzrate der (Konsumgüter-)Substitution. 
Die Annahme konstanter Steuersätze entlang einer verzerrten 
Transformationskurve bedeutet, daß das Verzerrungsniveau ds 
(die Verzerrung des Produktionsoptimums) konstant bleibt. Für 
das Verzerrungsniveau dv (die Verzerrung der Produktionsstruk-
tur) gilt dies jedoch nicht. Denn selbst bei konstanten Steuer-
sätzen verändern sich bei der Bewegung entlang einer Transfor-
mationskurve, d.h. bei einer Umstrukturierung des gesamtwirt-
schaftlichen Angebots, die Faktor- und Kostenintensitäten und 
in der Regel auch die (Faktor-)Substitutionselastizitäten. 
Diese Einflußgrößen sind - wie Gleichung 3-16 zeigt - in dem 
Ausdruck dFS enthalten. Die Verzerrung der Produktionsstruktur 
ist daher eine endogene Größe. Für die Bestimmung des Vor-
zeichens von dv ist dies jedoch kein Hindernis, denn dFS ist 
eindeutig positiv. 
Mit Hilfe der Indikatoren 3-26 und 3-27 sollen nun die Aus-
wirkungen steuerlich bedingter Verzerrungen auf die Produk-
tionsmöglichkeiten näher analysiert werden. Wie man sieht, 
spielt die Größe Hf sowohl bei der Verzerrung der Faktorsub-
stitution (dsl als auch bei der Verzerrung der Produktions-
struktur (dV) eine entscheidende Rolle. Es erweist sich als 
zweckmäßig, sie in der erweiterten Form 
3-28 
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zu verwenden. Dieser Ausdruck zeigt deutlich, daß die Verzer-
rung durch den Differenzierungsgrad des Steuersystems auf zwei 
Ebenen beeinflußt wird: 
a) Die faktorspezifische Differenzieruna drückt sich darin 
aus, daß die sektorale Tarifdifferenzierung für die ein-
zelnen Produktionsfaktoren mehr oder weniger stark von-
einander abweicht. Man kann daher sagen, daß die Verzer-
rung, d.h. der steuerliche Differenzierungsgrad, auf dem 
Kapitalmarkt größer (bzw. geringer) ist als auf dem Ar-
beitsmarkt, wenn ltKY-tKxl > ltLY-tLxl (bzw. wenn 
ltKY-tKxl < ltLY-tLxl> gilt. 
b) Die sektorale Differenzierung kommt dagegen darin zum 
Ausdruck, wie stark die faktorspezifischen Tarife in den 
einzelnen Wirtschaftszweigen voneinander abweichen. Man 
kann daher sagen, daß die Verzerrung in der Industrie Y 
stärker (bzw. geringer) ist als in der Industrie X, wenn 
ltKY-tLYI >ltKX-tLxl (bzw. wenn ltKY-tLYI < ltKX-tLxl> 
gilt. 
Es muß betont werden, daß die Verzerrung nicht gleichzusetzen 
ist mit einer Aussage über die Höhe der Steuersätze in einem 
Wirtschaftszweig. Es ist durchaus der Fall denkbar, daß das 
Faktoreinkomrnen in der Industrie Y höher besteuert wird 
(tKY > tKX und tLY > tLX), die Verzerrung aber in der Indu-
strie X größer ist als in der Industrie Y 
1) 
<ltKY-tLYI < itKX-tLxl>. 
1) Nebenbei sei noch angemerkt, daß die Verwendung absoluter 
statt relativer Diff~renzen bei der Definition der Tarif-
differenzierungen nicht zwinaend ist. Würde man relative 
Differenzen verwenden, und zwar so wie sie in den Briichen 
von 3-28 enthalten sind, so entfiele die snäter noch zu be-
trachtende "Oberlagerung" faktor- und sektorsnezifischer 
Verzerrungen. Definitionsgemäß wäre dann eine größere steuer-
liche Differenzierung auf dem Ka~italmarkt (Arbeitsmarkt) 
immer identisch mit einer größeren Tarifdifferenzierung in 
dem Wirtschaftszweig Y (X). 
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Um die zusammenhänge zwischen den Verzerrungen und ihren Aus-
wirkungen auf die Produktionsmöglichkeiten aufzuzeigen, be-
dienen wir uns im folgenden neben der algebraischen Analyse 
zusätzlich des Edgeworth-Box-Diagramms zur Darstellung der 
Faktormärkte sowie der üblichen Darstellung der Transforma-
tionskurve. 1 ) Ausgangspunkt sei eine Wirtschaft, in der das 
Gut Y kapitalintensiver hergestellt wird als das Gut 
X (Ky/Ly > KX/Lyl. OXPOY in Abbildung 3-3a ist die Kurve der 
maximalen Produktionsmöglichkeiten bei einem unverzerrten 
Preissystem. In Punkt A z.B. stimmen die Grenzraten der Fak-
torsubstitution in beiden Industrien überein, d.h. die Tan-
genten an die Isoquanten X0 und Y0 haben in diesem Punkt die 
gleiche Steigung. Das Produktionsmaximum wird erreicht. Das 
gleiche gilt für den Punkt P (in dem keine Isoquanten einge-
zeichnet sind), sowie für jeden Punkt auf der Kontraktkurve 
OXAPOY. Ihr entspricht im Güterraum (vgl. Abbildung 3-3b) die 
Transformationskurve TAPT', und es ist in beiden Abbildungen 
unmittelbar ersichtlich, daß bei einem Ubergang von A nach P 
weniger von dem Gut Y und mehr von dem Gut X produziert wird. 
Das Produktionsoptimum wird nur in den Punkten auf der Kon-
traktkurve OXAPOY bzw. auf der Transformationskurve TAPT' er-
reicht. In allen anderen Punkten des Faktorraumes (innerhalb 
der Edgeworth-Box) bzw. des Güterraumes (unterhalb der Trans-
formationskurve TAPT') ist die Produktion suboptimal, weil 
die Grenzraten der Faktorsubstitution in den beiden Wirt-
schaftszweigen nicht miteinander übereinstimmen. Daher sind 
auch alle übrigen in Abbildung 3-3a eingezeichneten Kontrakt-
kurven, gleichgültig ob sie rechts von OXAPOY liegen, wie bei-
spielsweise OXBOY oder ob sie links von OXAPOY lieoen, wie 
z.B. O~'QCOY bzw. OXDOY, suboptimal. Die ihnen entsprechenden 
(suboptimalen) Transformationskurven müssen alle unterhalb 
der (optimalen) Transformationskurve TAPT' liegen. 
1) Vgl. dazu die Abbildungen 3-3a und 3-3b, die in ähnlicher 
Form auch bei Johnson (1966), Jones (1971), Magee (1971) 
und (1973), Krauss/Johnson (19~S. 267, Hazari (1978), 
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Um diesen Zusammenhang anschaulicher darzustellen, greifen 
wir als Beispiel die Kontraktkurve OXQOY in Abbildung 3-3a 
heraus, der. die Transformationskurve TQT' in Abbildung 3-3b 
entspricht. Man sieht deutlich, daß beispielsweise in dem 
Punkt A' die Grenzraten der Faktorsubstitution in den beiden 
Wirtschaftszweigen voneinander abweichen. Dieser Punkt wird 
nur realisiert, wenn der - in Einheiten des Kapitalgutes ge-
messene - (Brutto-)Reallohn in dem Wirtschaftszweig X größer 
ist als in dem Wirtschaftszweig Y, wenn also PLX/PKX > PLY/PKY 
gilt. In A' wird dieselbe Menge von dem Gut Y erzeugt, wie in 
dem Punkt A (nämlich Y0 ). Das Produktionsniveau für das Gut X 
liegt aber (um 6X = x0 -x 1 ) niedriger als in A. Anders ausge-
drückt: Durch eine Umstrukturierung der Produktion könnte mit 
der gleichen gesamtwirtschaftlichen Faktorausstattung ein hö-
heres Produktionsniveau für mindestens eines der beiden Güter 
X und Y erreicht werden. Institutionelle Verzerrungen des Preis-
mechanismus verhindern aber eine solche Anpassung. 
Die erwähnten Abweichungen zwischen den Faktor9reisrelationen 
in den beiden Wirtschaftszweigen sind in dem vorliegenden Mo-
dell ein Ergebnis der Steuerpolitik. Sie könnten z.B. darauf 
zurückzuführen sein, daß die Gewinne in der Industrie Y stär-
ker besteuert werden als in der Industrie X. Da ein solches 
Steuersystem (dessen übrige Komponenten zunächst einmal als 
neutral angenommen werden) unabhängig von den jeweils herr-
schenden Konsumgüter- und (Netto-)Faktorpreisrelationen be-
steht, ist die Produktion nicht nur in dem Punkt A' verzerrt, 
sondern auch beispielsweise in den Punkten Q und C. Für alle 
Punkte auf der Kontraktkurve OXQOY gilt die gleiche Verzerrung: 
Aufgrund der steuerlichen Diskriminierung der Kapitaleinkommen 
in dem Wirtschaftszweig Y ist die Grenzrate der Faktorsubsti-
tution in dem Wirtschaftszweig X (PLX/PKX) immer höher als in 
Y (PLY/PKY). OXQOY ist eine aufgrund eines gegebenen Steuer-
systems verzerrte Kontraktkurve, und die ihr entsprechende 
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Transformationskurve TQT' muß daher insgesamt unterhalb der 
optimalen Transformationskurve TPT' verlaufen. 1 ) 
Da die Grenzraten der Faktorsubstitution bzw. die Faktorpreis-
relationen entlang der (optimalen) Kontraktkurve miteinander 
übereinstimmen, kann es nur zwei Richtungen von Verlagerungen 
der Kontraktkurven durch steuerpolitische Verzerrungen geben. 
Jede steuerliche Maßnahme, die zur Folge hat, daß die Brutto-
Faktorpreisrelationen in der Industrie X niedriger sind als 
in der Industrie Y (PLX/PKX < PLY/PKY), wie z.B. im Punkt B 
(vgl. Abbildung 3-3a), führt zu einer verzerrten Kontraktkurve, 
die rechts von der unverzerrten Kontraktkurve OXPOY liegt. 
Jedes Steuersystem, bei dem dagegen die Brutto-Faktorpreis-
relationen in dem Wirtschaftszweig X höher sind als in dem 
Wirtschaftszweig Y (PLX/PKX > PLY/PKY), wie beispielsweise in 
den Punkten A' oder D, führt zu einer verzerrten Kontraktkurve, 
die links von der unverzerrten Kontraktkurve OXPOY liegen muß. 
Bei der Transformationskurve führen jedoch beide Arten von 
Verzerrungen nur zu einer Verschiebung zum Ursprung hin. Wir 
wollen nun,in Anlehnung an die obige Definition einer faktor-
spezifischen Differenzierung der Steuern auf die Einkommens-
entstehung,den Zusammenhang der Verzerrung des Produktions-
optimums und der verzerrungsbedingten Verlagerungen der Kon-
trakt- bzw. Transformationskurven eingehender analysieren und 
unterscheiden dabei die folgenden beiden Fälle: 
Fall A: Die Verzerrung ist auf dem Arbeitsmarkt größer als 
auf dem Kapitalmarkt 
Zur Vereinfachung der Analyse soll davon ausgegangen werden, 
daß auf dem Kapitalmarkt keine Verzerrungen vorliegen. In 
1) Eine Ausnahme bilden nur die Eckpunkte in den Abbildungen 
3-3a und 3-3b. Bei vollständiger Spezialisierung der Pro-
duktion auf eines der beiden Konsumgüter X oder Y treffen 
sich die Kontrakt- bzw. die Transformationskurven alle in 
den Punkten OX bzw. T oder Oy bzw. T'. 
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diesem Fall ist 
Geht man nun davon aus, daß ein Abgabensystem existiert, in 
dem das arbeitsintensive Gut X stärker besteuert wird 
(tLX > tLY), so ist Hf> 0. In dem Wirtschaftszweig X muß 
ein höherer (relativer) Bruttopreis für den Faktor Arbeit ge-
zahlt werden als in Y, so daß die Grenzrate der Faktorsubsti-
tution in der Produktion des Gutes X höher ist als in der Pro-
duktion des Gutes Y. Da der Bereich der Produktionsmöglich-
keiten, in dem die relativen Bruttopreise für den Faktor Ar-
beit in den beiden Industrien stets positiv voneinander ab-
weichen (PLX/PKX > PLY/PKY), nordwestlich von der unverzerr-
ten Kontraktkurve OXPOY liegt (vgl. Abbildung 3-3a), muß sich 
auch die verzerrte (suboptimale) Kontraktkurve in diesem Ge-
biet befinden. Sie verläuft also z.B. durch den Punkt A', in 
dem die Isoquante x1 eine größere Steigung hat als die Iso-
quante Y0 • Die Verzerrung auf dem Arbeitsmarkt bedeutet zu-
gleich eine Einschränkung der Produktionsmöglichkeiten bzw. 
eine Verlagerung der Transformationskurve nach innen, und 
zwar von TAT' nach TA'T' in Abbildung 3-3b. Eine Bewegung z.B. 
von A' nach A, d.h. eine Ausweitung der Produktionsmöglich-
keiten für das Gut X bei konstanter Produktion des Gutes Y, 
ist nur möglich, wenn die Verzerrung geringer wird, d.h. wenn 
sich die relativen Brutto-Faktorpreise aneinander annähern. 
Dies wird aber durch die steuerliche Diskriminierung des Ar-
beitseinsatzes in der Industrie X verhindert. 
Eine andere Situation ergibt sich, wenn das Arbeitseinkommen 
in der kapitalintensiven Industrie Y stärker besteuert wird 
(tLX < tLY). In diesem Fall liegt die Grenzrate der Faktor-
substitution in der Produktion des Gutes Y höher als die 
Grenzrate der Substitution in der Industrie X (Hf< 0). Da 
der Bereich der Produktionsmöglichkeiten, in dem der in der 
Industrie Y gezahlte Reallohn (PLY/PKY) stets höher ist als 
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der Reallohn in der Industrie X (PLX/PKX), südöstlich von der 
unverzerrten Kontraktkurve 0XP0Y liegt, muß die verzerrte 
Kontraktkurve unterhalb von 0XP0Y, also z.B. durch den 
Punkt B, verlaufen. Auch in diesem Fall führt die Verzerrung 
auf dem Arbeitsmarkt zu einer Einschränkung der Produktions-
möglichkeiten, d.h. die der Kontraktkurve 0XB0Y entsprechende 
Transformationskurve liegt unterhalb der maximalen Produk-
tionsmöglichkeiten TPT'. 
Fall B: Die Verzerrung ist auf dem Kapitalmarkt größer als 
auf dem Arbeitsmarkt 
Analog zu Fall A soll nun der Einfachheit halber davon aus-
gegangen werden, daß der Arbeitsmarkt nicht verzerrt ist, d.h. 
daß die Besteuerung der Arbeitseinkommen nicht sektoral dif-
ferenziert wird. Dann ist 
Eine positive Abweichung zwischen den Grenzraten der Faktor-
substitution in den beiden Industrien (PLX/PKX > PLY/PKY) er-
gibt sich in diesem Falle, wenn das kapitalintensive Gut Y 
stärker besteuert wird, so daß Hf> 0 ist und die verzerrte 
Kontraktkurve wiederum links von 0XP0Y und die Transforma-
tionskurve bei der gegebenen Verzerrung des Kapitalmarktes 
unterhalb von TPT' verlaufen muß. Im umgekehrten Fall, d.h. 
bei einem höheren Steuertarif auf den Kapitaleinsatz in der 
Produktion des arbeitsintensiven Gutes X (tKY < tKX), ist 
Hf< 0. Die verzerrte Kontraktkurve verläuft südöstlich von 
0XP0Y, und die verzerrte Transformationskurve liegt unterhalb 
der maximal erreichbaren Produktionsmöglichkeit TPT'. 
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Die Ergebnisse lassen sich tabellarisch folgendermaßen 
zusammenfassen: 
Fall A: Nur der Arbeitsmarkt ist verzerrt. 
A1: tLX > tLY y [- dKX] dLX > [- dKY] dLY 
A2: tLX < tLY ) [- dKX] dLX 
< [- dKy] dLy 
Fall B: Nur der Kapitalmarkt ist verzerrt. 
B1 : ) [- ::: ] < [-
B2: ==y [- ::: ] > [-
Insgesamt zeigt sich, daß unter den vereinfachenden Annahmen 
der "shrinkage effect", d.h. die Einschränkung der Produk-
tionsmöglichkeiten durch Verzerrungen auf den Faktormärkten, 
immer dann zu einer Verschiebung der Kontraktkurve oberhalb 
von OXPOY führt (vgl. Abbildung 3-3a), wenn Hf > 0 ist, wenn 
also die steuerliche Diskriminierung des Faktoreinsatzes bei 
dem Produktionsfaktor am stärksten ist, der bei dem jeweiligen 
Gut am intensivsten eingesetzt wird (A1 und B2). Wenn dagegen 
die Produktionsfaktoren, die in den jeweiligen Wirtschafts-
zweigen weniger intensiv eingesetzt werden, auch weniger stark 
belastet sind - dies entspricht den Fällen A2 und B1 -, so ist 
Hf< O, und die Kontraktkurve wird nach rechts unten verscho-
ben. 
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Die Ergebnisse sind insofern plausibel, als eine spezielle 
Steuer auf die Arbeitseinkommen in der Branche X die gleichen 
Auswirkungen hat wie eine spezielle Steuer auf die Kapital-
einkommen in dem Wirtschaftszweig Y: In beiden Fällen werden 
die (Brutto-)Faktorpreisrelationen zu Lasten der Branche X 
verändert. Unabhängig davon, welche Preisverhältnisse sich 
tatsächlich einstellen, müssen nämlich in diesem Wirtschafts-
zweig immer höhere Reallöhne gezahlt werden als in der Pro-
duktion des Gutes Y (PLX/PKX > PLY/PKyl• Spezielle Steuern 
auf die Kapitaleinkommen in dem Sektor X bzw. auf die Arbeits-
einkommen in dem Sektor Y haben ebenfalls gleiche (aber umge-
kehrte) Wirkungen. Dadurch werden nämlich die (Brutto-)Faktor-
preisrelationen zu Lasten des Wirtschaftszweiges Y verändert 
(PLX/PKX < PLY/PKY). 
Zwar ergibt sich die gleiche Tendenz, wenn man die verein-
fachenden Annahmen fallen läßt und davon ausgeht, daß steuer-
lich bedingte Verzerrungen auf beiden Faktormärkten vorhanden 
sind. Dennoch überlagern sich in diesem Falle, wie oben be-
reits angedeutet wurde, die faktorspezifischen und die sektor-
spezifischen Verzerrungen, so daß auf die Frage, zu Lasten 
welches Wirtschaftszweiges die Faktorpreisverhältnisse letzt-
lich verzerrt sind, zwar eine eindeutige, aber keine so ein-
fache Antwort mehr möglich ist. Die folgenden beiden Zahlen-
beispiele sollen dies veranschaulichen: 
Beispiel 1 : tKY o,55; tKX 0,35 
tLY 0,45; tLX 0,30 
Hf ~ 0,17; dV ~ - 0,44 - 0,17 dFS < 0 
Beispiel 2: tKY 0,40; tKX 0,60 
tLY 0,20; tLX 0,50 
Hf ~ 0,04; dV ~ 0,33 - 0,04 dFS > 0 
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Im ersten Beispiel liegen die Steuersätze in der Branche Y 
höher als in X, der Kapitalmarkt ist stärker verzerrt als 
der Arbeitsmarkt, d.h. (tKY-tKX) > (tLY-tLX), und die Verzer-
rung des Preisgefüges durch die Faktorbesteuerung ist in dem 
kapitalintensiven Sektor Y größer [(tKY-tLY) > (tKX-tLxlJ • 
Wie bei der vereinfachten Analyse liegt der Fall vor, daß der 
Einsatz eines Produktionsfaktors dort am stärksten besteuert 
wird, wo zugleich die branchenspezifische und die faktorspe-
zifische Verzerrung am größten ist und wo er am intensivsten 
eingesetzt wird, 1 ) nämlich im Wirtschaftszweig Y. Daher ist 
Hf> o, d.h. die Grenzrate der Faktorsubstitution liegt in 
der Produktion des Gutes X höher als in y (PLX/PKX > PLY/PKY). 
Im zweiten Beispiel wird der Einsatz der Produktionsfaktoren 
im Wirtschaftszweig X generell stärker besteuert. Dennoch ist 
der branchenspezifische Differenzierungsgrad des Steuersystems 
in .dem anderen Wirtschaftszweig größer. Wie in dem ersten Bei-
spiel gilt demnach (tKY-tLY) > (tKX-tLX). Der Arbeitsmarkt ist 
stärker verzerrt als der Kapitalmarkt. zugleich wird der Ar-
beitseinsatz in dem arbeitsintensiven Sektor X stärker be-
steuert als in Y. Dennoch ist, wie in der vereinfachten Ana-
lyse und analog zu dem ersten Beispiel, Hf> o, d.h. die Fak-
torpreisrelationen werden zu Lasten des Wirtschaftszweiges X 
verzerrt (PLX/PKX > PLY/PKY) • 
Wir haben bereits in mehreren Beispielen gezeigt, daß die Be-
steuerung der Faktoreinkommen nicht nur das Produktionsopti-
mum, sondern auch die optimale Produktionsstruktur verzerren 
kann. 2 ) Letzteres liegt daran, daß Steuern auf die Faktorein-
kommen Kostenbestandteile sind, die in den relativen Preisen 
1) Wenn von Faktorintensitäten die Rede ist, handelt es sich 
um Faktoreinsatzverhältnisse. Absolut kann in dem ange-
gebenen Beispiel der Einsatz des Produktionsfaktors Ar-
beit in der Industrie Y dennoch größer sein. 
2) Vgl. dazu die Erläuterungen des Beispiels in 3-24 sowie 
die Ausführungen in Abschnitt 3.4. 
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für die Konsumgüter ihren Niederschlag finden. Tendenziell 
kann man sagen, daß eventuelle (eindeutige) Niveauunterschiede 
in der Steuerbelastung der einzelnen Sektoren zu einer ent-
sprechenden Verzerrung der Produktionsstruktur führen. Dies 
zeigen die beiden oben angegebenen Beispiele: Einmal ergibt 
die höhere Besteuerung der FaktoreinkoIIL~en in dem Wirtschafts-
zweig Y eine Verzerrung der Produktionsstruktur zu Lasten 
dieses Gutes. Die Grenzrate der (Konsumgüter-)Substitution 
(PX/Py) ist also kleiner als die Grenzrate der Transformation 
zwischen beiden Konsumgütern (dFPX/Py), d.h. dv < O. In dem 
anderen Fall hat die durchgehend höhere Belastung der Faktor-
einkommen in dem Wirtschaftszweig X eine Verzerrung der Pro-
duktionsstruktur zu Lasten dieses Sektors zur Folge (dv > O). 
Hier ergeben sich also ähnliche Wirkungen wie bei den speziel-
len Verbrauchsteuern. In dem Maße, in dem die Unterschiede in 
den Belastungsniveaus für die Faktoreinkommen zwischen den 
einzelnen Sektoren nicht mehr so deutlich hervortreten, ent-
fällt auch die Möglichkeit einer einfachen Aussage über ihre 
Auswirkungen auf die Verzerrung der Produktionsstruktur. Wie 
die beiden Beispiele außerdem zeigen, kann man sich auch nicht 
darauf verlassen, daß zwischen der Verzerrung des Produktions-
optimums und der Produktionsstruktur eindeutige Beziehungen 
bestehen. Im ersten Beispiel sind die Faktorpreisrelationen 
zu Lasten der Industrie X verzerrt, und zugleich ist die Grenz-
rate der Transformation höher als der relative Preis dieses 
Gutes. Im zweiten Beispiel ist es aber gerade umgekehrt. Ob-
wohl auch in diesem Falle im Sektor X ein höherer Reallohn 
gezahlt wird, ist die Grenzrate der Transformation niedriger 
als der relative Preis für das Gut X. 
Obwohl der "shrinkage effect" sich in einem verhältnismäßig 
einfachen Tatbestand äußert, nämlich in der Einschränkung der 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten bei einem 
konstanten gesamtwirtschaftlichen Faktorangebot, stellt er 
sich doch als ein verhältnismäßig komplexes Phänomen dar. 
Gerade bei der Analyse der Verschiebungen der Kontraktkurve 
zeigte es sich, daß nicht nur einzelne Steuern, sondern das 
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Zusammenwirken unterschiedlicher Komponenten des Steuersystems 
(und zwar faktor- und sektorspezifische Verzerrungen) die 
Richtung der Abweichungen zwischen den Faktorpreisrelationen 
in den einzelnen Sektoren und damit auch die Richtung der Ver-
lagerung der Kontraktkurve bestimmen. Nachdem diese zusammen-
hänge nun soweit vorgeklärt sind, kann man sich dem Problem 
zuwenden, welche Bedeutung neben der Richtung der Verlagerung 
das Ausmaß der Verschiebung der Kontraktkurve haben kann. Denn 
immerhin ist ja auch die Frage von Interesse, wie groß die 
Verzerrung der Faktormärkte sein muß, damit die (verzerrte) 
Kontraktkurve z.B. durch den Punkt D in Abbildung 3-3a ver-
läuft. In diesem Falle wird nämlich eine ursprünglich (bei 
neutralem Steuersystem) kapitalintensive Produktion des Gutes 
Y in eine arbeitsintensive Produktion umgewandelt. Dieses Pro-
blem der Faktorintensitätsumschläge hängt eng mit der Frage 
zusammen, ob die Angebotskurven normal verlaufen, ob also das 
Angebot für die Güter X und Y mit steigendem Preis zu- oder 
abnimmt. Dabei spielen allerdings nicht nur die Faktorinten-
sitäten, d.h. die realen (physischen) Faktoreinsatzverhält-
nisse, eine Rolle, sondern auch die Faktorkostenanteile bzw. 
die wertmäßigen Faktoreinsatzverhältnisse fKX/fKY und fLX/fLY 
("value intensities"), die wir im folgenden als Kostenintensi-
täten bezeichnen wollen. Je nach Art der Ausgestaltung des 
Steuersystems und der Angebotsreaktionen hat nämlich der 
"shrinkage effect" nicht nur eine Verlagerung der Transforma-
tionskurve nach innen zur Folge, sondern führt auch dazu, daß 
die Transformationskurve ihre Richtung ändert. Im folgenden 
Abschnitt soll daher der Zusammenhang zwischen den Angebots-
reaktionen und dem Verlauf der Transformationskurve näher 
untersucht werden. 
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3.5.3 Der Einfluß steuerlicher Verzerrungen auf das Konsum-
güterangebot und den Verlauf der Transformationskurve 
In der Regel wird man davon ausgehen können, daß die Steuer-
politik, d.h. die Einführung, Erhöhung oder Senkung von Steu-
ern, sofern es sich nicht um geringfügige Maßnahmen handelt, 
in irgendeiner Weise das Angebotsverhalten der Unternehmen 
beeinflußt. Solche Reaktionen bilden einen Ausschnitt aus dem 
Einfluß der steuerpolitischen Maßnahmen auf die (Re-)Alloka-
tion der Ressourcen. In diesem Abschnitt geht es aber nicht 
um eine Wirkungsanalyse in diesem Sinne, sondern, ähnlich wie 
bei den vorangegangenen Uberlegungen, um die Frage, ob und wie 
unter der Voraussetzung eines gegebenen (unveränderten) Steuer-
systems die Angebotsreaktionen im Unternehmensbereich durch 
die Verzerrungen auf den Faktormärkten berührt werden. 
Wenn ein Steuersystem existiert, das die Realisierung des Pro-
duktionsoptimums bzw. der optimalen Produktionsstruktur ver-
hindert, entsteht, wie gezeigt wurde, eine verzerrte Transfor-
mationskurve. Außerdem können sich gewisse Unregelmäßigkeiten 
in ihrem Verlauf ergeben, und es liegt die Vermutung nahe, 
daß dadurch auch das gesamtwirtschaftliche Güterangebot beein-
flußt wird. Dieser Zusammenhang soll im folgenden untersucht 
werden, wobei insbesondere geklärt werden soll, ob und unter 
welchen Bedingungen in einer Wirtschaft, in der bestimmte 
Arten von Faktoreinkommen durch die Steuerpolitik diskriminiert 
werden, überhaupt noch mit normalen Angebotsreaktionen gerech-
net werden kann, ob es sich also für einen Wirtschaftszweig 
lohnt, bei einem Anstieg des relativen Preises für seine Pro-
dukte neue Arbeitskräfte einzustellen und neue Produktions-
anlagen in Betrieb zu nehmen oder ob nicht vielmehr die be-
stehende Steuerstruktur bei den gegebenen Produktionsverhält-
nissen im Falle steigender (relativer) Konsumgüterpreise zu 
einem abnehmenden Angebot führt. 
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Für die Beantwortung dieser Frage sind, wie wir sehen werden, 
nicht die Faktorsubstitutionselastizitäten in den einzelnen 
Wirtschaftszweigen entscheidend, sondern das Verhältnis der 
Faktor- und Kostenintensitäten zueinander. Im Regelfall wird 
man davon ausgehen können, daß beispielsweise in einem Sektor 
mit einer hohen (relativen) Kapitalintensität auch der Kosten-
anteil für diesen Produktionsfaktor relativ (d.h. im Verhält-
nis zu einem weniger kapitalintensiv produzierenden Wirt-
schaftszweig) hoch ist. Wenn auf bestimmte Faktoreinkommen 
eine spezielle Abgabenlast entfällt, kann es aber auch vor-
kommen, daß die "realen" und die "wertmäßigen" Faktorintensi-
täten auseinanderfallen, daß also, um das genannte Beispiel 
wieder aufzugreifen, trotz einer relativ hohen Kapitalinten-
sität in der Produktion eines bestimmten Gutes der Kapital-
kostenanteil in dem betreffenden Sektor verhältnismäßig nied-
rig ist. In solchen Fällen reagiert das Angebot "anomal". 
Es sinkt mit steigendem (relativen) Preis für das jeweilige 
Konsumgut. 
Um dies zu zeigen, greifen wir auf die im Anhang abgeleiteten 
(marginalen) Angebotsfunktionen für die Güter X und Y zurück 
(vgl. B-42). Unter den genannten Voraussetzungen - bei kon-
stanten Steuersätzen und exogen vorgegebenen Veränderungen 
der relativen Konsumgüterpreise - haben sie die Form 
3-29.1 X 
3-29.2 y 
wobei die Angebotselastizitäten folgendermaßen definiert 
sind: 1 ) 
1) Vgl. dazu B-43 im Anhang. 
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3-30. 1 
ZKY 0L + ZLY°K 
IZA[ IFI 
3. 30. 2 
ZKXÖL + zLX°K 
IZA[ !F[ 
Die Veränderung des relativen Konsumgüterangebots, die (im 
Zwei-Sektoren-Modell) direkt die Bewegung entlang einer gege-
benen (verzerrten oder unverzerrten) Transformationskurve 
ausdrückt, läßt sich unmittelbar aus diesen Beziehungen ab-
leiten, denn es ist 
3-31 X - y 
Die gesamtwirtschaftliche Angebotselastizität S ergibt sich 
aus der Summe der Angebotselastizitäten auf den beiden Güter-
märkten X und Y. Man erhält daher (vgl. B-47): 
3-32 s 
[zA[ bzw. [F[ sind die Determinanten der Matrizen für die 
relativen Faktorintensitäten bzw. Kostenintensitäten. Wir 
werden sie gleich noch im einzelnen analysieren. Wie man 
sieht, sind die Vorzeichen der Angebotselastizitäten SX, SY 
und S ausschließlich von dem Vorzeichen des Nenners lzA[ IF[ 
abhängig, denn die Zähler sind jeweils positiv. 1 ) Sofern die 
1) Die Zähler der genannten Angebotselastizitäten enthalten 
neben den Kosten- und Faktoranteilen, die ohnehin positiv 
sind, nur noch die Faktorsubstitutionselastizitäten. Diese 
sind ebenfalls positiv. Vgl. die Definition der Größen ÖL 
und ÖK in B-13 sowie der Faktorsubstitutionselastizitäten 
in B-8 im Anhang. 
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beiden Determinanten das gleiche Vorzeichen haben, ist lzA/ /F! 
positiv, und die (verzerrten) Angebotsreaktionen sind normal, 
d.h. bei steigendem relativen Preis des Gutes X nimmt das An-
gebot von X zu und von Y ab, und das relative Angebot X/Y 
steigt. Wenn die beiden Determinanten unterschiedliche Vor-
zeichen haben, ist /zAJ /FI negativ, und die Angebotsreaktion 
ist "anomal". 
Die Frage, welcher der beiden Fälle eintritt, hängt eng mit 
der Ausgestaltung des Steuersystems sowie mit den Faktor- und 
Kostenintensitäten zusammen. ZA ist die Matrix der physischen 
Faktorintensitäten. Ihre Determinante ist (vgl. B-9 bis B-11) 
3-33 
mit zKX = KX/K und zLX = LX/L. Da sich die Faktorintensitäten 
in den unterschiedlichen Industrien immer zu Eins ergänzen 
(zKX+zKY = zLX+zLY = 1), gilt auch /ZAI = - (zKY-zLY) mit 
ZKY = Ky/K und zLY = Ly/L. Im Hinblick auf die spätere In-
zidenzanalyse ist es nützlich, diese Determinante mit der 
Größe A = (LX/Kyl (KX/LX-KY/Lyl in Verbindung zu bringen (vgl, 
a. Gleichung B-23). Durch Umwandlun~ erhält man aus 3-·33 
/ZAI = zLYzKYA bzw. 
3-34 
Zwischen /ZAI und A besteht demnach eine eindeutige Bezie-
hung: 
a) Ist die Produktion des Gutes X kapitalintensiv, ist also 
das relative Faktoreinsatzverhältnis K/L in dem Sektor 
X größer als in dem Sektor Y (Kx/LX > Ky/Lyl, so ist 
die Determinante IZAI positiv (A > O, lzAI > O); 
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b) ist die Produktion des Gutes X arbeitsintensiv, ist also 
das relative Faktoreinsatzverhältnis K/L in dem Sektor 
X kleiner als in dem Sektor Y (Kxfrx < Ky/Lyl, so ist 
die Determinante IZAI negativ (A < O, IZAI < 0). 
F ist die Matrix der Faktorkostenin'tensi täten. Ihre Deter-
minante läßt sich in der Form 
3-35 
darstellen. Da sich die Faktorkostenanteile in beiden Sek-
toren zu Eins ergänzen, ist fKX+fLX = fKY+fLY = 1, und man 
erhält (vgl. B-5) 
3-36 
In Analogie zu IZAI kann man aus 3-35 ableiten, daß 
3-37 
gelten muß. fKX/fLX und fKY/fLY sind die relativen Faktor-
kostenintensitäten (wertmäßigen Faktorintensitäten) in den 
beiden Sektoren X und Y. :rl ist nur dann positiv, wenn 
die Kapitalkostenintensität in dem Sektor X größer ist 
als in dem Sektor Y (fKX/fLX > fKY/fLY). Wegen der Be-
ziehung IFI = fKX-fKY bedeutet dies einfach, daß der Anteil 
der Kapitalkosten in der Produktion des Gutes X größer 1st 
1 61 
als in der Produktion des Gutes Y (fKX > fKY) . 1 ) ! F I ist 
negativ, wenn die Kapitalkostenintensität bzw. der Kapital-
kostenanteil in der Industrie X geringer ist als in der In-
2) 
dustrie y (d.h. fKX/fLX < fKY/fLY bzw. fKX < fKY). 
Nach einigen Umformungen kann mqn aus Gleichung 3-35 eine 
Beziehung zwischen den Kostenintensitäten, den Faktorinten-
sitäten und dem Verzerrungsfaktor Hf ableiten: 
3-38.1 IFI fLXfLY 
PKX Ky 
d~ 
PLY LX F 
3-38.2 d~ 
1-tLX . A - LX Hf F 1-tLY Ly 
Das Vorzeichen der Determinante der Faktorkostenanteile hängt 
ausschließlich von dF ab, denn die übrigen Elemente von IF! 
sind alle positiv. Eine erste Schlußfolgerung, die man aus 
der Gleichung 3-38 unmittelbar ableiten kann, betrifft die 
neutralen Steuern. Ist das Steuersystem nämlich so ausgestal-
tet, daß keine Verzerrungen auf den Faktormärkten auftreten, 
so ist Hf= 0 und dF = A, und es besteht eine eindeutige Be-
ziehung zwischen den F'aktor- und den Kostenintensitäten: 
1) Ebenso wie die Aussage, daß das Gut X kapitalintensiv 
produziert wird (Kx/Lx > Ky/Lyl, implizieren kann, daß 
der Kapitaleinsatz in der Industrie X geringer ist als 
der Arbeitseinsatz (Kx < Lxl, ist die Aussage, der Kapi-
talkostenanteil sei in der Industrie X höher als in der 
Industrie Y, vereinbar mit der Tatsache, daß der Kapi-
talkostenanteil in der Industrie X niedriger liegt als 
der Lohnkostenanteil in der gleichen Industrie (fKX < fLxl. 
2) Zur Kennzeichnung dieser Beziehungen kann man in analo-
ger Weise auch die Arbeitskostenintensität benutzen. 
Denn beispielsweise ist die Aussage, daß die Kapital-
kostenintensität bzw; der Kapitalkostenanteil in der 
Industrie X geringer sei als in der Industrie Y, iden-
tisch mit der Aussage, daß die Arbeitskostenintensität 
bzw. der Arbeitskostenanteil in der Industrie X höher 
ist als in der Industrie Y (d.h. fLX > fLy). 
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3-39 
a) Ist die Produktion in dem Sektor X kaoitalintensiv 
(A > 0), so ist die Produktion dieses Gutes zugleich auch 
kapitalkostenintensiv, d.h. der Anteil der Kapitalkosten 
ist in der Produktion des Gutes X höher als in Y (IFI >O). 
Da A und lzAI das gleiche Vorzeichen haben, folgt daraus 
unmittelbar, daß IZAI IFI > 0 ist; 
b) ist die Produktion des Gutes X arbeitsintensiv (A < O), 
so ist sie auch zugleich arbeitskostenintensiv, d.h. der 
Anteil der Kapitalkosten ist in diesem Sektor qerin-
ger als in Y (!FI < O), und es folgt wiederum IZAI IFI >O. 
Bei der Erhebung neutraler Steuern auf den Faktormärkten ist 
daher IZAI IFI stets positiv. Im Zusammenhang mit der Defini-
tion der Angebotselastizitäten SX, SY und S in den Gleichun-
gen 3-30 und 3-32 kann man also unmittelbar folgern, daß bei 
der Erhebung neutraler Steuern die Angebotsreaktionen normal 
sind, d.h. mit steigendem relativen Preis des jeweiligen Gutes 
nimmt das Angebot zu. 
Wie Gleichung 3-38 zeigt, liegen die Verhältnisse bei ver-
zerrten Faktormärkten komplizierter, denn es ist in diesem 
Fall schwieriger festzustellen, ob die Faktor- und Kosten-
intensitäten gleich sind. Grundsätzlich können die folgenden 
vier Kombinationen eintreten: 
1 ) IFI > o, wenn A > 0 und Hf < 0 1ZA11 F 1 > 0 
2) !FI ~ o, wenn A > 0 und Hf > 0 1 ZAI IF i > 0 < < 
3) !FI < O, wenn A < 0 und Hf > 0 1 ZAI IF 1 > 0 
4) IF 1 < o, wenn A < 0 und Hf < 0 1 ZAI IF 1 < 0 > > 
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Zur Erläuterung soll wieder die Abbildung 3-3a zu Hilfe ge-
nommen werden, in der das Gut X bei unverzerrten Faktormärk-
ten (entlang der Kontraktkurve OXPOY) arbeitsintensiv und zu-
gleich arbeitskostenintensiv (A < O, IFI < 0) hergestellt 
wird. Die Abbildung enthält zwei Bereiche (I und II), die 
durch die Diagonale OXOY getrennt sind. Wenn in beiden Wirt-
schaftszweigen mit den gleichen Faktorintensitäten produziert 
wird, bildet diese Diagonale die Kontraktkurve. Da wir ange-
nommen haben, daß die Produktion des Gutes ursprünglich - im 
Pareto-Optimum, d.h. unter der Voraussetzung, daß die Steuer-
politik keinerlei Verzerrungen des Produktionsoptimums bzw. 
der Produktionsstruktur bewirkt - arbeitsintensiv ist, kann 
man den Bereich rechts von der Diagonale OXOY als jenen Be-
reich bezeichnen, in dem die steuerpolitischen Eingriffe zwar 
zu einer suboptimalen Allokation der Ressourcen führen, aber 
die ursprünglichen Faktorintensitäten erhalten bleiben. Es 
ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß die Verzerrungen auf den 
Faktormärkten auch zu Faktorintensitätsumschlägen füh:en, so 
daß die ursprünglich arbeitsintensive Produktion des Gutes X 
kapitalintensiv wird. In diesem Falle liegen die (verzerrten) 
Kontraktkurven links oberhalb der Diagonale OXOY. Es gilt also 
in Abbildung 3-3a für 
Bereich I: ursprüngliche Faktorintensität (A < 0); 
arbeitsintensive Produktion des Gutes X; 
Bereich II: Faktorintensitätsumschläge (A > O); 
kapitalintensive Produktion des ursprünglich 
arbeitsintensiv hergestellten Gutes X. 
Wie steht es nun mit dem Verhältnis der Faktor- zu den Kosten-
intensitäten? Da die Kontraktkurve bei einer nositiven Ver-
zerrung der Faktormärkte (Hf> 0) nach links oben verschoben 
wird, kann in dem Bereich zwischen der unverzerrten Kontrakt-
kurve OXPOY und der Diaoonale OXOY kein Kostenintensitätsum-
schlag eintreten (Hf> 0, A < O; Fall 3). Oberhalb der Diago-
nale OXOY sind jedoch Kostenintensitätsumschläge möglich 
(Hf> 0, A > O; Fall 2). 
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Sofern negative Verzerrungen (Hf < 0) vorliegen, wird die 
Kontraktkurve, wie gezeigt wurde, nach rechts unten verscho-
ben. Dies entspricht dem Fall 4, in dem sich das Faktorein-
satzverhältnis nicht verändert - A bleibt weiterhin negativ -
aber ein Kostenintensitätsumschlag von der ursprünglich ar-
beitskostenintensiven Produktion des Gutes X in eine kapital-
kostenintensive Produktion dieses Gutes grundsätzlich eintre-
ten kann. 
Um diese Fälle näher zu analysieren, schließen wir uns dem 
vorgehen von Herberg/Kemp und~ 1 > an, indem wir anneh-
men, daß in den beiden Sektoren eine Produktionsfunktion 
mit konstanten und gleichen Substitutionselastizitäten vor-
liegt 2 ), d.h. 
X 
y 
Dabei ist p = (1-s)/s und s = S~L = s!L > 0. Die Grenzraten 
der Faktorsubstitution haben die spezielle Form 
1) Vgl. Herberg/Kemp (1971), Jones (1971). Die gleichen Zu-
sal!ll!lenhänge werden in Herberg,li<emp/Magee (1971) auch un-
ter allgemeineren Voraussetzungen diskutiert. 
2) Produktionsfunktionen mit konstanten Substitutionselasti-
zitäten werden auch als CES-Produktionsfunktionen bezeich-
net und häufig zur empirischen Schätzung von Produktions-
funktionen herangezogen. Vgl. Fuss/McFadden (1980). Zur 
ausführlichen Darstellung der Eigenschaften von CES-Funk-
tionen vgl. a. Hesse/Linde (1976 II), Abschnitt 5. 
Die Annahme, daß beide Produktionsfunktionen die gleichen 
Substitutionselastizitäten haben, ist nicht unbedingt 
realistisch. Andererseits können dadurch Faktorintensi-
tätsumschläge, die auf Verzerrungen auf den Faktormärk-
ten zurückzuführen sind, isoliert werden. Denn bei un-
gleichen Substitutionselastizitäten können Faktorinten-
sitätsumschläge auch eintreten, wenn keine Verzerrungen 
der Faktormärkte vorliegen. Vgl. dazu Minhas (1962). 
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dKX 1-ax [::r+p p* 1-tKX L 
- dLX ax p* 1-tLX 
K 
dKy 1-ay [:~r+p * 1-tKY PL 
dLY ay p* 1-tLY 
K 
Daraus lassen sich die Faktorintensitäten in den beiden 
Sektoren ableiten, und man erhält schließlich: 
3-40 
Dieser Ausdruck soll mit Hilfe der beiden folgenden Defini-







s 1-tLX • 1-tKY 
ß setzt sich aus den Parametern aX und ay der beiden Produk-
tionsfunktionen zusammen, während ts als Verzerrungskompo-
nenteiro Bereich der Faktorsubstitution interpretiert werden 
kann. 1 ) Es ist dann 
3-41 
1) Zwischen ts und Hf bestehen die folgenden eindeutigen 
Beziehungen: t 8 ; 1 =Hf: 0. 
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Im unverzerrten Ausgangszustand ist ts = 1 und 
(KX/LX)/(Ky/Lyl = ßs. Da vorausgesetzt wird, daß das Gut Y 
ursprünglich kapitalintensiv hergestellt wird 
(KX/LX < Ky/LY bzw. A < 0), muß ß < 1 sein. Daß eine Kon-
stante ist, variiert das Verhältnis der Kapitalintensitäten 
und damit auch die Größe A eindeutig mit dem Verzerrungs-
faktor ts 1 ). Nimmt ts zu, so steigt auch A. Sinkt dagegen 
ts, so nimmt auch A ab. Die Veränderung von ts ist gegeben 
durch 
3-42 
bzw. ts (tKY+tLX) - (tKX+tLY). Man erkennt unmittelbar, 
daß das Verhältnis der Faktorintensitäten bzw. A zunimmt, 
wenn die Besteuerung bei den Produktionsfaktoren erhöht 
wird, in denen die Produktion der beiden Güter relativ in-
tensiv ist (tKY' tLX), und abnimmt, wenn die Besteuerung 
bei den Produktionsfaktoren erhöht wird, die in der Produk-
tion der beiden Güter weniger intensiv eingesetzt werden 
(~KX' ~LY) . 2 l Zu Faktorintensitätsumschlägen und damit zu 
einer Verlagerung der Kontraktkurve 0XP0y oberhalb der Dia-
gonale 0X0Y (vgl. Abbildung 3-3a) !<ann es also nur kommen, 
wenn die jeweils intensiver genutzen P:oduktionsfaktoren stär-
ker besteuert werden (Hf> 0 und bzw. ts > 0) und A steigt. 
Für die Kostenintensitäten läßt sich eine ähnliche Beziehung 
gewinnen, wie 3-41. Setzt man in 3-40 die (Brutto-)Preise ein, 
so ergibt sich nach einigen Umformungen: 
1) Zwischen dem Verhältnis der Kapitalintensitäten und A be-
steht eine eindeutige Beziehung: (KX/LX)/(Ky/Lyl i 1 <~=a> 
A ~ 0. 
2) Dies entspricht der oben bereits abgeleiteten Erkenntnis, 
daß die Kontraktkurve durch die Verzerrungen auf den Fak-
tormärkten immer dann nach oben verschoben wird (vgl. Ab-
bildung 3-3a), wenn die steuerliche Diskriminierung bei 
dem Produktionsfaktor am stärksten ist, der bei dem je-
weiligen Gut am intensivsten eingesetzt wird (Hf> 0). 
Vgl. S. 151. 
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3-43 
Sind die in beiden Sektoren gleichen Substitutionselasti-
zitäten größer als Eins (s = S~L = s!L > 1), so steigt 
(sinkt) das Kostenintensitätsverhältnis mit steigendem (sin-
kendem) Faktorintensitätsverhältnis. Sind die Substitutions-
elastizitäten kleiner als Eins (s < 1), so sinkt (steigt) 
dagegen das Kostenintensitätsverhältnis mit steigendem (sin-
kendem) Faktorintensitätsverhältnis. Da im unverzerrten Zu-
stand das Gut X annahmegemäß arbeits(kosten)intensiv herge-
stellt wird, ist (fKX/fLX)/(fKY/fLY) < 1 bzw. IFI < o. 1l 
Wenn es zu Kostenintensitätsumschlägen kommen soll (IFI > O), 
muß daher das in Gleichung 3-43 angegebene Kostenintensi-
tätsverhältnis steigen. Kostenintensitätsumschläge kann es 
daher nur unter zwei sich einander ausschließenden Bedin-
gungen geben: 
a) niedrige Substitutionselastizitäten (s < 1) 
Eine zunehmende (negative) Verzerrung der Faktormärkte 
durch eine relativ stärkere Besteuerung der wenig~r in-
tensiv eingesetzten Produktionsfaktoren (Hf< O, ts < O) 
führt zu abnehmenden Kapitalintensitäten in beiden Indu-
strien und dadurch zu eineM abnehmenden Faktorintensi-
tätsverhältnis. A wird kleiner, und die Kontraktkurve 
OXPOY verschiebt sich so weit nach rechts unten, daß 
schließlich das Kostenintensitätsverhältnis 
(fKX/fLX)/(fKY/fLY) = 1 und damit IFI = O wird und bei 
einer noch stärkeren Verzerrung der Preisrelationen auf 
den Faktormärkten die Kostenintensitäten umschlagen. So 
kann man sich z.B. die Kontraktkurve OXBOY in Abbildung 
1) Analog zu den Faktorintensitäten gilt: 
(fKX/fLX)/(fKY/fLY) ~ 1 <=--c> IFI ~ o. 
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3-3a als die Transformationskurve vorstellen, auf der ent-
lang die Kapital- und Lohnkostenanteile in beiden Sek-
toren gleich groß sind <IFI = fKX-fKY = 0), obwohl der 
Faktor Kapital in der Industrie Y relativ intensiver ein-
gesetzt wird. Die Zone Ib in Abbildung 3-3a gibt dann je-
nen Bereich an, in dem die ursprünglichen Faktorintensi-
tätsverhältnisse (A < 0) erhalten bleiben, aber die Ko-
stenintensitäten umgeschlagen sind. Da in diesem Fall 
[zAI < 0 und IFI > 0 ist, gilt IZAI IFI < 0. Das Angebot 
reagiert in diesem Bereich anomal , d.h. eine Erhöhung 
der relativen Preise des jeweiligen Gutes ist mit einem 
abnehmenden Angebot verbunden. 1 ) 
b) hohe Substitutionselastizitäten (s > 1) 
Eine zunehmende positive Verzerrung auf den Faktormärk-
ten, die die relativ intensiv einge~etzten Produktions-
faktoren stärker belastet (Hf> 0, ts > 0), führt zu 
steigenden Kapitalintensitäten in beiden Wirtschafts-
zweigen und damit zu einem ansteigenden Faktorintensi-
tätsverhältnis (A wird größer), so daß die Kontraktkurve 
nach links oben verschoben wird und bei immer größer 
werdenden Verzerrungen das Faktoreinsatzverhältnis in 
beiden Sektoren schließlich umschlägt (A > 0). Bei 
einem weiteren Anstieg des Faktorintensitätsverhältnis-
ses (KX/Lxl/(KyLyl wird schließlich eine (verzerrte) 
Kontraktkurve, z.B. 0XDOY in Abbildung 3-3a, erreicht, 
bei der in beiden Sektoren die gleichen Kapitalkosten-
und Lohnkostenanteile vorliegen (IFI = fKX-fKY = 0), ob-
wohl der Faktor Kapital in dem Sektor X relativ stär-
ker eingesetzt wird als in der Produktion des Gutes Y: 
Unterhalb von 0XD0y bleibt also das ursprüngliche Kosten-
intensitätsverhältnis (IFI < 0) erhalten, so daß in dem 
1) Vgl. dazu die Definitionen der Angebotselastizitäten so-
wie dj_e Angebotsfunk.tionen in den Gleichungen 3-29 ff. 
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Bereich zwischen dieser Kontraktkurve und der Diagonale 
OXOY - dieser Bereich ist in Abbildung 3-3a durch die Zif-
fer IIa gekennzeichnet - nur die Faktorintensitäten umge-
schlagen sind (A > 0). Infolgedessen ist lzAI IFI < O, und 
das Angebot reagiert anomal : Mit steigenden relativen 
Preisen nimmt das Angebot ab. Oberhalb von OXDOY liegt 
der Bereich, in dem nicht nur die Faktorintensitäten, son-
dern auch die Kostenintensitäten umgeschlagen sina 
(IFI > 0). Infolgedessen ist lzAIIFI > O, und das Ange-
bot reagiert normal. 
Unter den Voraussetzungen gleicher und konstanter Faktorsub-
stitutionselastizitäten in beiden Wirtschaftszweigen lassen 
sich demnach die Bereiche, in denen die ursprünglichen Fak-
tor- und Kostenintensitäten durch die Verzerrungen auf den 
Faktormärkten entweder nicht tangiert oder umgekehrt werden, 
folgendermaßen zusammenfassen (vgl. Abbildung 3-3a): 1 ) 
Bereich I: ursprüngliche Faktorintensitäten, d.h. IZA! < O; 
Ia: ursprüngliche Faktor- und Kostenintensitäten 
IZA! IFI > 0 ; normale Angebotsreaktion 
Ib: Ursprüngliche Faktorintensitäten und Kostenintensitäts-
umschläge 
IZAI IFI < 0 anomale Angebotsreaktion 
Bereich II: Faktorintensitätsumschläge, d.h. IZA/ > O; 
IIa: Faktorintensitätsumschläge und ursprüngliche 
Kostenintensitäten 
IZAI IFI < 0 ; anomale Angebotsreaktion 
IIb: Faktorintensitätsumschläge und Kostenintensitätsurnschläge 
IZAI IFI > O ; normale Angebotsreaktion. 
1) Wenn von ursprünglichen Faktor- bzw. Kostenintensitäten 
die Rede ist, so soll damit nur gemeint sein, daß die Ver-
zerrungen auf den Faktormärkten nicht zu Faktor- bzw. 
Kostenintensitätsumschlägen führen. Veränderungen der In-
tensitäten gegenüber der unverzerrten (pareto-optimalen) 
Kontraktkurve sind damit nicht ausgeschlossen. 
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Nach der eingehenden Analyse der Angebotsreaktionen soll nun 
die Frage geprüft werden, inwieweit es auf dieser Grundlage 
möglich ist, Aussagen über den Verlauf der Transformations-
kurve zu machen. 1 ) Wir greifen zu diesem Zweck auf die Grenz-
rate der Transformation zurück, denn ihre Veränderung ist ein 
Indikator dafür, ob die Grenzrate der Transformation "normal" 
verläuft oder nicht. Wenn die Grenzrate der Transformation 
bei zunehmendem X ansteigt, ist der Verlauf der Transforma-
tionskurve normal, d.h. konkav zum Ursprung. 2 ) Wenn dagegen 
die Grenzrate der Transformation mit zunehmendem X abnimmt, 
so ist der Verlauf der Transformationskurve konvex. Aus Glei-
chung 3-14.2 erhält man als Veränderung der Grenzrate der 
Transformation rA = (PX/Py)dF: 
3-44 
Die Analyse über die Angebotsreaktionen bei verzerrten Fak-
tormärkten ist hier insofern hilfreich, als man zumindest 
die erste Komponente von rA bestimmen kann. Denn bei einem 
gegebenen Verzerrungsniveau im Berei:h ~er Fa~t~rsubstitu-
tion erhält man aus Gleichung 3-31: PX-PY = (X-Y)/S bzw. 
3-45 
so daß sich für die Veränderung der Grenzrate der Transfor-
mation die Beziehung 
3-46 + ~FA] 
X-Y 
(X-Y) 
1) Vgl. zum Folgenden auch Jones (1971), S. 450 f. 
2) Vgl. dazu Abbildung 3-3b, TPT' oder TQT'. 
171 
ergibt. Zunächst kann man sehen, daß in einer Wirtschaft 
mit einem neutralen Steuersystem die Transformationskurve 
stets konkav verläuft, weil, wie gezeigt wurde, lzAI IFI 
immer positiv ist und dF = 0 ist. Die Grenzrate der Trans-
formation steigt daher bei zunehmendem X an (rA > O). 
Führt das Steuersystem jedoch zu Verzerrungen der Preisre-
lationen auf den Faktormärkten, so ist eine eindeutige Aus-
sage über den Verlauf der Transformationskurve nicht mehr 
möglich, und zwar auch dann nicht, wenn von einer vorgege-
benen Steuerstruktur, d.h. einem konstanten Verzerrungsni-
veau, ausgegangen wird. In diesem Falle bleibt zwar Hf ent-
lang der verzerrten Transformationskurve konstant, der Ver-
zerrungsfaktor dF ändert sich jedoch, weil seine Komponente 
dFS (vgl. 1-16) nicht nur vnn der Steuerstruktur, sondern 
auch von den Faktoreinsatzverhältnissen Kx/Ky und LX/Ly so-
wie von den Faktorkostenanteilen fKX und fLX abhängig ist, 
die sich entlang einer gegebenen (verzerrten oder unver-
zerrten) Transformationskurve verändern. Ein wichtiges Er-
gebnis ist daher, daß die Art der Angebotsreaktion - normal 
oder anomal - nichts über den Verlauf der Transformations-
kurve aussagt. Es ist also möglich, daß die Transformations-
kurve konvex oder teilweise konvex verläuft, obwohl das An-
gebot normal reagiert, d.h. mit steigenden relativen ·Prei-
sen ~unimmt. In diesem Fall ist zwar die erste Komponente 
von rA positiv, weil IZAI lil ! 0 i;t, aber die Verzerrungs-
komponente reagiert negativ (dF < O), sei es aufgrund der 
speziellen Ausgestaltung der Steuerstruktur oder der spe-
ziellen Eigenschaften der Produktionsfunktionen. 1 ) Anderer-
seits ist es auch ebenso möglich, daß die Transformations-
kurve normal (konkav) verläuft, obwohl die Angebotsreaktio-
nen anomal sind, d.h. obwohl das Angebot mit steigenden 
Preisen zunimmt. 
1) Versuche, den Zusammenhang zwischen den Verzerrungen, 
den Faktorintensitäten und den Substitutionselastizitä-
ten unter speziellen Annahmen näher zu bestimmen, um die 
Bereiche festzulegen, in denen die Transformationskurve 
konkav oder konvex bzw. teilweise konkav oder konvex 
verläuft, haben insbesondere Jones (1971), Herberg/Kemp 
(1971) und Johnson (1966) unternommen. 
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3.5.4 Mehrbelastung durch Besteuerung der Produktions-
faktoren 
Bisher war die Analyse auf die Frage gerichtet, welche Ar-
ten von Verzerrungen der Preisrelationen durch die Besteue-
rung auf den Faktormärkten entstehen und wie sie die Reak-
tionen im Produktionsbereich beeinflussen. Es hatte sich ge-
zeigt, daß 
a) gegenüber ei'nem (neutralen) Steuersystem, durch das we-
der das Produktionsoptimum noch die optimale Produktions-
struktur verletzt wird, die Einführung sektoral differen-
zierter spezieller Faktorsteuern zu einer Einschränkung 
der Produktionsmöglichkeiten _("shrinkage effect") führt; 
b) bei einem vorgegebenen Steuersystem, das die Preisrela-
tionen auf den Faktormärkten verzerrt, die Angebotsreak-
tionen unter Umständen pervertiert und - damit nicht un-
bedingt identisch - der normalerweise konkave Verlauf 
der Transformationskurve ganz oder teilweise in einen 
konvexen Verlauf verwandelt werden kann. 
Im Hinblick auf die Mehrbelastung kommt es nun darauf an, 
zu überprüfen, welche Auswirkungen eine Veränderung des 
Steuersystems hat, wobei man entweder davon ausgehen kann, 
daß das bestehende Steuersystem neutral ist oder daß bereits 
Verzerrungen vorhanden sind. Außerdem muß zur Bestimmung der 
Mehrbelastung die in den letzten Abschnitten vernachlässigte 
Nachfrageseite wieder in die Betrachtung einbezogen werden. 
Denn wir vergleichen nicht mehr den gesamten Verlauf unter-
schiedlich verzerrter Transformationskurven miteinander, son-
dern - bildlich gesprochen - den tlbergang von einem Punkt 
einer (verzerrten oder unverzerrten) Transformationskurve zu 
einem anderen Punkt, wobei dieser wiederum auf einer anderen 
Transformationskurve liegen kann, sofern die gesamtwirtschaft-
lichen Produktionsmöglichkeiten durch eine Veränderung der 
Verzerrungen auf den Faktormärkten eingeschränkt oder erwei-
tert werden. 
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Durch den Einfluß der Faktorbesteuerung auf die Produktions-
möglichkeiten gewinnt die Mehrbelastung eine neue Dimension, 
so daß bestimmte Aussagen, wie sie bei der Beschränkung der 
steuerbedingten Verzerrungen auf die Gütermärkte möglich 
waren, relativiert werden müssen. Einige allgemeine Anmerkun-
gen zu diesem Problem sollen mit Hilfe von Abbildung 3-4 er-
läutert werden. 
Die Abbildung zeigt eine unverzerrte Transformationskurve 
TPT' und zwei Transformationskurven - TBT' und TCQT' -, die 
durch unterschiedliche Verzerrungen auf den Faktormärkten 
gekennzeichnet sind und daher unterhalb der maximalen Pro-
duktionsmöglichkeiten verlaufen. Eine dieser Transformations-
kurven (TBT') ist normal, d.h. durchgehend konkav zum Ur-
sprung, während die andere teilweise konvex verläuft. Zu-
nächst sei in Erinnerung gerufen, daß im Falle von Verzerrun-
gen auf den Gütermärkten unter der Voraussetzung einer nor-
malen Nachfragereaktion jede Verringerung der Verzerrungen 
mit einer Annäherung der Grenzrate der Substitution an die 
Grenzrate der Transformation einherging und daß man aus der 
Annäherung der beiden Grenzraten, wie sie sich in Abbildung 
3-4 z.B. durch eine Bewegung entlang der unverzerrten Trans-
formationskurve von A in Richtung P ergibt, auf einen Wohl-
fahrtsgewinn schließen konnte. 
Eine solche Schlußfolgerung ist bei sektoral differenzierten 
Faktorsteuern nicht mehr ohne weiteres möglich, und zwar auch 
dann nicht, wenn die verzerrte Transformationskurve, z.B. 
TBT', normal (konkav zum Ursprung) verläuft. Ist z.B. in der 
Ausgangssituation durch eine stärkere Verbrauchsbesteuerung 
des Gutes Y der Punkt A erreicht worden und wird nun durch 
eine steuerliche Diskriminierung des Kapitaleinsatzes in der 
Produktion des Gutes X die Transformationskurve nach TOT' 
verschoben und im neuen Gleichgewicht der Punkt B realisiert, 
so haben sich die Grenzraten der Substitution und der Trans-
formation etwas aneinander angenähert, ohne daß sich das 
Wohlfahrtsniveau (U 1 ) verändert hat. Selbst wenn eine Ver-
174 
Abb. 3-4: Mehrbelastung durch Besteuerung 
der Faktoreinkommen 
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änderung der Steuerstruktur die Bedingung für die optimale 
Produktionsstruktur nicht verletzt, ist damit nichts über 
die Mehrbelastung ausgesagt. Dies zeigt ein Vergleich der 
Punkte P und Q. In beiden Punkten ist die Produktionsstruk-
tur optimal an die gesamtwirtschaftliche Nachfrage angepaßt, 
d.h. die Grenzrate der Transformation und die Grenzrate der 
Substitution sind gleich. Dennoch kommt es gegenüber der un-
verzerrten Ausgangssituation P zu einer Mehrbelastung, d.h. 
zu einer Reduzierung des Wohlfahrtsniveaus von U0 auf u1 . 
Es ist andererseits nicht gesagt, daß ein Eingriff in das 
Steuersystem, der zu einer Ausdehnung der gesamtwirtschaft-
lichen Produktionsmöglichkeiten führt, mit einem Wohlfahrts-
gewinn verbunden ist. Man vergleiche dazu die Punkte Q und 
Boder C und D. In B wird zwar ein höheres Produktionsniveau 
erreicht, aber das Wohlfahrtsniveau bleibt gegenüber Q unver-
ändert. Schließlich ist es sogar möglich, daß eine Verände-
rung der Steuerstruktur den Güterraum z.B. von TCT' auf TBT' 
erweitert, zugleich aber das Wohlfahrtsniveau von u1 auf u2 
senkt. Dies entspräche z.B. einer Bewegung von Q nach D. 
Um die Bedeutung einzelner Determinanten der Mehrbelastung 
zu analysieren, nehmen wir den in Abschnitt 3.1.dargestellten 
Ausdruck für die Mehrbelastung wieder auf (vgl. 3-18), wobei 
zunächst jedoch angenommen werden soll, daß nur die sektcir-
spezifischen Steuern auf die Faktoreinkommen variiert werden. 
Unter diesen Voraussetzungen ist 
A A 
3-47 Ro* dv nx DX [cK(tKX-tKY) + CL(tLX-tLY)] 
Neben der gesamtwirtschaftlichen Substitutionselastizität o*, 
deren Vorzeichen, wie im Anhang im einzelnen dargelegt wird, 
~ositiv ist, l) wird die Richtung der Veränderung des gesamt-
1) Vgl. die Erläuterungen zu Gleichung B-59 im Anhang. 
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wirtschaftlichen Realeinkommens durch die folgenden Einfluß-
größen bestimmt: 
die bestehende Verzerrung des Steuersystems (dV); 
die Ausgabenstruktur (nx); 
die Nachfrageelastizität (DX); 
die mit den bestehenden Faktor- und Kostenintensitäten 
gewichteten Substitutionselastizitäten im Produktionsbe-
reich, d.h. (vgl. B-50 und B-55): 









die Veränderung der Steuerstruktur (tKX' tKY' tLX' tLY). 
Es zeigt sich wiederum unmittelbar, daß unter der Voraus-
setzung eines neutralen Steuersystems - in diesem Fall ist 
dv = 0 - _keine Mehrbelastung entsteht. Dies ist nicht unbe-
dingt ein plausibles Ergebnis, wenn man bedenkt, daß es auch 
dann gilt, wenn das Steuersystem differenziert wird, denn es 
war ja mehrfach gezeigt worden, daß die Einführung von Ver-
zerrungen auf den Faktormärkten zu einer·Einschränkung der 
Produktionsmöglichkeiten führen muß. Es ist jedoch frag-
lich, ob dv alle Verzerrungen adäquat wiedergeben kann, denn 
es ist, wie ebenfalls gezeigt wurde, durchaus möglich, daß 
das Produktionsoptimum verzerrt ist, weil die Grenzraten der 
Faktorsubstitution in unterschiedlichen Industrien voneinan-
der abweichen (Hf# 0), daß aber gleichzeitig die Produktions-
struktur, d.h. die Anpassung der Nachfrage an das Angebot, 
optimal ist, weil die Grenzrate der Transformation und die 
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Grenzrate der Substitution miteinander übereinstimmen, so daß 
dv = O ist. Der damit verbundene "shrinkage effect", der in 
Abbildung 3-4 z.B. durch die Bewegung von P nach Q angezeigt 
wird und offensichtlich mit einer Mehrbelastung einhergeht, 
wird durch die Formel 3-47 nicht erfaßt. 
An diesem Beispiel wird wiederum die beschränkte Aussage-
fähigkeit der Marginalanalyse sichtbar: Die mit dem "shrinkage 
effect" verbundene Mehrbelastung ist formal ein Problem "zwei-
ter Ordnung", wenn im Ausgangsgleichgewicht entweder ein neu-
trales Steuersystem besteht oder wenn die ?roduktionsstruktur 
unverzerrt ist, und zwar auch dann, wenn die Besteuerung der 
Faktoreinkommen gleichzeitig Verzerrungen des Produktions-
optimums beinhaltet. Es genügt also nicht, wie beispielsweise 
im Zusammenhang mit der Harbergerschen Inzidenzanalyse ver-
schiedentlich behauptet wird, anzunehmen, daß im Ausgangs-
gleichgewicht bereits "distortions" vorhanden sind. 11 Diese 
(falsche) Schlußfolgerung basiert auf der.Beobachtung, daß 
bei der Annahme einer einzigen Verzerrung - meist ist dies 
im Harbergerschen Modell die Steuer auf die Kapitaleinkommen 
in einem bestimmten Wirtschaftszweig - eine Mehrbelastung zum 
Vorschein kommt. In einem solchen Fall werden immer zugleich 
das Produktionsoptimum und die Produktionsstruktur verzerrt. 
Bei der Analyse komplexerer Steuersysteme ist aber (zumindest 
theoretisch) nicht auszuschließen, daß das Produktionsoptimum 
verzerrt ist, ohne daß die optimale Anpassung der Angebots-
struktur an die Nachfragestruktur (bei insgesamt niedrigerem 
gesamtwirtschaftlichem Realeinkommen) behindert wird. Nur bei 
einer diskreten Analyse der Veränderungen des Steuersystems 
1) Vgl. McLure (1975), S. 154; Ballentine/Eris (1975), passim. 
Vandendorpe/Friedlaender schwächen ihre Aussage zu dieser 
Problematik etwas ab, ohne dies näher zu begründen: "When 
initial taxes are nonneutral ... there will be, in general, 
a nonzero welfare impact". Vandendoroe/Friedlaender (1976), 
S. 216 (Hervorhebung nicht im Original). 
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zeigen sich dann die Auswirkungen auf das gesamtwirtschaft-
liche Realeinkommen. 1 l 
Sind die Preisrelationen auf den Faktormärkten bereits im 
Ausgangszustand durch das Steuersystem so verzerrt, daß 
dv ~ 0 ist, so kommen die oben aufgelisteten Determinanten 
(vgl. 3-47) auch in der Marginalanalyse zur Geltung. Wenn 
die Nachfrage normal reagiert (DX < 0), hängt das Vorzeichen 
der Mehrbelastung nur davon ab, wie das bestehende Steuer-
system gestaltet ist und ir. welcher Richtung es ~ich verändert. 
Grundsätzlich läßt sich immer ein Zusatznutzen (R > 0) er-
reichen, wenn die Besteuerung der Faktoreinkommen in dem gerin-
ger belasteten Wirtschaftszweig eindeutig vers!Mrkt wird. Da-
gegen tritt grundsätzlich eine Mehrbelastung (R < O) ein, wenn 
die Steuern auf die bereits (eindeutig) höher belasteten Fak-
toreinkommen noch erhöht werden. Der erste Fall soll mit Hilfe 
des Beispiels 1, ~. 153, das wir hier der Einfachheit halber 
noch einmal wiederqeben, kurz erläutert werden: 
Beispiel: 0,55; 
tLY 0,45; 
Hf " 0,17; 
0,35 
tLX O, 30 
dV " - 0,44 - 0,17 dFS < 0 
Die durchgehend höhere Besteuerung der Faktoreinkommen in 
dem Sektor Y führt dazu, daß der relative Preis für das 
Gut X niedriger ist als die Grenzrate der Transformation, 
so daß dv < 0 ist. Werden nun die Steuersätze auf die Faktor-
einkommen in dem Wirtschaftszweig X erhöht, so ergibt sich 
daraus eindeutig ein Wohlfahrtsgewinn, weil eine Annäherung 
an die (pareto-)optimale Produktionsstruktur erreicht wird. 
1) Auf diese Schwäche der Marginalanalyse wurde bereits in 
allgemeiner Form in den Abschnitten 2.7.4., insbes. S. 92 -
94, und 3.1., insbes. S. 102 - 105, hingewiesen. Der hier 
vorliegende Fall ist insofern speziell, als Verzerrungen 
im Ausgangsgleichgewicht bereits vorhanden sind, aber in 
dem betreffenden Indikator (dv in Gleichung 3-47) nicht 
zum Ausdruck kommen. 
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Das folgende Beispiel zeigt, daß die Verhältnisse nicht 









dV = 0,33 + 0,48 dFS > 0 
Obwohl die Besteuerung der Faktoreinkommen keine eindeutige 
Belastung zu Ungunsten eines der beiden Wirtschaftszweige 
erkennen läßt, ist die Produktionsstruktur zu Lasten des 
Gutes X verzerrt. Der relative Preis des Gutes X ist höher 
als die Grenzrate der Transformation <¾ > O). Zwar steigt 
das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen (R > O), wenn die 
Steuern auf die Faktoreinkommen in dem Wirtschaftszweig Y 
erhöht werden, weil dadurch die Anpassung der Produktions-
struktur an die Nachfragestruktur verbessert wird. Würde man 
dagegen den Steuersatz auf die Arbeitseinkommen in dem Sek-
tor X erhöhen, so hätte man damit zwar die Verzerrung auf 
dem Arbeitsmarkt vermindert. Dennoch müßte man mit einer 
Mehrbelastung rechnen (R < O), denn die Verzerrung auf dem 
Kapitalmarkt erhielte dadurch ein größeres Gewicht. Nicht 
nur bei der Analyse des bestehenden Steuersystems, sondern 
auch bei der Veränderung irgendwelcher Abgabearten, muß man 
daher die Gesamtheit der vorhandenen Steuern und ihre Aus-
wirkungen auf die Allokation der Ressourcen berücksichtigen. 
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3.6 Einige Schlußfolgerungen 
Bei der Effizienz des Steuersystems sind zwei Ebenen zu 
unterscheiden: Die Erhebung spezieller Verbrauchsteuern 
bzw. sektoral differenzierter Steuern auf die Faktorein-
kommen verletzt entweder die Bedingung für die optimale 
Produktionsstruktur und/oder die Bedingungen einer (pareto-) 
optimalen Faktorallokation, wobei die Verzerrungen teilweise 
unterschiedlicher Natur sind. Spezielle Verbrauchsteuern 
stellen eine direkte Intervention in die Präferenzen der 
privaten Haushalte als Nachfrager dar. Spezielle Faktor-
steuern dagegen beeinträchtigen - sofern sie sektoral diffe-
renziert werden - die optimale Faktorsubstitution zwischen 
den einzelnen Wirtschaftszweigen. Ihre Wirkung ist aller-
dings der spezieller Verbrauchsteuern insofern ähnlich 
(bzw. in bestimmten Fällen sogar vollständig äquivalent), 
als sie in der Tendenz ebenfalls die optimale Anpassung der 
Angebots- an die Nachfragestruktur durch eine Verzerrung der 
Grenzrate der Transformation behindern. 
Die Verletzung der Optimalbedingungen ist nur die eine Seite 
der Effizienz, die damit verbundenen Auswirkungen auf das ge-
samtwirtschaftliche Realeinkommen - die Mehrbelastung - stellt 
die zweite Ebene des Effizienzproblems dar. Unter den engen 
Prämissen unseres Modells haben allgemeine Einkommen- und 
Verbrauchsteuern keine negativen Auswirkungen auf das gesamt-
wirtschaftliche Realeinkommen. Dies gilt ebenfalls für spezi-
elle Steuern auf bestimmte Faktoreinkommen (Arbeits- und Kapi-
taleinkommen), solange sie nicht sektoral differenziert werden. 
Durch die Voraussetzungen eines konstanten gesamtwirtschaft-
lichen Faktorangebots sind Substitutionswirkungen in diesem 
Bereich ausgeschlossen, wenngleich mit der Besteuerung be-
stimmter Faktoreinkommen auch Preiswirkungen verbunden sind, 
die zu einer Einkommensumverteilung führen. 
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Bei der Erhebung spezieller Verbrauchsteuern läßt sich eine 
Verbesserung der Allokation der Ressourcen dadurch erreichen, 
daß die unterschiedlichen Verbrauchsteuersätze einander an-
genähert werden. Dies wäre ein Argument zur Rechtfertigung 
eines einheitlichen Verbrauchsteuersatzes. Geht man jedoch 
davon aus, daß Steuern auf Faktoreinkommen erhoben werden, 
die die Allokation der Ressourcen ebenfalls verzerren, so ist 
eine eindeutige Aussage zugunsten der Anwendung eines einheit-
lichen Steuersatezs auf den privaten Verbrauch nicht mehr 
möglich. In einem komplexeren Steuersystem kann es also durch-
aus allokationspolitisch wünschenswert sein, das System der 
Verbrauchsbesteuerung stärker zu differenzieren. Es bedarf 
dazu nicht der in der Theorie optimaler Besteuerungsformen 
häufiger verwendeten Annahmen spezieller Substitutions- und 
Komplementaritätsbeziehungen zwischen Konsumgütern und Frei-
zeit. 
Bei einer sektoral differenzierten Besteuerung der Faktorein-
kommen treten Verzerrungen anderer Art auf als bei speziellen 
Verbrauchsteuern. Da die gesamtwirtschaftlichen Produktions-
möglichkeiten nicht optimal genutzt werden können, sinkt das 
Produktionsniveau (trotz einer konstanten gesamtwirtschaft-
lichen Faktorausstattung). Außerdem können Faktor- und/oder 
Kostenintensitätsumschläge eintreten, so daß die Angebotsreak-
tionen in den einzelnen Wirtschaftszweigen pervertiert werden. 
Mit einem steigenden relativen Preis des jeweiligen Konsum-
gutes ist in einem solchen Fall ein abnehmendes Angebot ver-
bunden. Der Versuch, zwischen den ("normalen" oder "anomalen") 
Angebotsreaktionen und dem Verlauf der Transformationskurve 
eine eindeutige Beziehung herzustellen, muß scheitern. Selbst 
unter der verschärften Prämisse, daß die Faktorsubstitutions-
elastizitäten in allen Wirtschaftszweigen gleich und konstant 
sind, kann der Verlauf der Transformationskurve auch dann vom 
normalen (konkaven) Verlauf abweichen, wenn die Besteuerung 
der Faktoreinkommen nicht zu anomalen Angebotsreaktionen führt, 
und umgekehrt. Insgesamt ist es daher letztlich nicht mehr 
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überraschend, daß sich bezüglich der Mehrbelastung keine 
einfachen bzw. eindeutigen Aussagen mehr ableiten lassen. 
Da sich die faktorspezifischen Verzerrungen mit den sektor-
spezifischen Verzerrungen überlagern, ist bereits die Zu-
standsbeschreibung, nämlich die Antwort auf die Frage, zu 
Lasten welches Wirtschaftszweiges das bestehende Steuer-
system verzerrt ist, verhältnismäßig komplex. Bei partiellen 
Änderungen des Steuersystems kann daher der Fall eintreten, 
daß das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen sinkt, obwohl 
die Verzerrung der Faktorpreisrelationen auf einem der Teil-
märkte verringert wird. Andererseits kann man aus einer Er-
weiterung der gesamtwirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten, 
die beispielsweise durch eine Verminderung der Verzerrungen 
auf den Faktormärkten herbeigeführt wird, nicht direkt darauf 
schließen, daß die Mehrbelastung abnimmt. Denn es ist durch-
aus möglich, daß die Umstrukturierung der gesamt~irtschaft-
lichen Produktion zugleich die Abstimmung zwischen der Pro-
duktions- und der Nachfragestruktur verschlechtert, so daß 
schließlich ein niedrigeres gesamtwirtschaftliches Realein-
kommen erreicht wird. Auf keinen Fall ist es bei komplexen 
Steuersystemen angebracht, die Effizienzanalyse ausschließ-
lich auf einzelne Steuern auszurichten. Vielmehr werden der 
Umfang und die Richtung der Mehrbelastung durch die Gesamt-
heit der vorhandenen Steuern und ihre Auswirkungen auf die 
Allokation der Ressourcen beeinflußt. 
Ist es angesichts dieser Ergebnisse sinnvoll, bestimmte For-
men der Besteuerung im Hinblick auf ihre Allokationswirkun-
gen als besonders günstig oder besonders nachteilig anzusehen? 
Diese Frage, die in der Diskussion zu dem Thema "Direkte ver-
sus indirekte Steuern" immer wieder gestellt wird, 1 ) muß man 
1) Vgl. Kitterer (1982b). 
183 
letztlich verneinen. Nicht nur die speziellen Verbrauchsteuern 
führen zu unerwünschten Substitutionseffekten. Vielmehr können 
solche Wirkungen auch bei der direkten Besteuerung der Faktor-
einkommen auftreten. In der steuerpolitischen Wirklichkeit 
existieren so vielfältige Durchbrechungen von allgemeinen 
Prinzipien, daß selbst bei den beiden großen Säulen des Steuer-
systems, der allgemeinen Einkommensteuer und der allgemeinen 
Verbrauchsteuer, die allokationspolitische Beurteilung nicht 
immer zugunsten der direkten Steuern ausfällt. 11 
Bei der Diskussion der Modellergebnisse muß man auch die Frage 
beantworten, welche grundsätzliche Bedeutung den speziellen 
allokationspolitischen Zielsetzungen beizumessen ist. Denn 
das Modell ist in diesem Punkt sehr allgemein gehalten. Die 
gesarntwi_rtschaftliche Wohlfahrtsmaximierung ist zu abstrakt, 
als daß sie als reale wirtschafts- oder finanzpolitische Ziel-
kategorie gelten könnte. Nicht zuletzt aus diesem Grunde neigt 
die Finanzwissenschaft wohl dazu, die Neutralität des Steuer-
systems, wie in Abschnitt 3.2. dargestellt wurde, negativ ab-
zugrenzen, und zwar als Vermeidung von Eingriffen in den 
rnarktrnäßigen Wettbewerbsmechanismus, sofern sie nicht aus 
speziellen allokationspolitischen Gründen erwünscht sind, 
kurz: als Vermeidung unbeabsichtigter Substitutionseffekte. 
Was ist aber von den beabsichtigten Substitutionswirkungen 
des Steuersystems zu halten, die sich ja (unter den gegebenen 
Prämissen des Modells) nur durch eine sektoral differenzierte 
Besteuerung des privaten Verbrauchs oder der Faktoreinkornrnen 
erreichen lassen? Führen sie auch zu Verzerrungen und zu einer 
1) So vertritt z.B. Andel die Auffassung, "daß unter alloka-
tionspolitischen Gesichtspunkten die Einkommensteuer in 
der in der Bundesrepublik praktizierten Form wohl kaum 
günstiger zu beurteilen ist als die große Alternative, die 
allgemeine Verbrauchsteuer in der heute praktizierten Form 
der Mehrwertsteuer vorn Konsumtyp." Andel (1980), S. 400. 
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Senkung der Realeinkommen oder dienen sie nicht eher der Ent-
zerrung unerwünschter Marktverhältnisse und damit der Wohl-
fahrtssteigerung? 
Wir wollen bei der Beantwortung dieser Frage exemplarisch 
vorgehen und zunächst das Beispiel demeritorischer Abgaben 
im gesundheitspolitischen Bereich, nämlich die speziellen 
Verbrauchsteuern auf Tabak und Alkohol, betrachten. Angenom-
men, in unserem Zwei-Konsumgüter-Modell sei die Gruppe der 
die Volksgesundheit gefährdenden Güter durch X dargestellt 
und außer der speziellen Steuer auf den Verbrauch von X 
existierten nur allgemeine (neutrale) Einkommen- und Ver-
brauchsteuern. Wie man leicht sehen kann (vgl. 3-18), führt 
die Erhöhung der speziellen Verbrauchsteuer auf X zu einer 
Mehrbelastung, die allerdings umso niedriger ist, je geringer 
die Nachfrageelastizität DX und je geringer der Anteil dieses 
Gutes an den gesamten Ausgaben für den privaten Verbrauch ist. 
Ob es sich allerdings tatsächlich um eine Mehrbelastung han-
delt, hängt davon ab, wie die jeweilige allkationspolitische 
Zielsetzung bewertet wird. Wenn man, wie Neumark und (in ähn-
licher Form) Schmidt, die Auffassung vertritt, das gesundheits-
politische Argument sei nur vorgeschoben, die genannten Steu-
ern seien eben wegen ihrer fiskalischen Ergiebigkeit zu recht-
fertigen, 1 ) so ist der damit verbundene Eingriff in die Prä-
ferenzen der Konsumenten mehr oder weniger willkürlich und 
ihre Steuerlast könnte durch die Erhebung einer allgemeinen 
Verbrauchsteuer verringert werden. Wenn man andererseits der 
Meinung ist, die Ergiebigkeit verhaltenslenkender Steuern 
dieser Art dürfte keine Rolle spielen, vielmehr müsse der 
Steuersatz gerade so festgelegt werden, daß der gesundheits-
schädigende Konsum dieser Güter in dem gewünschten Ausmaß ge-
1) Vgl. Neumark (1970), S. 392; Schmidt (1980), S. 155 f. 
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drosselt werde, 1 ) so handelt es sich, sofern der gewünschte 
Effekt eintritt, um eine Korrektur des aus übergeordneten Ge-
sichtspunkten verfälschten Marktprozesses, denn es werden 
durch den Staatseingriff jene Preisrelationen hergestellt, 
die der Realisierung gesundheitspolitischer Zielsetzungen an-
gemessen sind. In diesem Sinne handelt es sich im Gegensatz 
zur Mehrbelastung um einen Wohlfahrtsgewinn, 2 > und die ent-
sprechende Steuerstruktur (allgemeine Einkommen- und/oder Ver-
brauchsteuern einschließlich der allokationspolitisch moti-
vierten speziellen Verbrauchsteuern) wäre in dem Sinne "neu-
tral", als sie der gesellschaftlichen Wohlstandsmaximierung 
dient. 3 > 
Es wird jedoch wohl zu Recht eingewandt, daß es höchst zwei-
felhaft ist, ob eine Regierung das Ziel einer Zurückdrängung 
des Konsums gesundsheitsgefährdender Genußmittel tatsächlich 
mit Hilfe der Steuerpolitik erreichen kann. Gerade die ge-
1) Vgl. Haller (1981), S. 362. 
2) Vgl. a. Hansmeyer u.a. (1980), S. 781, die aus dem ge-
nannten Grund von einem "Zusatznutzen" sprechen. 
3) Friedlaender/Due haben die Problematik in der Weise for-
malisiert, daß der Staat hinsichtlich des Konsums der je-
weiligen Güter eine Präferenzfunktion hat, die von den Prä-
ferenzen der privaten Haushalte abweicht. Da in unserem 
Beispiel die private Bewertung des Gutes X zu niedrig ist, 
muß dieses Gut höher besteuert werden, weil die Privaten 
andernfalls zu viel davon konsumieren würden. Ein Steuer-
system mit einer speziellen Verbrauchsteuer auf das Gut X 
ist demnach optimal. Vgl. Friedlaender/Due (1972), s. 316-
318. In Abbildung 2-2, s. 29, ist ein solches Optimum dar-
gestellt. Durch die Erhebung einer speziellen Verbrauch-
steuer wird die private Nachfrage von Q nach R zurückge-
drängt. Wenn man annimmt, U sei die Präferenzfunktion der 
Regierung, die durch R verl~ufende Indifferenzkurve stelle 
dagegen die Präferenzen der privaten Haushalte dar, so liegt 
ein Optimum vor, in dem die Privaten das Gut X höher be-
werten als die Regierung. Diese Modellwelt hat allerdings 
einen etwas unangenehmen Beigeschmack: Die Regierung muß 
die demeritorischen Güter (Tabak und Alkohol) selbst kon-
sumieren. 
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ringe Preiselastizität der Nachfrage mit einem entsprechend 
niedrigen Mengeneffekt bei solchen Gütern zeigt ja die Faden-
scheinigkeit des gesundheitspolitischen Argumentes. 1> Zwar 
wird man kaum leugnen können, daß die Verbraucher auf steuer-
bedingte Preiserhöhungen mit einer Einschränkung ihres Kon-
sums reagieren, 2 > aber die Vermutung ist sicherlich nicht 
ganz falsch, daß die Konsumminderung gerade bei den gesund-
heitlich am stärksten gefährdeten Rauchern und Trinkern am 
geringsten ist, so daß trotz des Nachfragerückgangs die ge-
sundheitspolitische Zielsetzung verfehlt wird. 3 ) Für den Kreis 
der gesunden und auch nicht gefährdeten Trinker und Raucher 
handelt es sich dann nach wie vor um eine Mehrbelastung. 
Nun gibt es allerdings auch Autoren, die die allokationspoli-
tische Zielsetzung spezieller Verbrauchsteuern weniger in ei-
ner generellen Verhaltenslenkung, sondern in der Internali-
sierung externer Effekte sehen. Da die öffentliche Hand er-
hebliche Mittel für die Behandlung von Gesundheitsschäden 
bereitstellen muß, die im Gefolge des Tabak- und Alkoholge-
nusses auftreten, wird die optimale Güterallokation dadurch 
hergestellt, daß den Verursachern die spezifischen Kosten 
der öffentlichen Gesundheitsleistungen durch spezielle Tabak-
1) Vgl. Schmidt (1980), S. 155 f. 
2) Nach den Berechnungen des Ifo-Instituts hatte die Erhöhung 
der Tabaksteuer für industriell gefertigte Zigaretten um 
rund 16 % einen Rückgang des Zigarettenabsatzes um etwa 10 % 
zur Folge. zugleich ergaben sich aber auch beachtliche Sub-
stitutionsprozesse. So nahm z.B. der Absatz der aus Fein-
schnitt hergestellten Zigaretten (mit einem geringeren 
Steueranteil) um rund 141 % zu. Vgl. Körner (1981), S. 27 f. 
3) Vgl. a. Hansmeyer u.a. (1980), S. 734; Pohmer (1981a), 
s. 285. 
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und Alkoholsteuern aufgebürdet werden. l) Das Argument, die 
gesundheitspolitische Zielsetzung könne nicht erreicht wer-
den, weil sich der Konsum nicht in dem gewünschten Ausmaß 
drosseln läßt, wird in diesem Zusammenhang hinfällig, "so-
fern nur die Besteuerung tatsächlich alle externen Kosten, 
auch wenn sie immaterieller und psychischer Natur sind, voll 
herücksichtigt. Die geringe Mengenreduktion ist dann ledig-
lich Ausdruck dafür, daß die Nutzeneinschätzungen der Ver-
braucher ungleich intensiver sind als alle externen Schadens-
empfindungen Dritter." 2 ) 
Wir wollen hier nicht die Diskussion bzw. die Kontroversen 
um die Zweckmäßigkeit von Pigou-Steuern vertiefen, 3 ) sondern 
nur darauf hinweisen, daß eine solche allokationspolitische 
Begründung grundsätzlich zur Rechtfertigung einer güter-
oder sektorspezifischen Differenzierung des Steuersystems 
herangezogen werden kann und auch in diesem Sinne nicht jede 
Abweichung von der allgemeinen Besteuerung bereits eine Mehr-
belastung bedeutet. Freilich muß die Internalisierung exter-
ner Effekte des Tabak- und Alkoholkonsums zu einer anderen 
Lösung führen als dies bei einer ausschließlichen Verhaltens-
lenkung der Fall wäre. zumindest in großen Umrissen müßte ge-
klärt sein, welche Kosten tatsächlich entstehen und interna-
lisiert werden sollen, denn davon hinge die Festlegung der 
Bemessungsgrundlage und die Tarifgestaltung ab. So bedeutsam 
die Verbrauchsbesteuerung in ihrem quantitativen Niveau auch 
sein mag, so ist nicht ersichtlich, daß die Klärung solcher 
Beziehungen irgendwo ernsthaft unternommen würde. Als gene-
relle Rechtfertigung für die Erhebung spezieller Verbrauch-
steuern (oder auch spezieller Faktorsteuern) erscheint es 
ohnehin problematisch, lediglich auf die Optimalität einer 
Internalisierung externer Effekte zu verweisen. Denn damit 
1) Vgl. Pollak (1980), S. 191 f., S. 197 und S. 199. 
2) Pollak (1980), S. 199. 
3) Vgl. dazu Sohmen (1976), Kap. 7, insbesondere Abschnitt 7; 
Pollak (1980), S. 199 - 201. Schmidt (1980), S. 156 - 159. 
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ließe sich unter anderem auch begründen, daß der Drogenver-
brauch nicht verboten, sondern nur höher besteuert werden 
müßte, um die Beseitigung seiner gesundheitsschädlichen Fol-
gen finanzieren bzw. die von externen Effekten Betroffenen 
entschädigen zu können. Selbst wenn dies prinzipiell möglich 
wäre, bliebe immer noch die Frage offen, ob die Internali-
si8rung externer Kosten tatsächlich der gesellschaftlichen 
Zielsetzung entspricht oder ob nicht vielmehr andere Instru-
mente als die Steuerpolitik zur Beseitigung von Alkoholismus 
und Drogensucht eingesetzt werden sollten. 
Es gibt einen zweiten Kreis von Steuern, die sektoral (und 
auch nach anderen Gesichtspunkten) differenziert sein können, 
und deren Bedeutung für die optimale Allokation der Ressourcen 
nicht unterschätzt werden darf. Gemeint sind jene Formen der 
Besteuerung, die äquivalenztheoretisch gerechtfertigt werden. 
Zwar hat das Äquivalenzprinzip viele verschiedene Ausprägungen 
- Nutzenäquivalenz, Kostenäquivalenz, gruppenmäßige Äquiva-
lenz 1 ) - und ist insofern umstritten, als es bei der Diskus-
sion um Normen für eine gerechte Steuerlastverteilung in ei-
nem gewissen Spannungsverhältnis zum Leistungsfähigkeitsprin-
zip gesehen wird. 2 ) Bei allen Divergenzen in den Ansichten 
herrscht aber zumindet Einigkeit darüber, daß es bestimmte 
öffentliche Leistungen gibt, bei denen die Anwendung des 
1) Vgl. Haller (1981), S. 16 - 42. 
2) Es ist durchaus geboten, sich bei dem angedeuteten Span-
nungsverhältnis sehr vorsichtig auszudrücken. Während offen-
sichtlich Haller das Leistungsfähigkeitsprinzip als Grund-
form für die (politisch zu bestimmende) Steuerlastvertei-
lung ansieht, (vgl. Haller (1980), S. 182) gebührt nach 
Timm zumindest "von der Konzeption und der Logik her" dem 
Äquivalenzprinzip der unzweifelhafte Vorzug" ('l'imm ( 1981), 
s. 185). Wittmann möchte dem Äquivalenzprinzip nicht nur 
einen logischen, sondern auch einen faktischen Primat ein-
räumen und beides (Allokation und Distribution) instrumen-
tal möglichst weitgehend voneinander trennen (vgl. Wittmann 
Fortsetzung der Fußnote nächste Seite. 
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Äquivalenzprinzips gerechtfertigt erscheint. Als Standard-
beispiele werden immer wieder die Kraftverkehrsabgaben (Mine-
ralölsteuer und Kraftfahrzeugsteuer) als Äquivalent für die 
Inanspruchnahme des Straßennetzes und der Verkehrssicherungs-
einrichtungen und gewisse Kommunalabgaben (Grundsteuern, Ge-
werbesteuern) zur Finanzierung der den lokalen Nutzern zur 
Verfügung stehenden Bestandteile der kommunalen Infrastruktur 
angeführt. 1 ) Sie können eine sektorale Differenzierung des 
Steuersystems bewirken, indem sie entweder - wie beispiels-
weise die von den Unternehmen zu zahlenden Kraftfahrzeug-
und Mineralölsteuern bzw. die Gewerbesteuern - spezielle Pro-
duktionsmittel belasten, die in den einzelnen Wirtschafts-
zweigen in unterschiedlichem Umfang eingesetzt werden oder 
indem sie - wie die von den privaten Haushalten zu zahlenden 
Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuern - bestimmte Ausgabearten 
des privaten Verbrauchs belasten und somit den speziellen 
Verbrauchsteuern vergleichbar sind. In dem Maße, in dem die 
genannten Abgaben der Idealvorstellung des Äquivalenzprinzips 
nahekommen, weil sie den (gewerblichen oder nicht-gewerb-
lichen) Nutznießer gerade in Höhe des auf ihn entfallenden 
Vorteils ("benefit") belasten, handelt es sich trotz der Dif-
Fortsetzung der Fußnote 2), S. 190 
(1979)). Pohmer neigt andererseits dazu, den Gegensatz zu-
mindest insoweit aufzulösen, als seiner Auffassung nach 
auch die (nutzen- und kostenorientierten) Äquivalenz-
theorien Maßstäbe für die steuerliche Leistungsfähigkeit 
liefern (vgl. Pohmer (1981a), S. 280). Die Reinterpreta-
tion beider Prinzipien der Steuerlastverteilung durch 
Pfähler zeigt schließlich, daß es tatsächlich Ähnlich-
keiten (ja sogar Identitäten) gibt, allerdings (verständ-
licherweise) am ehesten dann, wenn die betroffenen Indi-
viduen identische Nutzenfunktionen haben bzw. identischen 
Nutzen aus der Staatstätigkeit ziehen. (Vgl. Pfähler 
(1978), Abschnitt IV). Zu den Prinzipien im allgemeinen 
vgl. a. Krause-Junk (1977) und Schmidt (1980), s. 136 - 151. 
1) Vgl. z.B. Neumark (1970), S. 390 (Die Behauptung Wittmanns, 
1979), S. 287, daß in dem "idealen" Steuersystem von 
Neumark keine Abgaben nach dem Äquivalenzprinzip enthal-
ten seien, ist unzutreffend). Vgl. a. Haller (1981), S. 363 f. 
Hansmeyer u.a. (1980), S. 727 - 729. 
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ferenzierung (bzw. gerade deswegen) nicht um eine Wettbe-
werbsverzerrung,sondern vielmehr um die Realisierung eines 
Optimums. Denn die Finanzierung solcher Leistungen über all-
gemeine Einkommensteuern käme gerade wegen der unterschied-
lichen Zurechenbarkeit der Nutzen einer Verzerrung gleich. 1 ) 
Die äquivalenztheoretische Rechtfertigung garantiert aller-
dings noch nicht, daß die entsprechenden Steuern in der Reali-
tät auch vollkommen mit diesem Prinzip übereinstimmen (können). 
Es bedarf nicht nur geeigneter Indikatoren, 2 ) sondern es müs-
sen auch konfligierende Zielsetzungen (nicht nur allokative) 
berücksichtigt werden. Sofern diese Schwierigkeiten zu einer 
Abweichung von dem Ideal des Äquivalenzprinzips führen, sind 
die entsprechenden Steuern zumindest insofern allokationspo-
litisch als suboptimal (und damit auch nicht als neutral) an-
zusehen,als sie über die von der Praktikabilität gesetzten 
Grenzen hinaus mit unbeabsichtigten und vermeidbaren Substi-
tutionswirkungen verbunden sind. Das Standardbeispiel bilden 
auch hier wiederum die Gewerbesteuern, deren Abschaffung ge-
rade wegen ihrer wettbewerbsverzerrenden Wirkungen und ihrer 
nur unvollkommenen äquivalenztheoretischen Begündung im Be-
reich des kommunalen Finanzsystems immer wieder gefordert 
wird. 3 ) 
1) Ganz ohne Einschränkung kann man auch diese Behauptung 
nicht stehen lassen. Es hängt eben alles von den Prämissen 
ab. In vielen Untersuchungen, in denen die Separabilität 
der Nutzen öffentlicher und privater Güter sowie identische 
Nutzenfunktionen bzw. identische Nutzen aus öffentlichen 
Leistungen unterstellt werden, kann man unter speziellen 
Annahmen über die Form der Nutzenfunktion bzw. über den 
Grenznutzen des Einkommens auch verschiedene Einkommen-
steuertarife rechtfertigen. Vgl. Aaron/McGuire (1970), 
Maital (1973), Pfähler (1978), Kap. IV, passim; Keller 
(1980), Abschnitt 8. Auch in der finanzpolitischen Praxis 
wird die Erhebung von allgemeinen Einkommensteuern (zu-
mindest partiell) mit dem Äquivalenzprinzip gerechtfertigt, 
so z.B. bei der Beteiligung der Kommunen an der Einkommen-
steuer. Vgl. Wissenschaftlicher Beirat (1982), Abschnitt 6. 
2) Zur Diskussion geeigneter Indikatoren vgl. beispielsweise 
für die Kraftverkehrsabgaben Fox (1982) und für die Gemein-
desteuern Wissenschaftlicher Beirat (1982). 
3) Vgl. Wissenschaftlicher Beirat (1982), Abschnitt 2.3. 
1 91 
Diese nur unvollkommenen Hinweise sollten verdeutlichen, daß 
nicht jede Form der Besteuerung, die die Einkommensverwendung 
oder Entstehung sektoral "diskriminiert",von vornherein als 
eine Verzerrung der Konsumgüter- oder der Faktormärkte ver-
standen werden kann, und daß daher auch nicht jede Verände-
rung solcher Steuern mit einer Mehrbelastung verbunden ist. 
Im Gegenteil: Sofern der Staat spezielle allokationspolitische 
Zielsetzungen verfolgt, dient dies tendenziell der Maximie-
rung der gesellschaftlichen Wohlfahrt. Gleichzeitig sollte 
jedoch betont werden, daß die Vorgabe solcher Ziele durch die 
Finanzpolitik einer kritischen Uberprüfung bedarf. Ein ab-
schließendes Urteil ist aber ohnehin noch zu früh, weil der 
Staat nicht nur Allokationsziele verfolgt. Zu den zentralen 
Zielsetzungen und Implikationen der Steuerpolitik gehören 
ihre Verteilungswirkungen, die im nächsten Abschnitt unter-
sucht werden sollen. 
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4. Verteilungswirkungen des Steuersystems 
4.1. Inzidenz und Steuerlastverteilung 
In Abschnitt 2.7. war gezeigt worden, daß die Veränderung der 
Einkommensumverteilung unter den einschränkenden Annahmen des 
Modells durch eine Veränderung der relativen Netto-Faktor-
preise bestimmt wird. Denn bei konstanter gesamtwirtschaft-
licher Faktorausstattung entspricht die Veränderung des (in 
Preisen eines Numeraire-Gutes gemessenen, realen) Netto-Fak-
toreinkommens der Veränderung des relativen Preises des je-
weiligen Faktors. Dabei wird ausschließlich der Einfluß der 
Steuerpolitik auf die funktionale Einkommensverteilung be-
trachtet. 
Der Zusammenhang zwischen Einkommensverteilung und Steuerlast 
soll nun für das Zwei-Sektoren-Modell präzisiert werden, wo-
bei zwei Gruppen von Einkommensempfängern - Bezieher von Löhnen 
und Gewinnen (bzw. Kapitaleinkünften) - zu unterscheiden sind. l) 
Es geht insbesondere darum,die Eckpfeiler des Verteilungspro-
zesses, d.h. die volle Uberwälzung der Steuerlast auf eine 
der beiden Gruppen bzw. die Gleichverteilung der Steuerlast 
auf beide Grupp_en, zu bestimmen. 
zur Beschreibung der Verteilungswirkungen des Steuersystems 
gehen wir von der relativen Inzidenz aus. Dazu ist es notwendig, 
die gesamtwirtschaftliche und die gruppenspezifische Verände-
rung der Realeinkommen zueinander in Beziehung zu setzen. Denn 
die Veränderung der relativen Einkommenssituation verschiedener 
Gruppen privater Haushalte wird durch die Veränderung der 
jeweiligen (Real-)Einkommensanteile wiedergegeben. 
1) Vgl. dazu auch S. 18 f. Wir benutzen im folgenden der Ein-
fachheit halber häufiger die Begriffe "Lohnbezieher" und 
"Kapitalisten", ohne zu verkennen, daß einerseits diese 
Einteilung unter den heutigen Verhältnissen nicht in jedem 
Falle mit der Unterscheidung von Beziehern niedriger und 
hoher Einkommen übereinstimmt und daß andererseits die 
Bedeutung der Querverteilung zugenommen hat. 
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Es muß darauf hingewiesen werden, daß die einfache Zusammen-
führung gesamtwirtschaftlicher und einzelwirtschaftlicher 
Realeinkommensveränderungen vor dem Hintergrund wohlfahrts-
theoretischer Uberlegungen als sehr problematisch anzusehen 
ist. Da diese zusammenhänge in Abschnitt 2.7. bereits ange-
deutet wurden und im nächsten Kapitel eine eingehendere Ana-
lyse folgt, vernachlässigen wir in diesem Abschnitt die Ag-
gregationsprobleme und weisen nur auf die Annahmen hin, daß 
die durchschnittliche Ausgabeneigung aller Gruppen gleich 
groß ist und daß die Transferzahlungen des Staates auf alle 
Gruppen proportional verteilt sind. 1 > Denn dies sind die 
Voraussetzungen, die im folgenden explizit benötigt werden, 
um das Ergebnis der Steuerinzidenz ausschließlich auf die 
Veränderung der relativen Faktorpreise zurückzuführen. Der 
Schwerpunkt der Analyse der Verteilungswirkungen des Steuer-
systems liegt daher auf der Einkommensentstehungsseite, wäh-
rend unterschiedliche Verhaltensweisen auf der Einkommens-
verwendungsseite erst in Abschnitt 5 berücksichtigt werden. 
Bei gleichen durchschnittlichen Ausgabeneigungen (n~~n~=nx) 
und bei einer Gleichverteilung der staatlichen Transferzah-
lungen erhält man als (absolute) Veränderung der relativen 
Einkommenspositionen der Bezieher von Lohn- und Vermögens-














1) Vgl. Gleichung D-26 im Anhang. 
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Dabei sind e~ bzw. e~ die (nominalen) verfügbaren Einkommen 
der Lohnbezieher bzw. der Kapitalisten, während nL und nK die 
Faktoreinkommensanteile der beiden Gruppen darstellen (vgl. 
a. D-14). Mit Hilfe der Beziehungen in 4-1 läßt sich das Er-
gebnis der Steuerinzidenz verhältnismäßig einfach definieren: 
Steigt der relative Kapitalpreis, so werden durch den Eingriff 
in das Steuersystem die Kapitalisten begünstigt, und die Lohn-
bezieher tragen die Steuerlast. Sinkt dagegen der relative 
Kapitalpreis - dies ist gleichbedeutend mit einem Anstieg des 
Reallohnes-, so werden die Lohnbezieher begünstigt, und die 
Kapitalisten tragen die Steuerlast. 
Um den Uberwälzungs- oder Belastungsgrad für die beiden Grup-
pen zu bestimmen, soll die Steuerlast definiert werden als 
der Anteil des realen, d.h. in Einheiten des Numeraire-Gutes 
L gemessenen, Steueraufkommens T/P~ = G/P~ am realen verfüg-
baren Einkommen der privaten Haushalte: 
4-2 
Die Veränderung der realen Steuerlast ist daher 
4-3 
Die Steuerlast soll als vollständig (zu 100%) auf die Kapi-
talisten überwälzt gelten, wenn der Realeinkommensanteil die-
ser Gruppe um die zusätzliche, mit dem Einkommensanteil der 
Lohnbezieher gewichtete Steuerlast sinkt und der Realeinkom-
mensanteil der Lohnbezieher entsprechend zunimmt, d.h. wenn 
4-4 
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Das reale verfügbare Einkommen der privaten Haushalte bleibt 
in diesem Fall konstant, und das Steueraufkommen steigt pro-
portional zum relativen Kapitalpreis. Mit anderen Worten: Die 
Steuerlast wird vollständig auf die Kapitalisten überwälzt, 
wenn die prozentuale Senkung des relativen Kapitalpreises der 
(gewichteten) prozentualen Zunahme des realen Steueraufkom-
mens entspricht: 
4-5 
Die Lohnbezieher tragen dagegen die volle Steuerlast, wenn 
ihr Realeinkommensanteil um die zusätzliche Steuerlast sinkt 
und der Realeinkommensanteil der Kapitalisten entsprechend 
steigt, d.h. 
4-6 
Der Anstieg des realen verfügbaren Einkommens der privaten 
Haushalte ist in diesem Fall mit dem Anstieg des relativen 
Kapitalpreises identisch, und das :ea!e Steueraufkommen 
steigt um (G-P~) = [(1-nK)/(G/eN) ](PK-PL). Die Steuerlast wird 
also vollständig auf die Lohnbezieher überwälzt, wenn der Ka-
pitalpreis proportional zum realen Steueraufkommen ansteigt: 
4-7 
Eine Umstrukturierung des Steuersystems soll als verteilungs-
neutral angesehen werden, wenn sie beide Gruppen im gleichen 
Umfang trifft. Ein solcher Zustand tritt ein, wenn der rela-
tive Kapitalpreis konstant bleibt, so daß auch die Realein-
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komraensanteile der Lohnbezieher und der Kapitalisten konstant 
bleiben. Die Veränderung des Realeinkommensniveaus ist in 
diesem Fall für beide Gruppen gleich groß, denn unter Berück-
sichtigung der für beide Gruppen gleichen Ausgabeneigungen 
und der Gleichverteilung der staatlichen Transferzahlungen 
(vgl. D-26) erhält man (vgl. D-18): 
4-8 h L,K 
Eine verteilungsneutrale Steuerpolitik bedeutet demnach, daß 
der (für beide Gruppen gleiche) Belastungseffekt nur aus dem 
(primären) Bruttoeffekt der Veränderung der Realtransfers 
und der Steuersätze besteht. Außerdem ist zu beachten, daß 
es eine veiteilungsneutrale Veränderung des Steuersystems 
nur geben kann, wenn das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen 
zu- oder abnil!lillt. Andernfalls führt ein Realeinkommenszuwachs 
der einen Gruppe zu einer entsprechenden Senkung des Realein-
kommens der anderen Gruppe. 
Da diese Art der Messung der Verteilungsneutralität und der 
vollständigen Steuerüberwälzung einige Parallelen zu dem 
verbreiteten Harbergerschen Inzidenzmaß l) aufweist, soll ab-
schließend noch auf einen Interpretationsunterschied aufmerk-
sam gemacht werden, der sich am besten an dem Fall der Ver-
teilungsneutralität darstellen läßt. Harberger geht implizit 
von der Einkommensgleichung PLL +PKK+ G = eN aus, so daß 
sich die Faktoreinkommensanteile nL ~ PLL/eN, nK = PKK/eN 
und die Steuerlast G/eN zu Eins ergänzen. Bei verteilungsneu-
traler Umschichtung des Steuersystems sinken die Faktorein-
kommensanteile proportional zum zusätzlichen realen Steuer-
aufkommen: 
1) Vgl. dazu Harberger (1962), S. 226; Mieszkowski (1967), 
s. 254; Shoven/Whalley (1972), S. 293 f. und s. 305 f.; 
Atkinson/Stiglitz (1980), S. 177 f. und S. 194. 
4-9 G (G-P*) 
~ L 
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Der Rückgang der Faktoreinkommensanteile wird als der für 
beide Gruppen gleiche (und dadurch verteilungsneutrale) Ver-
lust an Realeinkommen interpretiert. Dem widerspricht aber 
(in unserem Modell) die Tatsache, daß das reale verfügbare 
Einkommen der privaten Haushalte um die zusätzlichen Real-
transfers des Staates steigt. Das vorgehen von Harberger 
(und anderen) kann nicht mit dem Hinweis gerechtfertigt wer-
den, daß das zusätzliche Steueraufkommen nicht an die priva-
ten Haushalte zurückgezahlt, sondern zur Finanzierung eines 
höheren Staatsverbrauchs verwendet wird. Wenn man nämlich 
einen solchen Fall von Budgetinzidenz unterstellt, so müßten 
Annahmen darüber gemacht werden, wem die zusätzlichen Staats-
leistungen zugute kommen. 
Abschließend soll darauf hingewiesen werden, daß wir in den 
folgenden Unterabschnitten grundsätzlich von der Budgetinzi-
denz ausgehen, und zwar auch dann, wenn mehrere Steuersätze 
geändert werden. steigt das Steueraufkommen, so fließt es in 
Form von Transferausgaben in voller Höhe wieder an die 
privaten Haushalte zurück. Eine Abnahme des Steueraufkommens 
führt dagegen zu einer entsprechenden Senkung der Transfer-
ausgaben des Staates. 
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4.2. Inzidenz und Mehrbelastung 
Bevor auf die Verteilungswirkungen einzelner Formen der Be-
steuerung näher eingegangen wird, soll in diesem Abschnitt 
der grundsätzliche Zusammenhang zwischen der Steuerinzidenz, 
d.h. den Verteilungswirkungen des Steuersystems, und der Mehr-
belastung, d.h. den gesamtwirtschaftlichen Effizienzwirkun-
gen des Steuersystems, aufgezeigt werden. Obwohl für diese 
Analyse die Gleichungen C-9 mit B-1 zur Verfügung stehen, 
wird hier ein anderer Weg beschritten, um gleichzeitig die 
Bedeutung von Einkommenseffekten besser darlegen zu können. 
Denn einerseits stellen die Einkommenseffekte eine Verbin-
dung zwischen der Inzidenz und der Mehrbelastung her und 
andererseits sind sie in der Literatur verschiedentlich kon-
trovers behandelt worden. 1 ) 
Wie gezeigt wurde, bestimmen die Veränderungen der Faktor-
preise die Verteilungswirkungen des Steuersystems (vgl. 4-1). 
Wenn man die Substitutions- und Einkommenseffekte im Nach-
1) Ursprünglich hatten Johnson und Mieszkowski bei ihrer Un-
tersuchung des Einflusses des gewerkschaftlichen Organi-
sationsgrades auf die Faktorpreisbildung die Auffassung 
vertreten, eine Analyse von Realeinkommensverlusten durch 
Verzerrungen im Ausgangsgleichgewicht sei nicht möglich, 
weil sich ihr algebraisches Modell auf die Marginalanalyse 
beschränkte. Vgl. Johnson/Mieszkowski (1970), S. 547. 
Ballentine/Eris konnten diesen Irrtum richtigstellen, in-
dem sie zeigten, daß die Einführung von Verzerrungen im 
Ausgangsgleichgewicht auch in einem marginalanalytischen 
"first-order-approach" möglich ist, erkannten aber die 
Bedeutung der Einkommenseffekte nur unvollkommen. Vgl. 
Ballentine/Eris (1975), S. 636 f., insbesondere die Fuß-
noten 8 und 10. Vandendorpe/Friedlaender (1976) betonten 
die Rolle der Einkommenseffekte für die Inzidenz- und 
Effizienzanalyse, was wiederum von McLure (1975), S. 156, 
Fußnote 48,bezweifelt wurde, allerdings ohne nähere Be-
gründung. Atkinson/Stiglitz (1980), S. 182,weisen darauf 
hin, daß sowohl die im Ausgangszustand herrschende Steuer-
struktur als auch die Einkommenseffekte die Verteilungs-
wirkungen bestimmen. Ihre Analyse ist jedoch auf die Kör-
perschaftsteuer beschränkt. Außerdem stellen sie keinen 
Bezug zur Mehrbelastung her. 
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fragebereich voneinander trennt, erhält man für die Verände-
rung des relativen Kapitalpreises die Beziehung (vgl. C-21): 
A A 
4-10 (Exx+Eyyl lzAI (t;-t~) 
A 
+ (Exe-EYe)RIZAI 
Diese Gleichung zeigt den bereits angedeuteten Zusammenhang 
zwischen Inzidenz und Mehrbelastung einerseits und Einkom-
menseffekten andererseits. Die Auswirkungen steuerlich be-
dingter Verzerrungen auf den G~ter- und Faktormärkten schla-
gen sich in der Mehrbelastung R nieder. Wenn nur (effizienz-) 
neutrale Steuern erhoben werden, kommt es z~ keiner Mehrbe-
lastung, und der gesamte Ausdruck (EXe-EYe)R IZAI ist gleich, 
Null. In diesem Fall können die gesamtwirtschaftlichen Ein-
kommenseffekte für die relative Nachfrage (EXe-EYe) nicht wirk-
sam werden. Andererseits hängen die Rückwirkungen der Mehrbe-
lastung auf die Steuerinzidenz sowohl von der Höhe als auch 
von dem Vorhandensein der Einkommenseffekte ab. Wenn beide Ein-
kommenselastizitäten gleich groß sind - dies ist der Fall einer 
homothetischen Nutzenfunktion, für die EXe = EYe = 1 gilt 1 > -
besteht kein direkter (formaler) Zusammenhang zwischen den Ef-
fizienz- und den Verteilungswirkungen des Steuersystems. 
1) Homothetische Nutzenfunktionen sind Transformationen homo-
gener Nutzenfunktionen. Sie sind besonders dadurch gekenn-
zeichnet, daß die Indifferenzkurven entlang eines Fahrstrahls 
durch den Ursprung die gleiche Steigung beibehalten. Die 
durchschnittlichen Ausgabeneigungen sind nicht vom Einkommen, 
sondern nur von den relativen Preisen abhängig. Die Ein-
kommenselastizitäten sind gleich Eins. Vgl. Layard/Walters 
(1978), s. 160 - 162 und S. 400. 
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Die Bedeutung des gesamtwirtschaftlichen Einkommenseffektes 
der relativen Nachfrage soll an Hand von Abbildung 4-1 er-
läutert werden: Angenommen, die Wirtschaft befinde sich zu-
nächst im Ausgangszustand P. Der Staat finanziere nun höhere 
Transferausgaben an die privaten Haushalte durch zusätzliche 
Steuern auf den Faktoreinsatz in der Industrie X, und zwar so, 
daß die Transformationskurve nach innen verschoben wird und 
schließlich der Punkt B' erreicht wird. Das Resultat ist eine 
Mehrbelastung, die als Einkommensäquivalent der Differenz 
zwischen den beiden Realeinkommensniveaus U und U' dargestellt 
werden kann. Legt man die ursprünglichen Verbraucherpreise 
zugrunde, so läßt sich die absolute Veränderung des gesamtwirt-
schaftlichen Realeinkommens durch den Abstand PP' messen. Da 
die unterstellte soziale Wohlfahrtsfunktion homothetisch ist, 
haben U und U' entlang verschiedener Fahrstrahlen durch den 
Ursprung immer die gleiche proportionale Entfernung, so daß 






Wie man an Hand von Abbildung 4-1 sehen kann, läßt sich die 
Verlagerung der gesamtwirtschaftlichen Produktion von P nach B' 
in zwei Schritte zerlegen, und zwar in den Einkommenseffekt 
PP' und den Substitutionseffekt P'B' entlang der Wohlfahrts-
indifferenzkurve U'. Die Bedeutung des Einkommenseffektes für 
die Auswirkungen der Mehrbelastung auf die Steuerinzidenz wird 
damit offenkundig: Bei einer homothetischen Präferenzfunktion 
hat der Einkommenseffekt, der in Abbildung 4-1 durch BB' oder 
PP' angezeigt wird, keine Veränderung der relativen Nachfrage 
bzw. der relativen Preise zur Folge, so daß auch die funktio-
nale Einkommensverteilung konstant bleibt. Nur in diesem Sinne 
kann man sagen, daß die M~hrbelastung keinen Einfluß auf die 
Einkommensverteilung hat. Mit anderen Worten: Bei einer homo-




Abb. 4-1: Inzidenz und Mehrbelastung 
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Es wäre voreilig, wollte man daraus schließen, daß die Wechsel-
wirkungen zwischen Inzidenz und Effizienz, zwischen den Ver-
teilungs- und den Allokationswirkungen des Steuersystems davon 
abhängig sind, daß der gesamtwirtschaftliche Einkommenseffekt 
(EXe-EYe) und Verzerrungen im Ausgangsgleichgewicht simultan 
auftreten. 1 ) Die Tatsache, daß bei der Existenz (effizienz-) 
neutraler Steuern im Ausgangsgleichgewicht trotz der Einführung 
von Steuerdiskriminierungen keine Mehrbelastung eintritt, ist, 
wie in Abschnitt 3.1. gezeigt wurde, auf die Beschränkungen der 
Marginalanalyse zurückzuführen. Bei einer diskreten Analyse 
würde die Mehrbelastung und der Einfluß des Einkommenseffektes 
in 4-10 auf das Verteilungsergebnis zum Vorschein kommen, auch 
wenn im Ausgangsgleichgewicht keine Verzerrungen vorhanden 
wären. 
Auch aus der Abwesenheit des gesamtwirtschaftlichen Einkommens-
effektes EXe-EYe bei homothetischen Präferenzen kann man nicht 
den Schluß ziehen, daß zwischen Effizienz und Inzidenz kein Zu-
sammenhang besteht. Denn einerseits gibt es auch bei einer homo-
thetischen Wohlfahrtsfunktion, wie Abbildung 4-1 zeigt, einen 
Einkommenseffekt - er bleibt nur ohne Auswirkungen auf die 
relativen Preise-, und andererseits sind die Substitutions-
wirkungen der Mehrbelastung auf keinen Fall verteilungsneutral. 
Die Realisierung von B' und der daraus resultierenden Einkommens-
verteilung ist nur im Zusammenhang mit den Substitutionseffek-
ten im Angebots- und Nachfragebereich denkbar, die gerade mit 
der Mehrbelastung BB' verbunden sind. Die Realisierung eines 
anderen Punktes, beispielsweise A' auf der gestrichelten Trans-
formationskurve, hätte sowohl eine andere Mehrbelastung (AA') 
als auch eine andere Einkommensverteilung zur Folge gehabt. 
Da die sektorale Differenzierung der Steuern auf die Einkommens-
verwendung oder Einkommensentstehung, wie im letzten Abschnitt 
gezeigt wurde, stets mit Substitutionswirkungen einhergeht, hat 
1) So Atkinson/Stiglitz (1980), S. 182; teilweiee auch Vanden-
dorpe/Friedlaender (1976), S. 225. 
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sie immer eine Mehrbelastung und zugleich eine Änderung der 
Einkommensverteilung zur Folge, selbst wenn keine gesamtwi:t-
schaftlichen Einkormnenseffekte auftreten, so daß (EXe-EYe)RJzAJ 
= o ist. 1 ) 
Die Bedeutung des gesamtwirtschaftlichen Einkommenseffektes 
der relativen Nachfrage darf daher nicht überbewertet werden. 
Andererseits stellt er ein wichtiges Verbindungsglied zwischen 
Inzidenz und Effizienz dar, das in der traditionellen Steuer-
wirkungsanalyse von Harberger, Mieszkowski und McLure weit-
gehend vernachlässigt wird. 2 ) Da der Einkommenseffekt der 
Mehrbelastung zudem, wie wir eingangs bereits erwähnt haben, 
umstritten ist, wollen wir ihn bei der Untersuchung der Ver-
teilungswirkungen der Steuern auf die Einkommensverwendung 
und die Einkommensentstehung jeweils gesondert betrachten. 
1) Man kann diesen Zusammenhang auch formal nachweisen. Denn 
die in 4-10 enthaltenen Substitutionselastizitäten und Fak-
toreinkommensanteile sind abhängig von der Art des im Aus-
gangsgleichgewicht bestehenden Steuersystems und beein-
flussen daher das Verteilungsergebnis, auch wenn der (rela-
tive) Einkommenseffekt verschwindet. Wir werden in Abschnitt 
4.5. eine formale Darstellungsweise wählen, mit deren Hilfe 
sich die hier angedeutete Abhängigkeit der Verteilungs-
wirkungen vom ursprünglichen Steuersystem und von den Ein-· 
kommenseffekten genauer darstellen läßt. Vgl. dazu Gleichung 
4-20 sowie die Ausführungen s. 224 - 227. 
2) Vgl. dazu die im Literaturverzeichnis angegebenen Arbeiten 
der genannten Autoren. 
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4.3. Verteilungswirkungen (effizienz-)neutraler Steuern 
In dem vorgegebenen Modell hatten sich solche Steuern als 
effizienzneutral erwiesen, deren Tarife weder im Angebots-
noch im Nachfragebereich sektoral differenziert sind. Dazu 
zählen die allgemeinen Verbrauchs- und Einkommensteuern, aber 
auch eine allgemeine Besteuerung der Einkommen und Erträge, 
die zwar faktorspezifisch ausgerichtet, aber nicht nach (sek-
toralen) Verwendungsarten differenziert ist. Effizienzneutra-
lität bedeutet, daß weder durch die Steuern selbst noch durch 
eine Umstrukturierung innerhalb eines solchen Steuersystems 
die Bedingungen einer effizienten Produktion und Verteilung 
der Güter verletzt werden und daher auch das gesamtwirt-
schaftliche Wohlfahrtsniveau nicht tangiert wird. Sind solche 
Steuersysteme aber auch verteilungsneutral? 
Die Antwort auf diese Frage hängt von der speziellen Ausge-
staltung des jeweiligen Steuersystems und von der Verände-
rung der Steuerstruktur ab. Werden z.B. nur allgemeine Ver-
brauch- und Einkommensteuern erhoben, so hat eine Umschich-
tung der Besteuerung von der Verwendungs- auf die Entste-
hungsseite des Einkommens oder umgekehrt keinerlei Folgen für 
die Einkommensverteilung. Beide Besteuerungformen sind, wie 
oben schon nachgewiesen wurde, vollständig äquivalent, und 
zwar auch unabhängig davon, an welcher Stelle sie erhoben 
werden. Allgemeine Verbrauch- und Einkommensteuern sind in 
diesem System also nicht nur effizienz-, sondern auch ver-
teilungsneutral.1) 
1) Dies gilt für äquivalente Steuersysteme generell, auch 
für solche, die die Faktor- und Güterpreisrelationen ver-
zerren, weil die Überführung eines Steuersystems in ein 
äquivalentes Steuersystem das Gleichgewicht unverändert 
läßt. Vgl. dazu Abschnitt 3.2. 
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Eine effizienzneutrale faktorspezifische Besteuerung der 
Einkommen ist dagegen nicht verteilungsneutral. Werden 
nämlich auf den Faktoreinsatz Abgaben mit den Steuersätzen 
tL und tK erhoben, so gilt 
4-11 
und man erhält aus Gleichung B-61 unter Berücksichtigung der 
Definition in B-48 die Beziehung 
4-12 
Da aber der Ausdruck auf der rechten Seite dieser Gleichung 
gerade der Elastizität -cr* entspricht (vgl. B-53), folgt 
unmittelbar 
4-13 
Eine Erhöhung der Steuern auf das Kapitaleinkommen trifft 
also unmittelbar die Kapitalisten, während eine Erhöhung der 
Lohnsteuern in vollem Umfang von den Lohnbeziehern. getragen 
werden muß. 
Dieses Ergebnis bedarf einer kurzen Erläuterung, denn es 
wirft ein bezeichnendes Licht auf den analytischen Rahmen 
und auf die einschränkenden Annahmen, auf deren Grundlage 
die Verteilungswirkungen des Steuersystems hier untersucht 
werden. Der Wirkungsanalyse war eine aggregierte soziale 
Wohlfahrtsfunktion vom Typ U = U(X,Y) zugrunde gelegt wor-
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den, die letztlich die Eigenschaften einer individuellen Nut-
zenfunktion hat. Das Verteilungsproblem in Form einer gesell-
schaftlichen Bewertung der Einkommensverteilung auf die bei-
den involvierten Gruppen (Lohnbezieher und Kapitalisten) ist 
hier verdrängt, wie in einer Ein-Personen-Wirtschaft, in der 
es naturgemäß keine Rolle spielen kann, wer welche Einkom-
mensanteile erhält und konsumiert. Obwohl eine eindeutige 
Umverteilung zwischen den beiden Einkommensgruppen stattfin-
det, bleibt daher das gesellschaftliche Wohlfahrtsniveau un-
verändert. Auch das Produktionsniveau bleibt konstant, weil 
die Faktorausstattung vorgegeben ist und Rückwirkungen der Be-
steuerung auf das gesamtwirtschaftliche Faktorangebot annahme-
gemäß ausgeschlossen sind. Würde man diese zentrale Voraus-
setzung fallen lassen, so wären "(dis-)incentives" bei der je-
weils stärker besteuerten oder durch Transferausgaben begünstig-
ten Gruppe von Faktoreinkommensbeziehern zu erwarten, die sich 
sowohl auf das gesamtwirtschaftliche Produktionsniveau und 
die Produktionsstruktur als auch auf die relativen Faktorpreise 
auswirken würden. 
Unter den Prämissen des Modells bleiben jedoch das Niveau und 
die Zusammensetzung des gesamtwirtschaftlichen Güterkorbes kon-
stant. Zwar sinken oder steigen bei einer Umstrukturierung des 
Steuersystems die relativen Netto-Faktorpreise, aber die Brutto-
Faktorpreise bleiben konstant, so daß von dort aus keine ver-
ändernden Einflüsse auf die relativen Güterpreise und das ge-
samtwirtschaftliche Güterangebot ausgehen. Für die Nachfrage-
seite gilt das gleiche. Welche der beiden Gruppen von der Ver-
änderung des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte und 
von den eventuell eintretenden Variationen des Steuer- und 
Transferaufkommens profitiert, ist nicht von Belang, weil bei 
allen Einkommensbeziehern die gleiche durchschnittliche und mar-
ginale Ausgabeneigung vorausgesetzt wird. Die Rückwirkungen auf 
die Einkommensverteilung, die sich bei einer Lockerung dieser 
Annahme ergeben, werden wir bei der Disaggregation des Modells 
noch untersuchen. 
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4.4. Spezielle Verbrauchsteuern 
Die Erhebung spezieller Verbrauchsteuern löst in der Regel 
eine rückläufige Nachfragetendenz für die von der Steuerer-
höhung betroffenen Konsumgüter im Verhältnis zu den übrigen 
Konsumgütern aus. Die Verteilungswirkungen hängen dann davon 
ab, wie sich dieser Prozeß in den relativen Faktorpreisen 
niederschlägt. Wenn beispielsweise die speziellen Verbrauch-
steuern auf das Gut X stärker erhöht werden als die Steuern 
auf das Gut Y (so daß tX-tY > 0 ist), so wird tendenziell 
eine Verlagerung der Nachfrage und der Produktion zu Lasten 
des (zusätzlich) höher besteuerten Konsumgutes X in Gang ge-
setzt. Der relative Erzeugerpreis dieses Gutes sinkt daher, 
es sei denn die Nachfrage verhalte sich völlig unelastisch. 
Dieses plausible Ergebnis folgt auch aus Gleichunq B-52, denn 
un.ter der Voraussetzung einer konstanten Besteuerung der Fak-
toreinkommen gilt: 
4-14 
Da die Nachfrageelastizität D negativ definiert ist, und da 
andererseits (bei normalen Angebotsreaktionen) die Faktor-
und die Kostenintensitäten immer miteinander übereinstimmen, 
so daß IZAI Jil > O ist, hat jede Erhöhung des relativen Steu-
ersatzes auf das Gut X eine Senkung des relativen Erzeuger-
preises für dieses Gut zur Folge. Bei einer völlig unelasti-
schen Nachfrage bleiben jedoch die relativen Erzeugerpreise 
konstant und der (relative) Verbraucherpreis für das Gut X 
steigt genau um den Prozentsatz der Steuererhöhung. 
Ein eventueller Nachfragerückgang in dem Wirtschaftszweig X 
wirkt sich auch auf die relativen Faktorpreise aus. Ist die 
Produktion in dieser Branche kapitalintensiv (IZAI > O), 
sinkt der relative Kapitalpreis, denn es ist (vgl. B-61): 
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4-15 
Die abnehmende Produktion des kapital(kosten)intensiven Gutes 
X hat nämlich zur Folge, daß relativ mehr von dem Produktions-
faktor Arbeit in der Herstellung des arbeitsintensiven Gutes 
Y nachgefragt wird, als in der Herstellung des Gutes X frei-
gesetzt wird. Bei sinkendem Kapitalpreis wird daher in beiden 
Wirtschaftszweigen Arbeit durch Kapital substituiert, so daß 
der Produktionsprozeß insgesamt kapitalintensiver wird und 
die gesamtwirtschaftliche Produktivität des Kapitaleinsatzes 
abnimmt. Auch dies steht im Einklang mit der Abnahme des re-
lativen Kapitalpreises. 
Die gleichen Folgen - eine Umverteilung zugunsten der Lohn-
bezieher - treten ein, wenn das Gut Y kapitalintensiv herge-
stellt wird (!ZA! < 0) und die speziellen Verbrauchsteuern 
in diesem Wirtschaftszweig (relativ) erhöht werden (tx-t.i <0) 
Bei einer stärkeren Besteuerung des jeweils arbeitskostenin-
tensiv produzierten Gutes steigt dagegen (aus analogen Grün-
den) der relative Kapitalpreis, so daß die Kapitalisten durch 
die Erhöhung der Verbrauchsteuern begünstigt werden. 
Das Ausmaß der durch die Veränderung der Steuerstruktur in-
duzierten Umverteilung hängt, wie bereits angedeutet, unter 
anderem davon ab, wie elastisch die Reaktionen im Produktions-
und i.m Verbrauchsbereich sind. l'lird z.B. der Steuersatz auf 
das Gut X erhöht, so hat dies bei völlig unelastischem Ange-
bot zur Folge, daß der (relative) Erzeugerpreis dieses Gutes 
im gleichen Umfang abnimmt wie der Steuersatz steigt 
4 4 4 1) 
(PX-PY = -tX). Da in diesem Fall keine Substitutionsprozesse 
1) Man kann das Ergebnis unmittelbar ableiten, wenn man in 
Gleichung 4-14 die Definition 
o* = !ZA! !F! (S-D) 
berücksichtigt (vgl. B-60) und S=O setzt. 
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stattfinden können, ist die Veränderung der Einkommensver-
teilung alleine ein "Reflex" der Kostenstruktur IFI. 1 l Eine 
&rhöhung des Steuersatzes auf das Gut X um einen Prozent-
punkt führt zu einer Senkung des_(realen) Netto-Faktorein-
kornrnens der Kapitalisten um (1/IF!)%, wenn die Produktion 
des Gutes X kapitalintensiv ist, und zu einer entsprechenden 
Erhöhung des relativen Kapitalpreises, wenn das Gut X arbeits-
intensiv hergestellt wird. Reagiert dagegen die Nachfrage 
völlig unelastisch, so bleiben die Güter- und Faktorpreisre-
lationen konstant. Die Umstrukturierung der Verbrauchsbesteue-
rung ist in diesem Falle ebenso verteilungsneutral wie die 
gleich~ßigeAAnhebung oder Reduzierung aller Verbrauchsteuer-
sätze (tx = tyl oder die Erhöhung bzw. Senkung einer allge-
meinen Verbrauchsteuer. 
Bei einer kapitalintensiven Produktion des Gutes X bewirkt 
eine stärkere Besteuerung der Einkommensverwendung zu Lasten 
dieses Gutes eine umso stärkere urnverteil~ng zugunsten der 
Lohnbezieher, je höher der Kapitalkostenanteil in dem Sektor X 
ist, je unelastischer das Angebot und je elastischer die Nach-
frage reagiert. Die Bezieher von Kapitaleinkünften tragen 
die volle Steuerlast, wenn bei unelastischem Angebot das kapi-
talkostenintensive Gut stärker besteuert wird, und zwar so, 
daß das Verhältnis d:r ~teuersatzänderungen den Kosteninten-
s!tä:en entspricht (txfty = fKX/fxy>· Im umgekehrten Fall 
(txfty = fKY/fKX) wird die Steuerlast voll auf die Lohnbe-
zieher überwälzt. 2 l 
Die Veränderung der Faktorpreisrelationen läßt sich auch in 
einer zu Gleichung 4-10 analogen Form angeben, mit deren Hilfe 
1) Nach dem in Fußnote 1 aufs. 208 angegebenen Verfahren er-
hält man aus Gleichung 4-15: P;-P~ = (tx-tyl/lFI. 
2) Auf eine Ableitung dieser Lösungen wird hier verzichtet. 
Sie ergeben sich aus der Anwendung der Definitionen der 
vollen Uberwälzbarkeit in den Gleichungen 4-5 und 4-7 
unter Berücksichtigung von Gleichung C-9. 
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es möglich ist, die Beziehung zwischen Inzidenz und Mehrbe-
lastung bei einer ausschließlichen Besteuerung der Einkommens-
verwendung zu analysieren. Es gilt (in Verbindung mit C-20) 
4-16 
Da bei speziellen Verbrauchsteuern, im Gegensatz zur sektoral 
differenzierten Faktorbesteuerung, das Produktionsoptimum 
nicht verletzt wird, entsprechen die Faktorintensitäten immer 
den Kostenintensitäten, so daß JzAI JFJ > 0 ist. Infolgedessen 
ist der eckige Klammerausdruck auf der linken Seite von Glei-
chung 4-16 bei normalen Nachfragereaktionen, von denen wir 
hier immer ausgehen, stets positiv. Um den Einfluß der Mehr-
belastung auf die Steuerinzidenz zu überprüfen, genügt es 
also, die verschiedenen Kombinationsmöglichkeiten auf der 
rechten Seite dieser Gleichung zu betrachten. Wenn die ge-
samtwirtschaftliche Einkommenselastizität EXe-EYe = 0 ist, 
kommt die Mehrbelastung, wie bereits bei der allgemeinen Dar-
stellung des Zusal!L~enhangs in Gleichung 4-10 gezeigt wurde, 
nicht zur Geltung. 1 ) Wenn man aber davon ausgeht, daß für das 
jeweils kapitalintensiv produzierte Gut auch die Einkommens-
elastizität der Nachfrage größer ist, so ist das Vorzeichen 
von (Exe-EYe) JzA[ positiv, und die ~1ehrbelastung (R < 0) wirkt 
sich zu Gunsten der Kapitalisten aus. Eine effizienzmindernde 
Umstrukturierung des Steuersystems kann jedoch nur eintreten, 
wenn der Steuersatz auf das bereits im Ausgangszustand stärker 
belastete Gut noch erhöht wird. Es sind demnach z.B. für den 
1) Die oben er~ähnte Einschränkung, daß das Verschwinden der 
Komponente R die Rückwirkungen der Mehrbelastung auf die 
Inzidenz nicht vollständig aufhebt, gilt auch hier. Im 
Gegensatz zur sektoral differenzierten Faktorbesteuerung 
kann aber bei (EXX+Eyyl JzAI !FJ kein Vorzeichenwechsel ein-
treten, solange nur Verbrauchsteuern erhoben werden. 
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Fall einer kapitalintensiven Produktion des Gutes X die bei-
den folgenden Möglichkeiten zu unterscheiden: 
a) Sind die Güterpreisrelationen im Ausgangsgleichgewicht 
bereits zu Lasten des Gutes X verzerrtA(tX ! tyl, und 
wird diese Verzerrung noch verstärkt (tX > tyl, so wird 
das Realeinkommen zugunsten der Lohnbezieher umverteilt, 
denn der relative Kapitalpreis sinkt. Der Einkommens-
effekt der Mehrbelastung verstärkt diese Wirkung. 
b) Sind die Güterpreisrelationen im Ausgangszustand zu Lasten 
des Gutes YAverz:rrt (tx < tyl, und wird diese Verzerrung 
verstärkt (tX < tyl, so steigt der relative Kapitalpreis, 
und das Realeinkommen wird zugunsten der Bezieher von Kapi-
taleinkünften umverteilt. Der Einkommenseffekt der Mehrbe-
lastung wirkt dieser Umverteilung entgegen (ohne sie jedoch 
aufheben zu können). 
unter anderen Annahmen können selbstverständlich auch andere 
Ergebnisse zustandekommen. Die dargestellte Abschwächung oder 
Verstärkung der Inzidenz verkehrt sich z.B. in ihr Gegenteil, 
wenn angenommen wird, daß die Einkommenselastizität der Nach-
frage für das jeweils arbeitsintensiv produzierte Gut größer 
ist. Ein einfaches Urteil derart, daß die Vernachlässigung der 
Einkommenseffekte im traditionellen Harbergerschen Inzidenzmo-
dell die Verteilungswirkungen der Verbrauchsteuern überschätzt 
oder unterschätzt, ist demnach nicht möglich. Die Behauptung 
von Ballentine/Eris, daß bei speziellen Verbrauchsteuern die 
Veränderung des (relativen) Kapitalpreises durch die Vernach-
lässigung des Einkommenseffektes immer unterschätzt wird, ist 
daher unzutreffend. 1 ) 
1) Vgl. Ballentine/Eris (1975), S. 641, Fußnote 16. 
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4.5. Sektoral differenzierte Faktorsteuern 
Wie in Abschnitt 4.3. gezeigt wurde, wird unter den Prämissen 
des Modells eine proportionale Lohnsteuer voll auf die Lohn-
empfänger überwälzt, während im Falle einer proportionalen 
Besteuerung der Kapitaleinkommen die Kapitalisten die volle 
Steuerlast zu tragen haben. Im folgenden soll nun untersucht 
werden, wie diese Verteilungswirkungen modifiziert werden, 
wenn die Steuern auf die Faktoreinkommen sektoral differenziert 
sind. 
Eine branchenmäßige Differenzierung der Faktorsteuern hat sel-
ten die Form einer direkten steuerlichen Diskriminierung oder 
Begünstigung von Einkommen und Erträgen in einem bestimmten 
Wirtschaftszweig, wie dies z.B. für die Einkommensbesteuerung 
in der Landwirtschaft gilt. Vielmehr ergibt sie sich häufig 
dadurch, daß der Gesetzgeber die Besteuerung aus den unter-
schiedlichsten Gründen an Bemessungsgrundlagen anknüpft, die 
in bestimmten Wirtschaftszweigen ein besonderes Gewicht haben. 
Von jeher hat z.B. die Körperschaftsteuer als eine Sondersteuer 
auf die Gewinne von Aktiengesells~haften ein besonderes Inter-
esse erregt. Sie wird zwar in fast allen Sektoren erhoben, hat 
aber in einigen wenigen Wirtschaftszweigen - in der Land- und 
Forstwirtschaft, im Sektor Wohnungsvermietung und in gewissen 
Dienstleistungsbereichen - eine verhältnismäßig geringe Be-
deutung. 1 > Von größerer quantitativer Bedeutung sind in der 
1) Seit der Körperschaftsteuerreform von 1977 können die An-
teilseigner die Körperschaftsteuer für die ausgeschütteten 
Gewinne auf ihre Einkommensteuer anrechnen. Bei einem sol-
chen Verfahren kann man nicht von einer steuerlichen Dis-
kriminierung des Kapitaleinkommens gegenüber anderen For-
men der Einkommensentstehung sprechen. Eine sektorale Wir-
kung ist aber in diesem Falle möglich, sofern bei den ge-
gebenen Einkommens- und Vermögensverhältnissen bedingt 
durch die progressive Einkommensbesteuerung, das aus Aktien-
besitz stammende Kapitaleinkommen mit einem überdurchschnitt-
lich hohen Tarif besteuert wird. Freilich wäre dann nicht der 
Körperschaftsteuersatz, sondern der entsprechende durch-
schnittliche Einkommensteuersatz in die Analyse einzuführen. 
Davon abgesehen, ist auch die Frage von Interesse, welche 
Verteilungswirkungen durch die Besteuerung der nicht ausge-
schütteten Gewinne der Aktiengesellschaften entstehen. 
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Bundesrepublik die Gewerbesteuern, die ebenfalls eine beson-
dere Belastung des Kapitaleinsatzes in bestimmten Sektoren 
darstellen. 11 Daneben gibt es andere Arten der sektoral wirk-
samen steuerlichen Diskriminierung, wie z.B. die Grundsteuern 
und die von den Unternehmen zu zahlenden Kraftfahrzeugsteuern. 
Obwohl man den Eindruck haben könnte, bei den Steuern auf das 
Arbeitseinkommen läge grundsätzlich keine branchenbezogene Dif-
ferenzierung vor, darf man nicht die sektoralen Wirkungen der 
Steuerprogression übersehen, die sich aus den unterschiedlichen 
Bruttoverdiensten in bestimmten Wirtschaftszweigen ergeben kön-
nen. Die sektorale Differenzierung des Steuersystems kann daher, 
wie erwähnt, sowohl durch gezielte (teilweise speziell begrün-
dete) Diskriminierung als auch durch Tarifdifferenzierungen im 
Rahmen "allgemeiner" Besteuerungsformen auftreten. 
Im folgenden soll davon ausgegangen werden, daß die Arbeits-
einkommen in den Sektoren X und Y mit den proportionalen Ta-
rifen tLX und tLY besteuert werden, während der Kapitaleinsatz 
mit tKX und tKY besteuert wird. Leitet man die Auswirkungen 
einer Umstrukturierung der auf diese Art sektoral differenzier-
ten Faktorbesteuerung auf die Netto-Faktorpreise analog zu Glei-
chung 4-10 ab, jedoch ohne den Einfluß der Mehrbelastung spe-
ziell zu isolieren, so erhält man (vgl. a. B-61 und B-6): 
4-17 
1) Die Lohnsummensteuer, die auch als Gegengewicht zur Gewerbe-
kapitalsteuer gedacht war, ist inzwischen abgeschafft worden. 
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cr* = (öL+öK) - D!ZA! !F! ist wiederum die gesamtwirtschaftliche 
Substitutionselastizität, die im Falle einer stabilen Gleich-
gewichtslösung positiv sein muß. l) Der erste Ausdruck auf der 
rechten Seite von Gleichung 4-17 enthält die Nachfrageelasti-
zität D sowie die Determinante der Faktorintensitäten !ZAI und 
wird als "Output-Effekt" bezeichnet, während die beiden übrigen 
Komponenten die Substitutionselastizitäten S~L und S~L enthalten 
und daher als "Faktorsubstitutions-Effekt" bezeichnet werden. 
Da diese begriffliche Einteilung einige Diskussionen ausgelöst 
hat 2 l, soll an dieser Stelle kurz darauf eingegangen werden. 
Der Output-Effekt gibt den Einfluß einer Veränderung der ge-
samtwirtschaftlichen Nachfrage auf die relativen Faktorpreise 
an. Er wird nicht nur von der Nachfrageelastizität D, sondern 
auch von den jeweiligen relativen Faktorintensitäten IZAI be-
stimmt. J) Wird das Gut X kapitalintensiv hergestellt, so ist 
IZAI > O, und der Output-Effekt wirkt sich tendenziell zugun-
sten der Lohnbezieher aus. Im umgekehrten Fall einer arbeits-
intensiven Produktion des Gutes X bewirkt der Output-Effekt ten-
denziell eine Erhöhung des relativen Kapitalpreises. Man kann 
den Output-Effekt nicht ohne weiteres mit einer Veränderung der 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten gleichsetzen, 
und zwar auch dann nicht, wenn die Umstrukturierung des Steuer-
systems zu einer Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Real-
einkcmnens führt. Wie oben gezeigt wurde, wird sowohl bei neu-
tralen Steuern als auch bei Verzerrungen auf den Gütermärkten 
immer ein Punkt auf der Transformationskurve realisiert, so daß 
eine Veränderung der Nachfrage und der damit verbundene Output-
Effekt lediglich eine Substitution zwischen den beiden Gütern 
X und Y im Rahmen der gegebenen (maximalen) gesamtwirtschaft-
1) Vgl. Jones (1971), s. 446; Neary (1978) und Atkinson/ 
Stiglitz(198O), S. 182, sowie die Erläuterungen zu den 
Gleichungen B-53 und B-58 ff. im Anhang. 
2) Vgl. Mieszkowski (1967), s. 252 f,; Krauss/Johnson (1972), 
S. 347; McLure (1971/72 a), S. 33 f. und S. 41-44; 
Ballentine/Eris (1975), s. 636. 
3) Anstatt "Output-Effekt" verwendet Mieszkowski (1967, S. 252 f.) 
auch die Bezeichnung "Faktor-Intensitäts-Effekt". 
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liehen Produktionsmöglichkeiten implizieren. Nur im Falle von 
Verzerrungen auf den Faktormärkten kann eine Einschränkung der 
gesamtwirtschaftlichen Produktionsmöglichkeiten - der sogenannte 
"shrinkage effect" - entstehen, so daß die Nachfrage nach beiden 
Gütern X und Y abnimmt. 
Der Faktorsubstitutions-Effekt erklärt jenen Teil der Steuer-
inzidenz, der durch die Substitutionsvorgänge im Produktions-
bereich zurückzuführen ist. Er ist abhängig von den Substi-
tutionselastizitäten s~L und s!L' die die Veränderung der 
Faktoreinsatzverhältnisse bei gegebenem Produktionsniveau an-
geben. Er entsteht nur im Zusammenhang mit der Faktorbesteue-
rung. Sowohl für allgemeine als auch für spezielle Verbrauch-
steuern ist der Faktorsubstitutions-Effekt gleich Null. 
McLure (1971/72a) hat den Versuch unternommen, die Output- und 
Faktorsubstitutions-Effekte verschiedener Steuern analytisch 
eindeutig voneinander zu trennen. Bis zu einem gewissen Grad 
ist dies auch möglich. Da bei speziellen Verbrauchsteuern kein 
Faktorsubstitutions-Effekt entsteht, kann man zeigen, daß der 
Output-Effekt sektoral differenzierter Faktorsteuern, d.h. 
D\ZA!, mit den (gesamten) Wirkungen spezieller Verbrauchsteuern 
identisch ist, denn es gilt (aufgrund von 4-15) 
4-18 
Andererseits läßt sich z.B. der Faktorsubstitions-Effekt einer 
speziellen Faktorsteuer auf den Kapitaleinsatz in dem Sektor X, 
der, wie Gleichung 4-17 zeigt, mit dem Ausdruck 
4-19 
identisch ist, als Differentialinzidenz einer Besteuerung 
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der gesamten Produktion des Gutes X ableiten. l) 
Sobald jedoch Verzerrungen auf den Güter- und auf den Faktor-
märkten eingeführt werden, ist es nicht mehr möglich, die Out-
put- und Faktorsubstitutions-Effekte voneinander zu trennen. 
Zwar ist der Verteilungseffekt für die speziellen Verbrauch-
steuern nach wie vor DlzAj. Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage-
elastizität D enthält aber nunmehr den Verzerrungsfaktor dF 
(vgl. B-37) und daher auch die Substitutionselastizitäten 
S~L und S~L (vgl. 3-16 bzw. C-16), so daß man DIZAI nicht mehr 
als reinen Output-Effekt ansehen kann. Ebenso erhält man für 
die Differentialinzidenz aus der Erhöhung einer speziellen 
Faktorsteuer auf den Kapitaleinsatz in der Industrie X und der 
aufkommensneutralen Senkung einer speziellen Verbrauchsteuer 
auf die Produktion dieses Gutes nicht mehr den einfachen Aus-
druck 4-19, sondern ein komplexeres Gebilde, in dem sich Out-
put- und Faktorsubstitutions-Effekte miteinander vermischen. 2 ) 
1) Geht man in der Harberger-Mieszkowski-McLure-Tradition davon 
aus, daß im Ausgangszustand keine Steuerri"erhoben werden, 
so entfällt die Mehrbelastung und man kann Gleichung C-9 
als Budgetrestriktion des Staates ("equal yield condition") 
verwenden, aus der sich die aufkommensneutrale Veränderung 
der speziellen Kapitalsteuer und der speziellen Verbrauch-
steuer auf das Gut X ableiten läßt. Da unter den angegebenen 
Bedingungen die Transferzahlungen konstant bleiben und der 
Preisausdruck entfällt (weil alle Steuern gleich Null gesetzt 
werden), erhält man aus C-9 unter der Voraussetzung, daß nur 
die Kapitalsteuer und die Verbrauchsteuer verändert werden, 
die einfache Beziehung tX = -fKX~X für die Differentialin-
zidenz. Aus C-21 kann man unmittelbar die getrennten Ergeb-
nisse für die Budgetinzidenz beider Steuern ableiten. Addiert 
man sie und setzt man zugleich die Bedingung tX = -fKXtKX 
ein, so erhält man als Ergebnis der Differentialinzidenz 
beider Steuerarten den Ausdruck 4-19. 
2) Dies soll hier nicht im einzelnen nachgewiesen werden. Wenn 
man nach der in Fußnote 1, auf dieser Seite, angegebenen 
Methode verfährt, zeigt sich die gegenseitige Uberlagerung 
von Output-, Faktorsubstitutions-, Einkommens- und Mehrbe-
lastungseffekten. 
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Das Bemühen, Output- und Faktorsubstitutions-Effekte durch 
spezielle Formen der Inzidenz zu erklären und zu trennen, ist 
also nur unter sehr einschränkenden Annahmen erfolgreich. Im 
übrigen zeigt sich damit auch, daß Gleichung 4-17 zwar die 
Inzidenz sektoral differenzierter Faktorsteuern elegant dar-
stellt, aber nicht alle Wirkungen bzw. Interdependenzen sicht-
bar macht. Wenn daher im folgenden die Unterscheidung zwischen 
Output- und Faktorsubstitutions-Effekten beibehalten wird, 
sollte man sich dieser Einschränkung bewußt sein. Es werden 
aber auch andere Formen der Darstellung der Inzidenz herange-
zogen, mit deren Hilfe weitere Einsichten in die Steuerwirkun-
gen möglich sind. 
Während die Besteuerung spezieller Faktoreinkommen in einem 
(effizienz-)neutralen Steuersystem, wie eingangs erwähnt, voll 
auf die jeweilige Gruppe überwälzt wird - die Lohnbezieher tra-
gen die Lohnsteuer, die Kapitalisten die Steuer auf die Kapital-
einkommen-, und zwar unabhängig davon, mit welchen Faktor-
intensitäten die beiden Güter X und Y produziert werden, kann 
ein eindeutiges Resultat der Umverteilungswirkungen bei sek-
toral differenzierten Faktorsteuern selbst dann nicht abge-
leitet werden, wenn die Steuern in allen Wirtschaftszweigen 
zu Lasten eines der beiden Faktoren erhöht werden. 
Um dies zu zeigen, wollen wir annehmen, daß die Steuersätze 
für die Arbeitseinkommen in den beiden Industrien X und Y 
stärker angehoben werden a~s dieAentspre:hende~ Steuersätze 
auf die Kapitaleinkommen (tKX < tLX und tKY < tLY). In diesem 
Falle wäre der Faktorsubstitutions-Effekt in Gleichung 4-17 
positiv und würde daher tendenziell eine Erhöhung des relati-
ven Netto-Kapitalpreises bewirken. Ob dieser Effekt tatsäch-
lich zum Durchbruch kommt, hängt jedoch von dem Vorzeichen 
und eventuell (d.h. bei gegenläufigem Vorzeichen) von dem Ge-
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wicht des Output-Effektes ab. Eine hinreichende Bedingung da-
für, daß der Output-Effekt ebenfalls positiv wird, so daß der 
relative Kapitalpreis steigt, ist erfüllt, wenn bei normaler 
Nachfragereaktion (D < O) zugleich 
das Gut X arbeitsintensiv produziert wird <JzAJ < 0); 
das Angebot normal reagiert, so daß auch der Anteil der 
Lohnkosten in dem Sektor X größer ist als in dem Sek-
tor Y ( 1 F 1 < 0); 
der Faktor Arbeit in dem lohnintensiven Wirtschaftszweig 
stärker besteuert.wird (tLX > tLY); 
die (marginale) Tarifdiffere~zieru~g in dem Wirtschafts-
zweig X größer ist, so daß (tKX - tLX) > (tKY - tLY) ist. 
Unter den genannten Bedingungen ist der (gewichtete) Anstieg 
der ~teu:rsätze inAdemAWirtscha!tsz~eig X~höh:r als in Y, so 
daß tfX-tfY = fKX(tKX-tLX)-fKY(tKY-tLY)+(tLX-tLY) > O iS t · 
Dies bedeutet, daß die Erhöhung der Steuersätze ceteris pari-
bus eine Erhöhung des relativen Preises für das Gut X bewirkt, 
4 A ~ A A A A 
denn es ist wegen Gleichung B-40 PX-PY = [FI (P;-P~)+(tfX-tfyl· 
Dieses Ergebnis läßt sich in analoger Weise auch auf die Kapital-
besteuerung anwenden. Bei einer ~tärke:en Anhe~ung d:r Steuer-
sätze auf die Kapitaleinkommen (tKX > tLX und tKY > tLY) ist 
der Faktorsubstitutions-Effekt negativ und der Output-Effekt 
ebenfalls, wenn bei normaler Nachfragereaktion (D < O) das Gut X 
kapitalintensiv produziert wird ([ZAI > 0), wenn das Angebot 
normal reagiert, so daß auch ~er Anteil der Kapitalkosten in 
dieser Industrie höher ist (JFI > 0) un~ wenn~wiederum das Gut X 
r:lat~v stärk:r b:steuert wird, so daß tLX > tLY und 
(tKX-tLX) > (tKY-tLY) ist. Auch in diesem Falle bewirkt die An-
hebung der Steuersätze !end:nziell einen Anstieg des relativen 
Preises für das Gut X (tfX-tfY > 0). Allgemeiner gesagt: Immer 
wenn das Steuersystem so umstrukturiert wird, daß eines der 
beiden Faktoreinkommen in der beschriebenen Weise stärker be-
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steuert wird und wenn die Steuersätze in dem Sektor stärker 
angehoben werden, in der die relative Faktorintensität des 
stärker besteuerten Faktors besonders hoch ist, entsteht bei 
normalen Angebots- und Nachfragereaktionen eine Umverteilungs-
wirkung zu Lasten des stärker besteuerten Produktionsfaktors. 
Die gleichen Wirkungen können aber auch eintreten, wenn die 
eben beschriebenen hinreichenden Bedingungen nicht erfüllt sind, 
vorausgesetzt, daß der Faktorsubstitutions-Effekt betragsmäßig 
größer ist als der mit einem gegenläufigen Vorzeichen versehene 
Output-Effekt. Dies wird um so eher eintreten, je elastischer 
die Produktionsfaktoren in den beiden Industrien substitutiert 
werden und je unelastischer die Nachfrage reagiert. Im Extrem-
fall einer völlig unelastischen Nachfrage ist der Faktorsubsti-
tutions-Effekt allein ausschlaggebend, und eine stärkere Be-
lastung einer der beiden Produktionsfaktoren (in beiden Sekto-
ren) führt eindeutig zu einer Umverteilung zu Lasten des stär-
ker besteuerten Faktoreinkommens, und zwar - analog zu dem Er-
gebnis in einem effizienzneutralen Steuersystem - unabhängig 
von den jeweiligen Faktorintensitäten. 
Ist dagegen das Angebot völlig unelastisch (s;L = S~L = 0), so 
entfällt der Faktorsubstitutions-Effekt, und die Verteilungs-
wirkungen sektoral differenzierter Faktorsteuern hängen von den 
gleichen Determinanten ab wie die speziellen Verbrauchsteuern. 
Die oben genannten hinreichenden Bedingungen werden zu hinrei-
chenden und notwendigen Bedingungen. Denn eine Umverteilung zu 
Lasten des jeweils stärker besteuerten Faktoreinkommens kann nur 
eintretenr we~n die relativen Faktorintensitäten lzAI und der 
Ausdruck tfX-tfy bei einer stärkeren Besteuerung der Kapitalein-
kommen die gleichen und bei einer stärkeren Besteuerung der Ar-
beitseinkommen entgegengesetzte Vorzeichen haben, w~nn ~lso z.B. 
bei einer stärkeren Besteuerung der Kapitalerträge tfX-tfy > 0 
ist und zugleich das Gut X kapitalintensiv produziert wird oder 
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umgekehrt. Ist dagegen die Produktion des Gutes X arbeitsinten-
siv <lzAI < 0), so kann trotz einer höheren Besteuerung der Ka-
rita~einko~en4und des Sektors X (tLX > tLY und 
tKX-tLX > tKY-tLY) der Fall eintreten, daß das Realeinkommen zu-
gunsten der Kapitalisten umverteilt wird, und zwar auch bei nor-
malen Angebots- und Nachfragereaktionen, d.h. wenn der Arbeits-
kostenanteil in dem Sektor X höher ist als in dem Sektor Y 
4 4 
([FI < 0), aber dennoch tfX-tfY > O und damit der Output-Effekt 
positiv wird. Führen die vorhandenen Verzerrungen auf den Faktor-
märkten jedoch zu einer anomalen Angebotsreaktion (IZAI < O 
und IFI > O), so ist dies bei gleichbleibenden übrigen Bedin-
gungen hinreichend dafür, daß der Output-Effekt positiv wird, 
daß also die Kapitalisten durch eine höhere Besteuerung der Ka-
pitaleinkommen begünstigt werden. Es muß allerdings noch einmal 
betont werden, daß das Ergebnis in dieser Eindeutigkeit nur zu-
stande kommt, wenn entweder, wie hier angenommen wurde, der Fak-
torsubstitutionseffekt gleich Null ist oder, z.B. bei hoher 
Nachfrageelastizität und geringen Substitutionselastizitäten, 
der Output-Effekt betragsmäßig größer ist als der Substitutions-
effekt. Das oben abgeleitete Ergebnis einer Umverteilung zu 
Lasten des Faktoreinkommens, für das die Steuersätze (in bei-
den Sektoren) stärker angehoben werden, wird also nicht be-
reits dadurch auf den Kopf gestellt, daß die Besteuerung in 
dem Sektor besonders stark zunimmt, in dem der jeweils stärker 
besteuerte Faktor weniger intensiv eingesetzt wird und auch 
nicht dadurch, daß anomale Angebotsreaktionen vorliegen. Ein 
kontraintuitives Verteilungsergebnis, nämlich eine Begünstigung 
der stärker besteuerten Faktoreinkommen, wird jedoch gerade bei 
anomalen Angebotsreaktionen ceteris paribus umso eher eintre-
ten, je elastischer die Nachfrage und je unelastischer das An-
gebot reagiert. 
221 
Die Darstellung der Verteilungswlrkungen sektoral differen-
zierter Faktorsteuern mit Hilfe von Gleichung 4-17 ist, wie 
bereits angedeutet, verhältnismäßig übersichtlich, verbirgt 
aber andererseits einige grundlegende zusammenhänge. Im fol-
genden soll daher eine Darstellungsform gewählt werden, die 
zwar wesentlich komplexer ist, mit deren Hilfe aber der Ein-
fluß der vorgegebenen Steuerstruktur auf die Verteilungswir-
kungen des Steuersystems besser sichtbar gemacht werden kann. 
zu diesem Zweck gehen wir von Gleichung B-28 (ohne Verbrauch-
steuern; vgl. B-6) aus, d.h. 
4 
bf und bf sind folgendermaßen definiert (vgl. B-29): 
4-21 . 1 
4 KX LX X 4 y 
b* ny f Ky Ly HXSKL(tKX-tLX)-nXHYSKL(tKY-tLY) 
4-21.2 bf 
KX LX X y 
ny 
Ky Ly HXSKL-nXHYSKL 
Die Größen HX und Hy sind in den Gleichungen B-25 dargestellt. 
Sie sollen hier der Vollständigkeit halber noch einmal aufge-
führt werden (mit tx = ty = O): 
4-22.1 HX 1 - [fKY 
1-tKY 1-tLY] --- + f --
1-tKX LY 1-t LX 
4-22.2 Hy 1 - [fKX 
1-tKX 1-tLX ] 
+ f ---
1-tKY LX 1-t LY 
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Im Falle eines neutralen Steuersystems oder unter der Voraus-
setzung, daß im Ausgangsgleichgewicht überhaupt kein Staat vor-
handen ist, erhält die Inzidenzlösung eine wesentlich einfachere 
~* 
Form, denn wegen HX = HY = 0 ist auch bf = bf = 0, und es gilt 
4-23 
Dies ist die grundlegende Gleichung, die im Anschluß an Harberger 
immer wieder zur Untersuchung der Steuerinzidenz (insbesondere 
der Körperschaftsteuerinzidenz) aber auch zur Analyse von Ver-
teilungswirkungen der gewerkschaftlichen Lohnpolitik in unter-
schiedlichen Wirtschaftszweigen verwendet wurde. 1 ) Der Nenner 
von 4-23 ist immer positiv: Der Ausdruck A!FI ist bei unver-
zerrten Preisrelationen immer positiv (vgl. 3-39); die Nach-
frageelastizität EXX ist negativ, während die Faktorsubstitu-
tionselastizitäten s;L und S~L sowie die Größe B positiv sind 
(vgl. B-8 und B-23). Der Zähl.er von 4-23 ist aus den gleichen 
Gründen immer negativ, sofern man von den (positiven oder nega-
tiven) Vorzeichen der marginalen Steuersätze absieht. Da Har-
berger nur die Körperschaftsteuer betrachtete, konnte er schon 
aus dem analytischen Ergebnis ableiten, daß der relati~e Kapi-
talpreis durch die Einführung der Körperschaftsteuer (tKX > 0) 
sinken mußte, daß also die These von der Uberwälzung auf den 
privaten Verbrauch oder auf die Löhne nicht zu halten ist und 
daß die Bezieher von Kapitaleinkünften die Körperschaftsteuer 
zumindest teilweise selbst zu tragen haben. 2 ) 
1) Vgl. Harberger (1962), S. 227; Mieszkowski (1967), S. 253; 
Shoven/Whalley (1972), s. 293 und Appendix B; Johnson/ 
Mieszkowski (1970), S. 549, sowie die Erweiterungen dieser 
Gleichung bei Ballentine/Eris (1975), S. 635; Anderson/ 
Ballentine (1976), S. 165. 
2) Aufgrund der empirischen Verhältnisse in den USA kam Har-
berqer (1962) zu dem Ergebnis, daß die Körperschaftsteuer 
invollem Umfang von den Beziehern von Kapitaleinkünften 
getragen werden muß. 
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Wenn man jedoch berücksichtigt, daß die Preisrelationen auf 
den Faktormärkten bereits in der Ausgangssituation durch sek--
torale differenzierte Faktorsteuern verzerrt sind, treten zu-
sätzliche Einflüsse auf, die nicht nur den numerischen Wert, 
sondern auch das Vorzeichen des Ergebnisses verändern können. 
Es ist in diesem Fall nicht auszuschließen, daß Faktor- oder 
Kostenintensitätsumschläge eintreten, so daß der Ausdruck A!F! 
im Nenner von 4-23 negativ wird. 1 ) Außerdem
4
sind - wie Glei-
chung 4-20 zeigt - die Ei.nkommenseffekte Exebf und Exebf zu 
berücksichtigen. Sie haben im Zähler und im Nenner der Faktor-
preisgleichung dieselbe Struktur 2 ), werden im Zähler aller-
dings mit den Steuersatzänderungen in den beiden Industrien ge-
wichtet. Hier erkennt man die Analogie zu den Wirkungen der 
Mehrbelastung, die nicht nur von dem bestehenden Steuersystem, 
sondern auch von dessen Veränderungen abhängig sind. Wenn man 
beispielsweise davon ausgeht, daß die Steuersätze für die Kapi-
talerträge in den beiden Sektoren stärker ange~obe~ werden als 
die Steuersätze auf die Lohneinkommen, so _ist tKX-tLX > 0 und 
tKY-tLY > 0. Ist nun im Ausgangsgleichgewicht das Steuersystem 
bereits zu Lasten des Sektors X verzerrt (tKX > tKY) und 
tLX > tLY), so haben HX und Hy entgegengesetzte Vo~zeichen 
(HX < o und Hy > 0), und die Einkommenseffekte Exebf und Exebf 
sind negativ. Dabei wird unterstellt, daß X kein inferiores 
Gut ist, daß also die Einkommenselastizität der Nachfrage nach 
diesem Gut positiv ist. Wegen des unterschiedlichen Vorzeichens 
der Einkommenseffekte im Zähler und im Nenner von Gleichung 
4-20 beeinflußt unter den gegebenen Annahmen das vorhandene 
Steuersystem die Verteilungswirkungen einer Umstrukturierung 
der Faktorbesteuerung tendenziell zu Lasten der Lohnempfänger. 
Allgemein kann man sagen, daß der Einfluß der Einkommenseffekte 
auf die Umverteilung immer dann eindeutig ist, wenn bf und bf 
das gleiche Vorzeichen haben. Dies trifft zu, wenn im Ausgangs-
zustand einer der beiden Sektoren stärker belastet ist und 
1) Vgl. die Erläuterungen s. 161 ff. 
2) Dies wird bei Ballentine/Eris (1975) nicht deutlich, weil 
ihre Erweiterung des Harbergerschen Ansatzes sich auf die 
Körperschaftsteuer beschränkt. 
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die Steuersätze auf die Kapitaleinkommen in den beiden Indu-
strien stärker angehoben werden. Sind die Steuersätze in dem 
Sektor X höher (tKX > tKY und tLX > tLY), so werden die Lohn-
bezieher tendenziell durch die Einkommenseffekte benachteiligt. 
Sind dagegen die Steuersätze in der Industrie Y höher 
(tKX < tKY und tLX < tLY), so werden tendenziell die Bezieher 
von Kapitaleinkommen benachteiligt, beides gemessen an einer 
Situation, in der ceteris paribus keine Einkommenseffekte wirk-
sam werden. In allen anderen Fällen sind generelle Aussagen 
darüber, ob die Verteilungswirkungen der Steuern auf die Fak-
toreinkommen überschätzt oder unterschätzt werden, nicht mög-
lich. 1 ) 
In Abschnitt 4.2. war an Hand von Gleichung 4-10 gezeigt worden, 
daß die Einkommenseffekte ein wesentliches Verbindungsglied 
zwischen den Verteilungswirkungen und den Effizienzwirkungen 
des Steuersystems darstellen, und es ist daher interessant zu 
fragen, inwieweit diese Verbindung in Gleichung 4-20 zum Aus-
druck kommt. 
Wir haben bereits betont, daß der Zusammenhang zwischen Effi-
zienz und Inzidenz enger ist, als s~ch dies in der additiven 
Isolierung der Komponente (EXe-EYe)R[ZAI in Gleichung 4-10 aus-
drückt. Während 4-10 bei oberflächlicher Betrachtung den Schluß 
nahelegt, daß die Annahme eines gesamtwirtschaftlichen Ein-
kommenseffektes von Null (EXe-EYe = 0) die gleichen Folgen 
1) Nach den Berechnungen von Ballentine/Eris werden die Ver-
teilungswirkungen der US-amerikanischen Körperschaftsteuer 
bei Vernachlässigung der Einkommenseffekte um 16-20 % über-
schätzt. Nach Ansicht der Verfasser wird die Richtung ihres 
Ergebnisses weder durch die Höhe der Einkommenselastizität 
noch durch die Höhe des Körperschaftsteuersatzes beein-
flußt. Diese Schlußfolgerung hat jedoch keine Allgemein-
gültigkeit, da Ballentine/Eris nur eine einzige Steuer be-
trachten. Bei der Einbeziehung des gesamten Steuersystems 
hängt die Richtung des Ergebnisses sehr wohl von den be-
stehenden Steuersätzen ab. Diese können sich nämlich, je 
nach Höhe und Zusammensetzung, positi" oder negativ auf 
das Vorzeichen des gesamten Einkommenseffektes auswirken, 
und zwar auch dann, wenn nur ein Steuersatz (der Körper-
schaftsteuersatz) verändert wird. Vgl. Ballentine/Eris 
(1975), s. 640 f. 
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hat wie die Annahme eines (effizienz-)neutralen Steuersystems 
im Ausgangsgleichgewicht (R = 0) - in beiden Fällen verschwin-
det der Einfluß der Mehrbelastung auf das Verteilungsergeb-
nis-, läßt sich mit Hilfe der Einkommenseffekte in 4-20 zei-
gen, daß dies nicht zutrifft. 
In ihrer Erweiterung des Harbergers:hen Modells bezeichnen 
Ballentine/Eris die Komponenten Exebf und Exebf in der Faktor-
preisgleichung 4-20 als "net-income terms (which) provide 
precisely this link between the loss of real income and changes 
in factor returns." 1 ) Richtig daran ist, daß es eine Verbin-
dung zwischen den "net-income terms" und der Mehrbelastung 
2ibt, denn Gleichung C-11 zeigt in Verbindung mit 4-21, daß 
bf bzw. bf zu den Determinanten der gesamtwirtschaftlichen Real-
einkommensveränderung gehören. Richtig ist auch, daß sie in 
einem neutralen Steuersystem (wegen Hx = Hy = 0) nicht auftre-
ten. Es wäre aber falsch, wollte man, wie es Gleichung 4-10 
nahelegt, den umgekehrten Schluß ziehen, daß die gesamtwirt-
schaftlichen Einkommenseffekte für die Wirksamkeit der Mehrbe-
lastung alleine ausschlaggebend sind. Während nämlich in Glei-
chung 4-10 die Annahme einer gesamtwirtschaftlichen Einkommens-
elastizität von Null !Exe-EYe = 0 bzw. Exe = EYe = 1) die Mehr-
belastungskomponente R zum Verschwinden bringt, ansonsten aber 
das Ergebnis scheinbar unverändert läßt, hat die
4
gleiche Annahme 
für 4-20 lediglich die Folge, daß EXe = 1 wird. bf und bf' d.h. 
der Einfluß des ursprünglichen Steuersystems bzw. jener Fakto-
ren, die auch den Umfang und die Richtung der Mehrbelastung 
bestimmen, auf das Verteilungsergebnis bleibt erhalten. 
1) Ballentine/Eris (1975), S. 636. Die Verfasser beschränken 
sich auf die Untersuchung der Körperschaftsteuerinzidenz. 
Man kann sich aber leicht davon überzeugen, daß die Ein-
kommenseffekte in Gleichunq 4-20 mit den "net-income terms" 
von Ballentine/Eris übereinstimmen, wenn man ihren ein-
schränkenden Annahmen folgt. 
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Auch ein kurzer Vergleich der Substitutionseffekte zeigt die 
Uberlegenheit einer stärker disaggregierten Darstellung der 
Inzidenz. Wenn die gesamtwirtschaftliche Einkommenselastizi-
tät der Nachfrage gleich Null ist, haben die Faktorsubstitu-
tions-Effekte in Gleichung 4-10 die Form 
4-24.1 
4.24.2 
Die Annahme eines verzerrungsfreien Steuersystems verändert 
die Form dieser Faktorsubstitutions-Effekte. Werden nämlich im 
Ausgangsgleichgewicht nur (effizienz-)neutrale Steuern erhoben, 
so ist, wie schon mehrfach erwähnt, HX = Hy = 0. 1 ) Dagegen 
verändert die Annahme Exe = EYe = 1 die Faktorsubstitutions-
Effekte nicht. Es zeigt sich also auch hier, daß der Einfluß 
des ursprünglichen Steuersystems bzw. der Determinanten der 
Mehrbelastung auf das Verteilungsergebnis erhalten bleibt, 
obwohl der gesamtwirtschaftliche Einkommenseffekt der relati-
ven Nachfrage gleich Null ist. 
Insgesamt macht die Harbergersche Form der Inzidenzgleichung 
- im Gegensatz zu 4-10 - deutlich, daß zwischen der Annahme 
eines neutralen (oder überhaupt nicht vorhandenen) Steuer-
systems - in diesem Falle gilt 4-23 - und der Annahme einer 
1) Vgl. a. 4-22. Allgemeiner ausgedrückt: Der numerische Wert 
des Faktorsubstitutions-Effektes hängt von der Ausgestaltung 
des im Ausgangsgleichgewicht bestehenden Steuersystems ab. 
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gesamtwirtschaftlichen Einkommenselastizität von Null - in 
diesem Falle gilt Gleichung 4-20 mit Exe = 1 - ein wesentli-
cher Unterschied besteht. 
In diesem Abschnitt und auch in der vorangegangenen Analyse 
wurde immer wieder darauf hingewiesen, daß die jeweils be-
stehende Steuerstruktur, ebenso wie die spezielle Art ihrer 
Veränderung, zu den wesentlichen Determinanten der Mehrbela-
stung der Verteilungswirkungen unterschiedlicher Formen der 
Besteuerung gehören. Dabei wurde die Besteuerung der Einkom-
mensverwendung oder der Einkommensentstehung meistens als 
Ganzes betrachtet. Die Analyse einzelner Steuern rückte da-
durch etwas in den Hintergrund. Sie muß jedoch grundsätzlich 
den gleichen Uberlegungen folgen, wie sie hier angestellt wur-
den. Abschließend soll aber noch das Beispiel einer Einzel-
steuer, nämlich der Körperschaftsteuer, die als eine spezielle 
Faktorsteuer auf den Kapitaleinsatz in dem Sektor X betrachtet 
wird, herausgegriffen und zugleich jener Fall demonstriert 
werden, in dem das bestehende Steuersystem, wie es sich auch 
immer gestaltet, sein mag, keinen Einfluß auf die Verteilungs-
ergebnisse hat. Es geht um die Harbergersche These, daß die 
Körperschaftsteuer voll auf die Anteilseigner überwälzt wird, 
wenn die gesamtwirtschaftliche Nachfrageelastizität EXX+Eyy=-1 
ist und wenn die Produktionsfunktionen in den beiden Industrien 
vom Cobb-Douglas-Typ sind, so daß die Faktorsubstitutionsela-
stizitäten s;L=S~L=1 sind. Ballentine/Eris (1975) haben diese 
These bereits insofern für den erweiterten Fall bestätigt, als 
sie nachweisen konnten, daß die volle Uberwälzung der Körper-
schaftsteuer auf die Kapitalisten auch dann zutrifft, wenn im 
Gegensatz zum vereinfachten Harbergerschen Ansatz, die Körper-
schaftsteuer bereits im Ausgangsgleichgewicht erhoben wird 
und dadurch d.ie Faktorpreisrelati.onen entsprechend verzerrt 
sind. Die Verfasser haben aber das Ergebnis unter der ein-
schränkenden Voraus~etzung abgeleitet, daß das Steuersystem 
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eben nur aus der Körperschaftsteuer besteht. 1 ) Hier geht es 
darum zu zeigen, daß diese These auch dann gültig ist, wenn 
die Besteuerung der Einkommensentstehung faktor- und branchen-
spezifisch beliebig differenziert ist. 
Die allgemeine Inzidenzlösung für die Körperschaftsteuer er-
hält man aus Gleichung 4-20, in dem man annimmt, daß alle 
übrigen Steuersätze, außer tKX' konstant bleiben: 2 ) 
4-25 
Unter der Annahme, daß die gesamtwirtschaftliche Nachfrage-
elastizität gleich minus Eins und die Faktorsubstitutionsela-
stizitäten in den beiden Industrien gleich Eins sind, ergibt 
sich: 
4-26 
1) Unter der gleichen Voraussetzung haben Ballentine/Eris (1975) 
alle 10 Harbergerschen Thesen zur Steuerüberwälzung über-
prüft und teilweise bestätigt bzw. widerlegt. Ihre Ergebnisse 
sind nicht nur wegen der speziellen Annahme über das Steuer-
system beschränkt gültig, sondern auch weil sie von normalen 
Angebotsreaktionen ausgehen, so daß bei den Faktor- und Kosten-
intensitäten kein Vorzeichenwechsel eintreten kann. Diese An-
nahme haben die Verfasser (ebenda, s.-635, Fußnote 12) außer-
dem insofern unscharf formuliert,als sie nur die "value 
reversals", d.h. die Kostenintensitätsumschläge,ausschließen. 
Es ist aber möglich, daß bei unveränderten Kostenintensitäten 
die Faktorintensitäten umschlagen, und daß sich dadurch die 
gleichen (qualitativen) Folgen ergeben wie bei Kosteninten-
sitätsumschlägen. 
2) Wenn nur eine Körperschaftsteuer tKX erhoben wird, i~t 
Hx=-tKXfKX(nxfnyl (Ky/Kx) und Hy=tKX fKX' und man erhalt 
die Lösung von Ballentine/Eris (1975), S. 635. Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß die Verfasser die Faktorsubstitutions-
elastizitäten mit negativem Vorzeichen definieren und die 
Körperschaftsteuer vom Nettoeinkommen berechnen. 
229 
Die Erhöhung der Körperschaftsteuer verändert also unter den 
hier unterstellten Annahmen auf jeden Fall die Einkommensver-
teilung zu Lasten der Bezieher von Kapitaleinkommen, und zwar 
unabhängig von dem jeweiligen Steuersystem. Um zu zeigen, daß 
die Kapitalisten die volle Steuerlast tragen, soll der Umweg 
über die Mehrbelastung gewählt werden. Aus Gleichung C-11 
folgt unter Berücksichtigung der vereinfachten Annahmen über 
die Nachfrage- und Faktorsubstitutionselastizitäten: 
4-27 R 
Im Gegensatz zum Verteilungsergebnis ist die Mehrbelastung, 
wenn auch nur beschränkt, von dem bestehenden Steuersystem ab-
hängig. Die Besteuerung der Arbeitseinkommen ist weder für die 
Richtung noch für das Ausmaß der Effizienzwirkungen der Körper-
schaftsteuer von Bedeutung. Wird dagegen der Differenzierungs-
grad der Besteuerung für die Kapitaleinkommen erhöht, indem ent-
weder bei stärkerer Besteuerung des Kapitaleinsatzes in der In-
dustr ie X (~ > tKY) 
des Kapitaleinsatzes 
wird, so ist R < 0 
tKX erhöht oder bei stärkerer Besteuerung 
in der Industrie Y (tKX < tKY) tKX gesenkt 
und die gesamtwirtschaftliche Effizienz 
des Steuersystems sinkt. Im umgekehrten Fall steigt sie. Das 
Ergebnis hat keinen Einfluß auf die Umverteilungswirkungen der 
Körperschaftsteuer. 
Die Veränderung des realen Steueraufkommens kann mit Hilfe der 
Gleichung C-9 ermittelt werden, denn es ist (vgl.a. B-18) 
A A 
4-28 R + nXfKXtKX - nf(P;-P~) 
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Da aber andererse~ts nf: n~ - (n~fKX+nXfKX) ist, erhält man 
schließlich nXfKXtKX-nf(P;-P~)=- R -nK(P;-P~), so daß sich der 
Ausdruck für die Mehrbelastung in Gleichung 4-23 wegkürzt. 
Man erhält also 
4-29 
d.h. genau jene Bedingung, die angibt, daß die zusätzliche 
Steuerlast voll von den Kapitaleinkommensbeziehern zu tragen 
ist. Damit ist nachgewiesen, daß die Harbergersche (und von 
Ballentine/Eris (1975) partiell erweiterte) These der vollen 
Uberwälzung der Körperschaftsteuer auf die Kapitalisten auch 
dann zutrifft, wenn die Besteuerung der Faktoreinkommen sowohl 
faktor- als auch branchenspezifisch vollständig differenziert 
ist. Das Ergebnis gilt freilich nur unter den erwähnten spezi-
ellen Annahmen über die Nachfrage- und Faktorsubstitutions-
elastizitäten. 
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4.6. Zusammenfassung und Wertung 
In diesem Abschnitt wurde der Einfluß der Steuerpolitik auf 
die Einkommensverteilung untersucht. Dabei wurde die Proble-
matik so weit eingegrenzt, daß nur die funktionale Einkommens-
verteilung bzw. die relativen Faktorpreise zu betrachten waren. 
In einer allokationstheoretisch fundierten Analyse, in der die 
Entscheidungen einzelner Gruppen von Einkommensbeziehern aus 
ihren Präferenzen abgeleitet werden, ist eine solche Einschrän-
kung nicht selbstverständlich. Es bedarf dazu spezieller Vor-
aussetzungen, von denen hier explizit nur die Annahmen einge-
führt wurden, daß die unterschiedlichen funktionalen Einkom-
menskategorien nicht querverteilt sind, daß die beteiligten 
Gruppen das gleiche Ausgabeverhalten haben und daß die staat-
lichen Transferzahlungen an alle privaten Haushalte gleich ver-
teilt werden. Es werden also die Aggregationsprobleme auf der 
Nachfrageseite, denen wir uns erst im nächsten Abschnitt ein-
gehender zuwenden, vernachlässigt. 
Steuern, die weder sektoral noch faktorspezifisch differen-
ziert sind, d.h. allgemeine proportionale Einkommen- und Ver-
brauchsteuern, sind verteilungsneutral. Ihre Erhöhung oder 
Senkung bewirkt keine Substitutionsprozesse und hat daher auch 
keinen Einfluß auf die relativen Faktor- und Konsumgüterpreise. 
Ähnliche (aber nicht gleiche) Schlußfolgerungen gelten für 
eine faktorspezifische Besteuerung der Einkommensentstehung: 
Ein höherer Steuersatz auf die Lohneinkommen muß voll von den 
Lohnempfängern getragen werden; eine höhere Besteuerung der 
Kapitaleinkommen trifft dagegen in vollem Umfang die Kapital-
einkommensbezieher. Betrachtet man die Lohnbezieher und Kapi-
talisten als Repräsentanten von Einkommensklassen mit einem 
unterschiedlichen Einkommensniveau, so kann man diese Art der 
faktorspezifischen Einkommensbesteuerung als eine quasi-pro-
gressive Einkommensteuer auffassen. Sie ist zwar mit Preis-
wirkungen verbunden, denn die relativen Faktorpreise passen 
sich an die unterschiedlichen Steuersätze an. Dennoch ent-
stehen keine Substitutionswirkungen, und zwar 
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weder im Produktionsbereich, weil die gesamtwirtschaft-
liche Faktorausstattung (annahmegemäß) konstant ist und 
daher keine Niveauänderung oder Umstrukturierung des ge-
samtwirtschaftlichen Faktoreinsatzes induziert werden kann; 
noch im Nachfragebereich, weil die Einkommensumverteilung 
bei gleichem Ausgabeverhalten aller privaten Haushalte 
keine Veränderung in der Struktur der Einkommensverwendung 
verursacht. 
Bei sektoral differenzierten Steuern werden die Umverteilungs-
wirkungen teilweise durch die Substitutionseffekte bestimmt. 
Spezielle Verbrauchsteuern belasten immer die Einkommen der-
jenigen Produktionsfaktoren am stärksten, die in dem höher 
besteuerten Wirtschaftszweig am intensivsten eingesetzt wer-
den. Denn sie lösen eine Umstrukturierung der gesamtwirtschaft-
lichen Nachfrage zugunsten des weniger stark besteuerten 
Gutes aus. Dadurch sinkt die Nachfrage nach dem Produktions-
faktor, der in dem höher besteuerten Wirtschaftszweig besonders 
intensiv genutzt wird, und der relative Preis dieses Faktors 
(und damit auch das entsprechende Faktoreinkommen) sinkt. 
Die direkte sektorale Besteuerung der Faktoreinkommen kann 
zu ähnlichen Verteilungswirkungen führen. Jedoch müssen die 
Bedingungen, damit eindeutige Ergebnisse zustande kommen, prä-
ziser und enger gefaßt werden: Wenn beispielsweise ein Gut 
arbeits- (und zugleich arbeitskosten-)intensiv produziert 
wird, wenn die Lohnsteuersätze in beiden Wirtschaftszweigen 
stärker angehoben werden als die entsprechenden Steuersätze 
auf die Kapitaleinkommen, wobei aber zugleich die Steuern auf 
den Faktor Arbeit in der lohnintensiven Branche stärker ange-
hoben werden und wenn schließlich die (marginale) Tarifdiffe-
renzierung in diesem Wirtschaftszweig größer ist als in dem 
anderen, liegen hinreichende Voraussetzungen dafür vor, daß 
der relative Kapitalpreis steigt, so daß die (sektorale) Ein-
kom.~ensteuererhöhung eine Umverteilung zu Lasten der Lohnbe-
zieher bewirkt. Je nach Konstellation der genannten Einfluß-
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größen kann aber auch der Fall eintreten, daß sich die Faktor-
substitutionseffekte im Produktionsbereich und die Output-
Effekte im Nachfragebereich gegenläufig entwickeln, so daß 
schließlich - insbesondere bei einer hohen Nachfrageelastizi-
tät und verhältnismäßig geringen Substitutionselastizitäten 
im Produktionsbereich - das höher besteuerte Faktoreinkommen 
begünstigt wird. 
Wie im letzten Abschnitt gezeigt wurde, sind spezielle Ver-
brauchsteuern oder branchendifferenzierte Steuern auf die Fak-
toreinkommen wegen ihrer Substitutionswirkungen mit einer 
Mehrbelastung verbunden. Dem Zusammenhang zwischen den Inzi-
denz- und den Effizienzwirkungen der Steuerpolitik galt in 
diesem Abschnitt ein besonderes Interesse, weil die Mehrbe-
lastungseffekte in der traditionellen Harbergerschen Inzidenz-
analyse weitgehend vernachlässigt wurden. Formal zeigt sich 
der Zusammenhang zwischen den allokations- und verteilungspo-
litischen Steuerwirkungen über die Einkommenseffekte der re-
lativen gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. Gelten in dem Zwei-
sektoren-Modell für beide Konsumgüter X und Y die gleichen 
gesamtwirtschaftlichen Einkommenselastizitäten der Nachfrage, 
so hat die Mehrbelastung, genauer gesagt: der Einkommenseffekt 
der Mehrbelastung, keinen Einfluß auf die Verteilungswirkungen 
der Besteuerung. Die mit der Mehrbelastung verbundenen Sub-
stitutionseffekte haben dagegen immer eine Veränderung der 
Einkommensverteilung zur Folge, weil sie zu einer Veränderung 
der relativen (Konsumgüter- und) Faktorpreise führen. Man 
sollte schon aus diesem Grunde die Bedeutung der gesamtwirt-
schaftlichen Einkom.~enseffekte nicht überbewerten. Die Frage, 
in welcher Richtung sie die Verteilungswirkungen beeinflussen, 
läßt sich ohnehin nicht eindeutig beantworten. Die Behauptung, 
daß bei speziellen Verbrauchsteuern die Veränderung des (re-
lativen) Kapitalpreises durch die Vernachlässigung des Einkom-
menseffektes immer unterschätzt werde oder daß die Verteilungs-
wirkungen der Körperschaftsteuer aus dem gleichen Grund über-
schätzt würden, und daß dieses Ergebnis von der Höhe des Kör-
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perschaftsteuersatzes unabhängig sei, 1 ) beruhen auf der ein-
schränkenden Voraussetzung, daß jeweils nur eine Steuer be-
trachtet wird. Wenn man dagegen das Steuersystem als Ganzes 
analysiert, sind solche eindeutigen Schlußfolgerungen nicht 
mehr möglich. Die Vernachlässigung des Einkommenseffektes kann 
- je nach der Art des bestehenden Steuersystems - sowohl zu 
einer Uberschätzung als auch zu einer Unterschätzung der Ver-
teilungswirkungen führen. 
Abgesehen von diesen methodischen Problemen stellt sich der 
Zusammenhar,g zwischen allokations- und verteilungspolitischen 
Wirkungen des Steuersystems für die Finanzpolitik als ein 
Zielkonflikt dar. Gibt es bestimmte Formen der Besteuerung, 
bei denen man diesen Zielkonflikt ausschließen oder zumindest 
als unbedeutend ansehen kann? Es hat zunächst den Anschein, 
als könnten wir diese Frage positiv beantworten, weil die oben 
dargestellte quasi-progressive Besteuerung der Faktoreinkommen 
(vgl. a. Abschnitt 4.3.) keine Substitutionseffekte und daher 
auch keine Mehrbelastung bewirkt. Von einer solchen Steuer 
könnte man demnach auch behaupten, daß sie zur Realisierung 
verteilungspolitischer Zielsetzungen besser geeignet sei als 
jede andere Steuer, insbesondere besser als die speziellen Ver-
brauchsteuern, bei denen man den Nebeneffekt einer Senkung des 
gesamtwirtschaftlich verfügbaren Realeinkommens in Kauf nehmen 
muß. Zwar bestätigt unser Modell eine solche Aussage, sie darf 
aber nicht verallgemeinert werden. Denn es läßt sich - entgegen 
den Prämissen des Modells, in dem von einer konstanten gesamt-
wirtschaftlichen Faktorausstattung und von einem gleichen Aus-
gabeverhalten aller privaten Haushalte ausgegangen wird - nicht 
ausschließen, daß eine progressive Einkommensbesteuerung bzw. 
ein Steuersystem, das die (höheren) Kapitaleinkommen stärker 
belastet als die (niedrigeren) Arbeitseinkommen, zu einer Ver-
minderung des gesamtwirtschaftlichen Faktorangebots und damit 
auch des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens führt. 
1) Vgl. Ballentine/Eris (1975), S. 640 f. 
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5. Inzidenz und Effizienz der Steuerstruktur 
in einer Gruppengesellschaft 
5.1. Einführung 
In der bisherigen Formulierung des Modells wurde bei den 
einzelnen Haushalten oder Gruppen von Haushalten stets ein 
einheitliches Konsumverhalten unterstellt. Wenn demnach von 
Gruppen die Rede war, so bezog sich dies letztlich nur auf 
die Entstehung funktionaler Netto-Faktoreinkommen (Löhne 
und Kapitaleinkommen) im Rahmen einer Ein-Personen-Wirtschaft. 
Eine solche Beschränkung auf die funktionale Einkommensvertei-
lung hat ihre Vorzüge. Sie ist angebotsorientiert und legt 
den Schwerpunkt der Analyse auf die Determinanten der Produk-
tion. Wie gezeigt wurde, lassen sich in diesem Rahmen die Fra-
gen, wie das Steuersystem die Produktionsstruktur, die Faktor-
einsatzverhältnisse bzw. die Faktorsubstitution sowie die 
Güter- und Faktorpreisbildung beeinflußt, unter welchen Bedin-
gungen es beispielsweise zu anomalen Angebotsreakt.ionen oder 
zu einer Einschränkung der gesamtwirtschaftlichen Produktions-
möglichkeiten kommen kann, oder inwü,weit die steuerliche Dis-
kriminierung eines bestimmten Faktors das jeweilige Faktorein-
kommen tangiert,eingehend behandeln. Trotz einer gewissen Ein-
seitigkeit wurde aber die Nachfrageseite nicht vollständig 
vernachlässigt. Denn zur optimalen Allokation der Ressourcen 
gehörte auch die effiziente Abstimmung zwischen der Angebots-
und der Nachfragestruktur, und die Frage, unter welchen An-
nahmen beispielsweise eine geringere Differenzierunq der Ver-
brauchsteuerung zu einer effizienteren Allokation der Ressourcen, 
d.h. zu einem Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens 
führt, läßt sich nicht ohne jegliche Berücksichtigung der Nach-
frageseite behandeln. 
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Dennoch sind die Einschränkungen des vereinfachten Modells es-
sentiell. Trotz der Einbeziehung der Nachfrageseite wurden näm-
lich die von der Einkommensverwendung ausgehenden Einflüsse auf 
die Verteilungswirkungen des Steuersystems vollständig vernach-
lässigt. Die Ergebnisse müssen in dem Umfang revidiert werden, 
in dem unterschiedliches Ausgabeverhalten der in der Wirtschaft 
agierenden Gruppen von Einkommensbeziehern die Auswirkungen 
einer Umstrukturierung des Steuersystems auf die Einkommensent-
stehung kompensiert oder verstärkt. 
Da das Budget eines jeden Haushalts eine Einnahmen- und eine 
Ausgabenseite aufweist, schlagen sich auch die Steuerwirkungen 
auf beiden Seiten nieder. Die Erhöhung der relativen (Netto-) 
Faktorpreise führt zu einem Anstieg des realen verfügbaren Ein-
kommens bei den Haushalten, die über eine entsJJrechende Faktor-
ausstattung verfügen. Da die Unternehmen aber versuchen, jeden 
Anstieg der Faktorkosten auf die Konsumgüterpreise zu überwälzen, 
wird auch die Preisstruktur auf den Konsumgütermärkten verändert. 
Ein Haushalt, dessen Budget einen großen Anteil solcher Güter 
umfaßt, deren Preise gestiegen sind, wird also durch die Ver-
teilungswirkungen einer Steueränderung auf der Einkommensver-
wendungsseite benachteiligt, auch wenn er auf der Einkommens-
entstehungsseite durch einen Anstieg seines realen verfügbaren 
Einkommens begünstigt wird. Sein gesamtes Realeinkommen kann 
letztlich abnehmen. 
Zur vollständigen Erfassung der Inzidenzwirkungen im Nachfrage..: 
bereich genügt es aber nicht, der Tatsache Rechnung zu tragen, 
daß die Ausgabenstrukturen (bzw. die durchschnittlichen Ausgabe-
neigungen) einzelner Gruppen von Einkommensbeziehern voneinan-
der abweichen. Denn die unterschiedlichen Nachfragereaktionen 
sind ihrerseits Determinanten der Preisbildung und Einkommens-
entstehung, so daß zwischen der Steuerinzidenz und der Einkommens-
umvert<"ilung ein simultaner Zusammenhang besteht, bei dem die 
unterschiedlichen marginalen Ausgabeneigungen der beteiligten 
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Haushalte, wie noch zu zeigen ist, eine entscheidende Rolle 
spielen. Dadurch wird bei den Verteilungswirkungen unterschied-
licher Besteuerungsformen ein (Redistributions-)Effekt sicht-
bar, der sich in dem vereinfachten Modell nicht darstellen läßt. 
Mit der Disaggregation im Konsumbereich tauchen Probleme auf, 
die auch die Effizienz des Steuersystems berühren. Die bisher 
verwendete aggregierte soziale Wohlfahrtsfunktion mit den "an-
geneh'men" Eigenschaften einer individuellen Nutzenfunktion ist 
obsolet. Wenn nämlich individuelle Nutzenfunktionen zugelassen 
sind, aus denen das Nachfrageverhalten einzelner Gruppen von 
Einkommensbeziehern abgeleitet wird, sind die einzelwirtschaft-
lichen Realeinkommensveränderungen nicht mehr ohne weiteres 
miteinander vergleichbar und auch ihr Verhältnis zur gesamt-
wirtschaftlichen Steuerlast läßt sich nicht mehr ohne zusätz-
liche Aggregationsprobleme festlegen. Es muß also geklärt wer-
den, unter welchen Bedingungen der Ubergang von der disaggreaier-
tP.n zur SP.samtwirtschaftlichen Ebene möglich ist. 
In den folgenden Abschnitten sollen nach einer kurzen Darstel-
lung der Erweiterungen des Grundmodells zunächst die Vertei-
lungswirkungen der Besteuerung behandelt werden. Da die Inzi-
denz spezieller Verbrauchsteuern und sektoral differenzierter 
Faktorsteuern bereits in aller Ausführlichkeit analysiert wur~ 
de, konzentriert sich das Interesse hier auf die Verteilungs-
wirkungen allgemeiner Einkommen- und Verbrauchsteuern sowie 
faktorspezifischer, aber nicht sektoral differenzierter Be-
steuerungsformen, die im vereinfachten Modell als effizienzneu-
tral gelten. Es soll insbesondere gezeigt werden, .wie die bisher 
nicht berücksichtigten Umverteilungseffekte auf der Nachfrage-
seite zustandekommen, wie sie die Steuerinzidenz beeinflussen 
und inwieweit dadurch die Ergebnisse des vereinfachten Modells 
tangiert werden. Im letzten Abschnitt wird dann das Verhältnis 
der einzelwirtschaftlichen zur gesamtwirtschaftlichen Steuerlast 
(bzw. Mehrbelastung) untersucht. 
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5.2. Erweiterungen des Grundmodells 
In der vorangegangenen Analyse wurden die privaten Haushalte 
als ein Se~tor der Wirtschaft, d.h. als eine nicht weiter dif-
ferenziert~ Wirtschaftseinheit mit einem bestimmten Durch-
~chnittsverhalten, angesehen. Das den privaten Haushalten zu-
fließende Faktoreinkommen wurde funktional nach Arbeits- und 
Kapitaleinkommen unterschieden. Diese funktionale Betrachtung 
der Einkommensverteilung wird auch im nachfrageseitig disag-
gregierten Modell aufrechterhalten. 
Die Identifikation unterschiedlicher Faktoreinkommen mit be-
stimmten Gruppen - Lohnempfänger und Bezieher von Kapitalein-
kommen - ist gerade für die Steuerpolitik nicht ganz unproble-
matisch. Denn es gibt "reiche" Lohnbezieher und "arme" Kapita-
listen, und überdies sind die Vermögenseinkommen (z.B. Zins-
einkünfte und Wohnungsmieten) verhältnismäßig breit gestreut. 
Dennoch sind Löhne und Kapitaleinkommen auch heute noch so 
unterschiedlich auf niedrigere und höhere Einkommensklassen ver-
teilt, daß diese Unterscheidung durchaus realitätsbezogen ist. 
Für die Wirkungsanalyse wichtiger als die Abbildung der Querver-
teilung ist der differenzierte Zugriff des Staates auf unter-
schiedliche Einkommensarten und Gruppen von Einkommensbeziehern 
und die Berücksichtigung ihrer speziellen Reaktionen. Der Uber-
gang zur personellen Einkommensverteilung soll daher auf die 
Weise vollzogen werden, daß für beide Gruppen - für die Lohn-
empfänger und die Kapitaleinkommensbezieher - individuelle 
Nutzenfunktionen angenommen werden, aus denen sich unter Berück-
sichtigung der für den jeweiligen Haushalt geltenden Budget-
restriktionen auch individuelle Nachfragefunktionen ableiten 
lassen. 1 ) Die Annahme eines für alle Haushalte gleichen Aus-
gabeverhaltens wird damit fallen gelassen. Ebenso wird die bis-
1) Die formale Ableitung der Nachfragefunktionen aus den indi-
viduellen Nutzenfunktionen ist in Anhang D.1. eingehend dar-
gestellt. Wir verwenden die Begriffe "individuelle" Nutzen-
funktion und "individuelle" Nachfragefunktion, obwohl sie 
sich auf Gruppen von Einkommensempfängern beziehen. Inner-
halb dieser Gruppen bestehen im Grunde genommen die gleichen 
Aggregationsprobleme, wie sie hier behandelt werden. 
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herige Prämisse einer Gleichverteilung der staatlichen Trctns-
fers aufgehoben. Das Haushaltsnettoeinkommen enthält also 
individuelle Transferzahlungen des Staates an die beiden 
Gruppen. 
Die einzelwirtschaftlichen Nachfragefunktionen lassen sich zu 
gesamtwirtschaftlichen Nachfragefunktionen aggregieren. Damit 
sind die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß das Modell nach 
dem gleichen Verfahren gelöst werden kann, wie zuvor. 1 ) Denn 
die Angebotsseite des Modells bleibt unverändert. Nach wie vor 
produzieren die Unternehmen die Konsumgüter in den beiden 
Wirtschaftszweigen X und Y. Nach wie vor erhebt auch der Staat 
Steuern auf die Einkommensentstehung und die Einkommensver-
wendung und zahlt das gesamte Steueraufkommen an die privaten 
Haushalte zurück. Da aber die Transferzahlungen des Staates 
wegen der Unterscheidung einzelner Gruppen von Einkommensbe-
ziehern nicht mehr, wie im aggregierten Modell, eine undifferen-
zierte Zahlungsmasse bilden, ergeben sich _spezielle Folgen für 
die Art und Weise, wie die Steuerinzidenz im Einzelfall zu 
betrachten ist. Wenn beispielsweise die Budgetinzidenz einer 
speziellen Verbrauchsteuer untersucht wird, genügt die allge-
meine Annahme, daß das Steueraufkommen wieder an die privaten 
Haushalte zurückfließen soll, nicht mehr. Vielmehr muß spezi-
fiziert werden, in welcher Weise dies zu geschehen hat, ob 
also beide Gruppen die gleichen Zahlungen erhalten oder ob 
einer der beiden Haushalte begünstigt bzw. benachteiligt werden 
soll. 
1) In verallgemeinerter Form wären also im Modell 2-15 ledig-
lich die (marginalen) gesamtwirtschaftlichen Nachfragefunk-
tionen 2-15.1 durch aggregierte einzelwirtschaftliche Nach-
fragefunktionen zu ersetzen. Wir begnügen uns hier jedoch 
mit der Anwendung des Zwei-Sektoren-Modells. Die Ableitung 
der individuellen und aggregierten (marginalen) Nachfrage-
funktionen ist in Abschnitt D.2. im Anhang dargestellt. Ab-
schnitt D.3. enthält die Beschreibung der Lösung des Mo-
dells. 
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Ebenso wie die Verteilungswirkungen unterschiedlicher Formen 
der Besteuerung durch die Disaggregation auf der Nachfrageseite 
erweitert werden, erfährt auch der Effizienzbegriff in diesem 
Modell eine gewisse Veränderung. Denn unter Berücksichtigung 
individueller Nutzenfunktionen sind die oben abgeleiteten Be-
dingungen für eine pareto-effiziente Allokation der Ressourcen 
um die Bedingungen für das Tauschoptimum und eine entsprechende 
Erweiterung der Bedingungen für die optimale Produktionsstruk-
tur zu ergänzen: Eine effiziente Einkommensverwendung ist er-
reicht, wenn die Grenzrate der Substitution zwischen beliebigen 
Gütern für alle Haushalte gleich ist. In diesem Falle ist es 
nämlich für keine der beteiligten Gruppen (bzw. Individuen) mög-
lich, durch eine weitere Veränderung der Tauschverhältnisse 
ihre Situation zu verbessern. Die Produktionsstruktur ist effi-
zient, d.h. optimal an die Nachfrage angepaßt, wenn die Grenz-
raten der Transformation zwischen beliebigen Gütern im Produk-
tionsbereich mit den (für alle Haushalte gleichen) Grenzraten 
der Substitution zwischen diesen Gütern übereinstimmen. 
Die Einteilung der Steuern in solche, die effizienzneutral sind, 
und solche, die die relativen Preise verzerren, bleibt von die-
ser Erweiterung unberührt. Die allgemeinen Einkommens- und Ver-
brauchsteuern sind effizienzneutral, weil sie weder die Ein-
kommensentstehung in den verschiedenen Wirtschaftszweigen noch 
die Einkommensverteilung an die einzelnen Grupoen noch die Ein-
kommensverwendung bei den verschiedenen Haushalten in irgend-
einer Weise diskriminieren. Das gleiche gilt für die Transfer-
zahlungen des Staates an die privaten Haushalte. Wie bisher ist 
auch die faktorspezifische Besteuerung der Einkommen effizienz-
neutral, solange keine Diskriminierung bestimmter Wirtschafts-
zweige eingeführt wird. Zwar kann man in unserem Modell die 
beiden Gruppen von Einkommensbeziehern eindeutig identifizieren, 
und insofern könnte man bei einer Anwendung unterschiedlicher 
Steuertarife auch von einer Diskriminierung im Bereich der per-
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sonellen Einkommensverteilung sprechen. l) Für die effiziente 
Allokation der Ressourcen ergeben sich daraus jedoch keine 
Folgen, weil u.a. die gesamtwirtschaftliche Faktorausstattung 
annahmegemäß konstant ist und weil der optimale Faktoreinsatz 
wegen der fehlenden Differenzierung der Steuersätze nach Wirt-
schaftszweigen nicht beeinträchtigt wird. 
Bei näherer Betrachtung zeigt es sich, daß keine der bisher 
untersuchten Besteuerungsformen die (neu eingeführte) Bedin-
gung für das Tauschoptimum verletzt. Eine Steuer, die die 
effiziente Einkommensverwendung innerhalb des Sektors der pri-
vaten Haushalte verhindert, müßte gezielt eine oder mehrere 
Gruppen von Einkommensbeziehern diskriminieren. Dies wird weder 
durch spezielle Verbrauchsteuern noch durch faktorspezifische 
Einkommen erreicht, selbst wenn der Faktoreinsatz i.n den ein:-
zelnen Wirtschaftszweigen unterschiedlich besteuert wird. Denn 
unabhängig von der tatsächlichen einzelwirtschaftlichen Steuer-
belastung gelten für das ökonomische Kalkü_l aller betroffenen 
Haushalte die gleichen Verbraucherpreisrelationen. 2 > Steuer-
bedingte Verzerrungen entstehen daher "nur" im Produktionsbe-
reich und durch eine ineffiziente Anpassunq der Produktion an 
die Nachfrage. 
1) Da hier unterstellt wird, daß beide Grupnen ein unterschied-
lich hohes Einkommen beziehen, kann die Anwendung eines un-
terschiedlichen (progressiven) Einkommensteuertarifs unter 
dem Aspekt des Leistungs~ähigkeitsprinzips auch als Gleich-
behandlung unterschiedlich hoher Einkommen (unabhängig von 
deren Quelle) aufgefaßt werden. Erst wenn im Steuertarif zu-
sätzlich Umverteilungselemente berücksichtiqt werden, liegt 
eine UnglPichbehandlung vor. Vgl. dazu auch die allgemeinen 
Erörterungen zur Neutralität des Steuersystems S. 112 ff. 
2) Es sei daran erinnert, daß unter Verbraucherpreisen im Falle 
der Einkommensentstehung die Nettopreise (nach Abzug der Ein-
kommensteuern) und bei der Einkommensverwendung die Brutto-
preise (einschließlich Verbrauchsteuern) zu verstehen sind. 
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Neben den Optimalitätsbedingungen ist nun noch der Begriff 
der Mehrbelastung kurz zu erörtern. In dem vereinfachten Mo-
dell war dieses Problem mit Hilfe einer sozialen Wohlfahrts-
funktion gelöst worden, bei der die Aggregationsprobleme um-
gangen wurden. sie kann daher hier nicht mehr angewandt wer-
den. Zunächst sind aufgrund der vorgegebenen individuellen 
Präferenzen nur die einzelwirtschaftlichen Realeinkommensver-
änderungen 
5-1 h L,K 
definiert (vgl. D-9 und in allgemeiner Form 2-37). Die Summe 
der einzelwirtschaftlichen Realeinkommensveränderungen ergibt 
die gesamtwirtschaftliche Realeinkommensveränderung 
5-2 R 
(vgl. D-18 und C-5). Sie entspricht der Mehrbelastung, weil bei 
einem (nach wie vor annahmegemäß) ausgeglichenen Staatshaushalt 
das gesamte (reale) Steueraufkommen in Form von (realen) Trans-
ferausgaben des Staates wieder an die privaten Haushalte zurück-
fließt. Bei den einzelnen Gruppen von Einkommensbeziehern bzw. 
Haushalten ist dagegen nicht gewährleistet, daß die Steuerzahl-
last durch den Rückfluß an Transferzahlungen von Seiten des 
Staates wieder vollständig kompensiert wird. 
Die definitorische Beziehung 5-2 ist ohne Einschränkung gültig, 
wobei die Symbole auf der rechten Seite der Gleichung agoregier-
te Größen darstellen. Die Aussage, das Aggregat R sei oositiv 
oder negativ, bedeutet nur, daß das Realeinkommen der einen 
Gruppe nicht in dem Maße gestiegen ist, wie das der anderen 
Gruope gesunken ist. Oder noch genauer: RIO heißt, daß die 
(jeweils in laufenden Preisen gemessenen) Veränderungen in den 
Konsumausgaben der einen Grupoe nicht durch die Veränderung in 
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den Konsumausgaben der anderen Gruppe kompensiert wurden. Es 
hat sich also nicht nur die (Real-)Ausgabenstruktur, sondern 
auch das gesamtwirtschaftliche (Real-)Ausgabenniveau verändert. 
Aussagen über das gesellschaftliche Wohlfahrtsniveau lassen 
sich daraus nicht ohne weiteres ableiten, es sei denn man be-
trachtete die einfache Addition steuerpolitisch bedingter ein-
zelwirrschaftlicher Realeinkommensveränderungen als das adäqua-
te Aggregationsverfahren für die Bewertung gesamtwirtschaftli-
cher Ergebnisse der Steuerpolitik. 1 ) Wir wollen dies zunächst 
einmal tun, denn nur auf dieser Basis kann man die Ergebnisse 
des vereinfachten (aggregierten) Modells hinsichtlich der Mehr-
belastung direkt mit denen des disaggregierten Modells ver-
gleichen. Im Anschluß an die Inzidenzanalyse werden wir dann 
auf die wohlfahrtstheoretischen Aggregationsprobleme näher ein-
gehen. 
1) Man könnte die einzelwirtschaftlichen Realeinkommens- bzw. 
Nutzen(index)änderungen auch durch Division zueinander in 
Beziehung setzen, wie es z.B. Diamond (1978) getan hat. Die 
Aggregationsproblematik wird damit ebenso (willkiirlich) um-
gangen wie mit der Addition. 
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5.3. Verteilungswirkungen des Steuersystems 
Im Rahmen des nachfrageseitig disaggregierten Modells sollen 
nicht noch einmal alle Steuerarten abgehandelt werden. Viel-
mehr beschränken wir uns auf die Verteilungswirkung_en jener Be-
steuerungsformen, die sich bisher als effizienzneutral erwie-
sen hatten. Der Grund für dieses vorgehen ist einerseits orag-
matischer Natur, denn es genügt, die Auswirkungen disaggre-
gierter Verhaltensweisen im Nachfragebereich an einigen Bei-
spielen zu demonstrieren. Ein zweites Argument für die getrof-
fene Auswahl erscheint aber wichtiger: Spezielle Verbrauch-
steuern sowie die sektoral differenzierten Steuern auf die Fak-
toreinkommen sind, wie gezeigt wurde, weder effizienz- noch 
verteilungsneutral. Daran wird sich grundsät?lich auch durch 
eine verfeinerte Analyse nichts ändern. Bei den effizienzneu-
tralen Steuern steht dagegen mehr auf dem Spiel. Sie führten 
im vereinfachten Modell weder zu einer (an der Pareto-Opti~ali-
tät gemessenen) Verzerrung der relativen Preise noch zu einer 
Mehrbelastung. Außerdem konnten die allgemeinen Einkommen- und 
Verbrauchsteuern auch noch als verteilungsneutral identifiziert 
werden. Soweit eine fakt0rspezifische Differenzierung vorlag, 
standen andererseits ihre Verteilungswirkungen eindeutig fest: 
Lohnsteuern müssen in vollem Umfang von den Arbeitnehmern, 
Steuern auf die Kapitaleinkommen dagegen vollständig von den 
Kapitaleinkommensbeziehern getragen werden. Die Frage, ob auch 
im nachfrageseitig disaggregierten Modell Steuersysteme dieser 
Art effizienzneutral sind, ist im letzten Abschnitt bereits 
positiv beantwortet worden. Ist diese Feststellung aber auch 
identisch mit der Aussage, daß aus einer Umstrukturierung sol-
cher Steuern keine Mehrbelastung entsteht? Sind diese Steuern 
nach wie vor verteilungsneutral bzw. haben sie weiterhin solche 
eindeutigen Verteilungswirkungen, wie sie im vereinfachten Mo-
dell festgestellt werden konnten? Welche Bedeutung haben die 
Redistributionseffekte im Nachfrageberei.ch für die Inzidenz bzw. 
für die Mehrbelastung? Diese Fragen sollen im folgenden beant-
wortet werden. 
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5.3.1. Allgemeine Einkommen- und Verbrauchsteuern 
Unter den Bedingungen des in Abschnitt 3. und 4. erörterten 
Modells sind allgemeine proportionale Einkommensteuern und 
allgemeine proportionale Verbrauchsteuern effizienzneutral. 
Sie haben keinen direkten Einfluß auf die Güter- und Faktor-
preisrelationen und verhindern daher auch nicht die optimale 
Allokation der Ressourcen. Außerdem sind sie verteilungsneu-
tral, weil weder eine Erhöhung noch eine Senkung der Steuer-
lasten die Realeinkommensposition einzelner Gruppen oder Haus-
halte verändert. Schließlich sind beide Besteuerungsformen in 
diesem Modell äquivalent. Eine Verlagerung der Besteuerung von 
der Einkommensentstehungs- auf die Einkommensverwendungsseite, 
d.h. der Ersatz einer direkten Besteuerung der verteilten Fak-
toreinkommen durch die Besteuerung der Ausgaben der privaten 
Haushalte, oder umgekehrt, hat weder für die Effizienz noch 
für die Inzidenz irgendwelche Folgen. 
Grundsätzlich treffen diese Aussagen auch im nachfrageseitig 
disaggregierten Modell zu, vorausgesetzt, daß die beispiels-
weise bei einer Steuererhöhung entstehende Zunahme des Steuer-
aufkommens wieder in gleicher Weise, d.h. in Form von propor-
tionalen Transferzahlungen, an die Steuerzahler zurückfließt. 
Sofern diese Annahme jedoch nicht erfüllt ist, sind auch all-
gemeine Einkommen- und Verbrauchsteuern mit (Um-)Verteilungs-
wirkungen verbunden. 
In der Regel enthalten die in der Realität existierenden Ein-
kommensteuersysteme neben dem einkommensabhängigen progressiven 
Grenzsteuersatz auch andere Konstruktionselemente, aus denen 
sich solche Effekte ergeben. Selbst bei einem linearen Tarif 
führt z.B. der Abzug des Grundfreibetrages bei der Einkommen-
steuer, der der Sicherung des Existenzminimums dienen soll 
und daher steuerfrei bleibt, zu einer indirekten Progression, 
d.h. zu einer unterschiedlichen durchschnittlichen Abgaben-
belastung bei Haushalten mit unterschiedlich hohem Einkommen. 
Die in das Modell eingeführten (steuerfreien) Transfers können 
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die gleiche Funktion übernehmen wie der Grundfreibetrag, d.h. 
eine indirekt progressive Einkommensteuer kann als Saldo 
einer proportionalen Einkommensteuer mit einer steuerfreien 
Transferzahlung angesehen werden. Eine solche indirekt pro-
gressive Einkommensteuer kann noch weiter ausgebaut werden, 
indem man ihre Redistributionseffekte durch Transferzahlungen 
zugunsten der Bezieher niedriger Ei.nkommen so stark ergänzt, 
daß die Wirkungen des Umverteilungssystems insgesamt mit 
einer direkt progressiven Abgabe vergleichbar sind. Dies läßt 
sich z.B. dadurch erreichen, daß das bei steigendem Einkommen 
zusätzlich anfallende Steueraufkommen mit einem festgelegten 
Verteilungsschlüssel zugunsten der Lohnbezieher, von denen 
wir annehmen, daß sie die niedrigeren Einkommen beziehen, zu-
rückgezahlt wird, so daß 
5-3 
gilt. Mit y < 1 erhalten die Arbeitnehmer höhere zusätzliche 
Transferzahlungen als die Bezieher von Kapi taleinkornmen. Da 
dieses Umverteilungssystem im Gegensatz zur bestehenden Ein-
kommensteuer nicht mit einem einkommensabhängigen marginalen 
Steuersatz ausgestattet ist, aber vergleichbare Wirkungen 
entfaltet, soll es hier als (direkt) progressives Einkommen-
steuer-Transfer-System bezeichnet werden. 
Im folgenden sollen nun die Verteilungswirkungen allgemeiner 
Einkommen- und Verbrauchsteuern untersucht werden, wobei wir 
von dem eben beschriebenen progressiven Einkommensteuer-Trans-
fer-System mit dem proportionalen Steuersatz te auf die Fak-
toreinkommen und mit der Transferumverteilungskomponente in 
5-3 sowie von einer allgemeinen proportionalen Verbrauchsteuer 
mit dem Tarif tc ausgehen. Für den relativen Kapitalpreis 
und die (endogenen) Transferausgaben des Staates ergeben sich 






o* ist die Koeffizientendeterminante des Grundgleichungssystems. 
-K -L Sie wird als negativ angenommen (vgl. D-43). nX und nx sind die 
marginalen Konsumneigungen der beiden Gruppen für das Gut X 
(vgl. D-32). Da nur allgemeine Einkommen- und Verbrauchsteuern 
erhoben werden, haben die Realeinkommensgleichunqen in D-18 
die folgende Form: 
;L GL (~L_;*) 
L L 4 4 
5-5. 1 - (t +t ) - (nXfKX+nYfKY) (P;-P~) L L C e 
eN 
GK 
(~K-P*) C J 4 4 5-5. 2 ;K - (tc +tel + e~ nk (n~fKX+n~fKY) (P;-P~) K L 
eN 
Bei der Interpretation dieser Ergebnisse ist vor allem auf zwei 
Determinanten der Verteilungswirkungen hinzuweisen, und zwar a) 
auf das unterschiedliche Nachfrageverhalten der beiden GruPpen 
und b) auf den Redistributionseffekt des Einkommensteuer-Trans-
fer-Systems (y). Wenn man eine dieser beiden Komponenten ver-
nachlässigt, erhält man die unter den Bedinqunqen des aggregier-
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ten Modells bereits abgeleiteten Ergebnisse: 1 > 
a) Wenn beide Gruppen die gleiche marginale Konsumneigung 
haben (n~ = n~) bleibt der relative Kapitalpreis konstant 
(vgl. 5-4.1), und es gibt daher auch keinen endogenen, d.h. 
über die Veränderung der relativen Preise wirksamen, sekun-
dären Redistributionseffekt einer Umstrukturierung des Steu-
ersystems. Selbst die Umschichtung der Realeinkommen über 
die Transferausgaben löst keine weiteren gesamtwirtschaft-
lichen Effekte im Nachfragebereich aus, weil eine Umstruk-
turierung der Nachfrageströme innerhalb der privaten Haus-
halte sich bei gleichen marginalen Ausgabeneigungen auf 
gesamtwirtschaftlichem Niveau komoensiert. Was bleibt, ist 
jedoch der Umverteilungseffekt der in diesem einfachen Steu-
ersystem implizierten Transferpolitik, denn auch bei kon-
stanten relativen Preisen werden die Lohnbezieher begünstigt, 
da das erhöhte Steueraufkommen in stärkerem Maße wieder an 
sie zurückfließt als an die Bezieher von Kapitaleinkommen. 
b) Bei einer Gleichverteilung der Transfers an beide Gruppen 
von Einkommensbeziehern im Verhältnis zu ihrem Einkommen 
(y = 1) entspricht die prozentuale Erhöhung der Steuersätze 
der prozentualen Zunahme des Gesamtsteueraufkommens (vgl. 
5-4.2). Die privaten Haushalte erhalten ihre Steuerzahlungen 
lediglich in Form von Transferzahlungen wieder zurück. Es 
besteht daher keine Veranlassung zu einer Veränderung der 
Nachfrage oder des Angebots, so daß der relative Kapital-
preis und die Realeinkommen beider Gruppen konstant bleiben 
(vgl. 5-5) • 
'Allgemeine Einkommen- und Verbrauchsteuern sind unter dieser 
Bedingung (y = 1) auch äquivalent. Setzt nämlich die Regie-
rung keine redistributiven transferpolitischen Instrumente 
1) Vgl. dazu die Abschnitte 3.2., insbes. S. 116, und 4.3., 
insbes. S. 20,i, in Verbindung mit Abschnitt 4. 1. 
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ein, so hat eine Erhöhung der Einkommensteuern und eine auf-
kommensneutrale Senkung der Verbrauchsteuern (oder umge-
kehrt) 1 > auch bei unterschiedlichem Nachfrageverhalten der 
einzelnen Gruppen keine (Um-)Verteilungswirkungen zur Folge. 
Die Verteilungswirkungen allgemeiner Einkommen- und Verbrauch-
steuern sind differenzierter zu beurteilen, wenn die unter a) 
und b) genannten restriktiven Annahmen entfallen und das oben 
dargestellte progressive Einkommensteuer-Transfer-System einge-
führt wird. Eine Verlagerung von den indirekten zu den direkten 
Einkommensteuern, genauer: eine Senkung der proportionalen Ver-
brauchsteuer und eine Erhöhung der progressiven Einkommensteuer 
- wobei davon ausgegangen werden soll, daß der prozentuale An-
stieg d:s ~inkommensteuertarifs dem Betrage nach größer ist, 
so daß tc+te > 0 wird - ist mit Substitutions-, Preis- und Ein-
kommenswirkungen verbunden. 
Wenn z.B. die Bezieher von Kapitaleinkünften eine größere mar-
ginale Konsumneigung für das Gut X haben als die Lohnempfänger 
(n~ > n~) und das. Gut X arbeitsintensiv produziert wird 
(jZAI > 0), hat die erwähnte Umstrukturierung des Steuersystems 
eine Zunahme des relativen Kapitalpreises zur Folge (vgl. 5-4.1). 
Wie Gleichung 5-5.1 zeigt, werden die Lohnbezieher nur dann 
durch die Umverteilung endgültig begünstigt, wenn der Brutto-
einkommenseffekt erhöhter Steuern und Transfers positiv und 
betragsmäßig größer ist als der (gegenläufige) sekundäre Fak-
torpreiseffekt. Entsprechendes gilt auch für die Bezieher von 
Kapitaleinkünften (vgl. 5-5.2). 
1) Hier handelt es sich also um den Fall einer Differential-
inzidenz. An der Lösung in 5-4 kann man unmittelbar ablesen, 
daß beim W~gfall des transferpolitischen Instrumentes, d.h. 
y = 1 und G-P* = O, die Änderung des Verbrauchsteuersatzes 
gleich der ne~ativen Änderung des Einkommensteuersatzes 
sein muß. 
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Um die Rückwirkungen einer Einkommensumverteilung auf die ge-
samtwirtschaftliche Nachfrage und auf die Einkommensverteilung 
zu erläutern, soll ein Teil der Wirkungszusammenhänge mit 
Hilfe von Abb. 5-1 erklärt werden. Dabei wird der Einfachheit 
halber angenommen, daß im Ausgangsgleichgewicht keine Steuern 
erhoben werden. In diesem Fall ist nxcr; + nycr~ = O (vgl. D-66), 
so daß die prozentuale Veränderung der Steuersätze der prozen-
tualen Veränderung der Realtransfers entspricht (vgl. 5-4.2). 
Außerdem unterstellen wir zur Vereinfachung der grafischen Dar-
stellung homothetische Präferenzen der beiden Gruppen von Ein-
kommensbeziehern. 
Abbildung 5-1a stellt den Güterraum (X,Y) dar mit der Trans-
formationskurve TT und den Verbrauchsplänen der beiden Gruppen. 
Teil (b) zeigt die Produktion von X und Y. Die Budgetrestrik-
tion für die Lohnbezieher sei in Abbildung 5-1a durch ELEL ge-
geben, während EKEK die Budgetgerade für die Bezieher von Ka-
pitaleinkommen darstellt. Die beiden Gruppen realisieren ihre 
Verbrauchspläne in CL bzw. CK, so daß insgesamt eine gesamt-
wirtschaftliche Nachfrage nach den beiden Gütern X und Y ent-
steht, die durch die Spitze des Parallelogramms OCKPoCL in P0 
angezeigt wird. In diesem Punkt stimmen Angebot und Nachfrage 
überein. Die Situation ist außerdem pareto-optimal, weil in P0 
gleichzeitig eine effiziente Einkommensverwendung und -entstehung 
und eine optimale Anpassung des Angebots an die Nachfrage ge-
währleistet sind. Eine Senkung des Verbrauchsteuersatzes und 
e~ne~gleichzeitige (stärkere) Erhöhung der Einkommensteuer 
(tc+te > 0) ist für beide Gruppen ceteris paribus mit einer 
Senkung des Realeinkommens verbunden (vgl. 5-5), so daß in 
Abb. 5-1a eine (nicht eingezeichnete) Parallelverschiebung der 
Budgetgeraden EKEK und ELEL nach links unten erfolgt. Das zu-
nehmende Steueraufkommen fließt in Form von Transferausgaben 
wieder vollständig an die privaten Haushalte zurück (vgl. 5-4.2), 
wobei aber wegen der Umverteilungskomponente y < 1 die Lohnbe-
zieher begünstigt werden. Ihr Realeinkommen steigt daher per 
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Abb. 5-1: Urnverteilungswirkungen der Steuer-Trans-
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per Saldo abnimmt. Ceteris paribus, d.h. bei konstanten rela-
tiven Preisen, ergeben sich aus 5-5 (in Verbindung mit 5-4.2 
und D-38, 39) die durch die Umstrukturierung des Steuer-Trans-
fer-Systems bedingten Brutto(einkommens)effekte: 
5-6 
Diese neue Situation sei in Abb. 5-1a durch eine Verschiebung 
der ursprünglichen Budgetgeraden EKEK bzw. ELEL nach EKEK bzw. 
ELEL gekennzeichnet. Unter der Annahme homothetischer Nutzen-
funktionen der beiden Gruppen liegen die neuen Verbrauchspläne 
in CL und CK, so daß der Vektor der gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage von P0 nach P' rückt. Die Brutto(einkommens)effekte 5-6 
führen zu einer Umstrukturierung der relativen Nachfrage zu-
gunsten von Y, was ausschließlich dadurch bedingt ist, daß die 
marginale Ausgabeneigung der Arbeitnehmer für das Gut Y höher 
ist als die der Kapitalisten. 1 ) Denn wären die Ausgabeneigun-
gen der beiden Gruppen gleich groß, so ergäbe sich zwar eine 
Umstrukturierung der Nachfrage, aber keine Veränderungen auf 
gesamtwirtschaftlichem Niveau. Die Verbrauchspläne würden sich 
durch die Umverteilung lediglich von CL bzw. CK nach CL bzw. 
2) CK verlagern. P0 bliebe erhalten. 
Durch die Verlagerung der Nachfrage von P0 nach P' bei unter-
schiedlichen marginalen Ausgabeneigungen wird kein neues Gleich-
gewicht erreicht, weil P' außerhalb der gesamtwirtschaftlichen 
Produktionsmöglichkeiten liegt. Die tendenzielle Verlagerung 
der Nachfrage zu Lasten des Gutes X verändert die relativen Pro-
dukt- und Faktorpreise. Der relative Preis von Y steigt. Der 
1) Geometrisch ist die höhere marginale Ausgabeneigung der Lohn-
empfänger für das Gut Y an der stärkeren Steigung des Fahr-
strahls OC{ im Verhältnis zu der Steigung des Fahrstrahls 
OCK zu erkt<nnen. 
2) Oie gleiche marginale Ausgabeneigung ist an der gleichen 
Steigung der Strecken C C'' und CKCK zu erkennen. Zwar ver-
schiebt sich das ursprüHgtiche Parallelogramm. Seine Snitze 
bleibt aber in P0 • 
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dadurch ausgelöste Substitutionseffekt wirkt eindeutig gegen-
läufig zu den Brutto(einkommens)effekten, denn bei gegebenen 
Nutzenniveaus (in den Punkten CL und CK) vermindert der An-
stieg des relativen Preises für das Gut Y die Nachfrage nach 
diesem Gut. Andererseits ergeben sich aus der Umstrukturierung 
der Produktion auch Einkommens (verteilungs-·) effekte. Wenn das 
Gut Y, wie in Abbildung 5-1b, kapitalintensiv produziert wird, 
sind die Lohnempfänger ceteris paribus benachteiligt. Denn ein 
zunehmender Output von Y und eine abnehmende Produktion von X 
- dies entspricht einer Bewegung von P0 in Richtung P 1 in Ab-
bildung 5-1b - sind nur bei abnehmender Kapitalintensität der 
Produktion in beiden Industrien möglich, so daß durch die stei-
gende Grenzproduktivität des Kapitals auch der relative Kapital-
preis steigt, während der relative Preis des Faktors Arbeit 
sinkt. Dies bewirkt eine Tendenz zur Wiederherstellung der alten 
Einkommensverteilung: die Budgetgeraden ELEL und EKEK rücken 
wieder auseinander. 1 > Da die marginale Ausgabeneigung der Lohn-
bezieher für das Gut Y größer ist als die der Kapitalisten, hat 
die beschriebene endogene (sekundäre) Einkommensumverteilung zu 
Lasten der Arbeitnehmer tendenziell einen Rückgang der relati-
ven Nachfrage nach Y, d.h. eine Bewegung von P' in Richtung P0 , 
zur Folge (vgl. Abbildung 5-1a). 
Ob die gegenläufigen sekundären Umverteilungseffekte ausreichen, 
um den Primäreffekt der Transferumverteilung vollständig zu 
kompensieren, so daß sich die Lohnbezieher bzw. die Bezieher 
von Kapitaleinkommen letztlich auf einem niedrigeren bzw. höheren 
Nutzenniveau befinden als UL bzw. UK, hängt, wie bereits ange-
deutet, von dem Ausmaß der Reaktionen ab. Wenn in .Abbildung 5-1a 
das neue Gleichgewicht auf der Transformationskurve in der 
1) Aus Gründen der Übersichtlichkeit ist in Abbildung 5-1a da-
rauf verzichtet worden, die bei steigendem relativen Preis 
von Y durch den Substitutionseffekt hervorgerufene Drehung 
der Budgetgeraden entgegen dem Uhrzeigersinn einzuzeichnen. 
Der Anstieg des relativen Preises von Y trifft beide Gruppen 
von Einkommensbeziehern als Konsumenten dieses Gutes, die 
Lohnbezieher aber stärker als die Kapitalisten, weil letzte-
re einen geringeren Anteil ihres Budgets für das relativ 
teurer gewordene Gut ausgeben. Es ist daher (vgl. 5-5): 
L L ) (A* A*) > ( Kf + Kf ) (;* ;*) (nXfKX+nYfKY PK-PL nx KX ny KY K- L • 
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Nähe (und oberhalb) von P0 liegt, so befinden sich die beiden 
Haushalte auf einem Nutzenniveau, das zwischen CL und CL bzw. 
zwischen CK und C-f< liegt. In diesem ("Normal-") Fall steigt 
der relative Kapitalpreis; die Brutto(einkommens)effekte wer-
den aber nicht vollständig durch diesen endogenen Sekundär-
effekt kompensiert. Die Situation hat sich damit für die Lohn-
empfänger eindeutig verbessert und für die Kapitalisten ein-
deutig verschlechtert. 1 ) 
Abschließend ist noch zu prüfen, ob eine Veränderung allgemei-
ner Einkommen- und Verbrauchsteuern mit Mehrbelastungseffekten 
verbunden sein kann. Die Verteilungsanalyse hatte gezeigt, daß 
bei einer Erhöhung der progressiven Einkommensteuer Veränderun-
gen der gesamtwirtschaftlichen Angebots- und Nachfragestruktur 
stattfinden. Wegen der speziellen dort unterstellten Bedingun-
gen wurde die gesamtwirtschaftliche Produktion zugunsten eines 
höheren Konsums des Gutes Y umgeschichtet und dadurch das ur-
sprüngliche Gleichgewicht (P0 in Abb. 5-1a) auf einen Punkt auf 
der Transformationskurve links von P0 verlagert. 
1) Ein solches Ergebnis hätte auch unter der Annahme zustande-
kommen können, daß das Gut X kapitalintensiv hergestellt 
wird. Unter sonst gleichen Voraussetzungen hätte dies aber 
einen sinkenden relativen Kapitalpreis zur Folge gehabt, 
so daß keine endogene Tendenz zur Herstellung der ursprüng-
lichen Einkommensverteilung vorhanden gewesen wäre. Demge-
mäß wäre die Budgetgerade der Lohnbezieher weiter vom Ur-
sprung weggerückt, während sich die Budgetgerade der Kapi-
talisten noch stärker zum Ursprung hin bewegt hätte. Damit 
könnte sich wegen der stärkeren Ausgabeneigung der Lohnbe-
zieher für das Gut Y die Nachfrage nach diesem Gut - trotz 
des steigenden relativen Preises von Y - verstärken, und 
zwar dann, wenn der auf jeden Fall gegenläufige Substitutions-
effekt nicht ausreicht, um diese Tendenz zu kompensieren. 
Alles in allem würde sich dann P' noch weiter von P ent-
fernen, was aber zugleich bedeutet, daß das ursprün~liche 
Gleichgewicht instabil war. Auf die Möglichkeit, daß auch 
bei normalem Nachfrageverhalten gerade wegen der Einkommens-
redistributionseffekte instabile Gleichgewichte entstehen 
können, hat Johnson (1959) hingewiesen, vgl. a. Mieszkowski 
(1967), s. 258 f., Krauss/Johnson (1974), S. 72 - 74. 
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Die Summe der einzelwirtschaftlichen Realeinkommensveränderun-
gen ist in diesem Fall negativ; die Umverteilung ist mit einer 
Mehrbelastung verknüpft. 1 ) In Abb. 5-1a liegt der neue (nicht 
eingezeichnete) gesamtwirtschaftliche Güterkorb links von der 
durch P0 und P' verlaufenden Gerade, die das ursprüngliche 
(Erzeuger- und Verbraucher-)Preisverhältnis angibt. Das Real-
einkommen, gemessen als Summe der mit dem ursprünglichen 
Preisverhältnis bewerteten Käufe von Gütern und Dienstleistun-
gen, hat abgenommen. 21 
Dieses Beispiel zeigt, daß allgemeine Einkommen- und Verbrauch-
steuern - entgegen den Ergebnissen des vereinfachten Modells 
und trotz des konstanten gesamtwirtschaftlichen Faktorangebots -
zu einer Mehrbelastung führen können, sofern Redistributions-
effekte im Nachfragebereich berücksichtigt werden. Steuern 
dieser Art sind nur noch im engeren Sinne wettbewerbsneutral, 
weil sie die Preisrelationen nicht verzerren. Im allgemeinen 
Sinne allokations- (bzw. effizienz-)neutral sind sie letztlich 
nicht, weil ihre Erhebung Angebots- und Nachfrageverschiebungen 
zur Folge hat, die das Preisgefüge beeinflussen. Sofern sie 
jedoch bewußt als Instrument der staatlichen (Um-)Verteilungs-
politik eingesetzt werden und demgemäß die Änderung der Preis-
relationen bei Wahrung der Wettbewerbsneutralität als unver-
meidbar angesehen werden muß, kann man solche Steuern - dem 
überwiegenden Teil der finanzwissenschaftlichen Literatur 
3) 
folgend - auch allgemein als allokationspolitisch neutral 
einstufen. 
1) Gleichung 5-2 kann hier nicht zum Beweis herangezogen werden, 
da im Ausgangsgleichgewicht (P in Abb. 5-1a) annahmegemäß 
keine Verzerrung vorliegt. Die~e Beschränkung der Marginal-
analyse hatten wir an Hand von Gleichung 3-9 erörtert. 
2) Vgl. dazu auch die Ausführungen zum Laspeyres-Index in 
Gleichung 2-43. 
3) Vgl. dazu die Erörte~ung des Neutralitätsbegriffes in Ab-
schnitt 3.2. 
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5.3.2. Direkte versus indirekte Steuern 1 ) 
Die Diskussion um das Thema "direkte versus indirekte Steuern" 
weist auf einen Gegensatz hin, dessen Bedeutung in Theorie 
und Praxis immer wieder kontrovers behandelt wird. In der Fi-
nanzpolitik wird ein zu hoher Anteil direkter Steuern als lei-
stungs- und wachstumshemmend angesehen. 2 ) Indirekte Steuern 
gelten dagegen wegen ihrer regressiven Belastungswirkungen als 
"unsozial". 3 ) Sie sind außerdem wegen ihrer geringen "Merk-
lichkeit" umstritten. 4 ) Schließlich erweist sich zwar das Be-
griffspaar "direkt-indirekt" als sehr zählebig. Dennoch hat 
sich bis heute keine inhaltlich allgemein anerkannte Klassifi-
kation durchgesetzt. 5 ) 
In der finanzwissenschaftlichen Literatur kreist der Streit 
seit langem um die Behauptung, daß direkte Steuern (als solche 
seien hier die Steuern auf die Einkommensentstehung bezeichnet) 
1) Der Verfasser hat sich bereits an anderer Stelle mit dem 
Thema befaßt. Vgl. Kitterer (1982b). Die folgenden Ausfüh-
rungen stellen jedoch eine wesentliche Erweiterung dieses 
Ansatzes dar, denn der Schwerpunkt der Analyse liegt hier 
auf den Redistributionswirkungen im Nachfragebereich, wäh-
rend in der genannten Arbeit gleiche marginale Ausgabenei-
gungen der privaten Haushalte unterstellt wurden und die 
Transferpolitik völlig unbeachtet blieb. Außerdem soll in 
diesem und in dem folgenden Abschnitt das Problem der Mehr-
belastung eingehender untersucht werden. 
2) Zur Diskussion diesbezüglicher aktueller Probleme der Steu-
erstruktur vgl. Schmidt (1979). 
3) Vgl. Matthöfer (1981), S. 538. Die empirischen Untersuchun-
gen über die Belastungswirkungen indirekter Steuern in der 
Bundesrepubl-ik (und auch in anderen Ländern) gehen in der 
Regel von dem Konzept der formalen Inzidenz aus, bei dem 
keine Rückwirkungen der Besteuerung auf Angebot und Nach-
frage berücksichtigt werden, sondern je nach der unterstell-
ten Inzidenzhypothese die Belastung des privaten Verbrauchs 
oder anderer Teile des Einkommens unterstellt wird. Vgl. 
z.B. Kitterer (1978). 
4) Vgl. Haller (1981), S. 200 - 203. Hansmeyer (1979), S. 41-43. 
5) Als Einteilungskriterium dienen das Uberwälzungskriterium, 
die Art der Erfassung der steuerlichen Leistungsfähigkeit 
oder kreislaufanalytische Aspekte. Vgl. Neumark (1951); 
Hedtkamp (1980); Schmidt (1980), S. 124 - 128. 
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den indirekten Steuern (darunter verstehen wir hier die Steuern 
auf die Einkommensverwendung) überlegen seien, weil spezielle 
Verbrauchsteuern die Präferenzen der Individuen verzerrten und 
damit gegenüber einer aufkommensneutralen Erhebung vcn Ein-
kommensteuern zu einer Mehrbelastung führten. Zwar hatte schon 
1951 Little auf die Beeinträchtigung der Wahl zwischen Arbeit 
und Freizeit durch die direkten Steuern hingewiesen und festge-
stellt, daß "the purely theoretical 'case against indirect 
taxation' is an illusion". 1 ) Aber erst die moderne Theorie op-
timaler Besteuerungsformen ("optimal taxation theory") hat das 
Thema wieder aufgegriffen und führt in verstärktem Maße Gründe 
für eine Differenzierung der indirekten Steuern ins Feld, frei-
lich teilweise unter anderen Modellprämissen (insbes. variables 
Faktorangebot) als sie in dieser Arbeit gelten. 2 ) 
Soweit diese Emfpehlungen allokationstheoretisch orientiert 
sind, muß aufgrund der vorangegangenen Uberlegungen einer ein-
seitigen Rückbesinnung auf die indirekten .Steuern widerspro-
chen werden. Gesamtwirtschaftliche Realeinkommenseinbußen können 
sowohl durch die Besteuerung der Einkommensentstehung als auch 
durch Steuern auf die Einkommensverwendung ausgelöst werden. 
Zwar lassen sich die Determinanten der Mehrbelastung analytisch 
aufzeigen. Welche Steuern aber größere Verzerrungen zur Folge 
haben, kann nur empirisch geklärt werden. 
Hinsichtlich der Beurteilung von Verteilungswirkungen direkter 
und indirekter Steuern erweist sich die bisherige mangel-
hafte Berücksichtigung der Inzidenz auf der Nachfrageseite als 
1) Little (1957), 5.300. 
2) Die Literatur zur Theorie optimaler Besteuerungsformen ist 
inzwischen so angeschwollen, daß es nicht möglich ist, an 
dieser Stelle einen auch nur annähernd repräsentativen Uber-
blick über die entsprechenden Arbeiten zu geben. Beispiel-
haft sei auf den einführenden Uberblicksaufsatz von Sandmo 
(1976) verwiesen, sowie auf die umfassende Anwendung dieser 
Theorie in Atkinson/Stiglitz (1980). Zur Diskussion steuer-
politischer Empfehlungen, die auf dieser Theorie aufbauen 
vgl. Schmidt (1980), S.156; Wiegard (1980). 1 
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eine besonders gravierende Einschränkung. Denn in der finanz-
politischen Diskussion um die Vor- und Nachteile einer Umstruk-
turierung des Steuersystems zugunsten der indirekten Steuern 
wird gerade die Bedeutung unterschiedlicher Verbrauchstruktu-
ren der betroffenen Haushaltsgruppen für das Belastungsergeb-
nis immer wieder betont, 1) und weniger die allokationspoli-
tischen als die vermuteten nachteiligen verteilungspolitischen 
Wirkungen für bestimmte Gruppen von Einkommensbeziehern stel-
len sich dabei häufig als der entscheidende Hinderungsgrund für 
die Erhöhung indirekter Steuern heraus. 2 ) 
Es hat den Anschein, als würde diese Problematik gerade in dem 
hier verwendeten Modell gar nicht aufkommen, weil allgemeine 
Einkommen- und Verbrauchsteuern auch bei einer Disaggregierung 
der Nachfrageseite als vollständig äquivalent dargestellt wer-
den können. Dies liegt aber ausschließlich daran, daß jene 
Elemente des Steuersystems, um die ständig diskutiert wird, 
durch vereinfachende Annahmen ausgeschaltet worden sind. Im 
folgenden soll daher die Kontroverse "direkte versus indirekte 
Steuern" unter Voraussetzungen behandelt werden, die einerseits 
möglichst einfach sind, andererseits aber wesentliche Umvertei-
lungskomponenten des Steuersystems beinhalten. Bei der Besteue-
rung der Einkommensentstehung wird daher von einer allgemeinen 
proportionalen Einkommensteuer te ausgegangen, die wegen der 
Berücksichtigung steuerfreier Transfers indirekt progressiv ist. 
Ihre Verteilungswirkungen sollen um die Einbeziehung der Trans-
ferpolitik ergänzt werden, die das Steueraufkommen von den hö-
heren zu den niedrigeren Einkommen umverteilt, und zwar im 
1) In den empirischen Untersuchungen zur formalen Inzidenz 
indirekter Steuern, auf die sich die finanznolitische Be-
urteilung ihrer Verteilungswirkungen meistens stützt, sind 
diese unterschiedlichen Verbrauchsstrukturen eine wesent-
liche Determinante des Verteilungsergebnisses. 
2) Entsprechende Befürchtungen veranlassen den Gesetzgeber, 
bei grundlegenden Änderungen in der Steuerstruktur stets 
darauf zu verweisen und mit Hilfe von Modellrechnungen zu 
belegen, daß die Erhöhung der Umsatzsteuer verteilungsneu-
tral sei. Vgl. die Begründungen zu den Steuerreformgesetzen 
1977 und 1979, Bundestagsdrucksachen 8/292, Bonn 1977, S.19, 
und 8/2118, Bonn 1978, S.66. Vgl.a. Matthöfer (1981), S.538. 
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Sinne des im letzten Abschnitt bereits dargestellten progressi-
ven Einkommensteuer-Transfer-Systems (vgl. 5-3). 
Die Berücksichtigung gewisser Freibeträge im Rahmen der Ein-
kommensteuer ist sowohl mit dem Postulat der Allgemeinheit der 
Besteuerung als auch mit dem Leistungsfähigkeitsprinzip ver-
einbar. Denn es besteht weithin Einigkeit darüber, daß bei den 
Steuerpflichtigen eine Leistungsfähigkeit nur in dem Sinne ent-
stehen kann, als sie ein Einkommen haben, das über den notwen-
digen Ausgaben zur Finanzierung ihres (sozial-kulturellen) Exi-
stenzminimums liegt. 1 ) In der Regel wird aber die Höhe des 
Grundfreibetrages als nicht ausreichend angesehen und daher die 
Forderung erhoben, daß bei der Besteuerung der Einkommensver-
wendung Güter des lebensnotwendigen Bedarfs mit einem niedri-
geren Steuersatz belastet werden, um der Berücksichtigung des 
steuerfreien Existenzminimums ergänzend auch bei den Verbrauch-
steuern Rechnung zu tragen. 2 ) Infolgedessen soll bei der Be-
steuerung des privaten Verbrauchs eine Tarifdifferenzierung 
unterstellt werden. Die Ausgaben für das Gut Y seien Aufwen-
dungen für den lebensnotwendigen Bedarf. Für sie gelte der er-
mäßigte Steuersatz ty. 3 ) Alle übrigen Ausgaben, d.h. die Aus-
1) Vgl. Neumark (1970), S.80f. 
2) Vgl. Wissenschaftlicher Beirat (1961), S.33; Andel (1980), 
S. 379-381. Der Verfasser hat an anderer Stelle vorgeschla-
gen, die Steuerentlastungen der Ausgaben zur Sicherung des 
Existenzminimums im Rahmen der Umsatzsteuer fallen zu lassen, 
weil sie in keinem sinnvollen Verhältnis zu dem damit ver-
bundenen fiskalischen Aufwand stehen.Die Ergebnisse der dort 
angeführten Berechnung beruhen jedoch ausschließlich auf dem 
Konzept der formalen Inzidenz. Vgl. Kitterer (1982a). 
3) Der Anteil der Ausgaben für Güter,die im Rahmen der Umsatz-
steuer einem ermäßigten Tarif unterliegen bzw. formal steu-
erfrei sind, hat ein beachtliches Gewicht. Er liegt bei mehr 
als 50% der Gesamtausgaben für den privaten Verbrauch. Der 
überwiegende Teil dieser Steuererleichterungen ist sozial-
politisch motiviert. Vgl. Kitterer (1982a), insbesondere 
Tabelle 1. 
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gaben für das Gut X,werden mit dem Normalsteuersatz tX belastet. 
Die Arbeitnehmer, deren Nettoeinkommen geringer sein soll als 
das der Kapitalisten, haben eine größere marginale und durch-
schnittliche Ausgabeneigung für das steuerermäßigte Gut Y als 
die Bezieher von Kapitaleinkommen. 1 ) Der Staat beschließe eine 
Umstrukturierung des Steueraufkommens zugunsten der indirekten 
Steuern. Die Verbrauchsteuersätze für die Güter X und Y werden 
angehoben, wobei der relative Anstieg bei dem ermäßigten Steuer-
satz ty größer sein soll als bei dem Normalsteuersatz tx. Das 
erhöhte Verbrauchsteueraufkommen soll zur Senkung der direkten 
(proportionalen) Einkommensteuer verwendet werden, andererseits 
aber auch in Form von zusätzlichen Transferzahlungen an die pri-
vaten Haushalte fließen, wobei die Haushalte mit niedrigem Ein-
kommen (d.h. die Lohnbezieher) den überwiegenden Teil der Trans-
fers erhalten sollen. 2 ) 
Welche Veränderung der individuellen Steuerlastverteilung ist 
bei einer solchen Umstrukturierung des Steuersystems zu er-
warten? In dem vereinfachten Modell war die Antwort auf diese 
Frage insofern eindeutig, als man ~us~einer Erhöhung des rela-
tiven Steuersatzes auf das Gut Y (tX-tY < 0) auf eine Verlage-
rung der Angebots- und Nachfragestrukturen zugunsten von X und 
eine Erhöhung des relativen Kapitalpreises schließen konnte, 
1) Wegen der Bedingungen D-11 und D-33.3 bedeutet diese Annahme 
zugleich, daß Kapitaleinkommensbezieher eine höhere margina-
le und durchschnittliche Ausgabeneigung für das Gut X haben. 
2) Trotz beträchtlicher Vereinfachungen gibt diese Skizze einige 
Grundzüge der Steuerreformen in den vergangenen Jahren wieder. 
Die Umsatzsteuersätze wurden zweimal erhöht (wobei jedoch, 
im Gegensatz zu unseren Annahmen, der Anstieg des ermäßigten 
Steuersatzes relativ geringer war; vgl. dazu auch Fußnote 1, 
S. 58). Der Grundfreibetrag bei der Einkommensteuer wurde an-
gehoben, die Proportionalzone ausgedehnt und die Grenz- und 
Durchschnittsteuersätze gesenkt. Die Steuerreform hatte daher 
auch eine Entlastung der höheren Einkommen zur Folge. Die 
stärkere Begünstigung der unteren Einkommensgruppen soll durch 
die überproportionale Erhöhung der Transfers an die tohnbe-
zieher dargestellt werden. Zu den Einzelheiten und finanziellen 
Dimensionen dieser Steuerreformen vgl. Kitterer/Fronia (1981), 
Abschnitt II.1. 
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sofern das Gut X kapitalintensiv hergestellt wurde. Die Verände-
rung der Steuerstruktur begünstigte also in diesem Falle die 
Bezieher von Kapitaleinkommen. Auch im nachfrageseitig disaggre-
gierten Modell wird es eine solche Tendenz geben. Sie kann aber 
durch die endogenen Umverteilungseffekte im Nachfragebereich 
und durch die unterschiedlichen Ausgabestrukturen der betroffen-
en Gruppen unterlaufen werden. 
Unter den gegebenen Annahmen lautet die Lösung für die rela-
tiven Faktorpreise: 1 l 
5-7 
-* [J 
Der Einfluß der Steuerpolitik auf die relativen Faktorpreise 
und damit auf die Netto-Faktoreinkommen der beiden Gruppen zer-
fällt in zwei unterschiedliche Komponenten. Die erste kann man 
als (reinen) Substitutionseffekt einer Erhöhung des relativen 
Steuersatzes für das Gut Y bezeichnen. Er setzt, wie bereits 
angedeutet, eine Verschiebung der relativen Nachfrage nach dem 
Gut X in Gang, die z.B. bei einer kapitalintensiven Produktion 
dieses Gutes (IZA! > 0) wegen der Erhöhung der Kapitalintensi-
tät in beiden Industrien zu einem Anstieg des relativen Kaoital-
preises führt, d.h. tendenziell zu einer Umverteilung zu Lasten 
der Lohnempfänger. Die zweite Komponente, d.h. (vgl. D-58) 
5- 8 
-* 1) Vgl. D-57 und D-58 im Anhang. o ist die Koeffizientendeter-
minante des Gleichungssystems D-54. Sie ist in der Regel 
negativ (8* < 0). Vgl. D-55. 
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stellt den Einkommensredistributionseffekt im Nachfragebereich 
dar. Es handelt sich also nicht um Einkommenseffekte, wie sie 
auch im vereinfachten Modell dargestellt wurden, sondern um 
Verteilungseffekte, die sich ausschließlich dadurch ergeben, 
daß auf der Nachfrageseite das unterschiedliche Konsumverhal-
ten der einzelnen Gruppen berücksichtigt wird. Es ist wichtig, 
dabei wiederum zwei Elemente zu unterscheiden. Der Einkommens-
redistributionseffekt verschwindet, wenn entweder die Reaktio-
nen der beiden Gruppen auf irgendwelche Realeinkommensverände-
rungen die gleichen sind, wenn also die marginalen Ausgabeneigun-
gen der Lohnbezieher und der Kapitalisten gleich groß sind, 
oder wenn die Realeinkommensveränderungen selbst für beide Grup-
pen gleich sind. Um letzteres zu zeigen, betrachte man die Real-
einkommensgleichungen D-18, die bei einer Veränderung der speziel-
len Verbrauchsteuern und des progressiven Einkommensteuer-Trans-
fer-Systems die folgende Form haben: 
5-9 .1 
5-9.2 
Wenn die Lohnbezieher und die Kapitalisten die gleiche durch-
schnittliche Ausgabeneigung für die Giiter X und Y haben, wenn 
sie also für die beiden Güter die gleichen Anteile ihres je-
weiligen Haushaltseinkommens ausgeben, so hat eine Veränderung 
der Verbrauchsteuersätze für beide Gruppen die gleiche Realein-
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kommensveränderung zur Folge. Demgemäß gibt es keinen dies-
bezüglichen Redistributionseffekt in der Faktorpreisgleichung. 
Entsprechendes gilt, wenn die Transferzahlungen an die priva-
ten Haushalte (im Verhältnis zu ihrem Einkommen) gleich groß 
sind (y=1). Auch in diesem Falle sind die Auswirkungen auf 
das Realeinkommen für peide Gruppen gleich und der Einkommens-
redistributionseffekt entfällt. 
Obwohl die Annahme gleicher marginaler Ausgabeneigungen der 
beiden Gruppen genügt, um den Einkommensredistributionseffekt 
zum Verschwinden zu bringen, sind damit nicht alle Rückwir-
kungen gruppenspezifischer Nachfragestrukturen auf die Ein-
kommensverteilung ausgeschlossen. Um Mißverständnisse zu ver-
meiden, sollen daher die einzelnen Effekte eindeutig definiert 
werden: 
a) Brutto(einkommens)effekte sind die Veränderungen des Real-
einkommens der beiden Gruppen, die sich ceteris paribus 
aus einer Veränderung der staatlichen Aktionsparameter er-
AL AK 
geben. Sie sollen mit Ri und~ bezeichnet werden, d.h. 
(vgl. 5-9) 1 > 
5-10. 1 
AL GL 
(;L_;*) LA LA RT L t (nxtx+nytyl L e 
eN 
AK GL A A KA KA 
5-10.2 ~ y-(GL-P*) t (nxtx+nytyl L L e 
eN 
1) Bei den Bruttoeinkommenseffekten ergibt sich eine gewisse 
Parallelität zur Musgraveschen "impact incidence" (vgl. 
Musgrave (1959), S. 230,und Diamond (1978), S. 288) bzw. 
zu dem Begriff der unmittelbaren Indidenz von Recktenwald 
(1966), S. 42. Die Bindung dieses Begriffes an die gesetz-
liche Auflage der Steuerverbindlichkeit ist hier jedoch 
nicht angebracht. Denn der Bruttoeffekt einer Erhöhung der 
Verbrauchsteuern entsteht unabhängig davon, ob die Unter-
nehmen die Steuerpflichtigen sind, wie beisnielsweise bei 
den Verbrauchsteuern, oder ob die privaten Haushalte die 
Steuerpflichtigen sind, wie es bei einer direkten Ausgaben-
steuer der Fall wäre. 
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b) Primäreffekte ergeben sich aus den Auswirkungen der Brutto-
effekte auf die relativen (Netto-)Faktorpreise. Sie sind 
in Gleichung 5-7 dargestellt und enthalten auch die Ein-
kommensredistributionseffekte iRF" 1 ) 
c) Sekundäreffekte ergeben sich aus den Rückwirkungen ver-
änderter relativer Güter- und Faktorpreise auf die Real-
einkommen. Sie schlagen sich sowohl auf der Einkommensent-
stehungsseite (in Form veränderter Netto-Faktoreinkommen) 
als auch auf der Einkommensverwendungsseite (in Form er-
höhter relativer Erzeugerpreise für die Güter X und Y) 
nieder und seien definiert als (vgl. 5-9) 2 ) 
5-11.1 
5-11 . 2 
1) McLure (1971/72a, s. '34 f.) kritisiert die unklare Definition 
der Einkommensredistributionseffekte bei Mieszkowski (1967, 
S. 252 f. und S. 257), die dort als "demand effect" bzw. als 
"source of income effect" bezeichnet werden. McLure trennt 
die "demand effects" dagegen in "two separable·elements", 
die einerseits von den durchschnittlichen Ausgabeneigungen, 
andererseits von den marginalen Ausgabeneigungen der beiden 
Gruppen bestimmt werden. Den zweiten definiert er als "second 
order effect on prices of shifts in the overal comoosition of 
demand resulting from redistributions of real income, which 
occurs only if marginal propensities differ." (Ebenda, Her-
vorhebung im Original.) Einerseits ist die Behauptung, der 
Einkommensredistributionseffekt sei "by its nature a second 
order effect" (ebenda) nicht zutreffend, andererseits ist 
auch die klare Trennung zwischen den Auswirkungen der durch-
schnittlichen und der marginalen Ausgabeneigungen fragwürdig. 
Anhand der Gleichungen 5-7 und 5-8 erkennt man unmittelbar, 
daß die Annahme gleicher marginaler Ausgabeneigungen dazu 
führt, daß auch Auswirkungen unterschiedlicher durchschnitt-
licher Ausgabeneigungen auf die relativen Faktorpreise unter-
drückt werden. 
2) Die Ausdrücke (n~fKX+n~fKY) (;;_;~)beinhalten die Auswirkun-
gen einer Veränderung der relativen (Netto-)Güterpreise auf 
die Realeinkommen, denn es gilt für h = K,L: 
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Der Einfluß einer Veränderung der Steuerstruktur auf die Steu-
erlastverteilung ;L, ;K hängt also sowohl von den Brutto- als 
auch von den Sekundäreffekten ab, wobei das Verbindungsglied 
zwischen Brutto- und Sekundäreffekten durch die Auswirkungen 
einer Veränderung der Steuer-Transfer-Instrumente auf die rela-
tiven Preise hergestellt wird. Um das Zusammenwirken dieser 
Effekte und die möglichen Ergebnisse darzustellen, nehmen wir 
auch hier wieder eine graphische Darstellung (vgl. Abbildung 
5-2) zu Hilfe. Sie soll auch die Interpretation von Gleichung 
5-7 und der Einkommensredistributionseffekte erleichtern. 
Abbildung 5-2a zeigt die Ausgangsituation. Die Lohnbezieher 
haben ein niedrigeres Einkommen als die Kapitalisten, ihre Bud-
getgerade ELEL liegt daher näher zum Ursprung als die der Kapi-
taleinkommensbezieher (EKEK). Das von beiden Gruppen realisierte 
Wohlfahrtsniveau ist U~ bzw. U~. Die gesamtwirtschaftliche Pro-
duktion der Güter X und Y ist in P0 auf der Transformations-
kurve TT dargestellt. In P0 ist die Grenzrate der Transforma-
tion, die durch die (negativ definierte) Steigung der Tangente 
an die Transformationskurve angegeben wird, geringer als die 
Grenzrate der Substitution, die durch die Steigung der Budget-
geraden ELEL und EKEK sowie durch die Steigung der Linie AB an-
gegeben wird. Die optimale Produktionsstruktur ist "gestört", 
weil der relative Verbraucherpreis für das Gut Y wegen der Steu-
erermäßigung niedriger ist als der relative Erzeugerpreis für 
dieses Gut. 
Die Erhöhung der Verbrauchsteuern mit einer stärkeren Anhebung 
des Verbrauchersteuersatzes auf das Gut Y verschiebe die Budget-
geraden der beiden Gruppen nach Ei'EL bzw. EK'EK. 1 ) Die Kom-
pensationszahlungen, die notwendig wären, um beiden Haushalten 
die Realisierung ihres ursprünglichen Nutzenniveaus zu ermög-
1) Der Ubersichtlichkeit halber wird die Erhöhung des relati-
ven Steuersatzes auf das Gut Y in Abbildung 5-2a als eine 
bloße Erhöhung des Steuersatzes auf das Gut Y dargestellt. 
Daher drehen sich die ursprünglichen Budgetgeraden entgegen 
dem Uhrzeigersinn in den Punkten EL bzw. EK auf der X-Achse. 
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liehen, sind bei den Lohnbeziehern höher (EL'Ei) als bei den 
Kapitalisten (E~'E~). Der Anstieg des relativen Steuersatzes 
auf das Gut Y führt also bei den Lohnbeziehern ceteris pari-
bus zu einem höheren Realeinkommensverlust (Bruttoeinkommens-
effekte). 
Würde man tatsächlich den privaten Haushalten durch Kompensa-
tionszahlungen die Realisierung ihres ursprünglichen Nutzen-
niveaus ermöglichen, so würde sich gesamtwirtschaftlich der 
Punkt P' ergeben, der zugleich den primären (kompensierten) 
Substitutionseffekt in der Faktorpreisgleichung 5-7 darstellt. 
Denn durch die steuerbedingte Erhöhung des relativen Preises 
für das Gut Y ändert sich die Nachfrage zugunsten des Gutes X. 
Ein zunehmendes Angebot von X erfordert aber wegen der kapital-
intensiven Produktion dieses Gutes in beiden Industrien eine 
Abnahme der relativen Kapitalintensität und damit einen An-
stieg des relativen Kapitalpreises. Der (in Abbildung 5-2 nicht 
eingezeichnete) Einkommensredistributionseffekt der Verbrauch-
steuererhöhung (vgl. 5-8) wirkt in die gleiche Richtung. Denn 
wegen der höheren marginalen und durchschnittlichen Ausgabe-
neigung der Lohnbezieher für das Gut Y hat eine Erhöhung des 
relativen Preises für dieses Gut eine Verschiebung der Nach-
fragestruktur zugunsten des Gutes X und damit aus den angegebe-
nen Gründen eine Erhöhung des relativen Kapitalpreises zur Fol-
ge (ERF < O; vgl. 5-7 in Verbindung mit 5-8). 
Das erhöhte Verbrauchsteueraufkommen wird aber weder vollstän-
dig einbehalten noch lediglich zu Kompensationszahlungen in 
Höhe der individuellen Steuerlasten verwendet. Vielmehr fließt 
es in Form von Transferzahlungen mit unterschiedlichem Gewicht 
an die privaten Haushalte zurück. Wir wollen davon ausgehen, 
daß die zusätzlichen Transfers an die Lohnempfänger höher sind 
als die für sie notwendigen hypothetischen Kompensationszahlun-
gen, so daß sie in der Lage sind, einen Güterkorb C~ zu reali-
sieren, der über ihrem ursprünglichen Nutzenniveau U~ liegt, 
während die Kapitalisten nur so viele Transfers erhalten, daß 







Abb. 5-2: Direkte versus indirekte Steuern 
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sprünglichen Nutzenniveaus U~ verläuft (vgl. Abbildung 5-2b). 
Der Bruttoeffekt der Transferpolitik begünstigt daher eindeutig 
die Lohnbezieher. Die dadurch ausgelösten Nachfrage- und Preis-
wirkungen sind aber gegenläufig zum primären Substitutions-
und Einkommenseffekt einer Erhöhung der Verbrauchsteuern. Da 
das (Real-)Einkommen der Lohnbezieher stärker ansteigt als das 
der Kapitalisten, diese aber eine höhere durchschnittliche 
und marginale Ausgabeneigung für das Gut X haben, verschiebt 
sich die Nachfragestruktur zugunsten des Gutes Y. Bei der 
damit implizierten Reduzierung des Outputs von X ergibt sich 
zugleich eine Senkung des relativen Kapitalpreises. 
Die Veränderung der relativen Preise ist auch mit endogenen 
Rückwirkungen auf Angebot und Nachfrage sowie auf die Steuer-
lastverteilung (Sekundärwirkungen; vgl. 5-11) verbunden, die 
bisher nicht beachtet wurden. Ein steigender relativer Kapital-
preis erhöht den relativen (Erzeuger-)Preis für das kapital-
intensiv produzierte Gut X und hat daher für die Bezieher von 
Kapitaleinkünften, deren durchschnittliche Ausgabeneigung für 
dieses Gut größer ist als die der Lohnempfänger, einen größeren 
(negativen) Realeinkommenseffekt zur Folge. Andererseits be-
deutet für die Kapitalisten ein steigender relativer Kapital-
preis ein erhöhtes, für die Lohnbezieher ein sinkendes (in Ein-
heiten des Gutes Y ausgedrücktes) reales Netto-Faktoreinkom-
men. 1 ) Die durch die Punkte C~ und c; verlaufenden (in Abb. 
5-2b nicht eingezeichneten) Budgetgeraden der beiden Haushalte 
rücken also wieder auseinander und drehen sich zugleich wegen 
des erhöhten Erzeugerpreises für das Gut X im Uhrzeigersinn. 
Es kann also der Fall eintreten, daß sich die beiden Gruppen 
1 1 letztlich in den Punkten CL und CK befinden, die zu einem 
1) In Abbildung 5-2 werden die Realeinkommensveränderungen in 
Gütereinheiten dargestellt. In Einheiten des Gutes Y ausge-
drückt gilt daher für die Veränderung der relativen Faktor-
preise: 
A A 
- fKY(P;-P~) bzw. 
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gesamtwirtschaftlichen Produktionsniveau P1 führen, wobei 
sich die Situation der Lohnbezieher schließlich verschlechtert, 
die der Kapitalisten verbessert hat (vgl. Abb. 5-2b). 
Es ist unter den gegebenen Annahmen aber auch denkbar, daß 
der Punkt P 1 mit dem umgekehrten Verteilungsergebnis, d.h. 
mit einem zunehmenden Realeinkommen für die Lohnbezieher, er-
reicht wird oder daß beide ihre Realeinkommensituation ver-
bessern können. Unter anderen Annahmen, z.B. über die Faktor-
intensitäten im Produktionsbereich oder über das Nachfrage-
verhalten der beiden Gruppen,sind schließlich ähnliche und 
andere Verteilungsergebnisse möglich. 
Während das Ergebnis der einzelwirtschaftlichen Steuerlastver-
teilung wegen der unterschiedlichen Einflußgrößen, die sich 
im Realeinkommen der jeweiligen Gruppen niederschlagen, ver-
hältnismäßig offen ist, kommt man hinsichtlich der Mehrbela-
stung, die sich aus der Veränderung der Steuerstruktur zugunsten 
der indirekten Steuern ergibt, zu einem weniger komplizierten 
Resultat. Durch die Addition der einzelwirtschaftlichen Real-
einkommensveränderungen erhält man (vgl. D-65 im Anhang): 
5-12 R 
Da wir von einem steuerermäßigten Tarif für das Gut Y 
(tX-tY > 0; bf < 0 1 )) und von einer kapitalintensiven Pro-
duktion des Gutes X (A > 0) ausgegangen waren, ist ein Anstieg 
des relativen Kapitalpreises immer mi! einer Zunahme des ge-
samtwirtschaftlichen Realeinkommens (R > 0) verbunden. Warum 
dies so sein muß, läßt sich anhand von Abbildung 5-2b erläu-
tern. 
1) Vgl. B-29.2 in Verbindung mit B-25. Wenn die (sektorale) 
Tarifdifferenzierung nur aus den angegebenen Verbrauch-
steuern besteht, ist bf < 0. 
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In ursprünglichen Verbraucherpreisen gemessen, haben die Güter-
körbe rechts von der Preislinie AB einen höheren Wert als die 
Güterkörbe links von AB. Die Realisierung irgendeines Punktes 
auf der Transformationskurve im Bereich P0 P* erfordert eine 
abnehmende Produktion von Y und eine zunehmende Produktion von 
X. Da X kapitalintensiv produziert wird, hat ein zusätzlicher 
Output dieses Gutes eine abnehmende relative Kapitalintensität 
in beiden Industrien und damit einen Anstieg des relativen 
(Netto-)Kapitalpreises zur Folge. Die Summe der einzelwirtschaft-
lichen Realeinkommensveränderungen ist in diesem Falle positiv, 
d.h. das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen hat zugenommen. 
Das umgekehrte Ergebnis gilt für den Fall, daß die Veränderung 
der Steuerstruktur zu einem Punkt auf der Transformationskurve 
links von P führt. 
0 
Es hat den Anschein, als führe dieses Ergebnis zu keiner neuen 
Erkenntnis, denn auch im vereinfachten Modell konnte man davon 
ausgehen, daß eine Bewegung auf der Transformationskurve von 
P0 in Richtung P' (vgl. Abb. 5-2) das gesamtwirtschaftliche 
Wohlfahrtsniveau erhöhte. Es besteht jedoch ein entscheidender 
Unterschied: Im vereinfachten Modell wurde dieser Effekt er-
reicht, wenn das Verzerrungsniveau gesenkt wurde, wenn also 
Verbrauchsteuersätze einander angenähert wurden. Im nachfrage-
seitig disaggregierten Modell trifft dies nicht ohne weiteres 
zu. Selbst wenn z.B. durch einen relativ geringeren Anstieg 
des ermäßigten Steuersatzes gegenüber dem normalen Tarif die 
Verzerrung der relativen Güterpreise zunimmt, und dadurch ein 
eindeutiger Substitutionseffekt zugunsten eines höheren Konsums 
von Y wirksam wird, der eine tendenzielle Senkung des relativen 
Kapitalpreises zur Folge hat, kann, wie Gleichung 5-7 zeigt, 
ein gegenläufiger Einkommensredistributionseffekt letztlich 
dazu führen, daß die gesamtwirtschaftliche Produktion des 
Gutes Y eingeschränkt und die des Gutes X ausgedehnt wird, so 
daß der relative Kapitalpreis steigt. Eine zunehmende Verzer-
rung der Güter~reisrelationen würde in diesem Falle eine Min-
derbelastung (R > O) bewirken. Allgemeiner gesagt: Eine Steuer-
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reform, die die steuerbedingten Verzerrungen der Güterpreisre-
lationen vermindert, erhöht nicht unbedingt die gesamtwirt-
schaftliche Effizienz des Steuersystems. 
Was ist von der Umstrukturieruna des Steuersystems zugunsten der 
indirekten Steuern nach alledem zu halten? Verteilunqspolitisch 
war die Senkung der progressiven Einkommensteuer so gestaltet, 
daß sie (genauer: ihr Bruttoeinkommenseffekt) die unteren Ein-
kommensklassen, d.h. die Lohnbezieher, begünstigt. Die Erhöhung 
der Verbrauchsteuern konnte dem zumindest teilweise zuwiderlau-
fen. Die Sekundäreffekte, d.h. die Auswirkungen von Substitu-
tions- und Preiswirkungen auf das einzelwirtschaftliche Real-
einkommen, bestimmen sich nach den jeweiligen Produktions- und 
Nachfrageverhältnissen. Unter unseren speziellen Annahmen wur-
den die Kapitalisten eher begünstigt. Die Verteilungswirkungen 
der Verlagerung des Steuersystems zugunsten der indirekten 
Steuern sind aber insgesamt offen. 
Hinsichtlich der allokationspolitischen Beurteilung kommen wir 
zu einem ähnlichen Ergebnis. Obwohl gerade jene Steuern erhöht 
wurden, denen man gewöhnlich nachsagt, daß sie die Präferenzen 
de~ privaten Haushalte verzerren, nämlich spezielle Verbrauch-
steuern (bzw. - was auf dasselbe hinausläuft - allgemeine Ver-
brauchsteuern mit einer speziellen, z.B. sozialpolitisch moti-
vierten Tarifdifferenzierung), müssen die Substitutions- und 
Preiswirkungen keineswegs von ihnen beherrscht werden. Auch die 
durch di:e Senkung der Einkommensteuer bewirkte Umverteilung 
führt zu Substitutions-, Preis- und Einkommenseffekten, die 
sich mit denen anderer Formen der Besteuerung überlagern. Daß 
sich dabei das gesamtwirtschaftliche Realeinkommensniveau durch 
Nachfrageumschichtungen verändert, erscheint selbstverständlich. 
Es gibt keine (allgemeine) Handhabe dafür, dies ausschließlich 
oder überwiegend der Erhebung spezieller Verbrauchsteuern zuzu-
schreiben. 
272 
5.4. Zur Bestimmung der gesamtwirtschaftlichen Steuerlast 
5.4.1. Das Aggregationsproblem 
Das Verfahren, mit dessen Hilfe die Effizienz des Steuersystems 
bisher bestimmt wurde, erscheint einfach, operational und zu-
gleich geeignet, die Vermischung von Allokation und Distribu-
tion zu verhindern. Denn die einzelwirtschaftlichen Steuer-
lasten werden als Veränderung in der Zusammensetzung der grup-
penspezifischen Warenkörbe, bewertet zu Verbraucherpreisen in 
der Ausgangsituation (vor Änderung des Steuersystems), gemessen. 
Bildet man die algebraische Summe der einzelwirtschaftlichen 
Steuerlasten, so entfällt der Verteilungsaspekt und es bleibt 
nur die Feststellung einer (in monetären Größen gemessenen) 
Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens, die, 
sofern sie positiv ist, zu der Vermutung Anlaß gibt, daß zu-
sätzliche Verteilungsspielräume entstanden sind oder, um es in 
wohlfahrtstheoretischen Kategorien auszudrücken, daß die (Real-) 
Einkommenszuwächse der durch die Umverteilung Begünstigten 
grundsätzlich ausreichen sollten, um die (Real~)Einkommensmin-
derungen der benachteiligten Gruppen durch Entschädigungs-
zahlungen zu kompensieren und trotzdem einen "Gewinn" zu behal-
ten, der sie (die Begünstigten) in die Lage versetzt, ein 
höheres Bedürfnisbefriedigungsniveau zu realisieren. 
Daß dies nicht unbedingt der Fall sein muß, zeigt Abbildung 
5-2a. Wird die Verbrauchsteuer auf das Gut Y erhöht und er-
halten die beiden Haushalte zugleich Kompensationszahlungen, 
damit sie auf ihren ursprünglichen Nutzenniveaus verbleiben 
können, so entsteht ein reiner Substitutionseffekt. Die_ Bud-
getgeraden drehen sich von EKEK bzw. ELEL nach EKEK bzw. 
ELEL (vgl. a. Abb. 5-2b). Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage 
verschiebt sich von P0 nach P'. In ursprünglichen Verbraucher-
preisen (AB) gemessen entsteht ein höheres gesamtwirtschaftli-
ches Realeinkommen, obwohl sich das Nutzenniveau der beiden 
Haushalte nicht verändert hat. Dies ist nur die Kehrseite des 
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Boadwayschen Paradoxons, wonach eine positive algebraische 
Summe der einzelwirtschaftlichen Realeinkommensveränderungen 
weder eine notwendige noch eine hinreichende Bedingung dafür 
ist, daß die Gewinner einer Umverteilungsmaßnahme in der Lage 
sind, die Verlierer durch (hypothetische) Kompensationszahlun-
gen zu entschädigen. 1 l 
Das Dilemma wird nicht entschärft, wenn man davon ausgeht, daß 
alle Haushalte die gleiche Nutzenfunktion haben, denn auch in 
diesem Falle können bei einer Umverteilung unterschiedliche 
durchschnittliche und (selbst bei gleichem Einkommen) unter-
schiedliche marginale Ausgabeneigungen wirksam werden. In Ab-
bildung 5-3a ist eine solche Situation dargestellt. Für beide 
Haushalte wird dort die gleiche Nutzenfunktion unterstellt, 
wobei aber unterschiedliche Einkommensniveaus (ELEL bzw. EKEK) 
gelten, so daß bei den gegebenen Preisverhältnissen unterschied-
liche Nutzenniveaus (U~ mit CK und U~ mit CL) und auf gesamt-
wirtschaftlicher Ebene der Punkt P0 realisiert werden. Jede Ver-
änderung der relativen Güterpreise mit gleichzeitigen Kompen-
sationszahlungen, die es den Haushalten ermöglichen, ihre ur-
sprünglichen Nutzenniveaus zu realisieren, führt wegen der 
Krümmung der Indifferenzkurven von P0 weg zu gesamtwirtschaft-
lichen Verbrauchsplänen, die außerhalb von AB liegen und damit 
zu einer (in ursprünglichen Verbraucherpreisen gemessenen) Er-
höhung des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens, obwohl die 
Bedürfnisbefriedigungsniveaus sich nicht verändert haben. So 
liegt beispielsweise bei steigendem relativen Preis des Gutes 
X der Punkt P* auf der aggregierten (Scitovsky-)Indifferenz-
kurve US' dem geometrischen Ort für konstante Nutzenniveaus der 
beiden Haushalte. 2 ) 
1) Vgl. Boadway (1974), Ng (1979), S. 96 - 98. 
2) ,Jeder Punkt auf der aggregierten Sei tovsky-Kurve wird durch 
Addition der individuellen Menqen entlang zweier gegebener 
Indifferenzkurven (Nutzenniveaus) gewonnen. Jede Scitovsky-
Indifferenzkurve repräsentiert daher eine gegebene Nutzen-
(bzw. Realeinkommens-)Verteiluna. Die Aggregation wird immer 
in solchen Punkten vorgenommen, in denen die Grenzraten der 
Substitution für die einzelwirtschaftlichen Nutzenfunktionen 
gleich groß sind. Daher haben die individuelle und die ge-
samtwirtschaftliche Nutzenfunktion in den entsprechenden Punk-
Fortsetzung der Fußnote nächste Seite. 
274 
Es mag den Anschein haben, als handle es sich bei einem Ver-
gleich der Punkte P0 und P* nur um ein Meßproblem, denn der 
Zunahme des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens, gemessen 
mit Hilfe der ursprünglichen Verbraucherpreise, d.h. mit Hilfe 
des Laspeyreschen Mengenindexes, steht eine Abnahme des gesamt-
wirtschaftlichen Realeinkommens gegenüber, wenn die Veränderung 
des Realeinkommens mit Hilfe der neuen Verbraucherpreise (d.h. 
nach Paasche) gemessen wird. 1 l Die tatsächliche g:samtwirt-
schaftliche Realeinkommensveränderung liegt dazwischen, nämlich 
bei Null, und es bedürfte offensichtlich nur eines "idealen" 
Mengenindexes, um diesen Tatbestand genauer zu beschreiben. 
Für ein einzelnes Individuum trifft dies zu. In einer Gruppen-
gesellschaft liegt das Problem aber tiefer, denn auf der Basis 
individueller Nutzenfunktionen läßt sich keine konsistente ge-
sellschaftliche Wohlfahrtsfunktion ableiten, selbst wenn - dies 
muß noch einmal ausdrücklich betont werden - die Nutzenfunktio-
nen für alle Haushalte gleich sind. Auch dies kann an Hand von 
Abbildung 5-3a, in der für die Bezieher von Kapitaleinkommen 
und für die Lohnempfänger die gleiche Nutzenfunktion unterstellt 
wird, gezeigt werden. 
Eine Umverteilung zu Lasten der Kapitaleinkommensbezieher möge 
die Budgetgeraden der beiden Haushalte von ELEL bzw. EKEK nach 
ELEL bzw. EKEK verschieben, so daß die optimalen Verbrauchspläne 
CL, CK 2 ) und (gesamtwirtschaftlich) der Punkt P' realisiert 
Fortsetzung der Fußnote 2, Seite 273: 
ten immer die gleiche Steigung. zur Konstruktion und Bedeu-
tung von Scitovsky-Indifferenzkurven vgl. Sohmen (1976), 
s. 48 - 56 und s. 310 - 325. Vgl. a. Krauss/Johnson (1974), 
s. 37 - 42. 
1) Das neue Verbraucherpreisverhältnis läßt sich in Abbildung 
5-3a an der Tangente an die Scitovsky-Indifferenzkurve US 
im Punkt P* ablesen. P* würde, so gemessen, links von P0 
liegen. 
2) Aus Gründen der Ubersichtlichkeit sind in diesen beiden ~unk-
ten keine (die gestrichelten Budgetgeraden tangierenden) In-
differenzkurven eingezeichnet. Gleichwohl ist die dazugehöri-
ge Scitovsky-Kurve U~ eingezeichnet, die das Aggregat der 








Abb. 5-3: Aggregation identischer Nutzenfunktionen 
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werden. Ausgehend von der ursprünglichen Einkommens- (d.h. 
Nutzen-)Verteilung (U~,U~), die gesamtwirtschaftlich durch die 
Scitovsky-Indifferenzkurve US gekennzeichnet ist, würde die 
Anwendung des Pareto-Kriteriums zu der Aussage führen, daß 
die neue Einkommensverteilung der alten überlegen ist, denn 
P' liegt oberhalb von US, so daß es grundsätzlich möglich ist, 
das Bedürfnisbefriedigungsniveau eines der beiden Haushalte 
anzuheben, ohne das des anderen zu senken. Zwar kommt man zu 
dem gleichen Ergebnis, wenn man den Vergleich auf der Grund-
lage der neuen Einkommensverteilung in P' mit der gesellschaft-
lichen Scitovsky-Indifferenzkurve US fällt. Beide Kurven, US 
und US' überschneiden sich jedoch, woraus folgt, daß eine ge-
gebene Einkommensverteilung US einer anderen, nämlich US' ein-
mal vorgezogen wird - dies gilt für den Bereich links von dem 
Schnittpunkt Q -, während die gleiche Einkommensverteilung in 
einem anderen Bereich - rechts von Q - gegenüber US als gesamt-
wirtschaftlich weniger wünschenswert erscheint. Eine Bewegung 
von P' nach Q bedeutet ein abnehmendes gesamtwirtschaftliches 
Realeinkommen, wenn man die durch US definierte Einkommensver-
teilung (U~,U~) zugrunde legt. Sie beinhaltet dagegen ein kon-
stantes gesamtwirtschaftliches Realeinkommen, wenn man die durch 
US definierte Einkommensverteilung als gegeben annimmt. 
An diesem Beispiel wird deutlich, daß die im letzten Abschnitt 
gewählte Definition für die Mehrbelastung - die Summe der ein-
zelwirtschaftlichen Realeinkommensveränderungen - nicht eindeu-
tig ist. Selbst (oder gerade) wenn man davon ausgeht, daß jede 
Erweiterung und veränderte Zusammensetzung des gesamtwirtschaft-
lichen Güterkorbes das Resultat einer marktwirtschaftlichen An-
passung individueller Präferenzen an veränderte Rahmendaten dar-
stellt und in diesem Sinne als "effizient" gelten sollte, muß 
man in Kauf nehmen, daß dieses Kriterium aufgrund von Verände-
rungen der relativen Preise und der Einkommensverteilung zu 
Widersprüchen führen kann, weil sich bei einer veränderten Zusam-
mensetzung der Güterkörbe auch deren individuelle und gesamtwirt-
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schaftliche Bewertung verändert. Entscheidend ist in diesem Zu-
sammenhang, daß das Effizienzkriterium und damit auch die Fra-
ge, in welchen Fällen von einer Erhöhung oder Senkung des ge-
samtwirtschaftlichen Realeinkommens gesprochen werden kann, 
von der jeweiligen Einkommensverteilung abhängig ist. So läßt 
sich z.B. feststellen, daß die Rangfolge der gesamtwirtschaft-
lichen Bewertung der beiden Güterkörbe P0 und P' umgekehrt 
wird, wenn man im Pnnkt Q die durch die beiden Einkommensver-
teilungen US und u5 determinierten unterschiedlichen Verbrau-
cherpreisrelationen anwendet. 
Inkompatibilitäten bei der Aggregation individueller Nutzenfunk-
tionen lassen sich vermeiden, wenn über die Form der Nutzenfunk-
tionen zusätzliche restriktive Annahmen gemacht werden. Das 
aggregierte Präferenzfeld hat die gleichen Eigenschaften wie 
die individuellen Nutzenfunktionen, wenn man annimmt, daß diese 
für alle Haushalte identisch und homothetisch sind, so daß die 
Einkommenselastizitäten der Nachfrage bei allen Haushalten 
gleich Eins sind. Da unter diesen Voraussetzungen jeder propor-
tionalen Veränderung des Nominaleinkommens die gleiche propor-
tionale Nutzen(index)veränderung entspricht, unabhängig davon, 
auf welchem Bedürfnisbefriedigungsniveau oder auf welchem Punkt 
einer Indifferenzkurve sich der jeweilige Haushalt befindet, 
lassen sich sowohl die Gesellschaft (d.h. die aggregierte Nutzen-
funktion) als auch Haushalte mit unterschiedlichem Einkommen als 
eine proportionale Variante eines (beliebigen) Standardhaushal-
tes darstellen. 
Abbildung 5-3b soll diesen Zusammenhang veranschaulichen. Die 
Kapitalisten und Lohnbezieher haben die gleiche homothetische 
Nutzenfunktion, aber ein unterschiedliches Einkommen (ELEL, 
EKEK) mit den optimalen einzelwirtschaftlichen Verbrauchsplä-
nen c~, C~ auf den Indifferenzkurven U~, U~. Die aggregierte 
gesellschaftliche Wohlfahrtsfunktion US hat in jedem Punkt ent-
lang eines beliebigen Fahrstrahls durch den Ursprung, beispiels-
weise in den Punkten P0 bzw. P0 , die gleiche Steigung wie die 
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dazugehörigen einzelwirtschaftlichen Nutzenfunktionen in den 
0 0 -o -o 
Punkten CL und CK bzw. CL und CK. US hat außerdem in jedem 
Punkt die gleiche proportionale Entfernung von den beiden in-
dividuellen Nutzenniveaus U~ und u~. Jede der eingezeichneten 
Indifferenzkurven kann daher aus der anderen durch die gleiche 
proportionale Veränderung des Einkommens gewonnen werden. Eine 
Verdoppelung bzw. Verdreifachung des Einkommens der Lohnbezieher, 
gemessen in den relativen Preisen, die durch die Tangente an 
U~ in C~ (d.h. durch ELEL) gegeben sind, führt zu einer propor-
tionalen Erhöhung der Nutzenniveaus, d.h. zu den Punkten C~ bzw. 
P0 auf den Indifferenzkurven U~ und US. Entsprechendes gilt 
aber auch, wenn man einen anderen Ausgangspunkt, beispielsweise 
C~ und das durch die Tangente in C~ darzustellende Preisverhält-
nis, wählt. Auch in diesem Falle bedeutet eine Verdoppelung bzw. 
Verdreifachung des Einkommens eine entsprechende 
Veränderung des Nutzenniveaus, so daß die Punkte 
reicht werden. Eine Uberschneidung individueller 
multiplikative 
-o -CK bzw. P0 er-
und/oder aggre-
gierter Nutzenfunktionen kann nicht eintreten. Das individuelle, 
ebenso wie das gesamtwirtschaftliche Präferenzfeld entsprechen 
dem eines repräsentativen Haushalts. 1 > 
Es folgt aus den eben beschriebenen Eigenschaften homotheti-
scher Nutzenfunktionen, daß die Einkommensverteilung bzw. die 
Steuerlastverteilung keinen Einfluß auf das Systemgleichgewicht 
1) Eine konsistente Aggregation individueller Präferenzfunk-
tionen ist im übrigen auch unter weniger strengen Annahmen 
möglich. Gorman (1953) hat bereits gezeigt, daß unter der 
Annahme quasi-homothetischer Nutzenfunktionen, d.h. solcher 
Nutzenfunktionen, die unter Berücksichtigung bestimmter Min-
desteinkommen für die einzelnen Haushalte die gleiche margi-
nale Ausgabeneigung für alle Haushalte implizieren, ein kon-
sistentes gesamtwirtschaftliches Präferenzfeld existiert. 
Diese quasi-homothetischen Nutzenfunktionen (Stone-Geary-
Nutzenfunktionen) gehören zu den Standardannahmen bei der 
ökonometrischen Schätzung empirischer Nachfragefunktionen 
für einzelne Konsumgütergruppen. Vgl.~ (1974) und 
Hasenkamp (1978). Muellbauer (1975 und 1976) hat gezeigt, 
daß die Annahme identischer Nutzenfunktionen bis zu einem 
gewissen Grade gelockert werden kann. Dies setzt aber ent-
weder eine konstante Einkommensverteilung oder eine nrooor-
tionale Einkommensumverteilung voraus. Vgl. zu dieser Pro-
blematik auch Sen (1979b). 
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hat. Da die marginalen Ausgabeneigungen der beiden Haushalte 
gleich sind, hat eine Einkommensumverteilung z.B. zu Lasten der 
Kapitalisten, wie die Punkte CL und CK in Abbildung 5-3b zeigen, 
lediglich eine Umstrukturierung der Nachfrage zur Folge, beein-
flußt aber nicht die gesamtwirtschaftliche Nachfrage. Infolge-
dessen verschwindet auch der im vorangegangenen Abschnitt be-
schriebene Einkommensredistributionseffekt (vgl. 5-8), der die 
Rückwirkungen der Einkommensumverteilung auf die relativen Prei-
se und damit auf die Konsumgüternachfrage angibt. Mit anderen 
Worten: Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage ist unabhängig von 
der Einkommensverteilung. 
Mit der Konstruktion eines konsistenten gesellschaftlichen Prä-
ferenzfeldes auf der Basis identischer homothetischer Nutzen-
funktionen ist jedoch nur das Aggregationsproblem gelöst, nicht 
das Verteilungsproblem. Dies soll anhand des oben bereits dis-
kutierten Verhältnisses direkter versus indirekter Steuern und 
mit Hilfe von Abbildung 5-3b demonstriert werden. 
Angenommen, die Gesellschaft befinde sich in dem Punkt P0 mit 
der Einkommensverteilung u~, u~ und den einzelwirtschaftlichen 
Verbrauchsplänen C~, c~. Würde die Regierung eine Erhöhung der 
Verbrauchsteuern auf das Gut Y beschließen und das zusätzliche 
Steueraufkommen zur Senkung der allgemeinen proportionalen Ein-
kommensteuern verwenden, so ergäbe sich eine Veränderung der 
Nachfragestruktur zugunsten des relativ entlasteten Gutes X, und 
es könnte z.B. der Punkt P* mit den einzelwirtschaftlichen Ver-
brauchsplänen C~ und c; erreicht werden. Diese Umschichtung zu-
gunsten der indirekten Steuern wäre mit einer Mehrbelastung 
(P C~/P O = P P*/P 0) verbunden, denn P* liegt auf der aggregier-
o O O O 1) 
ten gesellschaftlichen Indifferenzkurve u; unterhalb von US. 
Zwar hatten wir angenommen, daß nach der Veränderung des Steuer-
systems die Verbrauchspläne C~ und c; realisiert werden. Das 
bedeutet aber nicht, daß damit die gesellschaftlichnolitisch 
erwünschte Einkommensverteilung erreicht worden ist. Durch 
1) Wegen der homothetischen Nutzenfunktionen ist das Ergebnis 
unabhängig davon, in welchen Preisen - vor Änderung des 
Steuersystems (P) oder danach (P*) - die gesamtwirtschaft-
liche Steuerlast0 gemessen wird. 
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eine ausschließliche Anwendung der Transferpolitik kann die 
Regierung jede beliebige Einkommensverteilung, die mit dem 
gesamtwirtschaftlichen Güterkorb in P* vereinbar ist, herbei-
führen, ohne daß dadurch die relativen Erzeuger- oder Verbrau-
cherpreise verändert werden. Welche Einkommensverteilung tat-
sächlich angestrebt wird, ist trotz des konsistent aggregier-
ten gesellschaftlichen Präferenzfeldes weder in P0 noch in P* 
definiert. 
Man könnte diese Unbestimmtheit sowohl vom analytischen Stand-
punkt als auch im Hinblick auf die Aufgaben der praktischen 
Finanzpolitik als günstig ansehen, erlaubt sie es doch, die 
Probleme der Allokation und der Distribution vollständig von-
einander zu trennen. Die Aufgabe der Finanzpolitik bestünde 
in der Konstruktion eines Steuersystems, das eine gesamtwirt-
schaftlich optimale Allokation der Ressourcen erlaubt. Gemäß 
Abbildung 5-3b wäre daher der Punkt P0 anzustreben. Sollte es 
sich dabei herausstellen, daß das freie Spiel der marktwirt-
schaftlichen Kräfte eine gesellschaftspolitisch unerwünschte 
Einkommensverteilung herbeiführt, so könnte durch eine bloße 
Transferumverteilung von einer Gruppe zur anderen die als ge-
recht angesehene Einkommensverteilung realisiert werden. 
Daß die Dinge in Wirklichkeit nicht so einfach sind, braucht 
nicht besonders betont zu werden. Vielmehr stellt sich die 
Frage, ob sich die strenge Annahme identischer homothetischer 
Nutzenfunktionen unter Umständen aus steuerpolitischen Erwä-
gungen rechtfertigen ließe. Dies dürfte jedoch schwerfallen. 
Zumindest gibt es keine a-priori-Begründung dafür, warum die 
Präferenzfunktionen der Individuen homothetisch oder quasi-
homothetisch sein sollten. Die Voraussetzung gleicher Nutzen-
funktionen erscheint dagegen unter einem speziellen Blickwin-
kel weniger kritisch. Denn es herrscht weitgehend Einigkeit 
darüber, daß in der Steuerpolitik eine Standardnutzenfunktion 
unterstellt werden muß, weil es schon aus Gründen der Prakti-
kabilität nicht möglich ist, die Bemessungsgrundlage und den 
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Steuertarif in der Weise auf jeden einzelnen Steuerpflichtigen 
abzustimmen, daß seine individuellen Verhältnisse und Präferen-
zen vollständig berücksichtigt werden. 1 ) Obwohl dieses Argument 
im Hinblick auf die praktische Ausgestaltung eines (vertikal 
und horizontal) gerechten Steuersystems von Gewicht sein mag, 
läßt es sich jedoch schwerlich zur Rechtfertigung einer ver-
einfachten Steuerwirkungsanalyse heranziehen. Es würde im üb-
rigen ja auch, wie gezeigt wurde, nicht helfen, weil die Vor-
aussetzung identischer Nutzenfunktionen für eine widerspruchs-
freie Aggregation individueller Präferenzen zu einer gesell-
schaftlichen Nutzenfunktion nicht ausreicht. 
Verzichtet man auf die Annahme homothetischer Nutzenfunktionen, 
weil sie sich zumindest analytisch nicht begründen läßt, so 
wird nicht nur die konsistente Aggregation individueller Prä-
ferenzen bzw. die Berufung auf einen "repräsentativen" Haus-
halt, Konsumenten oder Steuerzahler unmöglich. 2 ) Zugleich ist 
1) Vgl. Bea/Fischer (1970), S. 24. Pohmer (1970), S. 144. 
Musgrave (1976), S. 13, Haller (1981), S. 80 ff. Freilich 
gelten gerade die Personalsteuern, insbesondere die Einkom-
mensteuer,als subjektbezogene Abgaben und erscheinen von da-
her besonders geeignet, den individuellen Verhältnissen, zu-
mindest in der Abgrenzung der Bemessungsgrundlage, z.B. bei 
dem individuellen "Einkommens-Aufwand" (den Werbungskosten), 
dem Familienstand, der Anzahl der Kinder, dem Alter, den 
außergewöhnlichen Belastungen usw., Rechnung zu tragen. Vgl. 
Pohmer (1970), s. 158, Neumark (1980), pari passu, Pollak 
(1982), S. 234 f. Schließlich muß der Gedanke einer Standard-
nutzenfunktion als Rechtfertigung für einen einheitlichen 
Steuertarif relativiert werden, denn selbst bei identischen 
individuellen Nutzenfunktionen läßt sich die Anwendung unter-
schiedlicher Steuertarife im Sinne der horizontalen Gerech-
tigkeit begründen. Vgl. Atkinson/Stiglitz (1980), s. 354 f. 
2) Wie bereits erwähnt, spielen quasi-homothetische Nutzenfunk-
tionen bei der empirischen Schätzung disaggregierter Konsum-
funktionen eine bedeutende Rolle. Dies ist jedoch keinem-
pirischer Beleg dafür, daß die Theorie des repräsentativen 
Konsumenten tatsächlich gültig ist, sondern entspringt viel-
mehr der mangelnden Datenlage einerseits und einer bewußten 
Vernachlässigung des Aggregationsproblems andererseits. Vgl. 
Phlips (1974), S. 98-100. 
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auch die Trennung von Allokation und Distribution ausgeschlos-
sen. 1 > Denn Eingriffe in das Steuersystem verändern in der 
Regel nicht nur die Einkommensverteilung, sondern auch die re-
lativen Preise sowie das Verhältnis von Erzeuger- zu Verbrau-
cherpreisen. Erst mit der Festlegung der Einkommensverteilung 
sind andererseits die relativen Preise und die Gütermengen be-
stimmt. Im Gegensatz zu der Darstellung in Abbildung 5-3b sind 
also die Einkommensverteilung und die Allokation der Ressourcen 
nur simultan zu erklären. 
Um die Bedeutung dieses engen Zusammenhangs für die Mehrbela-
stung zu erläutern, greifen wir auf eine andere Form der graphi-
schen Darstellung zurück. In Abbildung 5-4 sind die Präferenz-
felder der beiden Haushalte in einander gegenüberliegenden Ko-
ordinatensystemen (d.h. in ein Edgeworth-Box-Diagramm) einge-
tragen. Wir vergleichen die gesamtwirtschaftlichen Güterkörbe A 
und F auf der Transformationskurve TT'. In beiden Punkten sind 
die zu den Einkommensverteilungen R1 , R2 /R4 und R3 gehörigen 
Scitovsky-Indifferenzkurven USl' uS 2 / 4 und uS 3 eingezeichnet. Z) 
Zur Einkommensverteilung R1 gehört die aggregierte gesellschaft-
liche Indifferenzkurve us 1 . In R1 haben demnach die (nicht ein-
gezeichneten) sich tangierenden Indifferenzkurven der beiden 
Haushalte die gleiche Steigung wie die Tangente in A an us 1 . 
1) Dies gilt selbst dann, wenn - um es noch einmal zu wieder-
holen - für alle Wirtschaftssubjekte identische Nutzenfunk-
tionen unterstellt werden. Rose/Wiegard untersuchen das 
Effizienzproblem unter der Annahme, "daß alle Haushalte in 
den ökonomischen relevanten Merkmalen, insbesondere im Hin-
blick auf ihre Nutzenfunktion und ihr Einkommen identisch 
sind und vom Fiskus auch gleich behandelt werden. Verein-
facht kann man auch von der Fiktion eines 'repräsentativen' 
Konsumenten ausgehen .... Das ermöglicht in realistischen 
Modellen mit sich unterscheidenden Haushalten eine klarere 
Trennung von Effizienz- und Distributionsaspekten der Besteue-
rung." Rose/Wiegard (1983), S. 27. Unsere Ausführungen soll-
ten deutlich gemacht haben, daß zwischen beiden vereinfach-
enden Annahmen - der Annahme identischer Nutzenfunktionen 
und der Anwendung der Theorie des repräsentativen Konsumen-
ten - ein zentraler Unterschied besteht. 
2) Die Linien O A bzw. O F sind die den gesamtwirtschaftlichen 
Güterkörben A und F zugehörigen Kontraktkurven mit den in-
dividuellen Tauschoptima, in denen sich die jeweiligen In-






Abb. 5-4: Allokation und Distribution 
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Das der Einkommensverteilung in R2 entsprechende Güterpreis-
verhältnis wird dagegen durch die Steigung der Tangenten an 
die beiden Kurven UL bzw. uS 2/ 4 in den Punkten R2 bzw. A an-
gegeben. Ebenso gehören zu den Einkommensverteilunqen in den 
Punkten R3 und R4 unterschiedliche relative Preise. Diese sind 
aber ausschlaggebend für die Bestimmung der Mehrbelastung beim 
Ubergang von A nach F. Das Ausmaß der Mehrbelastung und ihr 
Vorzeichen sind also erst definiert, wenn die Einkommens(um)-
verteilung endgültig feststeht. 1 ) 
Die hier angedeutete enge Verzahnung zwischen Allokation und 
Distribution ist kein Problem der Wirkungsanalyse. Es geht 
also nicht um die Feststellung, daß eine staatliche Umvertei-
lung originärer, d.h. im Marktprozeß entstandener Einkommen, 
wenn sie zu weit geht, aller Wahrscheinlichkeit nach mit einer 
Einschränkung des Sozialprodukts(wachstums) erkauft werden muß. 
Es geht vielmehr um die Tatsache, daß eine solche schlichte 
Feststellung logisch gar nicht ohne weiteres möglich ist, es 
sei denn, man setzt eine präzise ethische Wertung voraus, die 
natürlich bei jedem anders, auch gegenteilig, ausfallen kann. 
Um es zu übertreiben: In unserer theoretischen Gruppengesell-
schaft kann keine Klarheit darüber herrschen, ob eine steuer-
politische Maßnahme die gesamtwirtschaftliche Effizienz erhöht 
oder senkt, ob sie mit einer Zunahme oder einer Abnahme des 
gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens (also mit einer Mehrbe-
lastung) verbunden ist, es sei denn es herrsche Einigkeit dar-
über, wie die damit verbundenen Verteilungswirkungen zu beur-
teilen sind. Uber Allokations- und Distributionswirkungen des 
Steuersystems ist, so gesehen, nur ein gemeinsames Urteil (das 
zugleich eine ethische Wertung impliziert), möglich. 
1) Vgl. a. Mishan (1964), S. 168-177. Nach wie vor existiert 
natürlich das Problem nicht vollständig widerspruchsfreier 
Vergleichsmöglichkeiten zwischen den verschiedenen Einkom-
mensverteilungen. R1 und R3 sind auf der Basis von us 1 und 
us 3 vergleichbar, weil die beiden aggregierten Präferenz-
funktionen sich nicht schneiden. Ebenso sind R2 und R4 ver-
gleichbar, sofern die aggregierte gesellschaftliche Präfer-
enzfunktion Us2/4 zugrunde gelegt wird. Der Vergleich von 
R1 und R4 auf der Basis von us 1 und uS 2 / 4 führt dagegen zu 
Widersprüchen. 
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5.4.2. Zur Bedeutung der sozialen Wohlfahrtsfunktion 
·Der enge Zusammenhang zwischen Effizienz und Inzidenz des 
Steuersystems ergibt sich, wie mehrfach gezeigt wurde, aus der 
Tatsache, daß die individuelle und gesellschaftliche Bewertung 
bestimmter Güterkörbe von der jeweiligen Einkommensverteilung 
abhängig ist. Da aber die Realisierung jedes gesamtwirtschaft-
lichen Güterkorbes mit einer Vielzahl effizienter Einkommens-
verteilungen vereinbar ist, 1 ) muß ein Verfahren bzw. ein Kri-
terium gefunden werden, das die jeweilige Einkommensverteilung 
eindeu~ig determiniert. Das Verfahren besteht in einem gesell-
schaftspolitischen Willensbildungsprozeß,durch den festgelegt 
wird, in welchem Umfang sich der Staat mit seinen Maßnahmen 
zur Steuerlastverteilung bzw. zur Einkommensumverteilung an 
der Bestimmung der endgültigen Einkommensverteilung beteiligt. 
Das Umverteilungskriterium kann rein formal aufgefaßt werden: 
Die Umverteilung wird solange vorgenommen, bis sie keinen sozi-
alen Gewinn mehr bringt, d.h. bis der soziale Grenznutzen der 
Umverteilung - auf die genaue Definition dieses Begriffs wird 
noch eingegangen - bei allen Gruppen gleich groß ist. 
Zur Erläuterung dieses Zusammenhangs soll wiederum Abb. 5-4 
herangezogen werden. Wenn die Gesellschaft sich z.B .. für die 
Einkommensverteilung R2 entscheidet, so wird durch die Reali-· 
sierung dieses Punktes ein gesellschaftliches Optimum erreicht. 
Jeder weitere Versuch, das Einkommen zwischen den beiden Grup-
pen umzuverteilen, würde zu einem geringeren gesellschaftlichen 
Wohlfahrtsniveau führen. Mit dem Optimum in R2 ist zugleich 
auch die soziale Grenzrate der Substitution definiert, die der 
Steigung der gesellschaftlichen Indifferenzkurv·e uS 2 / 4 in dem 
1) In Abb. 5-4 ist z.B. die Realisierung des durch den Punkt A 
dargestellten Güterkorbes mit allen auf der Kontraktkurve OA 
liegenden Einkommensverteilungen kompatibel, wobei in jedem 
Punkt auf OA die Bedingungen des Tauschoptimums und des Pro-
duktionsoptimums erfüllt sind. Ob die Bedingung der optima-
len Anpassung der Nachfrage- an die Produktionsstruktur er-
füllt ist, hängt wiederum von der Wahl der Einkommensver-
teilung (und von den dadurch gegebenen Preisrelationen) ab. 
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Punkt A entspricht. Eine analoge Argumentation gilt für den 
Punkt F, wenn sich dort die Gesellschaft z.B. für die gleiche 
Einkommensverteilung, nämlich R4 (=R2 ) entscheidet. Die dazu-
gehörige soziale Grenzrate der Substitution, wiederum gekenn-
zeichnet durch die Tangente an die Indifferenzkurve us214 , und 
zwar in Punkt F, ist niedriger. Unter den genannten Bedingungen 
kann man sich die Scitovsky-Indifferenzkurve us 2; 4 als eine 
über den Güterraum definierte gesellschaftliche (Samuelson-) 
Wohlfahrts-Indifferenzkurve mit einer widerspruchsfreien Rang-
ordnung der Einkommensverteilungen vorstellen. Entscheidend ist, 
daß in jedem Punkt dieser Kurve die zu dem jeweiligen Güterkorb 
gehörige optimale Einkommensverteilung eindeutig definiert 
ist. 1 > Erst auf dieser Basis ist es möglich, Aussagen darüber 
zu machen, ob eine Umstrukturierung des Steuersystems zu einer 
gesamtwirtschaftlichen Realeinkommenssenkung (Mehrbelastung) 
führt oder nicht. 
Mit der Vorgabe einer gesellschaftlichen Wohlfahrtsfunktion 
wird daher die Entscheidung über die gesellschaftlich wünschens-
werte Einkommensverteilung endogenisiert. Im folgenden soll 
von einer sozialen Wohlfahrtsfunktion w = w cu 1 , .•• ,UH) mit den 
Nutzenfunktionen der h = 1, ... ,H Haushalte ausgegangen werden, 
um unter anderem deren Verhältnis zu jener über den Güterraum 
definierten Wohlfahrtsfunktion U = U (x 1 , ... ,Xn) zu untersuchen, 
die wir der Analyse der Mehrbelastung im aggregierten Mo-
dell zugrundegelegt hatten und mit deren Hilfe auch in der Li-
teratur häufig die Effizienzprobleme des Steuersystems analy-
1) Mit dieser Methode und unter Berücksichtigung des Pareto-
Kriteriums kann man eine über den Güterraum definierte so-
ziale Wohlfahrtsfunktion .in der Form ableiten, wie wir sie 
bei der Analyse der Mehrbelastung und der Inzidenz im aggre-
gierten Modell verwendet haben (vgl. 2-1 und 2-42). Die ge-
sellschaftlichen Indifferenzkurven verlaufen jedoch nicht 
unbedingt konvex. Damit sie auch diesen Bestandteil der 
"nice regularity properties" (Samuelson) analog zu den in-
dividuellen Nutzenfunktionen besitzen, muß die Eigenschaft 
der Konvexität zusätzlich angenommen werden. Vgl. Samuelson 
( 1956) , insbes. S. 1 6. 
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siert werden. Aus dem Differential der sozialen Wohlfahrts-
funktion W folgt unter Berücksichtigung der individuellen 
Nutzenmaximierung 
5-13 dW 
Dabei sind die Größen 
5-14 
die dem einzelnen Haushalt zugeordneten Verteilungsgewichte. 
Sie setzen sich aus der Wertung der (marginalen) individuellen 
Realeinkommensveränderung durch den Finanzpolitiker (aw/auh) 
und aus dem individuellen Grenznutzen des Einkommens (Ah) zu-
sammen. Man bezeichnet bh in der Regel als den "sozialen Grenz-
nutzen des Einkommens" der Gruppe h. 1 > Normiert man die Ver-
änderung der Wohlfahrtsfunktion mit Hilfe des Verteilungsfak-
tors eines beliebigen Haushaltes, z.B. bH' so erhält man für 





so daß eine additive Trennung der Verteilung~- und der Effi-
2) 
zienzkomponente einer Wohlfahrtsveränderung möglich erscheint. 
Auch wenn die Summe der einzelwirtschaftlichen Realeinkommens-
veränderungen positiv ist, kann der Fall eintreten, daß aus 
1) Vgl. Mohring (1971), s. 366; Atkinson/Stiglitz (1976), s. 60; 
Wildasin (1977), s. 892, Rose/Wiegard (1983), s. 63. In man-
chen Fällen wird auch von dem sozialen Grenznutzen eines be-
liebigen Numeraire-Gutes ausgegangen. Vgl. z.B. Boadway (1976), 
S. 543. 
2) Vgl. Boadway (1976), Starret (1979). Pohmer (1970) hat diese 
Problemstellung auf andere Weise formalisiert. 
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gesellschaftspolitischer Sicht eine Veränderung der Einkommens-
verteilung derart eingetreten ist, daß der Finanzpolitiker die 
neue Situation schlechter bewertet als den ursprünglichen zu-
stand. Eine Zunahme des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens 
wird daher nicht mehr ohne weiteres insgesamt, d.h. unter Be-
rücksichtigung der Verteilungswirkungen, als positiv angesehen. 
Wenn also beispielsweise in Abbildung 5-4 die Einkommensvertei-
lung R2 bzw. uS 2/ 4 mit der gesamtwirtschaftlichen Produktion 
in Punkt A gegeben ist, so würde die Realisierung des Punktes 
Q auf der Transformationskurve TT' eine Erhöhung des gesamt-
wirtschaftlichen Realeinkommens ergeben, denn Q läge rechts 
von einer durch A verlaufenden Tangente (an die aggregierte 
Präferenzkurve us 2 ; 4 l, die die zur Einkommensverteilung R2 ge-
hörende Verbraucherpreisrelation repräsentiert. Dennoch würde 
diese Veränderung nach Maßgabe der unterstellten sozialen Wohl-
fahrtsfunktion erst dann insgesamt positiv bewertet, wenn der 
Vorteil des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommenszuwachses einen 
eventuellen Nachteil auf der Verteilungsseite überwiegt, der da-
durch entstehen kann, daß der Finanzpolitiker die beim Ubergang 
von A nach Q entstehende Einkommensumverteilung negativ bewertet. 
Dieser Konflikt kann nicht entstehen, wenn die Einkommensver-
teilung in der Ausgangssituation optimal ist, d.h. wenn der so-
ziale Grenznutzen der Einkommen für alle Gruppen gleich groß 
ist. 1 ) Wird nämlich bh = bH (h = 1, ••• ,H) gesetzt, so verschwin-
det die Verteilungskomponente in Gleichung 5-15, und das Diffe-
rential der Wohlfahrtsfunktion W stimmt mit dem Differential 
der Wohlfahrtsfunktion U überein, d.h. wegen dU/~eN = R (vgl. a. 
2-42 und 5-2) gilt: 
5-16 
R 
1) Unglücklicherweise wird in der Literatur teilweise der Zu-
stand der optimalen Einkommensverteilung als "Verteilungs-
neutralität" gekennzeichnet (vgl. Wildasin (1978). Vgl. a. 
Rose/Wiegard, 1983, s. 64 und s. 76, die sich an diese Be-
griffsbildung anlehnen.), obwohl man hier besser von "Ver-
teilungsgerechtigkeit" im Sinne der Vorstellungen des Fi-
nanzpolitikers sprechen würde. Mit Verteilungsneutralität 
im inzidenzanalytischen Sinne hat dies nichts zu tun. 
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Eine Zunahme des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens bzw. 
der Summe der einzelwirtschaftlichen Realeinkommen wird also 
unter der Voraussetzung einer optimalen Einkommensverteilung 
auf jeden Fall von dem Finanzpolitiker als wohlfahrtssteigernd 
angesehen. 
Dieses Ergebnis beleuchtet zugleich die spezielle Form der Ana-
lyse, die häufig im Zusammenhang mit der über den Güterraum 
definierten Samuelson-Wohlfahrtsfunktion U oder unter der Be-
zeichnung "Theorie des repräsentativen Konsumenten" oder schließ-
lich bei einer einfachen Addition einzelwirtschaftlicher Nutzen 
bzw. Nutzenveränderungen vorgenommen wird. Wenn der Begriff 
"Effizienz" des Steuersystems in diesem Zusammenhang vorsichtig 
interpretiert wird, etwa als Ausdruck dafür, daß bei einer Ver-
änderung der Steuerstruktur die Summe marktwirtschaftlicher, d.h. 
auf individuellen Präferenzen beruhender, Anpassungsentscheidun-
gen zu einem erhöhten oder abnehmenden Sozialprodukt geführt 
hat, so kann diese spezielle Allokationsanalyse als partialana-
lytische Betrachtung der zweiten Komponente von Gleichung 5-15 
hingenommen werden. Auf dieser Basis abgeleitete Erkenntnisse 
oder (hier nicht erörterte) Regeln für optimale Besteuerungsfor-
men, wie beispielsweise die inverse Elastizitätsregel (vgl. z.B. 
Pollak, 1980, s. 203 f.), nach der gerade preisunelastische le-
bensnotwendige Güter, deren Steuertarif häufig aus verteilungs-
politischen Gründen ermäßigt wird, höher besteuert werden müßten, 
widersprechen nicht den gängigen Einsichten in verteilungspoli-
tische Vorstellungen, sondern klammern sie einfach aus. Die Be-
hauptung die Befolgung solcher Regeln, aus denen auch Reformvor-
schläge für das Steuersystem abgeleitet werden, 1) führe zu einer 
Erhöhung des gesellschaftlichen Wohlfahrtsniveaus, ist irre-
führend. Je nach der Art der unterstellten Einkommensverteilung 
kann die gleiche Steuerreform entgegengesetzte Auswirkungen 
sowohl auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen als Summe 
individueller Realeinkommen (vgl. 5-16) als auch auf das gesell-
schaftliche Wohlfahrtsniveau insgesamt (vgl. 5-15) haben. Uber 
1) Vgl. z.B. Wiegard (1980) sowie die Erörterungen in Abschnitt 
3.3., insbes. S. 131 - 136. 
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das Niveau des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens und seine 
Verteilung wird immer zugleich entschieden. 
Auch die vielleicht naheliegende Vermutung, daß Gleichung 5-15 
von vornherein einen Zielkonflikt zwischen Effizienz und Ver-
teilung ("mehr Sozialprodukt versus mehr Gerechtigkeit") offen-
bare, ist unzutreffend. Ob ein insgesamt positives Vorzeichen 
der ersten Komponente dieser Gleichung mit einem negativen Vor-
zeichen der zweiten Komponente einhergeht, ob also eine positi-
ve Einschätzung von Verteilungskorrekturen durch den Finanzpo-
litiker mit einer verringerten Effizienz, d.h. mit einer Abnahme 
des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens, erkauft werden muß, 
ist offen und bedarf einer empirischen Analyse. 
291 
5.5. Zusammenfassung und Ausblick 
Im letzten Abschnitt der Arbeit wurden die Auswirkungen der 
Steuerpolitik auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen und 
auf die Einkommensverteilung unter der Voraussetzung einer 
stärkeren Disaggregation im Bereich der privaten Haushalte dar-
gestellt. Beim Ubergang zur "Gruppengesellschaft" wurden die 
folgenden Erweiterungen des Grundmodells vorgenommen: 
- für die Bezieher von Lohn- und Kapitaleinkommen wurden 
individuelle (genauer: gruppenbezogene) Nutzenfunktionen 
eingeführt; 
- es wurde unterstellt, daß die einzelnen Gruppen von Ein-
kommensempfängern unterschiedliches Nachfrageverhalten 
zeigen. Modelltechnisch drückt sich dies in der Annahme 
gruppenspezifischer durchschnittlicher und marginaler 
Ausgabeneiqungen aus; 
- während im nachfrageseitig aggregierten Modell eine.Gleich-
verteilung der Transferausgaben des Staates vorausgesetzt 
wurde, wird bei der Disaggregation der Nachfrageseite an-
genommen, daß die staatlichen Transferzahlungen an die 
privaten Haushalte einzelnen Gruppen von Einkommensempfän-
gern in unterschiedlicher Höhe zufließen. 
Gerade die Einbeziehung einer differenzierten Transferpolitik 
erlaubt eine weitergehende Analyse steuerpolitischer Instru-
mente. Steuerfreie Transfers an die privaten Haushalte lassen 
sich nämlich als Grundfreibetrag im Rahmen der Einkommensbe-
steuerung interpretieren, der in Verbindung mit einem propor-
tionalen Tarif eine indirekt progressive Einkommensteuer ergibt. 
Ihre Redistributionseffekte wurden durch (zusätzliche) Trans-
ferzahlungen zugunsten der Bezieher niedriger Einkommen er-
gänzt, so daß insge3amt ein Einkommensteuer-Transfer-System 
entstand, dessen Umverteilungswirkungen mit einer direkt pro-
gressiven Abgabe vergleichbar sind. Unter diesen Voraussetzun-
gen sind allgemeine Einkommen- und Verbrauchsteuern selbstver-
ständlich nicht äquivalent. Denn eine Verlagerung von einer 
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proportionalen Verbrauchbesteuerung zu einem progressiven 
Einkommensteuer-Transfer-System führt nicht zu einer direkten 
Umverteilung, sondern auch zu weiteren (sekundären) Effekten, 
die die Einkommensverteilung beeinflussen. Außerdem verändern 
die Verschiebungen im Preisgefüge und in der Nachfragestruktur 
auch das gesamtwirtschaftliche Realeinkommensniveau. Allge-
meine Einkommensteuern mit redistributiven Effekten können also 
- auch unter den Bedingungen eines konstanten gesamtwirtschaft-
lichen Faktorangebots - mit einer Mehrbelastung verbunden sein, 
obwohl sie immer noch insofern effizienzneutral sind, als sie 
weder das Tausch- und das Produktionsoptimum, noch die optimale 
Anpassung der Produktions- an die Nachfragestruktur beeinträch-
tigen. 
Die Diskussion zu dem Thema "direkte versus indirekte Steu-
ern" ist trotz einer langen Geschichte nicht zur Ruhe gekommen. 
Sie wurde vielmehr in den letzten Jahren durch die "optimal 
taxation theory" wieder verstärkt aufgenommen. Die Forderung 
nach der Anwendung eines allgemeinen proportionalen Steuer-
satzes auf den privaten Verbrauch wird häufig mit der Begrün-
dung vertreten, Tarifdifferenzierungen bei der Besteuerung der 
Einkommensverwendung bzw. spezielle Verbrauchsteuern würden 
die individuellen Präferenzen verzerren. Aus diesem Grunde 
seien auch die direkten Einkommensteuern den indirekten Steuern 
allokationspolitisch überlegen. Einwände gegen diese Hypothesen 
wurdenschon früh formuliert - beispielsweise von Little (1957) -
von der Theorie der "optimal commodity taxation" aber wieder 
verstärkt aufgegriffen. Sie kommt zu dem Ergebnis, daß eine 
differenzierte Verbrauchsbesteuerung einem einheitlichen pro-
portionalen Steuersatz vorzuziehen sei und stützt sich dabei 
insbesondere auf die Substitutions- und Komplementaritätsbe-
ziehungen zwischen Konsumgütern und Freizeit in einer Ein-Per-
sonen-Wirtschaft. Zwar wird dabei ein variables Arbeitsangebot 
angenommen. Faktorsubstitutionsprozesse (bzw. die Veränderungen 
relativer Faktorpreise) im Produktionsbereich werden dabei je-
doch vernachlässigt. Im Gegensatz dazu wurden im letzten Ab-
schnitt die Allokations- und Verteilungswirkungen direkter und 
indirekter Steuern (wie immer in dieser Arbeit) unter der Vor-
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aussetzung eines konstanten gesamtwirtschaftlichen Faktorange-
bots in einer Wirtschaft mit zwei Gruppen von Einkommensbe-
ziehern (Lohnempfänger und Bezieher von Kapitaleinkünften), d.h. 
unter Berücksichtigung individueller Präferenzen, untersucht. 
Dabei wurden auch die durch die Umstrukturierung der Nachfrage 
ausgelösten Faktorsubstitutionsprozesse mit ihren Auswirkungen 
auf die relativen Faktorpreise berücksichtigt. Das untersuchte 
Steuersystem besteht aus einem progressiven Einkommensteuer-
Transfer-System und einer allgemeinen Verbrauchsteuer, deren 
Tarif jedoch gespalten ist, weil Konsumgüter, die der Sicherung 
des Existenzminimums dienen, nur mit einem ermäßigten Steuer-
satz belastet werden. Das Steueraufkommen soll zugunsten der 
indirekten Steuern umstrukturiert werden. 
Obwohl die Veränderung der Steuerstruktur so angelegt ist, daß 
die Lohnbezieher zunächst durch das progressive Einkommensteuer-
Transfer-System begünstigt werden, ist das Verteilungsergebnis 
nicht eindeutig. Im Zusammenhang mit speziellen Konstellationen 
hinsichtlich des Nachfrageverhaltens der beiden Gruppen und 
hinsichtlich der Produktionsverhältnisse können die Einkommens-
redistributionseffekte bewirken, daß letztlich die Bezieher von 
Kapitaleinkünften verteilungspolitisch begünstigt werden. Auch 
hinsichtlich der Allokationswirkungen einer Senkung der direk-
ten und Erhöhung der indirekten Steuern können unerwartete Er-
gebnisse eintreten. Obwohl der ermäßigte Tarif der allgemeinen 
Verbrauchsteuer stärker angehoben wird als der Normaltarif, so 
daß die Verzerrung der relativen Konsumgüterpreise abnimmt, 
ist es möglich, daß das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen ab-
nimmt. Eine Steuerreform, die die steuerbedingten Verzerrungen 
der relativen Preise vermindert, erhöht also nicht unbedingt 
die gesamtwirtschaftliche Effizienz des Steuersystems. 
Es ist noch einmal zu betonen, daß diese Aussage unter der 
Voraussetzung einer konstanten gesamtwirtschaftlichen Faktor-
ausstattung abgeleitet wurde und daher keine Substitutions-
und Komplementaritätsbeziehungen zwischen Konsumgütern und 
Freizeit berücksichtigt. Im Gegensatz zu einigen grundlegen-
den Ansätzen der "optimal commodity taxation theory" bedarf 
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also die allokationspolitische Rechtfertigung einer Tarifdif-
ferenzierung für die indirekten Steuern in einer Gruppenge-
sellschaft nicht unbedingt eines Bezugs zum gesamtwirtschaft-
lichen Faktorangebot bzw. umgekehrt: Selbst bei konstantem 
Faktorangebot ist es nicht ohne weiteres möglich, die Forde-
rung nach der Anwendung eines allgemeinen proportionalen 
Steuertarifs für die Belastung der Einkommensverwendung allo-
kationspolitisch zu begründen. Man kann dieses Ergebnis 
schließlich auch noch unter einem anderen Blickwinkel sehen: 
Das grundlegende Dilemma der Finanzpolitik, daß sich vertei-
lungspolitische Eingriffe in das Steuersystem nicht ohne 
Rückwirkungen auf das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen 
(und umgekehrt) realisieren lassen, entsteht nicht erst da-
durch, daß eine Einkommensnivellierung beispielsweise gesamt-
wirtschaftliche "disincentives" (negative Leistungsanreize), 
d.h. negative Auswirkungen auf das gesamtwirtschaftliche Fak-
torangebot, zur Folge hat. 
Die Auswirkungen der Steuerpolitik auf die Einkommensvertei-
lung werden unter Bezug auf die individuellen Präferenzen als 
Veränderungen der einzelwirtschaftlichen Realeinkommen gemessen. 
Bildet man dagegen die algebraische Summe der einzelwirtschaft-
lichen Realeinkommensveränderungen, so entfällt der Verteilungs-
aspekt und es bleibt nur festzustellen, ob die Veränderung 
des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens positiv oder negativ 
ist. Zwar kann nicht die Rede davon sein, daß dieses Verfah-
ren ethisch neutral sei, aber angesichts der weithin akzep-
tierten Messung des (realen) Sozialproduktwachstums in den 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen erscheint es immerhin 
vertretbar. Letztlich steht dahinter die Vorstellung, daß eine 
Zunahme des Sozialprodukts, auch (oder gerade) wenn sie durch 
eine steuerpolitische Maßnahme ausgelöst wurde, einen aggre-
gierten Ausdruck individueller Präferenzvorstellungen bildet 
und somit für die gesamte Gesellschaft positiv gewertet werden 
kann. 
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Es ist gerade der Bezug zu den individuellen Präferenzen, der 
die Aussage obsolet macht, daß eine positive Summe (ungewich-
teter) einzelwirtschaftlicher Realeinkommensveränderungen in 
irgendeinem Sinne Ausdruck einer gesamtwirtschaftlich oder 
gesellschaftlich empfundenen Sozialproduktssteigerung wäre. 
Zwar kann man individuelle Nutzen aggregieren, aber es ergibt 
sich daraus kein konsistentes gesellschaftliches Präferenz-
feld, und zwar auch dann nicht, wenn die Nutzenfunktionen für 
alle Individuen gleich sind , es sei denn sie sind nicht nur 
gleich, sondern auch noch homothetisch. 
Das Aggregationsproblem entspricht der engen Verbindung zwi-
schen Allokation und Distribution, wobei es in diesem Zusammen-
hang nicht um die Wirkungsanalyse, sondern um ethische oder 
politische Wertungen geht. Eine Aussage darüber, ob eine be-
stimmte steuerpolitische Maßnahme die gesamtwirtschaftliche 
Effizienz erhöht oder senkt, ob sie mit einer Zunahme oder 
einer Abnahme des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens (also 
mit einer Mehrbelastung) verbunden ist, setzt ein gesellschafts-
politisches Werturteil über die damit verbundenen Verteilungs-
wirkungen des Steuersystems voraus. Letztlich kann man die 
Allokations- und Distributionswirkungen alternativer Formen 
der Besteuerung weder wirkungsanalytisch noch hinsichtlich 
ihrer gesellschaftspolitischen Implikationen voneinander tren-
nen. Die Vorgabe einer sozialen Wohlfahrtsfunktion löst dieses 
grundsätzliche Problem nicht, sondern expliziert es nur, und 
zwar auf ziemlich willkürliche Weise. Selbstverständlich ist 
der Finanzpolitiker dazu aufgerufen, seine verteilungspoliti-
schen Vorstellungen möglichst klar zu definieren. Wenn man 
aber der Regierung eine bestimmte soziale Wohlfahrtsfunktion 
unterstellt, verdeckt man zugleich das eigentliche Problem 
der politischen Willensbildung, bei dem es nach wie vor um 
die Durchsetzung wirtschaftlicher und politischer Macht geht. 
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Anhang A: Das allgemeine Modell 
In diesem Abschnitt werden zunächst einige Bestandteile des 
Modells 2-14, und zwar die Nachfrage nach Konsumgütern und 
nach Produktionsfaktoren sowie das Güterangebot, aus den Ziel-
funktionen (Nutzen- und Gewinnfunktionen) der privaten Haus-
halte und der Unternehmen abgeleitet. Die anschließende Dar-
stellung der Funktionen in komparativer-statischer Form führt 
zu dem Modell 2-15 und enthält zugleich die Erläuterung eini-
ger wesentlicher Reaktionsparameter, insbesondere der Einkom-
mens- und Substitutionselastizitäten im Nachfrage- und Ange-
botsbereich. schließlich wird die Lösung des Modells 2-15 in 
Abhängigkeit von den staatlichen Aktionsparametern hergeleitet. 
A.1. Die privaten Haushalte 
Wir beginnen mit den privaten Haushalten und gehen zunächst 
von einer Ein-Personen-Gesellschaft mit der Nutzenfunktion 
A-1 U = U(X 1 , ... ,Xn) 
(vgl .. 2-1) 1 ) und den Konsumgütern x 1 , ... ,xn aus. Die Nutzen-
maximierung unter der Nebenbedingung eines gegebenen verfüg-
baren Einkommens (Haushaltsnettoeinkommen eN) das die priva-
ten Haushalte vollständig zu Konsumzwecken ausgeben, läßt sich 
in einem Lagrangeschen Maximierungsansatz darstellen: 
A-2 Max. L 
n 
U(X 1 , ..• ,Xn) +A(eN - E PiXi) 
i=1 
Pi (i = 1, ... ,n) sind die Verbraucherpreise (einschließlich 
Steuern) für dien Konsumgüter. Aus dem Optimierungsansatz 
A-2 ergeben sich als notwendige Bedingungen für das 
1) Zahlen ohne Buchstaben beziehen sich auf Gleichungen im 
Text, solche mit Buchstaben auf den jeweiligen Anhang. 
Für die in dieser Arbeit verwendeten Nutzenfunktionen sol-
len die üblichen Eigenschaften (ordinal, zweimal stetig 
differenzierbar und strikt quasi-konkav) gelten. Vgl. z.B. 
Layard/Walters (1978), S. 125 - 133. 
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Verbrauchsoptimum die Gleichungen 1 > 
u. p~ 
A-3 ui ;>.p~ bzw. 
1 1 
1 u P* i 1, •.• ,n n n 
n 
A-4 eN - r PiXi 0 
i=1 
Es stehen demnach n Gleichungen zur Bestimmung der n Nach-
fragefunktionen in Abhängigkeit von den relativen (Verbrau-
cher-)Preisen Pi/P~ und vom (Real-)Einkommen eN/P~ zur Ver-
fügung: 2 > 
A-5 i 1 , ••• , n 
Die Nachfragefunktionen sind homogen vom Grade Null bezüglich 
der Güterpreise Pi, der Faktorpreise P; sowie der Transfer-
einkommen G und daher auch bezüglich des Haushaltsnettoein-
kommens eN. Denn das verfügbare Einkommen der privaten Haus-
halte setzt sich aus dem (Netto-)Faktoreinkommen eF = r M1 P*Z m= mm 
(mit den gesamtwirtschaftlichen Faktormengen Z ) und den staat-
m 3) 





P*Z + G mm 
1) U:j. ist der Grenznutzen des i-ten G1:1tes (:lU/~Xi). Es„wird 
hier wie im folgenden ganz allgemein ohne nähere Erorterung 
davon ausgegangen, daß die hinreichenden Bedingunqen für 
das jeweilige Optimum erfüllt sind. Zur Darstellung und 
Erläuterung dieser Bedingungen vgl. z.B. Henderson/Quandt 
(1977), s. 370 - 374. 
2) Vgl. Fußnote 1, S.47. Die Wahl des Nurneraire-Gutes Xn ist 
hier willkürlich. 
3) Die Summationsgrenzen flir die Indizes i und rn bzw. j und 1 
werden im folgenden nur noch angegeben, wenn sie von den 
in A-4 und A-6 angegebenen Grenzen abweichen. Vgl. dazu 
auch Fußnote 1, S. 45. 
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Wenn daher alle Güterpreise P! (i = 1, ... ,n) und alle Faktor-
preise P; (m = 1, •.. ,MJ sowie das Transfereinkommen G um das 
k-fache erhöht werden, so steigt auch das Haushaltsnettoein-
kommen eN um das k-fache, und die Nachfrage bleibt unverändert. 
Mit der Nutzenfunktion A-1, den Einkommensgleichungen A-4 und 
A-6 und den Nachfragefunktionen A-5 ist das Verhalten der pri-
vaten Haushalte in dem einfachen aggregierten Modell bereits 
vollständig beschrieben. Faktorangebotsfunktionen lassen sich 
in diesem Zusammenhang nicht ableiten, weil angenommen wird, 
daß das gesamtwirtschaftliche Angebot an Faktorleistungen 
(Z 1 , .•. ,Zm) exogen vorgegeben ist. 
Für die Definition des Haushaltsnettoeinkommens liegen zwei 
Gleichungen (A-4 und A-6) vor. Es gilt daher für die privaten 
Haushalte die Budgetrestriktion 
A-7 E P*Z + G m m 
m 
E P~X. 
i J. J. 
(vgl. 2-4). Die linke Seite von A-7 stellt die Entstehungs-
seite des Einkommens ("sources-of-income side") dar. Die rechte 
Seite der Budgetgleichung enthält die Verwendung des Haushal t.s-
nettoeinkommens ("uses-of-income side") in Form der Bruttoaus-
gaben für die Konsumgüter. Diese Unterscheidung ist insofern 
wichtig, als eine Veränderung des Steuersystems die Realein-
kommen der privaten Haushalte nicht nur auf der Einkommensver-
teilungsseite, sondern - über eine Veränderung der relativen 
Güterpreise - auch auf der Einkommensverwendungsseite beein-
flußt. l) 
Dividiert man die Budgetrestriktion der privaten Haushalte 
(A-7) durch das Haushaltsnettoeinkommen eN, so erhält man 
1) Vgl. dazu Musgrave (1959), S. 217-223, sowie Abschnitt 2.7. 




nm und ni (i = 1, •.. ,n; m = 1, ... ,M) sind die auf das Netto-
einkommen bezogenen Einkommens- und Ausgabenanteile: 
p*z 
mm m 1, .•• ,M n m eN 
A-9 
P~X . 
l. l. i 1, ••• ,n n. 
l. eN 
Die Ausgabenanteile ni = PiXi/eN kann man auch als durch-
schnittliche Ausgabeneiqung für die Güter x1 , ... ,Xn inter-
pretieren. Sie spielen später bei der Analyse des Ausgaben-
verhaltens unterschiedlicher Gruppen von Haushalten eine be-
deutende Rolle. Unter Berücksichtigung dieser Einkommensan-
teile ist die relative Veränderung der Haushaltsnettoeinkom-
men (vgl. 2-15.2) 1) 
A-10 eN r n p* + G G/eN mm m 
-A-11 eN r n. (P~ + Xi) 
i l. l. 
wobei das Zeichen" •"die 
ligen Größen 21 angibt, wie 
relative Veränderung der jewei-
• -
z.B. eN = deN/eN oder Pi= dPi/P1. 
selbstverständlich muß die Budgetrestriktion der privaten 
Haushalte auch bei einer beliebigen Veränderung von Preisen, 
1) Es sei daran erinnert, daß in dem vorliegenden Modell das 
Faktorangebot als konstant angenommen wird. 
2) Da hier nur marginale Veränderungen angegeben werden, kann 
man die Schreibweise mit einem"•" auch als "relatives 
Differential" bezeichnen. 
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Mengen und Transfereinkommen gelten. Daher stimmt die Ver-
änderung des Nettoeinkommens auf der Entstehungsseite immer 
mit der Veränderung des Nettoeinkommens auf der Verwendungs-
seite überein. Es gilt also 





Im nächsten Schritt soll die Veränderung der Nachfrage der 
privaten Haushalte nach den Gütern x 1 , ... ,Xn untersucht wer-
den. Das totale (relative) Differential der Nachfragefunktion 
A-5 ist fUr i = 1, •.• ,n: 
n 
A-13 E E .. P'!° + E. eN 
j=l 1J J 1e 
Wiederum gibt das Zeichen" A: die relative Veränderung der 
jeweiligen Variablen an (z.B. eN = deN/eN). Eij ist die 
Preiselastizität der Nachfrage nach dem Gut Xi in Abhängig-
keit von dem Preis des Gutes X .• Wir zerlegen sie mit Hilfe 
J 
der Slutsky-Gleichung in Substitutions- und Einkommensef-
fekt: 1) 
A-14 E .. 
1] 
E .. - n .E. 
1J J 1e 
;i 1 , ••• , n 
j 1, ... ,n 
E .. sind die kompensierten Preiselastizitäten der Nachfrage, 
1] 
die die Gütersubstitution bei unverändertem Nutzenniveau an-
geben. Eie ist die Einkommenselastizität der Nachfrage nach 
xi. Es gelten die folgenden Restriktionen: 
1) Die folgenden Ausführungen über die Elastizitäten beruhen 
auf der Anwendung bekannter zusammenhänge aus dem Bereich 
der Haushaltstheorie. Sie werden daher hier nicht abge-
leitet. Vgl. z.B. Henderson/Quandt (1977), Kap. 2. 
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A-15.1 I: E .. 0 
j l.J 
i 1 , ••• , n 
A-15.2 I: n.E .. 0 
i l. l.J 
j 1 , ••• ,n 
A-15.3 I: n.E. 
i l. ie 




so erhält man schließlich aus der Nachfragefunktion 
n-1 ... ... .... 
I: EiJ. (P*J--P~) + Eie(~ - I: nJ.P*J.) 
j=1 j 
i 1, .•. ,n 
Diese (marginale) Nachfragefunktion ist identisch mit Glei-
chung 2-15.1. Sie enthält als erste Komponente auf der rech-
ten Seite den Substitutionseffekt, der durch die (kompensier-
ten) Preiselastizitäten Eij und durch die Veränderungen der 
relativen Konsumgüterpreise bestimmt wird. Die zweite Kompo-
nente in A-16 stellt den Einkommenseffekt dar, der sowohl 
durch die Veränderung der Faktor- und Konsumgüterpreise als 
auch durch die Veränderung der staatlichen Transferzahlungen 
beeinflußt wird. 1 ) 
1) Vgl. die entsprechenden Erläuterungen zu dem Modell 2-15. 
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A.2. Der Unternehmensektor 
Es wird davon ausgegangen, daß sich der Unternehmensektor aus 
n Wirtschaftszweigen zusammensetzt, in denen die Güter 
Y1 , •.• ,Yn mit den Produktionsfunktionen 
A-17 Y. 
l. 
;i 1 , ••• , n 
hergestellt werden. zmi (m = 1, ... ,M; i = 1, ... ,n) ist der Ein-
satz des Produktionsfaktors zm in dem Wirtschaftszweig i. Die 
Produktionsfunktionen sind linear homogen. l) Eine Erhöhung 
aller Faktoreinsätze um das k-fache erhöht demnach die Pro-
duktion um den gleichen Faktor. Wählt man k = 1/Yi, so können 
die Produktionsfunktionen in der folgenden Form geschrieben 





1T • mi 
( 11 1 i ' ... ' 11 Mi ) ; i 
; i 
m 
1 , ••• , n 
1 , ••• , n 
1 , ••• ,M 
11mi sind die Inputkoeffizienten, die angeben, welcher mengen-
mäßige Einsatz eines Faktors m in der Industrie i notwendig ist, 
um eine Einheit des Gutes Yi zu produzieren. Für jeden Pro-
duktionsfaktor soll der gesamtwirtschaftliche Faktoreinsatz z m, 
der sich aus der Summe der Faktoreinsätze in den einzelnen 
Industrien zusammensetzt (Zm = l zmi),vorgegeben sein. Es gilt 
i demnach: 
1) Vgl. dazu auch die Anmerkungen zu 2-5. 
2) Dies bedeutet, daß die Produktionsfunktion vollständig 
durch die "unit isoquant" Yi = 1 beschrieben wird. Vgl. 
Silberberg (1978), S. 446; Samuelson (1953/54), S. 1 f. 
A-20 I: 1T 'y' i mi 1 
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m 1 , ••• ,M 
Die Residualgewinne in jedem Sektor sind definiert als die Dif-
ferenz zwischen den (Netto-)Erlösen PiYi und den (Brutto-)Fak-
torkosten I:mPmZmi' wobei zunächst einmal davon ausgegangen 
wird, daß die Besteuerung des Faktoreinsatzes in den einzel-
nen Wirtschaftszweigen nicht sektorspezifisch differenziert 
wird, so daß die (Brutto-)Faktorpreise in den verschiedenen 
Sektoren gleich sind, d.h. P . = P*/(1-tml = P für i=1, •.• ,n. , mi m m 
Unter Verwendung der Inputkoeffizienten 1Tmi kann man daher die 
Residualgewinne Gi in der folgenden Form schreiben: 
A-21 i 1 , ••• , n 
In jedem Sektor werden die Residualgewinne unter den Nebenbe-
dingungen vorgegebener Transformationsfunktionen Yi (vgl. A-18) 
maximiert. Der formale Langrangesche Maximierungsansatz für 
diese Problemstellung lautet: 
A-22 Max. L. 
1 Yi (Pi - I: Pm,rmi) 
m 
i 
+ Ai [Yi(,r1i' 000 '1TMi)- 1J 
1 , ••• , n 
Unter den Bedingungen der vollständigen Konkurrenz werden in 
diesem Ansatz die Preise als vorgegeben betrachtet. Li enthält 
als Variablen die Mengen Yi(i=1, ... ,n) und die Inputkoeffizien-
ten rrmi(i=1, •.. ,n; m=1, ..• ,M). Die erste Ableitung der Lagran-
ge-Funktion nach den Variablen Yi und ,rmi ergibt die Bedingun-
gen erster Ordnung für das Gewinnmaximum in jedem Sektor. Aus 
ihnen erhält man das folgende Gleichungssystem: 1 ) 
A-23 i 1, ••. ,n 
1) Vgl. a. den Hinweis auf die hinreichenden Bedingungen in 
Fußnote 1, S. 298. 
A-24 
A-25 









1 , ••• , n 
1, ••• ,M 
1 , ••• , n 
Die erste Bedingung (A-23 in Verbindung mit A-19) zeigt, daß 
im Optimum die Faktorkosten und die Erlöse miteinander über-
einstimmen, so daß keine Residualgewinne mehr entstehen. In 
den Faktorkosten sind jedoch nach wie vor "Normalgewinne" 
enthalten (vgl. s. 18 f.). Die zweite Optimalbedingung (A-24) 
liefert n(M-1) Gleichungen zur Bestimmung der relativen Input-
koeffizienten 11mi/11Mi bzw. der Faktoreinsatzverhältnisse 
Zmi/ZMi in Abhängigkeit von den relativen Preisen Pm/PM: l) 
A-26 1 , ••• , n 
1 , ••• ,M 
Zusammen mit den Produktionsfunktionen (A-25)ergeben sich 
daraus nxM Gleichungen für die Inputkoeffizienten 11mi in Ab-
hängigkeit von den relativen Preisen, d.h. 
A-27 1T • 
mi 
p 1 PM-1 
(p, ... ,-p-) 
M M 
i 1 , ••• , f' 
bzw. in kürzerer Schreibweise, 11mi = 11mi (Pz), wobei Pz den 
Vektor der Bruttofaktorpreise darstellt. Die Funktionen für 
die Inputkoeffizienten sind homogen vom Grade Null in den 
(Brutto-)Faktorpreisen, d.h. eine beliebige Erhöhung oder 
Senkung aller Faktorpreise im gleichen Verhältnis verändert 
die Inputkoeffizienten bzw. die optimalen Faktoreinsatzverhält-
nisse nicht. Dennoch paßt sich die Gleichgewichtssituation bei 
gegebenen Güterpreisen durch eine Variation des Produktniveaus 
an die neuen Kosten an. Das in den Gleichungen A-23, 24, 25 
1) Die Wahl der Bezugsgröße 11Mi ist willkürlich. 
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dargestellte Optimum bleibt nur dann unverändert, wenn alle 
Erzeugerpreise (d.h. die Netto-Produktpreise und die Brutto-
Faktorpreise) um den gleichen multiplikativen Faktor k > O 
verändert werden. 1 > Die Bedeutung dieses Zusammenhangs wird 
noch deutlicher, wenn man die Funktion für die Inputkoeffizien-
ten nmi = nmi (Pz) als Faktornachfragefunktion interpretiert. 
Wegen nmi = Zmi/Yi ist nämlich 
A-28 
p 1 PM-1 
y. 1[ • <p, ... ,-p-) 
1 m1 M M 
i 
m 
1 , ••• , n 
1 , ••• ,M 
Diese Faktornachfragefunktion ist wegen der eben erwähnten In-
varianz des Optimums gegenüber einer proportionalen Veränderung 
aller Erzeugerpreise homogen von Grade Null in den (Netto-)Pro-
duktpreisen und in den (Brutto-)Faktorpreisen. 
Unter Berücksichtigung der Funktion für die Inputkoeffizienten 
und der Restriktion für das gesamtwirtschaftliche Faktorange-
bot läßt sich das Modell des Unternehmensektors zu dem folgen-
den Gleichungssystem zusammenfassen: 
A-29.1 
A-29.2 
A-29.3 Ti • m1 
L Ti • Y. 
i m1 1 
L P n . m m1 m 
p1 PM-1 






1, ••• ,M 
1 , ••• , n 
1, .•. ,n 
1 , ••• ,M 
Wie bereits die Form der. Gleichungen in A-29 zeigt, hat das 
System einige besondere Eigenschaften: 2 > Die optimalen In-
putkoeffizienten bzw. die optimalen Faktoreinsatzverhältnisse 
1) Wie man leicht nachprüfen kann, hat eine Multiplikation 
aller Erzeugerpreise mit k > 0 keinen Einfluß auf die aus 
dem Ansatz A-22 abgeleiteten Optimalbedingungen. 
2) Vgl. dazu Samuelson (1953/54), der sich eingehend mit die-
sem Modell und seinen Grundlagen auseinandergesetzt hat. 
Vgl. a. die ausführliche Analyse von Silberberg (1978), 
Kap. 14. 
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sind unabhängig vom Produktionsniveau. Sie hängen ausschließ-
lich von den relativen Faktorpreisen ab. Dies folgt aus der 
Annahme linear-homogener Produktionsfunktionen, die es erlau-
ben, die optimalen Faktoreinsatzverhältnisse als Ergebnis 
einer Minimalkostenkombination in jeder Industrie für ein be-
liebiges Produktionsniveau zu bestimmen. In A-25 wurde dazu 
die Isoproduktebene mit dem Produktionsniveau Yi = 1 ("unit 
isoquant") gewählt. Eine Variation des Produktniveaus hat in 
diesem Modell keinen Einfluß auf die Faktoreinsatzverhältnisse. 
Für den Fall sektoral differenzierter Faktorsteuern sind die 
Brutto-Faktorpreise Pmi nicht mehr in allen Wirtschaftszweigen 
gleich. Es gilt vielmehr die Beziehung P . = P*/(1-t .)[vgl. mi m mi 
2-10]. Das Modell A-29 erhält dann unter Hinzufügung der Faktor-
preisgleichung die folgende Form (vgl. a. Fußnote 2, S.138): 






mi"l!mi i 1 , ... , n 
A-30.3 p* m ( i-tmi) Pmi i 
1 , .•. , n 
m 1 , •.. , M 
A-30.4 
p1i PM-1,i 
i 1 , ••• ,n "IT mi "IT mi (w--1•••1 p ) Mi Mi m 1 , ..• , M 
Die dazugehörige Faktornachfragefunktion ist nun eine Funktion 
der durch die Besteuerung sektoral differenzierten Faktorprei-
se pz (P1i/PMi'·••1PM-1,i/PMi), d.h. (vgl. 2-6) 
A-31 
p1i PM-1,i 
y ."IT • (-P , .•. ,-P--l 
1 mi Mi Mi 
i 
m 
1 , ••• , n 
1 , ••• ,M 
Analog zu A-28 ist die Faktornachfragefunktion Zmi = Yi"l!mi(Pz) 
homogen von Grade Null in Bezug auf die in der jeweiligen Indu-
strie geltenden Erzeugerpreise Pi und Pmi (i = 1, •.. ,n; 
m = 1, ••• ,M) • 
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Das Modell A-30 hat 2n + 2(n x M) Gleichungen und 
n + M + 2(n x M) Unbekannte, und zwar n Produktmengen Yi, M 
Netto-Faktorpreise P*, n x M Brutto-Faktorpreise P . und n x M m m1 
Inputkoeffizienten nmi· Das gesamtwirtschaftliche Angebot an 
Produktionsfaktoren Zm (m = 1, ... ,M) ist vorgegeben. Das Modell 
ist unterbestimmt, sofern mehr Faktoren als Produkte vorhanden 
sind (M > n) und überbestimmt, sofern mehr Produkte als Fakto-
ren vorhanden sind (n > M). 1 ) Aber selbst wenn man davon aus-
geht, daß die Anzahl der Produkte und Faktoren miteinander über-
einstimmt - dies ist die Annahme, die in Zwei-Sektoren-Modellen 
in der Regel implizit enthalten ist-, bleibt das Modell in 
zweierlei Hinsicht noch ökonomisch unvollständig: Einerseits 
hat das System nur dann eine eindeutige Lösung, wenn die 
Gleichungen auch "ökonomisch" zueinander passen. Mehrdeutige 
Lösungen kann es z.B. immer dann geben, wenn es zu Faktorin-
tensitätsumschlägen ("factor intensity reversals") kommt, 2 > 
und es wird sich später zeigen, daß gerade unter der Voraus-
setzung von Effizienzstörungen im Produktionsbereich, die durch 
sektoral differenzierte Faktorsteuern bedingt sind, das Ein-
treten von Faktorintensitätsumschlägen nicht mehr ausgeschlos-
sen werden kann. Andererseits sind in dem Modell A-30 die 
Güterpreise exogene Größen. Die Annahme vorgegebener Güterprei-
se ist in der Theorie des internationalen Handels häufiger an-
zutreffen. Sie läßt sich damit rechtfertigen, daß ein verhält-
nismäßig kleines Land im internationalen Wettbewerb keinen Ein-
fluß auf die Güterpreise ausüben kann. Sowohl für die Theorie 
des internationalen Handels als auch für die Behandlung der 
Probleme der Steuerinzidenz ist aber die Annahme vorgegebener 
Güterpreise letztlich willkürlich und unbefriedigend. )) Inso-
fern ist es angebracht, das aus dem Unternehmenssektor und da-
1) Zur Frage der ökonomischen Implikationen und der formalen 
Lösungsmöglichkeiten für solche Systeme vgl. Samuelson 
(1953/54), S. 5-10. Wir brauchen uns mit solchen Problemen 
hier nicht zu befassen, weil sie sich durch die Erweite-
rung des Modells um die Nachfrageseite von selbst lösen. 
2) Vgl. zu diesem Problem z.B. Hesse/Linde (1976 II), S. 99 ff. 
3) Zur Kritik der Annahme vorgegebener Güterpreise in der 
Theorie des internationalen Handels vgl. Dixit/Norman 
(1980),S.51. 
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mit vorwiegend angebotsseitig abgeleitete Modell um die im 
vorigen Abschnitt dargestellte Nachfrageseite zu erweitern, 
mit deren Hilfe auch die Güterpreise endogen bestimmt werden 
können. Wie in Abschnitt 2.4. dargestellt, führt diese Er-
weiterung zu dem Modell 2-14. 
Die Reaktionen des Unternehmensektors auf die Änderung exoge-
ner Größen lassen sich aus den in Modell 2-14 angegebenen 
Budgetrestriktionen PiYi = E Pmizmi und Faktornachfragefunk-
tionen Zmi = Yinmi (Pz) dermeinzelnen Industrien ermitteln. 
Wir bilden zunächst das totale (relative) Differential der 
Budgetrestriktionen. Für i = 1, ... ,n ist 1 > 
A-32 
fmi ist der Anteil der (Brutto-)Faktorkosten Pmizmi an dem 
Erlös der jeweiligen Industrie, d.h. 
A-33 i 
m 
1 , ••• , n 
1 , ••• ,M 
Da die Summe der Faktorkostenanteile in jeder Industrie 
gleich Eins sein muß, gilt: 
A-34 i 1 , ••• , n 
Die Veränderung des Produktionsniveaus ergibt sich aus den 
Produktionsfunktionen Yi = Yi (Z 1i, ... ,ZMi). Da im Produk-
tionsoptimum alle Faktoren mit ihrem in (Brutto-)Faktor-
preisen bewerteten Grenzprodukt entlohnt werden, (3Yi/azmi 
1) Die Bezeichnung mit einem" A "drückt die relative Ver-
änderung der jeweiligen Variable aus, z.B. Yi = dYi/Yi. 
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A-35 i 1 , ••• , n 
Man erhält daher aus der Budgetgleichung A-32 eine direkte 
Beziehung zwischen der Veränderung der (Brutto-)Faktor- und 
der (Netto-)Güterpreise für jeden Sektor, und zwar (vgl. 2-15.4) 
A-36 
AuS ~em Di!ferential der Faktornachfragefunktion A-31 erhält 
man Zmi = Yi + •mi· Da der Inputkoeffizient •mi von den (Brutto-) 
Faktorpreisen in dem Sektor i abhängig ist, gilt 
M 
•mi <1/•mi) Il=1 (awmi/aPli)dPli bzw. 
A-37 i 
m 
1, ..• ,n 
1, ••• ,M 
awmi/aP1 i gibt die Veränderung der Nachfrage nach dem Produk-
tionsfaktor zm in dem Sektor i bei einer Veränderung des Preises 
für den Einsatz des Produktionsfaktors z 1 in dem gleichen Wirt-
schaftszweig und bei konstantem Produktionsniveau an. Dies ist 
der Substitutionseffekt der Faktornachfrage. 
Bei einem gegebenen Produktionsniveau Yi = const. ist 
- - - - 1) 3•mi/3Pli - 3(Zmi/Yi)/3Pli - (1/Yi)3Zmi/3Pli). Durch Er-
weiterung erhält man daraus (3•mi/aP1 i) (P 1 i/•mi) 
(3Zmi/aP1i) (P 1 i;zmi), so daß man den Substitutionseffekt der 
Faktornachfrage folgendermaßen definieren kann: 




1, .•. ,n 
1, ••• ,M 
1) Wie bei den Nachfrageelastizitäten werden Substitutionen 
entlang einer Isoquante (bzw. Isoproduktebene) durch einen 
Querstrich gekennzeichnet. 
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A!1 gibt an, um wieviel Prozent sich die Nachfrage nach dem 
Einsatz des Faktors zm in dem Sektor i bei konstantem Output 
Yi verändert, wenn der Bruttopreis des Faktors z 1 in der glei-
chen Industrie um 1 % steigt oder sinkt. Die Veränderung der 
Inputkoeffizienten ist daher 




1 , ••• , n 
1 , ••• , M 
Setzt ~an ,r~i in die (marginale) Faktornachfragefunktion 
Zmi Yi + ,rmi ein, so erhält man für i=1, .•• ,n und m=1, •.. ,M: 
A-40 
-i 
Für die Substitutionseffekte Aml gelten, ähnlich wie bei der 
Güternachfrage, bestimmte Restriktionen, die hier nur wieder-
gegeben werden sollen. 1 ) Für jede Industrie ist 
A-41.1 I: -i 0 1, ... ,M Aml m 
1 
A-41.2 -i fmiAml fli 
-i 
Alm m, 1 1 , ... , M 
A-41.3 I: f -i 0 1 1 , ••. ,M mi Aml m 
Im Rahmen inzidenztheoretischer Untersuchungen sowie bei der 
wohlfahrtstheoretischen Behandlung von Steuerwirkungen (ins-
besondere in der Kosten-Nutzenanalyse und in der "optimal 
taxation theory") ist es häufig üblich, statt der Faktor-
-i Substitutionselastizitäten Aml die Hicks-Allenschen Substi-
1) Zur Ableitung vgl. z.B. Silberberg (1978), S. 205 f. Auch 
hier sind nur zwei Restriktionen voneinander unabhängig. 
Aus der zweiten und dritten Restriktion folgt z.B. die 
erste. 
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tutionselastizitäten zu verwenden, die folgendermaßen defi-
niert sind: 1) 
A-42 i 1, ... ,n; m,l 1 , ••• , M 
Die Substitutionselastizitäten Sim sind partielle Elastizi-
täten, die die gewichtete Veränderung der Nachfrage nach dem 
Faktor z 1i bei einer Änderung des Faktorpreises Pmi und bei 
konstantem Produktionsniveau Yi angeben, wobei alle übrigen 
Faktorpreise konstant bleiben, während sich alle übrigen Fak-
toreinsatzmengen verändern können. 2 ) Dies ist eine spezielle 
Form der Substitutionselastizität, die nur im Zwei-Sektoren-
Modell mit den sogenannten direkten Substitutionselastizitäten 
3) -i i 
übereinstimmt. Verwendet man die Definition Aml fli s 1m 
für die Faktornachfragefunktion, so erhält man für i = 1, ••• ,n 
und m = 1, .•• ,M: 
A-43 
M 
Y ~ f Si P . + ~ 1· lm li 
l 1=1 l 
Aus den oben dargestellten Restriktionen für die Substitutions-
effekte Ä;1 ergibt sich 1 daß ~ie Substitutionselastizitäten 
s;1 symmetrisch sind (s~1 = stm) und daß ihre mit den Faktor-
kostenanteilen gewichtete Summe in jeder Industrie gleich Null 
sein muß, d.h.: 
A-44 
M 
r f Si . l' lm 
1=1 l 
0 m 1 , ••• , M 
Diese Restriktion läßt sich bei der Nachfragefunktion zmi 
berücksichtigen, z.B. in der (beliebigen) Form fMi S~ 
M-1 i r 1=1 fli s 1m. Darum ist 
M-1 
yi + i=1 fli stm (Pli - PMi) A-45 
1) Vgl. dazu Allen (1956), S. 525 - 531. 
2) Vgl. Silberberg (1978), S. 322. 
3) Vgl. Layard/Walters (1978), S. 265 - 270; Fuss/McFadden 
(1980), s. 78 - 80. 
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A.3. Das Gesamtmodell und seine Lösung 
Mit den Ableitungen in den beiden letzten Abschnitten sind 
die Grundlagen vorhanden, um Angebot und Nachfrage einander 
gegenüberzustellen und um das Gesamtmodell 2-14 in seiner kom-
parativ-statischen Form 2-15 anzugeben. Für den Haushaltssek-
tor gelten die (marginalen) Nachfragefunktionen A-16 und die 
Einkommensrestriktion A-10 (vgl. 2-15.1 und 2-15.2). Für den 
Unternehmensektor wurden die (marginalen) Faktornachfragefunk-
tionen A-44 und die Beziehungen zwischen den Faktorpreisen 
und den Konsumgüterpreisen in A-36 abgeleitet (vgl. dazu 2-15.3 
und 2-15.4). Die Beziehungen zwischen den Verbraucher- und Er-
zeugerpreisen in 2-15.5 und 2-15.6 sind verhältnismäßig ein-
fach aus den Gleichungen 2-14.6 und 2-14.7 abzuleiten, so daß 
eine nähere Erläuterung dazu nicht notwendig ist. Ähnliches 
gilt für die Gleichgewichtsbedingungen 2-14.8 und 2-14.9, die 
selbstverständlich auch in der komparativ-statischen Form des 
Modells eingehalten werden müssen (vgl. 2-15.7 und 2-15.8). 
Die Veränderung der gesamtwirtschaftlichen Faktormengen ent-
fällt jedoch, weil angenommen wird, daß die gesamtwirtschaft-
liche Faktorausstattung konstant ist. Daher muß sich für je-
den Produktionsfaktor die Summe der Veränderungen der Faktor-
einsätze in den einzelnen Industrien zu Null addieren 
(LidZmi = 0, m = 1, ..• ,M) so daß auch die mit den Faktoran-
teilen in den unterschiedlichen Wirtschaftszweigen (zmi) ge-
wichtete Summe der Veränderungen der Faktoreinsätze gleich 
Null ist (vgl. 2-15.8). Es werden also nur Umsetzungen von 
Produktionsfaktoren zwischen den Wirtschaftszweigen berück-
sichtigt. 
Um das Gleichungssystem 2-15 zu lösen, soll es zunächst stär-
ker zusammengefaßt wer~en. Berüc~sichtigt man in der Güter-
Faktor-Preisbeziehung P. = L f .P . die Definitionen der Brutto-
i m mi mi 
und Nettopreise (vgl. 2-15.5 und 2.15.6), so erhält man filr 
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~ 1, ••. ,n: 
A 
A-46 p~ r fmi P* + t~ i m i m 
t! stellt die relative Veränderung der gesamten auf dem Gut 
Xi liege~den Steuerbelastung dar. Die Veränderung des Brutto-
preises Pi enthä~t nicht nur die Veränderung der speziellen 
Verbrauchsteuer ti, sondern auch die mit den Faktorkostenan-
teilen gewi:hteten, sektorspezifischen Veränderungen der Fak-





Wenn man zusätzlich noch die Restriktion r f . = 1 berück-
m mi 
sichtigt, lassen sich die relativen Konsumgüterpreise in Ab-
hängigkeit von den relativen (Netto-)Faktorpreisen und von 





E f . 
m=1 mi 
A A 
(P;-P~) + (ti-t~) i 1, ... ,n-1 
fmi ist die Differenz zwischen dem Faktorkostenanteil des 
i-ten und dem n-ten Gutes, d.h. (vgl. a. 2-22) 
1) Da das Modell im folgenden immer mit Veränderungsraten an-
gegeben wird, müßte man auch immer von Veränderungen spre-
chen. Wir erlauben uns häufiger den vereinfachten Sprach-
gebrauch, um die Ausdrucksweise nicht zu überladen. 
A-49 f . m1. f . - f mi mn 
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; i 1, .•• ,n-1 
m 1, ... ,M-1 
Dien - 1 Preisgleichungen können in Matrix-Schreibweise 
folgendermaßen zusammengefaßt werden: 
A-50 ;* - p* 
X n 
A A 
p*-p* ist der Vektor der Veränderung der relativen (Brutto-) x n • • • • 
Güterpreise p*/P* mit den n-1 Elementen P~-P*. P*-PM* ist der x n 1. n z 
Vektor der Veränderung der relativen Faktorpreise p*/PM* mit 
A A A A m 
den M-1 Elementen P;-P;'. Der Vektor t;-t~ gibt die Verände-
rung der relativen Steuerbelastung t~/t* in den n-1 Sekto-
) ~ i n -
ren an. 1 Fist die Matrix der Faktorkostenanteile _fmi für 
die M-1 Faktoreinsätze (Spalten) in den n-1 Sektoren (Zeilen): 
f11 
A-51 F 
i, ,n-1 :i\,n-1 · · · fM-1,n-1 
Die Beziehung zwischen den Güter-.und Faktorpreisen kann 
benutzt werden, um die Nachfrage Xi ausschließlich in Abhän-
gigkeit v~n den relativen (Netto-)Faktorpreisen und den Steu-
ersätzen t1 darzustellen. Setzt man A-48 in die Nachfrage-
funktion 2-15.1 ein, so erhält man für i = 1, ... ,n: 
1)!~ der ~chreibweise der Einzelgleichungen in A-48 sind~~• 
PM und t~ Skalare, während sie in der Vektorschreibweise 1.n 
A-50 als Vektoren aufgefaßt werden müssen. Dieser doppelte 
Gebrauch dient der Vereinfachung der Notation. 
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A-52 
Diese Gleichung ist mit Gleichung 2-20 identisch und dort 
erläutert. 
Zur Vereinfachung sollen die Nachfragefunktionen für die 
Güter x 1 , ... ,xn in Matrix-Schreibweise zusammengefaßt 
werden. Es gilt: 
A A 
A-53 X [ EF + (EZ-EnF)] (P;-P;) 
A A 
+ (E-Exl <t;-t~l 
X ist der Vektor d~r Veränderungen der Nachfrage nach den 
n Konsumgütern. [EF+(EZ-EnF)] ist die Matrix der oben (vgl. 
2-20) beschriebenen Sekundäreffekte einer Änderung des Steu-
ersystems, während in den beiden letzten Zeilen der Gleichung 
A-53 die primären Substitutions- und Einkommenseffekte ange-
geben sind. Im einzelnen sind die Matrizen und Vektoren fol-
gendermaßen definiert: l) 
1) Die Definitionen f~rAF, P;-P;, t;-t~ sind bereits oben 
















E 2 ••• E 1 n n,n-
E1 In. f 1 . ej J J 
E1 In.f2. 
ej J J 
E1 In.fM 1 . ej J - , J 
E2e(n/ 1 j E2 In.f2. E2 In. fM 1 . 
J ej J J 
ej J - , J 
E1en1 E1en2 E1enn-1 
E2en1 E1en2 E1enn-1 





In ähnlicher Weise wie die Nachfragefunktionen soll auch die 
Angebotsseite :usammengefaßt werden: Setzt man die Faktornach-
fragefunktion zmi (vgl. 2-15.3) in die Gleichgewichtsbedin-
gung 2-15.8 ein, so erhält man 
A-55 0 
Man kann daraus eine gesamtwirtschaftliche Angebotsfunktion 
in Abhängigkeit von den (Brutto-)Faktorpreisen ableiten, denn 






j:1 1:1 zmjfljsim(Plj-PMj) 
In ausführlicher Schreibweise ist dieses Gleichungssystem mit 
seinen M Gleichungen auf der nächsten Seite dargestellt. 1 > Ab-
gekürzt läßt es sich folgendermaßen schreiben: 
A-57.1 
ZA ist die Matrix der Faktoranteile zmi (vgl. 2-18). Y ist der 
Vektor des (marginalen) qesamtwirtschaftlichen Giiteranqebots und 
SZ die [Mx n]-Matrix der mit den Faktorkostenanteilen flj 
und den Faktoreinsatzanteilen der unterschiedlichen Sektoren 
4 4 
gewichteten Substitutionselastizitäten. (P 1-PM) ist der Vek-
tor der durch die Besteuerung sektoral differenzierte~ Er:eu-
ger- (d.h. Bruttofaktor-)Preise mit denn Elementen (P 1 j-PMj). 
Der Einfachheit halber soll nun angenommen werden, daß die 
Anzahl der Güter und Faktoren gleich ist (n = M) und daß die 
(quadratische) Matrix ZA nicht singulär ist. Es soll also 
eine Inverse 
1) Vgl. Fußnote 1, nä.chste Seite. 
A-58 




Das Gleichungsystem A-57.1 lautet in ausführlicher Schreib-
weise: 
z11 z12 z 1n y1 
A-57 .2 z21 z z y2 22 2n 
................ 
z z z y 
M1 M2 Mn n 
M-1 1 M-1 2 
M-1 P,,-q l l l n z11fl1Sl1 z,2f12S11 z1nflnsl 1 
1=1 1=1 1=1 
M-1 
z21f11 5 i2 
M-1 2 M-
1 
l }: L n pl2-PM2 z22f12s12 z2nflnsl2 
1=1 1=1 1=1 ............................................. ..... d 
M-1 
ZM1fl1SiM 
M-1 2 M-1 
. . 
}: }: L n pln-PMn ZM2fl2S lM ... ZMnfln5 1M 
1=1 1=1 1=1 
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existieren, wobei 1zA1 die Determinante der Matrix ZA und 
zmi (m = 1, ••• ,M; i = 1, ..• ,n) die algebraischen Komplemente 
der Elemente der Matrix ZA darstellen. 1 ) Mit Hilfe der inver-
sen Matrix der Faktoranteile kann man das gesamtwirtschaft-
liche Güterangebot aus Gleichung A-57.1 unmittelbar ablei-
ten: 
A-59 y 
Zur Veranschaulichung und weiteren Erläuterung soll aus 
diesem Gleichungssystem die (marginale) Angebotsfunktion für 
das Gut Yi herausgegriffen werden: 
A-60 Y. 
J. 
Unter Berücksichtigung der Definiticn der Brutto-Faktor-
preise gilt ;lj-;Mj = (;i_;;, + (~1 j-~Mj) und die Ange-
botsfunktion erhält die Form 
A-61 
1) Die Annahme, daß ZA nicht singulär ist, bedeutet ökono-
misch, daß nicht in allen Wirtschaftszweigen die gleichen 
relativen Faktorintensitäten vorherrschen sollen. Vgl. 
Samuelson (1953/54), s. 9 f. Die Annahme einer gleichen 
Anzahl von Produktionsfaktoren und Konsumgütern (n=M) 
wurde nur gewählt, um die ohnehin schon komplexe Darstel-
lung etwas zu vereinfachen. 
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i 
Dabei ist SZj die Elastizität des Güterangebots in Bezug 
auf die relativen Brutto-Faktorpreise in dem Sektor j. 
Sil ist dagegen die Angebotselastizität für das Gut Yi in 
Abhängigkeit von den relativen Netto-Faktorpreisen. Die Ela-
stizitäten s!j und Sil sind folgendermaßen definiert: 1 l 
A-62. 1 i 1 
M-1 
Zmizm/1lim SZj r;J L L ;i, j 1 , •.• , n m 1=1 
A-62.2 sil 
1 L L j ;i 1 , •.• , n l¾I Zmi zm/1l1m j m 1 1, ... ,M 
Aus der Angebotsfunktion ist unmittelbar ersichtlich, daß 
zwischen beiden Elastizitätsformen der Zusammenhang 
M-1 
A-63 L sn 
1=1 
i gelten muß. Mit Hilfe der Elastizitäten s 2 j und Sil kann 
die Angebotsfunktion A-59 umgeformt werden zu 
A-64 y 
A A 
(P~-P:) ist der Vektor der Veränderung~n ~er r~la~iven Net-
to-Faktorpreise mit den M-1 Elementen Pi-P;. (t 1-tM) ist 
der Vektor der sektoral differenzierten Faktorsteuern mit 
denn Elementen t 1 j-tMj" Die Matrizen s 1 und SZj ent~alten 
die oben definierten Angebotselastizitäten Sil und S~j: 
1) Vgl. Vandendorpe/Friedlaender (1976), S. 227. 
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2 2 s2 A-65.2 Szj= sz, SZ2 Zn 
................ 
n n Sn sz, SZ2 Zn 
Die beiden Gleichungen A-53 und A-64 fassen die Nach-
frage und das Angebot zus~en .• Aus der Gleichgewichtsbe-
dingung auf dem Gütermarkt X= Y erhält man daher auch die 
Lösung des Modells, denn es gilt: 
A-66 
A A A A A 
- s . (t -t ) - (E-E ) (t*-t*) +E t* 
ZJ 1 M X x n e n 
Kürzt man die Matrix der durch die (Netto-)Faktorpreisände-




ab und erweitert sie um den Vektor der Einkommenseffekte, so 
handelt es sich unter der Voraussetzung einer gleichen Anzahl 
von Faktoren und Gütern (M=n) um eine quadratische Matrix 
A-68 
Die Lösung des Modells 2-15 kann dann in der folgenden 
Form angegeben werden: 
A-69 
-1 -~ 
Das Gleichungssystem enthält die Veränderungen der relativen 
Nettofaktorpreise Pi/P; und der Realtransfers G/P~ in Abhängig-
keit von der Veränderung der sektorspezifischen Faktorsteuern 
t 1 j und der speziellen Verbrauchsteuern tj. Mit Hilfe dieser 
Lösung kann man die Veränderung der übrigen endogenen Größen 
des Modells 2-15 ermitteln, und zwar die Veränderung des Ange-
bots (A-61), der Konsumgüter- und der Faktornachfrage (A-53 
und A-45), der relativen Konsumgüterpreise (A-50) sowie des 
realen verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte (2-19). 
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.1'..nhang B: Das Zwei-Sektoren-Modell 
In diesem Abschnitt sollen die Ergebnisse des allgemeinen 
Modells mit M Produktionsfaktoren und n Konsumgütern auf das 
zwei-Sektoren-Modell reduziert werden. Der Vorteil einer sol-
chen Vereinfachung liegt darin, daß sich einige der für die 
Inzidenz- und Effizienzanalyse wesentlichen zusammenhänge an-
schaulicher darstellen lassen. Außerdem beruhen die meisten 
in der Literatur vorhandenen Inzidenzanalysen auf dem Zwei-
sektoren-Modell, so daß schon aus Gründen der Vergleichbar-
keit der Ergebnisse eine nähere Erläuterung dieses Modells an-
gebracht ist. Da es in der Literatur zwei grundlegende Rich-
tungen in der methodischen Form der Darstellung der Steuer-
wirkungen gibt - die eine wurde wesentlich durch die Arbeit 
von Harberger (1962) geprägt und insbesondere von Mieszkowski 
und~ weitergeführt, während die andere Richtung auf dem 
Ansatz von Jones (1965) fußt und insbesondere von Vandendorpe/ 
Friedlaender (1976), teilweise aber auch von Atkinson/Stiglitz 
(1980) weiterentwickelt wurd~ -, wird hier schließlich auch 
die Absicht verfolgt, die Verbindungen und die Unterschiede 
zwischen den beiden Methoden deutlich zu machen. 
Wir gehen aus von einer Wirtschaft mit den beiden Produktions-
faktoren Arbeit (L) und Kapital (K), die in der Produktion der 
beiden Konsumgüter (bzw. Wirtschaftszweige) X und Y eingesetzt 
werden. Die allgemeine Lösung in Gleichung A-69 beschvänkt 
sich in diese~ F~ll auf die Veränderung der relativen Ka-
pitalpreise (P;-Pt> sowie der - in Einheiten des Gutes Arbeit 
gemessenen - Realtransfers (G-Pr): 
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B-1 [;*-;*] K L A A 
G-P~ 
Die erste Zeile in Gleichung B-1 enthält die Angebots- und 
Substitutionseffekte im Produktionsbereich, während die zweite 
Zeile die Einkommens- und Substitutionseffekte im Nachfrage-
bereich umfaßt. Die Veränderung der steuerpolitischen Aktions-
parameter ist exogen vorgegeben, und zwar sowo~l di~ sek~or-
~pezifischen Veränderungen der Faktorsteuern (tix' :Lx' tKY' 
tLY) al~ auch ~er speziellen Verbrauchsteuern (tX, ty)'. Die 
Größen t~ und ty enthalten die Veränderung der gesamten steu-
erlichen Belastung eines Produktes, d.h. sowohl die in den 
Faktorkosten enthaltenen Steuern als auch die speziellen Ver-
brauchsteuern, denn es gilt definitionsgemäß(vgl. A-47): 
t* X fKXtKX + fLXtLX + tx tfX + tx 
B-2 
t* y fKYtKY + fLYtLY + ty tfY + ty 
f mi (m = K,L; i = X,Y) sind die Anteile der (Brutto-)Faktor-













Da sich die Faktorkostenanteile in den einzelnen Wirtschafts-
zweigen zu Eins addieren, gilt 
B-4 
Aus dieser Gleichung kann man unmittelbar dJe Differenz zwi-
schen den Faktorkostenanteilen der Produktionsfaktoren Arbeit 
und Kapital in den beiden Branchen ableiten: 11 
B-5 
Wendet man die Beziehung B-4 auf die Gleichungen in B-2 an, 
so erhält man schließlich durch Differenzbildung 
B-6 
Die Angebotselastizitäten s~j (i,j = X,Y) in Abhängigkeit von 
den relativen (Brutto-)Faktorpreisen sind - analog zu A-62.1 -
folgendermaßen definiert: 
B-7 .1 X 1 (zKYzLXfKX + zLYZKXfLX) 
X 
5 zx - Tz;.T 5 KL 
B-7.2 X 1 
y 
Szy - Tz,;J zKYZLY5KL 
B-7.3 
y 1 X 
5 zx Tz,;J zKXZLX5 KL 
B-7.4 
y 1 y 
Szy Tz,;J (zKXZLYfKY+zLXZKYfLY)SKL 
1) l~I ist die Determinante der Matrix F (vgl. A-51). zu ihrer 
Analyse vgl. a. 3-35. 
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S~L und s!L sind die (direkten) Faktorsubstitutionselastizitä-
ten in den Industrien X und Y. Sie geben die Veränderung der 
relativen Faktorintensitäten K/L (in dem jeweiligen Wirtschafts-
zweig) in Abhängigkeit von der Veränderung des relativen Ka-
pitalpreises an und sind positiv definiert, d.h. 
B-8 
Die Matrix ZA bzw. ihre Determinante lzAI enthält die phy-






ZKX KX/K ZLX LX/L 
B-10 
ZKY Ky/K ZLY Ly/L 
Da sich die Faktorintensitäten in den einzelnen Branchen immer 
zu Eins addieren (zKX+zKY = zLX+zLY = 1), gilt 1) 
B-11 
Addiert man die Angebotselastizitäten in B-7, so erhält man 
entsprechend zu Gleichung A-63 bzw. A-62.2 die Angebotsela-
stizitäten in Abhängigkeit von den relativen Netto-Faktor-
preisen, d.h. 
1) Zur Analyse der Faktorintensitäten vgl. a. 3-33. 
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B-12.1 5xK 
X X , 
(zKY<SL+zLY<SK) 5 zx + 5 zy - -ry-




(zKX<SL+zLX<SK) 5 zx 5 zy IZAI 
Die darin enthaltenen Größen <SL und <SK sind folgendermaßen 
definiert: 
B-13 
Die Elemente der Nachfragematrix in B-1 sind weniger kompli-
ziert zu erklären. EXX und EYX sind die kompensierten Preis-
elastizitäten der Nachfrage nach den Gütern X und Y in Abhän-
gigkeit von dem Preis des Gutes X. 
EXe und EYe sind die Einkommenselastizitäten der Nachfrage 
nach den beiden Gütern. Der Anteil des Haushaltsnettoeinkom-
mens eN, den die privaten Haushalte für das Gut X ausgeben, 
wird mit nx, der Ausgabenanteil für das Gut Y mit ny gekenn-
zeichnet. Es gilt also 
P*X p;y 
B-14 X nx eN 
ny 
eN 
Da die privaten Haushalte ihr gesamtes Einkommen zu Konsum-
zwecken verwenden, ergänzen sich die beiden Ausgabenanteile 
zu Eins (nx+ny = 1). 
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Die Inverse der Matrix Mp, die zur Lösung des Gleichungs-
systems B-1 benötigt wird, hat die Form: 
l~, Exe ~r B-15 [Mp]-1 eN G 
MP2 EYe eN 
[EYe 
G - E ;Nj 1 eN Xe 
TM;T 
- MP2 MP1 
Für die beiden Elemente ~, und MP2 gilt (vgl. a. 2-28): 
MP1 IFIExx - nfEXe + SXK 
B-16 
~2 IFIEYX - nfEYe + SYK 
Sie stellen eine Mischung aus Substitutions- und Einkommens-
effekten im Angebots- und Nachfragebereich dar. nf setzt sich 
aus verschiedenen Einkommens- und Faktorkostenanteilen zusam-
men: 1 ) 
B-17 
Daraus erhält man nach einigen Umformungen 
B-18 
1) Dies ergibt sich· aus der Matrix (E 2-EnF) in Gleichung 
A-67. 
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wobei TK die Steuern auf das Kapitaleinkommen und TX bzw. TY 
die speziellen Verbrauchsteuern auf die Konsumgüter X und Y 
darstellen. 
Wenn man die Definitionen in B-7 und B-12 verwendet, so kann 
die Determinante 1~1 in den folgenden Ausdruck transformiert 
werden: 
B-19 
Nachdem nun die einzelnen formalen Elemente des Gleichungs-
systems B-1 erläutert worden sind, sollen die Lösungen für die 
beiden endogenen Größen getrennt angegeben werden. Für die Ver-
änderung des relativen Kapitalpreises gilt: 
B-20 -IM- 1 (P*-p*) -.., K L 
Für die Veränderung der Realtransfers erhält man: 
B-21 
4 4 
- (MP2EXe-~1EYe) (nxt~+nyt;> 
3 31 
Gleichung B-21 stellt nichts anderes dar als die Budgetrestrik-
tion des Staates in komparativ-statischer Form. Sie gibt an, 
wie sich die Realtransfers des Staates und das reale Steuer-
aufkommen verändern, wenn die Struktur des Steuersystems ge-
ändert wird. Wir wollen hier nicht weiter darauf eingehen 1), 
weil die staatliche Budgetrestriktion, wie in Abschnitt 2.4. 
erläutert wurde, automatisch erfüllt ist und weil sie im Zu-
sammenhang mit der Mehrbelastung noch in einer anderen Form 
abgeleitet wird. 
Die Gleichung für die Veränderung des relativen Kapitalpreises 
(B-20) wird im Rahmen der Inzidenzanalyse noch eingehend er-
örtert. Sie soll nun in eine Form gebracht werden, die ihre 
Beziehungen zu dem Harbergerschen Modell erkennen läßt. Zu 
diesem Zweck verwenden wir die Definitionen in B-10 und wan-
deln die Angebotselastizitäten entsprechend um. Man erhält 
dann aus B-7: 
B-22.1 X (A fLX + 
LX X B X 
szx A 
-) SKL A SKL Ly 
B-22.2 X 
y 





SZY A -) SKL Ky 
B-22.4 
y 1 LX KX X 
szx A Ly Ky SKL 
Aist die Differenz zwischen den Faktoreinsatzverhältnissen 
der Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit in den beiden In-
dustrien X und Y, während B die Summe der mit den Kostenan-
teilen in der Industrie X gewichteten Faktoreinsatzverhält-
nisse darstellt, d.h. 
1) Vgl. auch die Erläuterungen zur komparativ-statischen 
Budgetrestriktion in Abschnitt 2.7. 
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B-23.1 A 
KX LX LX [Kx _ KyJ 
Ky Ly Ky LX Ly 





Unter Verwendung der Angebotselastizitäten in B-22 und der 
Definitionen in B-23 erhält man schließlich: 
B-24.1 EYe 
X y ~ KX LX ] X 5 zx-Exe5 zx - Any B+Ky Ly nYEXeHX 5 KL 
B-24.2 
X y 
[1-nXEXeHY] s~L EYe 5 zy-Exe5 ZY - Any 
Dabei sind die Größen Hx und HY folgendermaßen definiert: 











Hy - 1-tx 1-tKY + fLX ~ LY 
Setzt man B-24 in B-20 ein, so erhält man: 
A A 
B-26 IMpl (P;-P~) 
Für die Determinante JMPJ gilt wegen B-24: 
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B-27 l~I 
Dividiert man die Gleichung B-26 durch - IMpl (B-27), so er-











Die Veränderung des relativen Kapitalpreises nimmt i~ der In-
zidenzanalyse eine zentrale Rolle ein. Dennoch interessiert 
auch der Einfluß des Steuersystems auf die übrigen endogenen 
Größen, insbesondere auf die relativen Konsumgüterpreise so-
wie auf das Angebot und die Nachfrage nach Konsumgütern. Im 
folgenden sollen diese Größen abgeleitet werden, wobei aber 
eine etwas modifizierte Form der Darstellung gewählt wird. Sie 
ist kompakter und übersichtlicher und bietet daher einige zu-
sätzliche Einsichten in die Funktionsweise des Modells, die 
insbesondere bei den Verteilungsanalysen in den Abschnitten 4.3., 
4.4. und 4.5. (zum Vergleich von 4-17 und 4-20) verwendet wird. 
1) Zur Analyse dieses Ergebnisses vgl. die Erläuterunqen zu 
den Gleichunqen 4-20 und 4-21. 
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Wir gehen aus von den Nachfragefunktionen A-16, die im Zwei-
sektoren-Modell die folgende Form haben: 
B-30. 1 X 
4 4 4 
B-30.2 y EYX(P~-P;) + EYe(eN-nXP~-nyP;) 
Aufgrund der Budgetrestriktion für die privaten Haushalte 
gilt (analog zu A-11) die Beziehung 
B-31 




schreiben. Die Grenzrate der Transformation zwischen den bei-
den Gütern X und Y ist durch die Beziehung 
B-33 dY dX 
gegeben. 1 > Wenn man Gleichung B-33 mit X/Y erweitert und in 
die Nachfragefunktionen B-32 einsetzt, erhält man schließlich 
nach einigen Umformungen 
1) Zur Ableitung vgl. Kitterer (1982b) ,s. 282. dF ist ein 
"Verzerrungsfaktor", der später noch eingehend analysiert 





y y X 
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DX und Dy sind die Elastizitäten der Nachfrage nach den Gütern 
X und y in Abhängigkeit von ihrem relativen Preis: 
B-3 5. 1 
B-35.2 
Hinsichtlich der Veränderung der relativen Nachfrage X/Y er-
gibt sich aus den beiden Gleichungen in B-34: 
B-36 X-Y 
D = DX + Dy ist die gesamtwirtschaftliche Elastizität der 
relativen Nachfrage X/Y in Abhängigkeit von den relativen 
Konsumgüterpreisen P~/P;. Unter Berücksichtigung von B-35 
erhält man: 
B-37 D 
Wir wollen uns nun der Angebotsseite zuwenden. Für das Zwei-
sektoren-Modell ergeben sich aus A-61 die folgenden (margi-
nalen) Angebotsfunktionen für die Konsumgüter X und Y: 1 ) 
1) Auf eine gesonderte Indizierung der Angebotsmengen wird 
hier verzichtet. Die marginalen Nachfragefunktionen unter-
scheiden sich so detitlich (vgl. B-30 ff.), daß eine Ver-
wechslung nicht zu befürchten ist. 
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A A X X B-38.1 X - SXK(P;-P~) - szx(tKX-tLX) - SZY(tKY-tLY) 
A A y y 
B-38.2 y - SYK(P;-P~) - szx(tKX-tLX) - SZY(tKY-tLY) 
Um die Veränderung des Angebots in Abhängigkeit von den rela-
tiven Erzeugerpreisen PX/Py darzustellen, sollen die Bezie-
hungen zwischen den Konsumgüter- und den Faktorpreisen berück-
sichtigt werden. Das Gleichungssystem A-50 reduziert sich im 
Zwei-Sektoren-Modell auf eine einzige Gleichung: 
A A ~ A A A A 
B-39 P~-P; IFI (P;-P~) + (t~-t;> 
IFI und (t~-t;> sind bereits in B-5 undAB-~ erläutert worden. 1 ) 
Die Veränderung der Verbraucherpreise (P;-P;) und der Erzeuger-
preise (PX-PY) unterscheiden sichAnu~ durch die Veränderung 
der speziellen Verbrauchsteuern (tX-tY). Man erhält daher (vgl. 
a. B-6): 
A 
B-40 1F1 (P;-Pr> + (tfx-tfy> 
Setzt man diese Beziehung zwischen den relativen Konsumgüter-
und Faktorpreisen in die Angebotsfunktionen B-38 ein, so ist 
B-41 . 1 X 
1) Da die Matrix F nur ein einziges Element fKX 




Wir berücksichtigen nun den Zusammenhang zwischen den Angebots-
elastizitäten in Abhängigkeit von den Brutto- und den Netto-
Faktorpreisen (vgl. B-12) sowie zwischen den Angebotselasti-
zitäten s!j(i,j = X,Y) und den Faktorsubstitutionselastizitä-
ten S~L und S~L (B-7). Nach einigen Umformungen ergeben sich 
die folgenden marginalen Angebotsfunktionen für die beiden 
Konsumgüter X und y (vgl. ihre Verwendung in 3-29): 
B-42.1 X 
A A A A Af 
sx[<Px-Pyl - (tLX-tLYl] - CXtXY 
B-42.2 y 
SX und SY sind die Elastizitäten des Konsumgüterangebots in 
Abhängigkeit von den relativen Erzeugerpreisen PX/Py: 
B-43.1 SX 
zKYÖL +zLY°K 8xK 
X X 
5 zx+5 zy 
1 ZAI [F 1 f FI [Ff 
B-43.2 Sy 
zKXöL+zLX°K 5 YK 
c:.Y sy 
~zx+ zy 
1zA[ IF[ fFI IFI 
~~Y gibt die Veränderung der relativen durchschnittlichen 




Die Ausdrücke ex und ey haben eine sehr große Ähnlichkeit mit 
den Angebotselastizitäten SX und sy. Sie unterscheiden sich 
von diesen nur durch die Gewichtung mit den Faktorkostenan-
teilen. Denn es gilt (vgl. B-43): 
X X 






Aus den beiden Gleichungen in B-42 läßt sich auch die Verände-
rung des relativen Angebots X/Y ableiten: 
B-46 X-Y 
s = SX + SY ist die gesamtwirtschaftliche Elastizität des 
relativen Angebots X/Y in Abhängigkeit von den relativen Er-
zeugerpreisen PX/Py. Unter Berücksichtigung von B-43 erhält 
man (vgl. a. 3-32): 
B-47 s 
ÖL und ÖK sind in B-13 definiert. Addiert man die beiden Glei-
chungen, so ergibt sich 
B-48 
Wie bei den einzelnen Angebotsfunktionen kann man auch bei 




sich von der gesamtwirtschaftlichen Angebotselastizität S nur 
durch die Gewichtung mit den Faktorkostenanteilen unterschei-
* det. Denn im Zähler von C steht 
B-50 
Die Parallele zu B-48 ist unmittelbar zu erkennen. 
Aus den Gleichgewichtsbedingungen auf den Konsumgütermärkten 
läßt sich nun die Veränderung des relativen Konsumgüterprei-
ses PX/Py in Abhängigkeit von der Veränderung der Steuersätze 
sowie von den Angebots- und Nachfrageparametern ableiten. 
Durch Gleichsetzen von B-46 und B-36 erhält man 
B-51 
~ 
Multipliziert man diese Gleichung mit IZAI IFI und berücksich-
tigt man die Definitionen von S (vgl. B-47) und c* (vgl. B-49), 
so folgt schließlich (vgl. z.B. die Anwendung in 4-14) 
B-52 
Die Größe cr* ist definiert als 
B-53 cr* 
cr* ist die gesamtwirtschaftliche Faktorsubstitutionselastizi-
tät ("economy-wide elasticity of substitution between fac-
tors" 1 )). 
1) Jones (1965), S. 564; vgl. a. Jones (1971), S. 446 und 
AITinson/Stiglitz (1980), S. 175 und S. 182. 
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Die Erläuterung von o* soll noch einen Augenblick zurückge-
stellt werden. Zuvor soll B-52 noch etwas abgewandelt werden. 
Wir verwenden die Beziehung 
B-54 
wobei CL analog zu CK (B-50) definiert ist als 
B-55 
Für CL gilt die gleiche Verwandtschaft zu B-48 wie für CK 
(B-50). Wie man unmittelbar erkennt, ist CL+CK= öL+öK. 
Setzt man B-54 in die Preisgleichung B-52 ein, so ergibt sich 
A A A A A A 
B-56 CK(tKX-tKY)+CL(tLX-tLY)+DIZAI IFI (tX-tY) 
Für die Ve:än~erungAde: Verbr~uc~erpreisrelation P~/P; _erhält 
man wegen P~-P~ = (PX-PY) + (tX-tY) und unter Berücksichtigung 
von B-53: 
B-57 
Die in Gleichung B-53 definierte gesamtwirtschaftliche Faktor-
substitutionselastizität o* gibt an, um wieviel Prozent die gesamtwirt-
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schaftliche Kapitalintensität K/L steigen muß, damit der Real-
lohn P~/Pi um 1% steigt. Dieser Zusammenhang läßt sich in dem 
vorliegenden Modell mit der konstanten gesamtwirtschaftlichen 
Faktorausstattung nicht darstellen. Eine entsprechende Ergän-
zung ist jedoch ohne weiteres möglich. Nimmt man, wie -es in 
der Theorie des internationalen Handels häufiger üblich ist, 
an, daß die Veränderung der gesamtwirtschaftlichen Faktoraus-
stattung sowie der relativen Konsumgüterpreise exogen vorge-
geben ist, so erhält man aus B-36 und B-46 bei konstanten 
Steuersätzen die Veränderung der relativen Nachfrage und des 
relativen Angebots in der folgenden Form: 
B-58.1 X-Y 
B-5 8.2 X-Y _l_ (K-L) + S(PX-PY) 
jZAI 
A A 
Daraus folgt (PX-PY)o* = - !FI (K-L) bzw. nach Berücksichtigung 
der Beziehungen zwischen den Konsumgüter- und Faktorpreisen 
in B-40 (wiederum mit konstanten Steuersätzen): 
B-5 9. - (L-K) 
o* ist also der Kehrwert der prozentualen Abnahme des Real-
lohnes P~/Pi, die sich durch eine Erhöhung der relativen ge-
samtwirtschaftlichen Arbeitsintensität L/K ergeben würde. 
Neary (1978) hat gezeigt, daß o* im Falle stabiler Gleichge-
wichtslösungen positiv sein muß. Für den "Normalfall" trifft 
dies ohnehin zu: Da die Faktorsubstitutionselastizitäten S~L 
und S~L positiv definiert sind (vgl. B-8), ist auch der Aus-
druck öL+öK positiv (vgl. B-48). Die Nachfrageelastizität D 
ist dagegen negativ definiert (vgl. B-36): Da die Faktorinten-
sitäten jzAj und die Kostenintensitäten jFj in der Regel das 
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gleiche Vorzeichen haben 1 > ~ ist -DIZAI IFI >O und damit insge-
samt a* >o. Wenn !zAI und IFI entgegengesetzte Vorzeichen 
haben, so daß IZAI IFI < 0 ist, bleibt die Stabilitätsbedin-
gung a* > O immer noch erfüllt, wenn die Angebotselastizität 
S dem Betrage nach größer ist als die Nachfrageelastizität D. 
Klammert man nämlich in Gleichung B-53 lzAI IFI aus und berück-
sichtigt die Definition von S (vgl. B-47), so erhält man 
B-60 a* 
Die gesamtwirtschaftliche Angebotselastizität S wird nur nega-
tiv, wenn lzAI IFI < 0 wird. In diesem Falle bleibt aber der 
gesamte Ausdruck a* positiv, wenn S dem Betrage nach größer 
ist als D, wenn also das Angebot elastischer reagiert als die 
Nachfrage. 
Die Veränderungen der Konsumgüterpreise und der Faktorpreise 
sind durch die Beziehung B-40 miteinander verbunden. Man kann 
daher aus B-52 und B-40 die Veränderung des relativen Kapital-
preises ableiten. Nach einigen Umformungen erhält man: 
B-61 
Diese Lösung hat eine gewisse Ähnlichkeit mit der Lösung in 
B-20, ist aber keineswegs mit ihr identisch. In B-20 sind die 
Einkommens- und Substitutionseffekte im Nachfragebereich von-
einander getrennt, während in B-61 diese Effekte durch D=Dx+Dy 
zusammengefaßt werden, wie die Definitionen in B-35 zeigen. 
So ist B-61 zwar verhältnismäßig übersichtlich, verdeckt aber 
bestimmte zusammenhänge. Dies wird in Abschnitt 4 näher er-
läutert (vgl. insbes. Abschnitt 4. 5., Vergleich von 4-17 und 4-20) . 
1) Der Zusammenhang zwischen Faktorintensitäten und Kosten-
intensitäten wird in Abschnitt 3.5.3. eingehend untersucht. 
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Anhang C: Mehrbelastung 
C.1. Mehrbelastung im allgemeinen Modell 
Wir gehen von der Definition der Mehrbelastung in Gleichung 
2-42 bzw. 3-6 aus: 
C-1 R 
Unter Verwendung der Budgetrestriktion A-12 und der Beziehungen 
zwischen Konsumgüterpreisen und den Faktorpreisen in Gleichung 
A-46 erhält man 
C-2 R 
Für den Klammerausdruck gilt die Beziehung 
C-3 - [Tm+ E T,f .J/eN i i mi _ 
wobei Tm= Ei tmipmizmi die Steuern auf die Einnahmen des Fak-
tors Zm und Ti= tiPiXi die speziellen Verbrauchsteuern für das 
Gut Xi darstellen. Unter Verwendung von C-3 erhält man aus C-2 
unter Berücksichtigung der Beziehung A-8: 
C-4 R 
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c. 2. Mehrbelastung im Zwei-Sektoren-Modell 
Analog zu der allgemeinen Definition der Mehrbelastung in 
Gleichung C-2 gilt für das Zwei-Sektoren-Modell mit den Konsum-
gütern X und Y: 
C-5 R 
Die Grenzrate der Transformation zwischen den beiden Gütern 
ist -dY/dX = (PX/Py)dF. 1 > Man erhält daraus durch Erweite-
rung mit X/Y und unter Berücksichtigung der Definition der 
Ausgabenanteile nx und ny in B-14: 
C-6 




Mit Hilfe der Nachfragefunktion X DX(PX-PY) [vgl. B-34] und 
der Lösung für die relativen Konsumgüterpreise in B-57 läßt 
sich C-7 zu der folgenden Form weiterentwickeln 
c-s R 
1) Vgl. dazu c-13 und die Anwendunq in 3-14. 
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Im folgenden soll die Mehrbelastung noch in einer etwas stär-
ker disaggregierten Form abgeleitet werden, die einen Vergleich 
mit der Darstellungsweise der Inzidenz in den Gleichungen B-1 
und B-28 zuläßt. Wir gehen zu diesem Zweck von Gleichung C-4 
aus, die im Falle des Zwei-Sektoren-Modells die folgende Form 
erhält (vgl. a. Anwendung in 4-19 und 4-28) 
... ... 
C-9 R (G-P!lG/eN - (nxt;+nyt;> 
... ... 
eN [TK+TXfKX+TYfKY] (P;-P~) 
Setzt man nun in diese Gleichung die endogenen Lösungen für 
die Realtransfers (B-21) und die relativen Faktorpreise (B-20) 
ein, so ergibt sich nach einer Reihe von Umformungen, bei de-
nen auch die Definitionen in B-16 und B-12 zu berücksichtigen 
sind: 
- ny ~N [(nxs~x+nys!x>Exx[l;I (tKX-tLX)-(t~-t;>J 
X y ~ " " " " 
+ (nxszy+nyszy>Exx[IFI (tKY-tLY)-(t~-t;>J 
XY YX ...... A A ~ 
+ ny<szxszy-szxszyl [<tKX-tLxl-(tKY-tLYl~ 
Diese Gleichung läßt sich mit Hilfe der Definitionen der Ange-
botselastizitäten in B-22 noch weiterentwickeln, bis sie schließ-
lich die folgende Form hat: 
C-11 
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Die Determinante IM,,! ist in Gleichung B-27 definiert. Auch 
die Größen HX und Hy, die die Elemente der Steuerstruktur ent-
halten, sind bereits definiert worden (vgl. B-25). Neu ist le-
diglich der Faktor 
C-12 
der nur von der Steuerstruktur bestimmt wird, und bei der 
Definition der Verzerrungen der Faktormärkte eine wichtige 
Rolle spielt (vgl. 3-12 und c-17). Wenn keine Verzerrungen 
A A 
auf den Faktor- und Konsumgütermärkten auftreten, ist R = O 
(vgl. C-11), weil HX = Hy =Hf= 0 wird (vgl. a. B-25). 
C. 3. Der Verzerrungsfaktor dF (vql. Abschnitt 3. 1.) 
Im Zwei-Sektoren-Modell gilt für die Grenzrate der Transfor-
mation zwischen den Gütern X und Y bei sektoral differenzier-
ter Besteuerung: 1 > 
C-13 dY - dX 
mit 
Bei konstanten Steuersätzen hat die marqinale Faktornachfraqe-
funktion 2-15.3 (angewandt auf die Nachfrage nach Arbeit im 
A A X A A 
Sektor X) die Form LX= X+ fKXSKL(P;-P~). Die marginale An-
2ebotsfunk!io~ für das Gut X lautet in diesem Falle (vgl. 2-23) 
X= - SXK(P;-P~), so daß sich schließlich 
C-14 
1) Zur Ableitung vgl. Kitterer (1982b), S. 282. Eine andere 




ergibt. SXK = SZX + Szy (vgl. B-12) ist die Angebotselastizi-
tät für das Gut X in Abhängigkeit von dem relativen Netto-Kapi-
talpreis PK/PL. Entwickelt man sie mit Hilfe der Definitionen 
in B-22 weiter, so erhält man schließlich 
C-15 
X 
Dieser Ausdruck ist positiv, denn die Substitutionselastizi-
täten sind positiv definiert (vgl. B-8) und die übrigen Kompo-
nenten, d.h. Kx/Ky und B (vgl. B-23) sind ohnehin p~si~iv. 
Verwendet man zur Abkürzung die Beziehung dFS = fKXLX/X bzw. 
C-16 
so kann man, unter Verwendung der Definition von Hf in Glei-
chung C-12, den Verzerrungsfaktor dF in der folgenden Form 
schreiben 
C-17 
d 8 ist der in Gleichung 3-12 definierte Indikator für die 
Verzerrung des Produktionsoptimums d 5 = Hf(1-tKY)/(1-tKX). 
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C.4. Inzidenz und Mehrbelastunq (vgl. Abschnitt 4.2, l 
Da die relativen Faktorpreise für die Steuerinzidenz aus-
schlaggebend sind, soll in diesem Abschnitt dargestellt wer-
den, wie die Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Realein-
kommens (die Mehrbelastung) formal mit der Veränderung des 
relativen Kapitalpreises zusammenhängt. Die Darstellung der 
Preisveränderung in Gleichung B-61 liefert keinen Ansatzpunkt 
für eine solche Analyse. Vielmehr müssen die Nachfragereak-
tionen in Substitutions- und Einkommenseffekte zerlegt wer-
den, um die Mehrbelastung sichtbar zu machen. Wir gehen von 
den Na:hfrag~funktionen in B-32 aus und berücksichtigen, daß 
R = nXX + nYY (vgl. C-5) und EYX = - Eyy (vgl. A-15.1) ist. 
Aus der Differenz der beiden Gleichungen in B-32 erhält man 
daher: 
C-18 X - y 
Setzt man die Nachfrage gleich dem Angebot (vgl. B-46), so 
ergibt sich nach einigen Umformungen 
C-19 
~ A A 
(Exx+Eyyl I zA 1 1 F 1 (tx-tyl 
A 
+ (Exe-EYelRIZAI IF! 
Wie man sieht, hat C-19 zwar eine ähnliche Form wie B-52, 
enthält aber zusätzlich den Einkommenseffekt der Mehrbe-
lastung. Die Größe 
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C-20 
ist aber andererseits - im Gegensatz zu der gesamtwirtschaft-
lichen Nachfrageelastizität D in 0* (vgl. B-53) - um den Ein-
kommenseffekt bereinigt. Zwar kann man 0 nicht mehr als ge-
samtwirtschaftliche Faktorsubstitutionselastizität definieren. 
Wir wollen aber dennoch davon ausgehen, daß 0 > 0 ist, daß 
also das Angebot elastischer reagiert als die (kompensierte) 
Nachfrage (vgl. a. die Erläuterungen zu den Gleichungen B-59 
und B-60). 
Berücksichtigt man die Beziehungen zwisch~n den Konsumgüter-
und den Faktorpreisen (vgl. B-40), so folgt schließlich 
C-21 
Die Ähnlichkeit mit der Lösung in B-61 ist unmittelbar zu 
erkennen. Dort wird die globale Nachfrageelastizität D ver-
wendet. In C-19 kommt dagegen der gesamtwirtschaftliche Ein-
kommenseffekt der relativen Nachfrage zum Vorschein (vgl. 
C-18), der zugleich die Verbindung zur Mehrbelastung herstellt. 
Die Beziehungen zwischen Inzidenz und Mehrbelastung werden 
in Abschnitt 4.2. diskutiert. 
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Anhang D: Inzidenz in der Gruppengesellschaft 
D.1. Die Veränderung des individuellen und des gesamtwirt-
schaftlichen Realeinkommens 
Wir gehen davon aus, daß im Sektor der privaten Haushalte 
zwei Gruppen - die Lohnempfänger und die Kapitalisten - unter-
schieden werden können. Für sie gelten die individuellen Nut-
zenfunktionen 
D-1 . 1 
D-1.2 
in die die individuellen Mengen der Konsumgüter X und Y so-
wie der Produktionsfaktoren Arbeit (L) und Kapital (K) ein-
gehen. Die beiden Gruppen von privaten Haushalten werden al-
so wiederum funktional unterschieden, wobei wir, ebenso wie 
im aggregierten Modell, annehmen, daß die gesamtwirtschaft-
liche Faktorausstattung konstant ist. Die privaten Haushalte 
beziehen ihr Einkommen aus dem Einsatz der Produktionsfakto-
ren Arbeit und Kapital sowie aus individuellen Transferzah-
lungen des Staates (GL und GK). Das verfügbare Haushaltsein-
kommen beträgt also 
D-2 .1 
D-2.2 
wobei P~ und P; die (Netto-)Preise für die Produktionsfakto-
ren Arbeit und Kapital darstellen. Die Summe der einzelwirt-




Dabei ist G = GL + GK die Höhe der insgesamt an den privaten 
Haushaltssektor fließenden staatlichen Transferzahlungen. 
Wie im aggregierten Modell wird angenommen, daß die privaten 
Haushalte ihr gesamtes Einkommen zu Konsumzwecken ausgeben. 
Es gilt demnach: 
D-3 h L,K 
Aus der Nutzenmaximierung unter der Nebenbedingung eines ge-
gebenen Nettoeinkommens, d.h. aus l) 
D-4 
für h = L,K, folgen (neben der Budgetrestriktion D-3) als 
notwendige Optimalbedingungen: 
D-5 h L,K 







1) Wir vernachlässigen hier den konstanten Produktionsfaktor 
in der Nutzenfunktion, weil er für die Optimierung keine 
Rolle spielt. 
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Im Optimum muß demnach die Grenzrate der Substitution (die 
dem Verhältnis der Grenznutzen aus dem Konsum der beiden Gü-
ter X und Y entspricht) gleich dem (Brutto-)Preisverhältnis 
P~/P; sein. 
Aus den notwendigen Bedingungen für das Verbrauchsoptimum 





Die Veränderung der individuellen Realeinkommen messen wir 
wiederum als das nominale Einkommensäquivalent einer (margi-
nalen) Veränderung des Nutzenniveaus. Das totale Differential 
der Nutzenfunktionen in D-1 lautet für h = L,K: 
D-8 
Daraus erhält man unter Verwendung der Optimalbedingungen in 
D-5 die relative Veränderung des individuellen Realeinkommens: 
D-9 h L ,K; vgl. 5-1 
~h und yh sind die relativen Veränderungen der Nachfrage 









h X y h L,K D-10 nx -h- ny -h-
eN eN 
Man bezeichnet diese Ausgabenanteile auch als durchschnitt-
liche Ausgabeneigung der beiden Haushalte für die Konsum-
güter X und Y. Sie ergänzen sich zu Eins, d.h. 
D-11 h L,K 
Aus dem totalen Differential der Einkommensgleichungen in 
D-3 erhält man für h = L,K l) 
D-12 
so daß man die Realeinkommensgleichung D-9 unter Verwendung 
der Beziehung D-11 und mit Hilfe einer einfachen Erweiterung 
schließlich in der folgenden Form schreiben kann: 
D-13 h L,K 
Zur Weiterentwicklung dieser Gleichung betrachten wir zu-
nächst das gesamte verfügbare Einkommen des Haushaltssektors 
von der Entstehungsseite (vgl. D-2.3). Die F'aktoreinkommens-
anteile sind 
1) Wie immer verwenden wir relative Differentiale, die durch 
ein "A" gekennzeichnet sind. Es ist also beispielsweise 
Ah h h 
eN = deN/eN 
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D-14 
Zusammen mit den Transfereinkommensanteilen ergänzen sie 
sich jeweils zu Eins, d.h. 
D-15 
Aus dem totalen Differential von D-2 erhält man unter Ver-
wendung dieser Beziehungen 
4L 4 GL 
(GL-P*) D-16. 1 e -P* L N L L 
eN 
4K 4 GK 
(2K_;r) 
eN 4 4 
D-16.2 e -P* K +7< nK(P:-Pr) N L 
eN eN 
Aggregiert man diese Veränderungen des realen (d.h. in Ein-
heiten des Numeraire-Gutes Arbeit gemessenen) verfügbaren 
Einkommens der beiden Gruppen, so erhält man für die priva-
ten Haushalte insgesamt: 
D-16.3 
Für die Ver~nderu~g ?es Preises Py 4gi:t analog zur Beziehung 
2-15.4 mit PLY = Pr+tLY und PKY P;+tKY: 
D-17 
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Setzt man D-16 und D-17 sowie B-39 in D-13 ein, so erhält 
man nach einigen Umformungen: 
D-18. 1 
D-18.2 
Zur Anwendung vgl. 5-5 und 5-9. 
Aggregiert man die individuellen Realeinkommensveränderungen, 




eN RL + eN RK 
eN eN 
G 
(G-Ptl - (nxt~+nyt~) + nf (P;-Pr) 
eN 
Diese Gleichung ist mit Gleichung C-9 des aggregierten Mo-
dells identisch. Die darin enthaltenen gesamtwirtschaftlichen 




Die gesamtwirtschaftlichen durchschnittlichen Ausgabeneigun-
gen nx und ny entsprechen der Summe der mit den Einkommens-
anteilen gewichteten individuellen Ausgabenanteilen, d.h. 
D-20 




wobei die individuellen (marginalen) Belastungssätze bt und 
AK 
bt definiert sind als 
D-22 
Als letzte Größe in Gleichung D-18.3, deren Aggregation noch 
zu erläutern ist, verbleibt nf. Sie ist in B-18 definiert. 
Es gelten die folgenden Beziehungen zwischen der gesamtwirt-
schaftlichen und der einzelwirtschaftlichen Ebene: 
D-23 
Diese Beziehung kann noch in einer anderen Form dargestellt 
werden, die bei der Aggregation der individuellen Nachfrage-









K K 1 
eN (nXfKX+nYfKY) 
-L L 




K K ] 
eN (nXfKX+nYfKY) 
n~ und n~ (h = L,K) sind die marginalen Konsumneigungen der 
beiden Gruppen für die Güter X und Y. Sie hängen, wie noch 
gezeigt wird (vgl. D-32 und D-33), eng mit den Einkommensela-
stizitäten der Konsumgüternachfrage zusammen. 
Mit der Darstellung von nf ist die Erläuterung der Aggrega-
tion der gesamtwirtschaftlichen Größen in Gleichung D-18.3 
abgeschlossen. 
In den Gleichungen D-18 sind die (relativen) Veränderungen 
des individuellen bzw. des gesamtwirtschaftlichen Realein-
kommensniveaus angegeben. Hir wollen nun kurz auf die rela-
tive Inzidenz eingehen. Unter der Voraussetzung, daß alle 
Haushalte die gleiche durchschnittliche Ausgabeneigung haben 
(n~ = n~ = nx) erhält man aus D-18 als (absolute) Veränderung 
der relativen Einkommensoosition der Bezieher von Lohn- und 
Vermögenseinkommen: 
D-25 h L,K 
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Dabei wurde angenommen, daß die relative Einkommenssituation 
der jeweiligen Gruope im Ausgangsgleichgewicht durch ihren 
Nettoeinkommensanteil gekennzeichnet ist. Die Auswirkungen 
der Besteuerung auf die relative Einkommenssituation einer 
Gruppe werden daher durch die Veränderung des Anteils am 
(realen) verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte gemes-
sen. Wenn man nun weiterhin davon ausgeht, daß die Transfer-
zahlungen des Staates auf alle Haushalte gleichmäßig ver-
teilt werden, und zwar in der Form 
D-26 
so erhält man schließlich aus D-25 unter Berücksichtigung der 
Beziehungen in D-18: 
L 
L - eN 4 4 D-27.1 dr nK(Pi-Pfl eN 
L K 
K eN 4 4 eN 4 4 D-27.2 dr nK(P;-Pfl nL(P;-P~) eN eN 
Wie man sieht, hängt die (absolute) Veränderung der relativen 
Einkommensposition der beiden Gruppen von den ursprünglichen 
Einkommensanteilen und von der Veränderung des relativen Kapi-
talpreises ab. Zur Analyse vgl. Abschnitt 4.1, Gleichung 4-1. 
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D.2. Die aggregierten (marginalen) Nachfragefunktionen 1 ) 
Bildet man das totale (relative) Differential der individu-
ellen Nachfragefunktionen nach den Gütern X und Y (vgl. D-7), 
so erhält man nach einer Trennung der Substitutions- und Ein-
kommenseffekte in Anlehnung an A-14 bis A-16 und in Verbindung 
mit D-9: 
D-28.1 ih 
-h A* .... 
+ Eh Rh Exx<Px-Pyl Xe 
h L, K 
D-28.2 ;h 
-h ... * .... 
+ Eh Rh Eyy(PY-PX) Ye 
-h -h h h 
EXX' Eyy und EXe' EYe sind die individuellen Preis- und Ein-
kommenselastizitäten der Nachfrage. Da die gesamtwirtschaft-
liche Nachfrage der Summe der einzelwirtschaftlichen Nachfrage-
mengen entspricht, gilt 
D-29 X y 
Durch Einsetzen der individuellen (marginalen) Nachfrage-
funktionen erhält man 
A A XL 
EL RL + XK EK RK D-30. 1 X -* * * Exx<Px-Pyl + -X Xe X Xe 
A A yL 
EL RL YK EK RK D-30.2 y E* (P*-P*) + - + -yy y X y Ye y Ye 
-* -* EXX und Eyy sind die aggregierten gesamtwirtschaftlichen 
Preiselastizitäten der Nachfrage nach den Gütern X und Y. 
Es gilt 
1) Dieser und der folgende Abschnitt (D.3.) beziehen sich 
auf Abschnitt 5.2. im Text. Vgl. insbes. Fußnote 1, s. 239. 
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D-31 . 1 
D-31 .2 
Wir wollen noch kurz auf die individuellen Einkommenselasti-
zitäten der Nachfrage eingehen, denn sie enthalten die mar-
ginalen Ausgabeneigungen, die bei der Erklärung der Einkorn-
mensredistributionseffekte im Nachfragebereich eine zentrale 





eN -h N 




eN -h eN 
Ye -----ii yh ny yh aeN 
-h d -h · d d · . 1 ( . k ) . nX un ny sin ie margina en Ein ornrnens- Konsumneigungen. 
Durch Erweiterung mit den jeweiligen Konsumgüterpreisen er-
hält man aus D-32 die marginalen Ausgabeneigungen: 




D-33.2 *-h Pyny 
h h 
nYEYe 
Die marginalen Ausgabeneigungen addieren sich zu Eins (analog 
zu A-15.3), d.h. für h = L,K gilt 
D-33.3 
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D.3. Die Lösung des disaggregierten Modells 
Da die Erweiterung des Modells nur in einer Disaggregation 
der Nachfrageseite besteht, ist der Lösungsweg prinzipiell 
der gleiche wie für das,allgemeine Modell 2-15 bzw. für das 
entsprechende Zwei-Sektoren-Modell. Wir gehen daher in ähn-
licher Weise vor wie bei der Darstellung in Anhang B. 1 l Zu-
nächst werden die (marginalen) gesamtwirtschaftlichen Nach-
fragefunktionen in Abhängigkeit von den relativen Faktor-
preisen und den staatlichen Realtransfers angegeben. Da sich 
auf der Angebotsseite nichts verändert, kann man die (margi-
nalen) Angebotsfunktionen - ebenfalls in Abhängigkeit von den 
relativen Faktorpreisen - dazu verwenden, nun mit Hilfe der 
Gleichgewichtsbedingungen auf den Konsumgütermärkten die Lö-
sung für die endogenen Variablen, d.h. für die relativen Fak-
torpreise und die staatlichen Realtransfers, abzuleiten. 
Die (marginalen) gesamtwirtschaftlichen Nachfragefunktionen 
der privaten Haushalte nach den Gütern X und Y sind in D-30 
bereits angegeben. Setzt man die Beziehungen zwischen den 
relativen Konsumgüterpreisen und den relativen Faktorpreisen 
(vgl. B-39) sowie die einzelwirtschaftlichen Realeinkommens-
veränderungen (~gl. D-18) in diese Gleichungen ein, so er-
hält man nach einer Reihe von Umformungen: 
D-34.1 X 
XL EL GL (GL_;*) 
XK EK GK (GK_;*) + - L + - K X Xe L X Xe L 
eN eN 
+ E* (t*-t*J - [t EL bL + XK EK bK] XX X Y Xe t x Xe t 
1) Vgl. insbesondere die Gleichungen B-30 ff. In Anhang B hatten 
wir einen Umweg gewählt, um die relativen Konsumgüterpreise 
in Abhängigkeit von den exogenen Variablen darzustellen. Die 
(marginalen) Angebots- und Nachfragefunktionen wurden daher 
in Abhängigkeit von den Konsumgüterpreisen angegeben (vgl. 
B-34 und B-41) und dann in die (marginalen) Gleichgewichts-
bedingungen auf den Konsumgütermärkten eingesetzt (vgl.B-51). 




D-34.2 y (-E~ylFI + nfyl (P;-P~) 
Die (marginalen)Angebotsfunktionen in Abhängigkeit von den 
relativen Faktorpreisen und den staatlichen Aktionsparametern 
sind in den Gleichungen B-38 angegeben. Unter Verwendung der 
(marginalen) Gleichgewichtsbedingungen auf den Konsumgüter-
märkten folgt daher 
D-35.1 
D-35.2 
o~ und a; sind globale Elastizitäten, die die Nachfrage- und 
Angebotsreaktionen auf den beiden Märkten für die Konsumgüter 




Das Vorzeichen dieser Größen läßt sich nicht ohne weiteres 
eindeutig bestimmen. Da die Nachfrageelastizitäten negativ 
und die Angebo~selastizitäten (bei normaler Angebotsreaktion, 
d.h. bei JzAJ JFI > 0) positiv definiert sind, ist zumindest 
das Vorzeichen der ersten Komponente in den beiden Gleichun-
gen D-36 eindeutig: für a~ ist es negativ und für a; ist es 
positiv. Eine hinreichende (aber nicht notwendige) Bedingung 
für a~ < 0 wäre demnach nfxlzAJ < 0. Sie tritt ein, wenn z.B. 
die marginale Ausgabeneigung der Lohnbezieher für das Gut X 
größer ist als die marginale Ausgabeneigung der Kapitalisten 
für dieses Gut (so daß n~/n~ > 1 ist und nfX < 0 werden muß, 
vgl. D-24.2, weil nf immer kleiner als Null ist, vgl. B-18) 
und zugleich das Gut X kapitalintensiv hergestellt wird (so 
daß JzAI > o ist). Die hinreichende Bedingung dafür, daß un-
ter den gleichen Produktionsverhältnissen (jzAJ > O)a; > 0 
ist, wird erreicht, wenn nfY > 0 ist. Notwendig (aber nicht 
hinreichend) dafür ist die Annahme, daß n~/n~ <1 ist (vgl. 
D-24.3), was aus der ersten Annahme (n~/n~ > 1) zwingend 
folgt. Wir wollen bei unserer Analyse unterstellen, daß a~ < o und a; > o gilt. 
Die übrigen Bestandteile des Gleichungssystems D-35 lassen 
sich nach Substitutions- und Einkommenseffekten im Nachfrage-
bzw. im Produktionsbereich trennen. Die Größen b~ und b~ sind. 
definiert als die mit den jeweiligen Ausgabenanteilenge-
wichteten Steuersatzänderungen (vgl. D-22). Die mit den Ein-
kommenselastizitäten multiplizierten Komponenten in D-35 re-
präsentieren daher die Einkommenseffekte einer Veränderung 
staatlicher Aktionsparameter, d.h. der Steuersätze oder Trans-
ferzahlungen. Sie berühren, ebenso wie die durch Veränderun-
gen der Steuersätze ausgelösten Substitutionseffekte 
A A A A 
E~X(t~-t~) und E~y(t~-t~) ausschließlich den Nachfra2ebereich. 
~ie Angebotsreaktionen werden dagegen in den Größen SfX und 
SfY erfaßt, die die Faktorsubstitutionseffekte von Steuersatz-
änderungen auf den Faktormärkten angeben, denn es gilt 1 ) 
1) Zur Definition der in D-37 enthaltenen Angebotselastizitä-




Die beiden Gleichungen in D-35 liefern die Lösungen für die 
relativen Faktorpreise sowie die (endogenen) staatlichen 
Transferzahlungen, die dann zur Bestimmung der einzelwirt-
schaftlichen Steuerlasten in die Gleichungen D-18 eingesetzt 
werden können. Die Art wie man das Gleichungssystem D-35, 
insbesondere die daraus hervorgehende staatliche Budgetrestrik-
tion (in ihrer komparativ-statischen Form als "equal yield 
condition") für die Inzidenzanalyse verwendet, hängt jedoch 
von der jeweiligen Fragestellung ab. Dem Staat stehen als 
Aktionsparameter die Transferzahlungen an die Lohnbezieher 
(GL) und an die Kapitalisten (GK) sowie die Steuersätze tx,ty, 
tKX'tKY' tLX' tLY zur Verfügung. Wenn der Staatshaushalt aus-
geglichen sein soll, muß sich jedoch eines dieser Instrumente 
endogen anpassen können. 1 ) Da die Transferzahlungen des Staates 
nun nach bestimmten Einkommensgruppen differenziert werden, 
lassen sie sich im Rahmen der Budgetinzidenz nicht mehr als 
eine einheitliche endogene Größe behandeln. Vielmehr muß 
die Transferverteilung exolizit festgelegt werden. 2 ) Dies 
soll im nächsten A.bschnitt erfolqen. 
1) Vgl. dazu die Ausführungen in Abschnitt 2.4. 
2) In D-35 liegen zwei Gleichungen zur Bestimmung von zwei 
endogenen Variablen vor. Wenn das System nicht unterbe-
stimmt sein soll, kann man nicht zugleich den relativen 
Kapitalpreis und zwei verschiedene Arten von Transferzah-
lungen, und zwar die an die Lohnbezieher und die an die 
Kapitalisten, endogenisieren. Man kann die Realtransfers 
an eine der beiden Gruppen endogen festlegen, wobei die 
Höhe der Transfers an die andere Gruppe endogen bestimmt 
wird. Man kann aber auch die Zahl der Endogenen dadurch 
reduzieren, daß man das Verhältnis, in dem die Transfers 
an die beiden Gruppen fließen sollen, von vornherein fest-
legt. 
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D.4. Integrierte Steuer-Transfer-Politik 
D.4.1. Allgemeines 
In diesem Abschnitt sollen die Grundlagen für die Analyse 
der Verteilungswirkungen eines redistributiven Einkommen-
steuer-Transfersystems dargestellt werden (vgl. a. Abschnitt 
5.3.1., Gleichung 5-3). Wir gehen davon aus, daß bei einer 
Veränderung des Steuer-Transfer-Systems die zusätzlichen 
Transfers des Staates an die privaten Haushalte in einem vor-
gegebenen Verhältnis den beiden Einkommensgruppen - Lohnbe-
zieher und Kapitalisten - zufließen, und zwar so, daß 
D-38 
ist. Bei y = sind die (zusätzlichen) Transfers gleichver-
teilt. Ist y > 1 (y < 1), so erhalten die Kapitalisten mehr 
(weniger) Transfers als die Lohnbezieher. 
Aus der Summe aller einzelwirtschaftlichen Transfers ergibt 
sich unter Verwendung der Beziehung D-38 die folgende gesamt-
wirtschaftliche Veränderung der realen staatlichen Transfer-
ausgaben: 





eN eN L eN L 
y* 
GL 
(GL-P*) L L 
eN 
y* ist eine Transfer-Verteilungskomponente, die bei einer 
Gleichverteilung der (marginalen) Transferausgaben ebenfalls 
den Wert Eins annimmt: 
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D-40 y* 
Zur Bestimmung der relativen Faktorpreise und der (endogenen) 
Realtransfers an die privaten Haushalte gehen wir wiederum 
von dem Grundgleichungssystem D-35 aus. Setzt man dort die 




E~e und E~e sind aggregierte Einkommenselastizitäten, die be-
reits die Transferumverteilung berücksichtigen. Denn es gilt 
D-42.1 Ey 
XL EL XK EK 
Xe x Xe +yx Xe 
D-42.2 Ey 
YL EL YK EK 
Ye y Ye +yy Ye 
Die (durch !ZA! dividierte) Koeffizientendeterminante des 
Gleichungssystems D-41 ist 
D-43 ci* cr*EY - cr*EY X Ye Y Xe 
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Da die Einkommenselastizitäten in der Regel positiv sind und 
angenommen wird, daß die Größen o~ und o; entgegengesetzte 
Vorzeichen haben (o~ < 0 und o; > O; vgl. die Erläuterungen 
zu D-36), ist die Koeffizientendeterminante des Gleichungs-
systems D-41 normalerweise negativ (ä* < 0). 
D.4.2. Allgemeine Einkommen- und Verbrauchsteuern 
Wenn neben der Transferpolitik nur proportionale Einkommen-
und Verbrauchsteuern (te und tc) als steuerpolitische Instru-
mente einqesetzt werden, gilt (unter Berücksichtigung der 







Unter dieser Voraussetzung enfallen in D-41 die !aktor~ub-
stitutionseffekte im Produktionsbereich, so daß sfX = Sfy= O 
ist (vgl. D-37). Das gleiche giltAfü~ die Substitutionseffekte 
im Nachfragebereich, denn es ist t~-t~ = 0. Auf der rechten 
Seite von D-41 verbleiben also nur die Einkommenseffekte, die 
sich aber wegen D-44.2 wesentlich vereinfachen, so daß das 




[ZA[ (t +t ) 
C e 
E~e und E;e sind ebenfalls aggregierte Einkommenselastizitä-
ten. Sie enthalten jedoch nicht, wie D-42, die (Transfer-) 









Ye y Ye y Ye 
Für den relativen Kapitalpreis erhält man aus D-45 unter Be-
rücksichtigung der Beziehungen zwischen Einkommenselastizitä-
ten und marginalen Ausgabeneigungen (vgl. D-33): 
D-47 
Für die (marginalen) Transfers an die Lohnempfänger erhält 
man aus D-45 die Lösung 
D-48 
Durch die Erweiterung dieser Gleichung und unter Berücksich-
tigung von D-39 erhält man schlieSlich nach einer Reihe von 




D.4.3. Differentialinzidenz spezieller Verbrauchsteuern 
Während bisher nur allgemeine Einkommen- und Verbrauchsteu-
ern betrachtet wurden, soll nun die Inzidenzanalyse um die 
Wirkungen spezieller Verbrauchsteuern erweitert werden. Wir 
untersuchen das in Abschnitt 5.3.2. (S. 258 - 260) darge-
stellte Steuersystem, das einerseits aus einem progressiven 
Einkommensteuer-Transfer-System besteht (vgl. dazu auch die 
Erläuterungen zu Gleichung 5-3) und andererseits bei der 
Verbrauchsbesteuerung eine Tarifdifferenzierung für Güter 
des lebensnotwendigen Bedarfs (tyl und für "normale" Güter 
(txl enthält. Aus modelltechnischen Gründen (vgl. die Er-
läuterungen am Ende von Abschnitt D.3.) gehen wir davon aus, 
daß die Erhöhung der Verbrauchsteuersätze und der Transfers 
an die privaten Haushalte exogen festgelegt wird, während 
die Veränderung des proportionalen Einkommensteuersatzes te 
endogen ist. 
Das Grundgleichungssystem D-35, aus dem die Wirkungen der 
Steuerpolitik auf die endogenen Größen - hier sind es die 
Veränderungen des relativen Kapitalpreises und des Einkommen-
steuersatzes - abzuleiten sind, muß entsprechend angepaßt 
werden. Zunächst gilt hinsichtlich der Belastungssätze: 
A 
D-50.1 t* X te + tx 
D-50.2 t* t + ty y e 




+ <nxtx+nytyl e 
D-51.2 
AK KA KA 
bt t + <nxtx+nytyl e 
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Die Klammerausdrücke in den letzten beiden Gleichungen sollen 
folgendermaßen zusammengefaßt werden: 
0-52. 1 
D-52.2 
Da auch in diesem Steuersystem annahmegemäß keine verzerren-
den Steuern auf die Faktoreinkommen erhoben werden, entfal-
len in G~eichung D-35 wiederum die Faktorsubstitutionseffekte 
SfX und sfY (vgl. D-37). Die mit den speziellen Verbrauchsteu-
ern verbundenen Einkommenseffekte kürzen wir ab: 
D- 53. 1 EX 
XL 
EL bL + XK EK bK 
X Xe V X Xe V 
D- 53. 2 Ey 
YL EL bL YK EK bK y + -Ye V y Ye V 
Das Gleichungssystem D-35 erhält dann unter Berücksichtigung 
der Beziehung D-38 und der Definitionen in D-42 und D-46 die 
Form 
D-54 lcr~ a* y 
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Die (durch -lzAI dividierte) Koeffizientendeterminante dieses 
Gleichungssystems hat eine ähnliche Form wie D-43, enthält 
jedoch nicht den (Transfer-)Umverteilungsfaktor y. Sie lautet 
D-55 ä* 
und soll als negativ (Ö* < 0) angenommen werden (vgl. die 
Erläuterungen zu D-43). 




(P*-P*)Ö* K L 
A A 
+ lzAI (EYeEX-E~eEY) 
- 1zA1 (E;er•:fe-E~eEiel G~ (2L_;~) 
eN 
Unter Berücksichtigung der Definition der aggregierten Ein-
kommenselastizitäten und Einkommenseffekte in den Gleichun-
gen D-42, D-46 und D-53 sowie der Beziehungen zwischen mar-
ginalen Ausgabeneigungen und individuellen Einkommenselasti-
zitäten erhält man schließlich nach einer Reihe von Umfor-
mungen (vgl. 5-7 und 5-8): 
.... .... .... .... 
D-57 (P:-Pr)Ö* =-(E~X+Eyyl IZAI (tx-tyl 
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Die zweite Komponente auf der rechten Seite von Gleichung 
D-57 stellt den Einkommensredis~ributionseffekt dar, den wir 
(nach Division durch [ZA[) mit ERF abkürzen: 
D- 58 ERF 
Für die endogene Veränderung des Einkommensteuersatzes ergibt 
sich aus Gleichungssystem D-54 die Lösung 




+ (o*EY -o*EY ) GL (GL_;*) 
X Ye Y Xe L L 
eN 
Abschließend soll die gesamtwirtschaftliche Realeinkommens-
veränderung (Mehrbelastung) abgeleitet werden. Wir gehen zu 
diesem Zweck von Gleichung D-18.3 aus. Unter der Vorausset-
zung, daß das in 5.3.2. dargestellte Einkommensteuer-Trans-
fer-System und sµezielle Verbrauchsteuern als steuerooliti-
sche Instrumente einoesetzt werden, lautet sie: 
D-60 R 
Den Bruttoeinkommenseffekt der Steuerpolitik, d.h. die direk-
ten Auswirkungen einer Veränderung der Steuersätze bzw. der 
Transferausgaben auf das gesamtwirtschaftliche R~aleinkommen, 
multiplizieren wir mit cr* und kürzen ihn ab mit RT. Es ist 
also 
D-61 R R__ + nf(PK*-PL*) ä* ~"'!' 
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wobei für den (erweiterten) Bruttoeinkommenseffekt unter Be-
rücksichtigung von Gleichung D-39 die Beziehung 
D-62 
4 
[ GL AL A A A A ] 
R_ = y* - (G -P*)-t -(n t +n t) ä* -~ eL L e X X y y 
N 
gilt. Setzt man ä* (vgl. D-55) in diese Gleichung ein, so er-
hält man nach einigen Umformungen und unter Verwendung von 
Gleichung D-57: 
D-63 
Unter Berücksichtigung der Definitionen der Elastizitäten 
in D-36 und B-43 sowie der Größen nfX und nfY in D-24 ist 
D-64 
Setzt man D-64 in D-63 ein und verwendet dann~ in Gleichung 
D-61, so ergibt sich schließlich (vgl. 5-12) 
D-65 R 
Die Größen nf und bf sind in B-18 und B-29.2 definiert. Wenn 
im ursprünglichen Gleichgewicht keine Steuern erhoben werden, 
gilt (in Verbindung mit B-25) nf = bf = o, so daß wegen D-64 
auch 
D-66 0 
wird. Außerdem verschwindet in diesem Fall, wie D-65 zeigt, 




Symbolverzeichnis 1 l 
A. Allgemeines Modell 2 ) 
partielle Faktornachfrageelastizität (Substitutions-
elastizität), d.h. relative Veränderung der Nachfrage 
nach dem Produktionsfaktor min der Industrie i in 
Abhängigkeit von der relativen Veränderung des Brutto-
preises des Produktionsfaktors 1 in der Industrie i 
bei konstantem Produktionsniveau; A-38 
gesamtwirtschaftliches verfügbares Einkommen der pri-
vaten HaushalteA(Haushalts~etioeinkommen); 2-3; A-4; 
A-10 und A-11 (eN); 2-19 (eN-P;) 
Haushaltsnettoeinkommen des Haushalts h; 2-33, 2-39; 
2-40 (eh-p*) N M 
Netto-Faktoreinko1:J!Ille~ aus dem Einsatz des Produktions-
faktors m; 2-41 (ei-P~) 
em = P*Z 
F mm 
Matrix der kompensierten Preiselastizitäten der Nach-
frage [n x (n-1) J; A-54.1 
Matrix der mit den Ausgabenanteilen gewichteten Ein-
komme~selastizitäten der Nachfrage [n x n bzw. n x 
(n-1) J; A-54.4 
Vektor der Einkommenselastizitäten der Nachfrage mit 
denn Elementen Eie; A-54.5 
Matrix der mit den Faktoreinkommensanteilen fmi ge-
wichteten Einkommenselastizitäten der Nachfrage 
[n x (M-1)]; A-54.2 
Einkommenselastizität der Nachfrage nach dem Gut i; 
vgl. A-14 
Preiselastizität der Nachfrage nach dem Gut i in Ab-
hängigkeit von dem Preis des Gutes j; A-14 
kompensierte Preiselastizität der Nachfrage nach dem 
Gut i in Abhängigkeit von dem Preis des Gutes j; A-14 
1) Die Zahlenangaben beziehen sich auf Gleichungen, in denen 
die jeweiligen Größen definiert bzw. benutzt werden. Glei-
chungen mit Buchstaben befinden sich im mathematischen An-
hang (S. 296 ff.), Gleichungen ohne Buchstaben im Text. 
2) Das Gesamtmodell ist in 2-14 bzw. (in komparativ-statischer 













Anteil der Bruttokosten (einschließlich Steuern) des 
Produktionsfaktors min der Industrie i an den gesam-
ten Produktionskosten in dieser Industrie; 
fmi = Pmizmi/PiYi; 2-17; A-33 
Differenz zwischen dem Faktorkostenanteil des Produk-
tionsfaktors min der Produktion des i-ten und des 
n-ten Gutes; 2-22; A-49 
fmi = fmi -fmn 
Matrix der Faktorkostenanteile für M-1 Produktionsfak-
toren [n x (M-1 )] ; vgl. A-54. 3 
Matrix der FaktOrkostenanteile fmi [(n-1) x (M-1 l]; A-51 
Determinante der Matrix F 
Gesamtsumme der monetären (Netto-)Transferzahlungen 
des Staates an die privaten Haushalte ("lump-sum trans-
fers" abzüglich "lump-sum taxes"); 2-13 
Gesamtsumme der monetären Transferzahlungen des Staates 
an die privaten Haushalte; vgl. 2-13 
Gewinne in der Industrie i; nur in A-20 
Laufindex für die privaten Haushalte h = 1, ... ,H 
Anzahl der privaten Haushalte 
Mengenindex; 2-43 
Laufindizes für die Konsumgüter bzw. Industrien 
i = 1, ••. ,n; j = 1, ... ,n 
Lagrange-Funktionen; vgl. z.B. A-2 
Laufindizes für die Produktionsfaktoren 
1 = 1, .•. ,M; m = 1, ... ,M 
Anzahl der Produktionsfaktoren 
erweiterte Matrix der Substitutions- und Einkommens-
effekte im Angebots- und Nachfragebereich; A-68 
Mp = [Mp, EeG/eNJ 
Matrix der Substitutions- und Einkommenseffekte im 
Angebots- und Nachfragebereich [n x (M-1 )J ; A-67 















Anteil der Konsumausgaben für das Gut i am verfügba-
ren Einkommen (Haushaltsnettoeinkommen) der privaten 
Haushalte; 2-16; A-9 
ni = PiXi/eN 
Anteil der Konsumausgaben für das Gut i am verfügba-
ren Einkommen (Haushaltsnettoeinkommen) des Haushalts 
h; 2-35 
h _ * h/ h ni - Pixi eN 
Anteil des Nettofaktoreinkommens des Produktionsfak-
tors am Haushaltsnettoeinkommen; 2-16; A-9 
nm = p;zm/eN 
Nettopreis (Erzeugerpreis) des Gutes i; 2-10 
Bruttopreis (Verbraucherpreis) des Gutes i; 2-10 
Nettopreis (Verbraucherpreis) des Produktionsfak-
tors m; 2-10 
Bruttopreis (Erzeugerpreis) des Produktionsfaktors m 
in der Industrie i; 2-10 
Vektor der Bruttopreise (Verbraucherpreise) für die 
Konsumgüter; vgl. A-50 
Vektor der Bruttopreise (Erzeugerpreise) für die Pro-
duktionsfaktoren; vgl. A-27 und A-31 
Vektor der Veränderungen der relativen Brutto-Faktor-
preise P1 j/PMj; A-57 
Vektor der Veränderungen der relativen Brutto-Güter-
preise P1/P~; A-50 
Vektor der Veränderungen der relativen Netto-Faktor-
preise P:/P~; A-50; A-69 (Lösung) 
diskrete Veränderung des Realeinkommens; 2-47 
"compensating variation" (diskret); 2-50 
"equivalent variation" (diskret); 2-49 
Harbergersches Maß für die Mehrbelastung; 2-51 
relative Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Real-
einkommens (Mehrbelastung); 2-42; 3-7 und C-4 (allge-
meine Gleichung für die Mehrbelastung) 
i 
SZj 











relative Realeinkommensveränderung (Steuerlast) des 
Haushalts h; 2-37 
Matrix der Angebotselastizitäten si1 [n x (M-1)]; A-65.1 
Matrix der mit den Faktorkostenanteilen fmi und den 
Faktoreinsatzanteilen Zmi gewichteten Faktorsubsti-
tutionselastizitäten [Mx n] ; A-57 
Elastizität des Güterangebots in der Industrie i in 
Abhängigkeit von den relativen Netto-Faktorpreisen; 
2-24; A-62.2 




slm = Alm/fli 
relative Veränderung der Nachfrage nach dem Produk-
tionsfaktor 1 in der Industrie i bei einer relativen 
Veränderung des Bruttopreises des Faktors min der 
gleichen Industrie unter der Voraussetzung eines kon-
stanten Outputs von Yi 
Elastizität des Güterangebots in der Industrie i in 
Abhängigkeit von den relativen Brutto-Faktorpreisen 
in der Industrie j; 2-24; A-62.1 
allgemeiner proportionaler Verbrauchsteuersatz; 2-11 
allgemeiner proportionaler Einkommensteuersatz 
Steuersatz auf den (wertmäßigen) Verbrauch des Konsum-
gutes i (spezielle Verbrauchsteuer); 2-8 
einheitlicher proportionaler Steuersatz auf den Er-
trag des Produktionsfaktors m; 2-9; 2-11 
(tmi = tm für i = 1, •.. ,n) 
einheitlicher proportionaler Steuersatz auf alle Fak-
toreinkommen in der Industrie i; vgl. 3-19. 
Steuersatz auf den Ertrag des Produktionsfaktors min 
der Industrie i; vgl. 2-9 
Veränderung der gesamten auf einem Gut bzw. einem Wirt-
schaftszweig liegenden Steuerbelastung (in Form einer 
yerän2eruQg gewichteter Steuersätze); 2-21; A-47; 












Veränderung der gesamten auf den Faktoreinkommen eines 
Wirtschaftszweiges liegenden Steuerbelastung (mit Ko-
stenanteilen gewichtete Veränderung der Faktorsteuer-
sätze) · 2-21· A-47 
tfi = i fmit~i 
Vektor ~er yeränderungen der relativen Faktorsteuer-
sätze (t1 j-tMj); vgl. A-64 
Vektor 2er.Veränderungen der relativen Gesamtsteuer-
sätze (t!-t~); vgl. A-50 
gesamtwirtschaftliches Steueraufkommen aus allen Steu-
erarten 
Pauschalsteuerbetrag, nominal ("lump-sum tax"); vc:rl.2-13 
Steueraufkommen aus den Steuern auf die Faktoreinkom-
men; 2-9; 
TF = I:mTm 
Spezielle Verbrauchsteuern auf das Gut i; Ti= tiPiXi; 
vgl. 2-8; 3-7 
Steueraufkommen auf das Einkommen des Faktors m; 
Tm= I:itmipmizmi;vgl. 2-9; vgl. 3-7 
Summe der speziellen Verbrauchsteuern; 2-8; TV= I:iTi 
Wohlfahrtsniveau der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrts-
funktion U = U (X 1 , ... ,Xn); A-1; 2-1 
Individuelles Nutzenniveau des Haushalts h; Nutzenfunk-
tion des Haushalts h; 2-32 
uh = uh<x?,···•xH> 
Grenznutzen des i-ten Konsumgutes; A-3; ui = au/axi 
Wohlfahrtsniveau der sozialen Wohlfahrtsfunktion; 5-13 
Vektor der (marginalen) gesamtwirtschaftlichen Nach-
frage nach Konsumgütern; A-53 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage nach dem Konsumgut i; 
2-2; A-5; 2-20 und A-16 (X.) 
1 
Nachfrage des Haushalts h nach dem Konsumgut i; vgl. 
2-32; 2-34 (marginale Nachfrage) 
Y Vektor des (marginalen) gesamtwirtschaftlichen Ange-
bots an Konsumgütern; A-57 
Y. 
1 




angebotene Menge des Konsumgutes i; 2-5; A-17; 2-23 
und A-60 (marginales Angebot); 
Yi = Yi(z 1i, ... ,zMil Produktionsfunktion 
Anteil des Produktionsfaktors m, der in der Produktion 
des Gutes i eingesetzt wird; 2-18 
zrni = zmi/zm 
Matrix der physischen Faktorintensitäten bzw. der Fak-
toranteile zmi; vgl. A-57 
Determinante der Matrix ZA 
gesamtwirtschaftlicher Faktoreinsatz des Produktions-
faktors m; A-20 
Einsatz des Produktionsfaktors min der Industrie i; 
2-6; A-31; A-40 (marginale Faktornachfrage) 
Lagrangescher Multiplikator; 
Grenznutzen des (Hausahltsnetto-)Einkommens 
Lagrangescher Multiplikator; 
Grenznuten des (Haushaltsnetto-)Einkommens für Haus-
halt h 
Inputkoeffizient, d.h. mengenmäßiger Einsatz des Pro-
duktionsfaktors min der Industrie i je Einheit des 
Outputs von Gut i; A-19; A-27· A-37 (~ ) • ' mi ' 
Timi = zmi/Yi 
relativer Inputkoeffizient~ vgl. A-26; 






B. Zwei-Sektoren Modell 
Differenz zwischen den Faktoreinsatzverhältnissen 
der Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit in den 
Industrien X und Y; vgl. 3-34; B-23.1 
Bestandteil des gesamtwirtschaftlichen Einkommens-
effekts von Steueränderungen; 4-21; B-29 
Verteilungsgewicht in der sozialen Wohlfahrtsfunk-
tion; 5-14 
mit den individuellen Ausgabenanteilen der Lohnbe-
zieher (L) bzw. der Kapitalisten (K) gewichtete Ver-
änderungen der Steuersätze; D-22 
Summe der mit den Kostenanteilen in der Industrie X 
gewichteten Faktoreinsatzverhältnisse; B-23.2 
gewichtete Summe der Faktorsubstitutionselastizitäten; 
3-48; B-50 (CK); B-55 (CL); 
CK +CL= ÖL+ ÖK; vgl. Erläuterung zu B-55 
gewichtete Summe der Faktorsubstitutionselastizitäten; 
B-45 
steuerbedingte Verzerrungskomponente auf den Faktor-
märkten; 3-15; vgl. Anhang C.3. 
Bestandteil der Determinante IFI; 3-38 
Bestandteil von dF; 3-16; C-16 
Indikator für die Verzerrung des Produktionsoptimums; 
relative Abweichung zwischen den Grenzraten der Faktor-
substitution in den Sektoren X und Y; 3-12 
Indikator für die Verzerrung der optimalen Produktions-
struktur; relative Differenz zwischen der Grenzrate der 
Substitution (rN) und der Grenzrate der Transformation 
(rA); 3-17 
gesamtwirtschaftliche Nachfrageelastizität in Abhängig-
keit von den relativen Konsumgüterpreisen; 4-18; B-37 
gesamtwirtschaftliche Nachfrageelastizität für das 
Gut X bzw. Y in Abhängigkeit von den relativen Konsum-
güterpreisen; 3-22; B-35 
Haushaltsnettoeinkommen; D-2; B-31 (relative Verände-
rung); 2-30 und D-16 (rel. Veränderung; real) 
Netto-Faktoreinkornmen aus dem Einsatz des Produktions-
faktors Arbeit (L) bzw. Kapital (K); 2-31 
E;e,E~e 
Exx'EYY 





Haushaltsnettoeinkommen der Lohnbezieher (L) bzw. 
der Kapitalisten (K); D-2, D-3 
Einkommenseffekte im disaggregierten Modell; D-53 
Einkommensredistributionseffekt im disaggregierten 
Modell; 5-8; D-58 
gesamtwirtschaftliche Einkommenselastizitäten der 
Nachfrage nach den Gütern X und Y 
Einkommenselastizitäten der Nachfrage der Kapitali-
sten (h=K) bzw. der Lohnbezieher (h=L) nach den Gü-
tern X und Y; D-32 
aggregierte Einkommenselastizitäten der Nachfrage mit 
Verteilungskomponente y; D-42 
aggregierte Einkommenselastizitäten der Nachfrage; D-46 
gesamtwirtschaftliche kompensierte Elastizitäten der 
Nachfrage nach den Gütern X und Y in Abhängigkeit von 
ihrem eigenen Preis 
kompensierte Preiselastizitäten der Nachfrage der Ka-
pitalisten (h=K) bzw. der Lohnbezieher (h=L) nach den 
Gütern X und Y in Abhängigkeit von ihrem eigenen 
Preis; vgl. D-28 
aggregierte kompensierte Preiselastizitäten der Nach-
frage nach den Gütern X und Y; D-31 
(Brutto-)Faktorkostenanteile des Faktors Kapital in 
den Industrien X und Y; B-3 (auch fLX' fLY) 
Differenz der Faktorkostenanteile in den Industrien 
X und Y· 3-35• B-5· 
[F[ = (fKX-fK~) = ~ (fLX-fLY) 
Gesamtsumme der monetären (Netto-)Transferzahlungen 
des Staates an die privaten Haushalte ("lump-sum trans-
fers" abzüglich "lump-sum taxes") 
Transferzahlungen an die privaten Haushalte, nominal 
Transferzahlungen des Staates an die Lohnbezieher (L) 
und Kapitalisten (K); vgl. D-2 
kombinierte Steuersätze auf den Faktormärkten (Ver-
zerrungsfaktor); 3-13; C-12 
kombinierte und gewichtete Steuersätze auf den Fak-





gesamtwirtschaftlicher Einsatz des Produktionsfak-
tors Kapital (Kx, Ky: sektoraler Kapitaleinsatz) 
gesamtwirtschaftlicher Einsatz des Produktionsfak-
tors Arbeit (LX, Ly=· sektoraler Arbeitseinsatz) 
Matrix der Einkommens- und Substitutionseffekte im 
Angebots- und Nachfragebereich; 2-28; B-15 
Determinante der Matrix~; B-27 
gewichtete (negative) Summe des Steueraufkommens; 
2-29; B-17; B-18; D-23 (Aggregation) 
Bestandteile von nf im disaggregierten Modell; vgl. 
D-24 
Anteil des Netto-Faktoreinkommens des Produktionsfak-
tors Kapital (K) bzw. Arbeit (L) am gesamtwirtschaft-
lichen Haushaltsnettoeinkommen; D-14 
nK = P:K/eN; nL = P~L/eN 
Anteil der Konsumausgaben für die Güter X und Y am 
Haushaltsnettoeinkommen; B-14, D-20 (Aggregation) 
Anteil der Ausgaben der Kapitalisten (h=K) bzw. der 
Lohnempfänger (h=L) für die Güter X und Y am Haus-
haltsnettoeinkommen; D-10 
marginale Konsumneigung der Kapitalisten (h=K) bzw. 
der Lohnbezieher (h=L) für die Güter X und Y; vgl. D-32 
einheitlicher Bruttopreis der Produktionsfaktoren 
Kapital (K) und Arbeit (L) in den Sektoren X und Y 
Nettopreis (Verbraucherpreis) der Produktionsfakto-
ren Arbeit (L) und Kapital (K) 
Bruttopreise (Erzeugerpreise) der Produktionsfakto-
ren Kapital (K) und Arbeit (L) in den Sektoren X und Y 
Nettopreise (Erzeugerpreise) der Konsumgüter X und Y 
Bruttopreise (Verbraucherpreise) der Konsumgüter X 
und Y 
Grenzrate der Transformation; 3-14 
Grenzraten der Faktorsubstitution in den beiden Wirt-
schaftszweigen X und Y; 3-11 
Anteil des realen Steueraufkommens am realen verfüg-
baren Einkommen der privaten Haushalte; 4-2 
rN 
K L r , r 
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Grenzrate der Substitution im Konsumbereich; 3-14 
Anteil des Realeinkommens der Kapitalisten (K) bzw. 
der Lohnbezieher (L) am gesamtwirtschaftlichen Real-
einkommen; 4-1 und D-27 (Veränderung) 
gesamtwirtschaftliche Veränderung des Realeinkommens 
(Mehrbelastung); 3-18, D-18.3 (Aggregation) 
relative Veränderung des Realeinkommens der Kapitali-
sten (K) bzw. der Lohnbezieher (L); 4-8; 5-1; D-9 
Sekundäreffekte der Steuerinzidenz; 5-11 
Brutto(einkommens)effekte der Steuerinzidenz; 5-10 
einheitliche Faktorsubstitutionselastizitäten in den 
Sektoren X und Y; vgl. Ableituncr von 3-40 
gesamtwirtschaftliche Angebotselastizität in Abhängig-
keit von den relativen Netto-Güterpreisen PX/Py; 
3-32; B-47 
gesamtwirtschaftliche Angebotselastizität für die Gü-
ter X und Y in Abhängigkeit von den relativen Netto-
Güterpreisen PX/Py; 3-30; B-43 
SXK'SYK: Angebotselastizitäten für die Güter X und Y in Abhängig-
keit von dem relativen Netto-Kapitalpreis; B-12 
S~L,SiL: Faktorsubstitutionselastizitäten in den Industrien X 
und Y; B-8 
Angebotselastizitäten für das Gut bzw. Y in Abhi'ingigkeit 
von den relativen Brutto-Faktorpreisen in den Indu-
strien X und Y; B-7 und B-22 
SfX'SfY: Faktorsubstitutionseffekte einer Veränderung der Be-
steuerung auf den Faktormärkten; D-37 
tc' t allgemeiner proportionaler Verbrauchsteuersatz V 
t allgemeiner proportionaler Einkommensteuersatz e 
tK, tL einheitlicher Steuersatz auf die Kapitaleinkommen (K) 
bzw. die Arbeitseinkommen (L) 
tKX'tKY: Steuersätze auf den Kapitaleinsatz bzw. die Kapitaler-
träge in den Industrien X und Y 
tLX'tLY: Steuersätze auf den Arbeitseinsatz bzw. die Arbeits-
einkommen in den Industrien X und Y 
multiplikative Kombination von Steuersätzen auf den 
















Veränderung der gesamten auf dem Gut bzw. dem Wirt-
schaftszweig X bzw. Y liegenden Steuerbelastung (in 
Form gewichteter Veränderu~ge~ der speziellen Steu-
ersätze); 2-27; B-2; B-6 (t~-t~) 
mit Faktorkostenanteilen gewichtete Summe der Ver-
änderungen der ~teu~rsätze auf Faktoreinkommen; 
vgl. B-2; B-6 (tfX-tfyl 
einheitliche Veränderung der Faktorsteuersätze in dem 
Wirtschaftszweig X; vgl. 3-19 
Veränderung der relativen Faktorsteuersätze in den 
Sektoren X und Y; B-44 
gesamtwirtschaftliches Steueraufkommen aus allen Steu-
erarten, nominal 
Pauschalsteuerbetrag, nominal ("lurnp-surn tax") 
Steueraufkommen aus den Steuern auf die Faktoreinkorn-
rnen, nominal 
Steuern vorn Kapitaleinkommen, nominal 
Steueraufkommen aus den speziellen Verbrauchsteuern 
auf die Güter X und Y, nominal 
Steueraufkommen aus den speziellen Verbrauchsteuern, 
nominal 
Individuelles Nutzenniveau bzw. Nutzenfunktion der 
Kapitalisten (K) bzw. der Lohnbezieher (L); D-1 
Gesamtwirtschaftliche Menge des Konsumgutes X; B-32 
(marginale Nachfrage); B-42 (marginales Angebot) 
Nachfrage der Kapitalisten (K) bzw. der Lohnbezieher 
(L) nach dem Konsumgut X; D-7; D-28 (marginale Nachfr.) 
Gesamtwirtschaftliche Nachfrage nach dem Konsumgut Y; 
B-32 (marginale Nachfrage); B-42 (rnarg. Angebot) 
Nachfrage der Kapitalisten (K) bzw. der Lohnbezieher 
(L) nach dem Konsumgut Y; D-7; D-28 (rnarg. Nachfrage) 
zKX'zKY: Anteile der Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit 
in den Wirtschaftszweigen X und Y; B-10 
ZLX'ZLY 
ZA Matrix der physischen Faktorintensitäten; vgl. JzAI 
JzAI Determinante der Matrix ZA; 3-33 
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Zwei-Sektoren-Modell 
ax, ay: Parameter der CES-Produktionsfunktionen für die Kon-







Parameter der CES-Produktionsfunktionen; vgl. 3-40 
Verteilungsfaktor der staatlichen Transferzahlungen; 
5-3; D-38 (y); D-40 (y*) 
Summe der gewichteten Faktorsubstitutionselastizitä-
ten in den Industrien X und Y; B-13; 3-23 und B-48 
(ÖL+ÖK) 
Lagrangescher Multiplikator 
Grenznutzen des (Haushaltsnetto-)Einkommens 
Lagrangesche Multiplikatoren 
Grenznutzen des (Haushaltsnetto-)Einkommens der Kapi-
talisten (K) bzw. der Lohnbezieher (L) 
Parameter der CES-Produktionsfunktionen für die Konsum-
güter X und Y; vgl. Ahleitunq von 3-40 
gesamtwirtschaftliche Elastizität; C-20 
gesamtwirtschaftliche Faktorsubstitutionselastizität; 
B-53; vgl. a. B-59 
Koeffizientendeterminanten; D-43, D-55 
globale Elastizitäten auf den Märkten für die Konsum-
güter X und Y; D-36 
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